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Vor wort 


Durch Jahre wurde dieſes Buch bedacht und vorbereitet. Es ſollte als Vor⸗ 
läufer einer umfaſſenden Darſtellung der innern Reichs politik von 1876 bis 
1879 eine Geſamtcharakteriſtik des in ihrem Mittelpunkte ſtehenden Fürſten 
Bismarck verſuchen. Nun, da die Stunde gekommen iſt, das Buch niederzu⸗ 
ſchreiben, haben ſich die Zeiten völlig geändert. Ein Weltkrieg entwertet alle 
bisherigen Grundlagen für das Urteil über den Helden und ſchafft deren neue. 

Bismarck hat das an phyſiſchen und geiſtigen Kräften reichſte Volk der Erde 
unter der Führung des preußiſchen Königtums ſtaatlich organiſiert. Darauf 
mußte ein europäiſcher Gegenſtoß nach menſchlichem Ermeſſen erfolgen. In 
Bismarck ſelbſt iſt ſchon auf den Schlachtfeldern Frankreichs das Bewußtſein 
aufgekommen, daß das, was er eben geſtaltete, die entſcheidende Probe ſeiner 
Macht und Leiſtuugsfähigkeit noch zu beſtehen haben werde. Er ahnte, daß auch 
eine Kunſt wie die ſeine nicht hinreichen würde, dem deutſchen Volk einen Krieg 
mit mehreren Fronten zugleich zu erſparen. Er ſuchte nur den Krieg ſo lange 
als möglich zu verzögern. Noch ein Vierteljahrhundert über Bismarcks Kanzler⸗ 
ſchaft hinaus iſt dieſe Friedenspolitik auch ſeinen Nachfolgern geglückt. Das 
Reich ſchlug unterdeſſen feſte Wurzeln in den Boden deutſcher Nation und ent⸗ 
faltete dicht und breit ſein Gezweige. Dreiundvierzig ruhige, der innern Ent⸗ 
wicklung geweihte Jahre floſſen ſeit der Begründung der deutſchen Einheit 
dahin. An dem Tage jedoch, da ſich des erſten Kanzlers Todestag zum 16. Mai 
jährte, mußte der Kaiſer Deutſchland in Kriegsgefahr erklären. Die Nation 
rüſtete ſich ſchon, am folgenden 1. April die hundertſte Wiederkehr des Ges 
burtstags Bismarcks mit Gepränge zu feiern. Nun rüſtete fie ſich zum 
Kriege. Die Geſchichte ſelbſt übernahm es, des großen Mannes hundert; 
jährigen Geburtstag mit furchtbarer Kriegsflamme zu erhellen und zu feiern. 
Wird Bismarcks Gebilde, von ihr verzehrt, dem Gegenſtoß Europas erliegen und 
damit die Größe des Helden ſelbſt wieder erbleichen? Wird die Probe genialere 
Anſtrengungen der Führer, opferreichere Leiſtungen der Nation heiſchen, ſo 
daß die Tage von 1870 hinter den neuen zurücktreten und mit ihnen auch das 
Maß ihres Meiſters für unſer Auge kleiner wird? Oder werden die Ereigniſſe, 
die wir miterleben, erſt den rechten Unterbau türmen, von dem herab der 
Schöpfer unſerer Einheit und Stärke die Zukunft feines Volkes auf Jahr⸗ 
hunderte hinaus als deſſen gewaltigſte ſtaatsmänniſche Erſch einung beherrſch en 
wird. 


Kein einzelner darf fih eines Urteils über die mutmaßliche Entfheidung 
vermeſſen, während Gott und die in unſerm Reiche waltenden Kräfte noch am 
Werke ſind. Dagegen iſt es nicht nur erlaubt, ſondern für den Hiſtoriker im 
Augenblicke ſogar die packendſte Aufgabe, über Bismarcks Perſönlichkeit Rechen⸗ 
ſchaft zu legen und das Geflecht ſeiner politiſchen Anſichten und ſeines Wirkens 
noch einmal auszubreiten. Solche Rückſchau kann nur dazu dienen, der Nation 
die Umſchau in der neuen Welt, in die ſie durch den Krieg geſtellt wird, zu 
erleichtern. 


Vor wort zur zweiten Auflage 


Die zweite Auflage erſcheint wenige Monate nach der erſten. In weſentlichen 
Teilen iſt die Darſtellung ergänzt worden. Um den Umfang des Buches in den 
von vornherein beabſichtigten Grenzen zu halten, wurde in der erſten Nieder⸗ 
ſchrift nur die auswärtige Politik Bismarcks mit gleichmäßiger Ausführlichkeit 
behandelt, die innere Politik dagegen bloß in ihren Höhepunkten — Bundes⸗ 
verfaſſung, Kulturkampf, Entfernung von den Liberalen und Geſetzgebung 
der Jahre 1878 bis 1880 — eindringend gekennzeichnet. Die Einheit des Buches 
litt darunter. Es konnte auch das Verſtändnis der innern Politik des Kanzlers 
nicht ſo gefördert werden, wie es erwünſcht iſt. Bei der bloßen Andeutung 
der verbindenden Fäden waren endlich Ungenauigkeiten der Formulierung 
kaum zu vermeiden. Hier ſucht die zweite Auflage in der erſten Unterlaſſenes 
nachzuholen. Einer vollſtändigen Neubearbeitung wurde die Erzählung der Jahre 
nach 1880 unterzogen. Nachdem Italien vom Dreibund offen abgefallen iſt, 
dürfte das letzte Bedenken gegen eine nichts mehr verhüllende Skizze des 
politiſchen Ausganges Bismarcks während des Krieges geſchwunden ſein. Eine 
kurze kritiſche Literaturüberſicht ſowie ein Namenverzeichnis beſchließen die 
zweite Auflage. 
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„Nihil human a me alienum puto.“ 
Aus einem Briefe Bismarcks an die Cottaſche Buchhandlung 18. März 1892. 
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Erich Marcks hat 1908 Bismarcks Ent wicklung vom Kinde 
bis zum Manne geſchildert. Die Schilderung füllt den bisher 
erſchienenen Band ſeines Lebens des Kanzlers. Marcks hat darin 
den noch erreichbaren Stoff erſchöpfend dargeboten. Seine 
liebevolle Verſenkung ins einzelne iſt in der deutſchen Geſchichts⸗, 
literatur bei gleicher Meiſterſchaft der wiſſenſchaftlichen Methode 
und Er zählungskunſt wohl ohnegleichen. Jede Angabe, die zu 
tieferm Nachſpüren anreizt, wird von Marcks ebenſo gründlich 
wie geiſtreich hin und hergewandt, bis die erwägens werten 
Geſichts punkte faſt ohne Ausnahme aufgedeckt find. Das ſtets 
ſorgſam bedachte Urteil wird oft in überraſchend glücklichen, 
klaren Wendungen gefällt. Daher genügt es hier, die wichtigſten 
Tatſachen der Jugendgeſchichte feſtzuhalten, die Hauptſtriche 
des Werdeganges Bismarcks zu ziehen. Nicht alle fallen mit 
den Strichen, wie Marcks ſie beſtimmte, zuſammen. Auch 
Einzelheiten werden anders ausgelegt. Ausdrückliche Hin weiſe 
darauf in jedem beſondern Falle erübrigten ſich aber, da das 
Marcksſche Buch leicht von jedem Leſer zum Vergleich mit dieſem 
herangezogen werden kann. 

Die äußern Umſtände ſeines Lebens erſcheinen ſchon in 
Bismarcks Jugend mannigfach mit der allgemeinen deutſchen 
Zeitgeſchichte verklammert, ſo daß ſich die Einſchnitt bildenden 
Jahre mit ebenſolchen der nationalen Ent wicklung decken. Bis⸗ 
marcks Eltern heirateten wenige Wochen vor dem Ausbruch 
des Krieges, der nach den Niederlagen von Jena und Auerſtädt 
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in den Jahren 1806 und 1807 dem preußiſchen Staate die ent⸗ 
ſcheidende Wendung für das eben angebrochene Jahrhundert 
gab. Als Bismarck ſelbſt die Welt zuerſt beſchrie, erhielten die 
preußiſchen Truppen Befehl, gegen den von Elba wiederge— 
kommenen Korſen nach Belgien und Bellealliance zu mar⸗ 
ſchieren, und beeilten ſich die Staatsmänner des Wiener Kon⸗ 
greſſes, den Deutſchen Bund zu ſchließen, durch den die deutſche 
Einheit nach der Auflöſung des alten Reiches, obwohl nur 
locker, erneuert wurde. Er ging 1832 im Todesjahre Goethes 
zur Univerſität und hat ein Jahr ſpäter auf ſtudentiſcher 
Wanderfahrt, in der literariſch empfänglichſten Zeit des Lebens, 
im Sterbehauſe des Dichters zu Weimar geweilt. Als Bismarck 
eben die Kämpfe um ſein Inneres durchgekämpft hatte, er⸗ 
hob ſich die Bewegung des Revolutionsjahres 1848, und öffnete 
ſich das Feld öffentlicher Tätigkeit weit vor dem zur vollen 
Selbſtbeherrſchung gelangten Mann. Von 1864 bis 1890 war 
er dann berufen, die mitteleuro päiſchen Ereigniſſe der Geſchichte 
perſönlich beſtimmend weiter zuführen. Indeſſen auch nach 
ſeinem Sturze berührten ſich das allgemeine Geſchehen und ſein 
perſönliches Schickſal noch einmal nahe. Er ſtarb, als die erſten 
Anzeichen des gegen wärtigen Krieges aufleuchteten. In ſeinem 
Todesjahre wurde der Grund zur deutſchen Flotte gelegt, und 
wich Frankreich aus Faſchoda vor England zurück. 

Der Stammbaum Bismarcks iſt bis ins 13. Jahrhundert 
zurückverfolgt worden. Damals war das Geſchlecht mit dem 
alt märkiſchen Städtchen Stendal verknüpft. Schon vom 14. Jahr⸗ 
hundert an gehörte es zu der Oberſchicht, den „ſchloßgeſeſſenen“ 
Familien des altmärkiſchen Adels. Die Zugehörigkeit zu ihm 
wahrten die Bismarcks auch dann noch, als ihr Geſchlecht von den 
Hohenzollern in der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts zum 
Teil auf das rechte Ufer der Elbe abgedrängt wurde. Das dort 
gelegene Gut Schönhauſen wurde der Sitz des jüngern Zweiges 
der Familie. Einmal von der Stadt aufs Land übergeſiedelt, 
haben ſich die Bismarcks ganz und gar die Gewohnheiten und 
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Neigungen des oſtdeutſchen Adels angeeignet. Sie lebten als 
Landwirte oder Offiziere; die Mitglieder des ältern Zweiges 
nahmen auch höhere Richter- oder Ver waltungsſtellen an. 
König Friedrich Wilhelm I. zählte die Familie wiederholt unter 
den trotzigen und ungehorſamen Familien auf, um derent⸗ 
willen er feinen Sohn vor den Alt märkern warnte. In einzelnen 
Angehörigen erreichte das Geſchlecht gewiſſe vorläufige Höhe; 
punkte. Klaus v. Bismarck war im 14. Jahrhundert Rat und 
Hauptmann des Magdeburger Erzbiſchofs, dann Hofmeiſter 
des Kurfürſten von Brandenburg. Aus der ältern Linie brachte 
es nach der Verzweigung etwa Levin Friedrich zum Geheimen 
Staats; und Juſtizminiſter unter Friedrich dem Großen und 
Ludolf Auguſt gleichzeitig zum ruſſiſchen General. In der 
jüngern Linie bewährte ſich um die Wende des 17. Jahrhunderts 
Auguſt v. Bismarck als beſonders erfolgreicher Mehrer des 
Fa miliengutes. Auch in Hinter pommern erwarb das Geſchlecht 
ſtattlichen Beſitz. Bismarcks Vater Ferdinand, der der Schön; 
hauſer Linie entſproßte, verkörperte das durchſchnittliche Weſen 
der Familie. Höhere Eigenſchaften und Ehrgeiz mangelten 
ihm. Dafür war er deſto kerniger, geſünder und reicher an 
Saft. Die Kraft des halbtauſendjährigen Geſchlechts ſammelte 
ſich gleichſam in ihm, um gleich darauf in ſeinem Sohne der 
äußerſten, dem Geſchlechte zugänglichen Höhe zuzuſtreben. 
Ganz anders war es um Bismarcks Mutter beſtellt. Sie 
war bürgerlicher Herkunft, ihre Vorfahren erſt Kaufleute im 
Oldenburgiſchen, dann Profeſſoren in Leipzig und Helmſtedt, 
bis ihr Vater, vielgewandt und ehrgeizig, ſein Glück mit gutem 
Gelingen im preußiſchen Staatsdienſt ſuchte. Er wurde noch 
unter Friedrich dem Großen Sekretär im königlichen Kabinett. 
Seine Rolle hat er in den erſten Jahren Friedrich Wilhelms III. 
geſpielt, da er zu des Königs Art in deſſen Frühzeit trefflich paßte. 
Mencken war mehr neuerungsluſtig und am altpreußiſchen 
Staatsweſen verzagt, als fähig zu Verbeſſerungen. Stets 
blieb er in der Bildung des 18. Jahrhunderts befangen. Er 
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war kein ſtarker Menſch, jedoch arbeitſam und unterrichtet, ein 
rechter Beamter nach Auffaſſung und Streben. 180r ſtarb er. 
In Wilhelmine Mencken lebte die Art des Vaters fort. Schön 
und beweglich, erlangte ſie als junges Mädchen, trotzdem ihr 
Vater nicht mehr war, ihre Stellung in der höfiſchen Geſell⸗ 
ſchaft Berlins und Potsdams. Siebzehnjährig heiratete ſie 
wider Er warten in Ferdinand v. Bismarck einen doppelt ſo 
alten Landedelmann. Ein Bekannter hat gelegentlich in einem 
Augenblicksbild den ganzen Gegenſatz der Tochter Menckens 
und des Mannes aus dem altmärkiſchen Hauſe feſtgehalten. Sie 
klagte bei einem Beſuche über die Schwäche ihrer Nerven, be— 
hauptete hellſehend zu ſein, erzählte, daß ſie ſich magnetiſier en 
laſſe, und daß es ihr helfe. „Der Mann aber klagte, daß ſie 
bei aller Clairvoyance doch nicht hätte vorherſehen können, daß 
die Wollpreiſe gegen Ende des Wollmarktes niedriger als zu 
Anfang desſelben ſein würden.“ 

Der künftige Reichskanzler iſt aus der Ehe der Eltern als das 
vierte Kind hervorgegangen. Seinen Vornamen Otto ver⸗ 
dankte er der Familie der Mutter. Die Bedeutung der Mutter 
für den Sohn liegt wohl darin, daß ſie in das langſam fließende 
Blut des Bismarckiſchen Geſchlechts durch ihre Herkunft und 
ihr Weſen ein aufwirbelndes Element brachte, wodurch es 
wieder raſcher und ſtärker ſtrömte und die aufgeſpeicherte Kraft 
ſich entlud. Wo dagegen einzelne Eigenſchaften des Sohnes auf 
die Natur der Mutter zurückweiſen, löſt ſich der Zuſammenhang 
bei genauerem Vergleich. Ehrgeizig wie ſie, iſt er nie geweſen. 
Man rühmte ihr Verſtandesklarheit nach; es fehlte auch dem 
Sohne nicht daran, aber die ſeine war eher von dem ruhigen 
Schlage ſeiner oſtdeutſchen Standesgenoſſen als von der ſpitzigen, 
nervöſen Art Wilhelminens. Lebenslang unterſchied ſich die 
ſtaatsmänniſche Perſönlichkeit Bismarcks, obwohl er nach 
längerm Schwanken dauernd als Beamter tätig wurde, aufs 
ſchroffſte von der Beamtennatur des alten Mencken. Bismarck 
hat in der vollen Wucht ſeines Wachstums aus dem väterlichen 
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Sta mme emporgeſtrebt. Die Einheit und Kraft feines Willens, 
worauf ſeine politiſche Leiſtung beruhte, erläutert ſich daraus. 
Mit gutem Grunde empfand er ſich lebenslang ausſchließlich 
als Bismarck. 

Als Otto ein Jahr alt war, zogen die Eltern von Schön⸗ 
haufen, wo er geboren worden war, auf die ſoeben an fie ge; 
fallenen pommeriſchen Güter der Familie. Er verlebte hier 
fünf frohe Kinderjahre, die uns durch Briefe der Mutter in 
manch kleinen Zügen vertraut geworden find, Als Mann hat 
Bismarck darum geklagt, daß er ſchon dann, vor vollendetem 
ſiebten Jahre nach Berlin gebracht wurde. Die Mutter übergab 
ihn der Er ziehungsanſtalt eines Peſtalozziſchülers Pla mann, 
die damals von der Mode der guten Geſellſchaft Berlins be; 
günſtigt wurde. Kraus genug ſcheint Plamanns Methode 
die nach 1806 in Preußen gepflegten Ideale einer nationalen 
Erziehung mit den an Aus wüchſen reichen Beſtrebungen 
der Turnerei Jahnſchen Schlages gemiſcht zu haben. Der 
Knabe, den es nach Pommern zog, iſt von dem Kargen 
mit der Nahrung, von dem rohen Ton bei den Leibes⸗ 
übungen, von dem „Teutſchtum“ und dem adelsfeindlichen 
Geiſte der vornehmlich vom Adel und von hohen Beamten be; 
ſchickten Anſtalt abgeſtoßen worden. Ein bitterer Nachgeſchmack 
blieb ihm vom Aufenthalte bei Pla mann zurück. In der Anſtalt 
ſelbſt hat er ohne Zweifel nicht den Kopf hängen laſſen. Nicht 
nur rühmt ein wortr eiches Zeugnis feinen Frohſinn und fein 
gemütlich freundliches Weſen. Packender rühmt beide Eigen 
ſchaften noch das auch künſtleriſch wertvolle Bildnis, das Franz 
Krüger, Berlins beſter Bildnismaler, von dem Elfjährigen 
malte. Ein friſcher, ſchalkhafter Knabe blickt uns daraus ent⸗ 
gegen. Beim Spiel mag er unwillkürlich einer der Anführer 
geweſen ſein. Deshalb braucht darin noch nicht, wie es die 
um Bismarck ſich ſpinnende Heldenſage ſpäter ausdeutete, 
der allen Überlegene zum Vorſchein gekommen zu ſein. „Ein 
nettes Jungchen“, ſo mutete Otto gleich darauf ſeinen tüchtigſten 
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Lehrer an, als er 1827 aufs Gymnaſium, erſt auf das an der 
Ecke der Friedrich- und Kochſtraße, dann auf das vom Grauen 
Kloſter überging. In den fünf Gymnaſialjahren hat ſich 
Bismarck freier und wohler gefühlt als bei Pla mann. Denn 
anfangs wurde in der Berliner Wohnung der Eltern für ihn 
und den ältern Bruder ein eigner Haushalt geführt. Nachher 
nahm ihn jener Lehrer zu ſich, der ihm als einem netten, auch 
geweckten Jungen gut war, und in deſſen Familie Bismarck 
heimiſch wurde. 

Leider ſind wir über die Ein wirkung der einander folgenden 
Er ziehungs⸗ und Unterrichtsanſtalten, einſchließlich der Univer⸗ 
ſitäten, auf Bismarcks geiſtige Entfaltung nicht unterrichtet. 
Er ſelbſt hat einſeitig nur über ſein religiöſes Leben im Zu⸗ 
ſammenhange Rechenſchaft gelegt. Über alles andere entlockte 
ihm höchſtens der eine oder andere Zufall eine Außerung von 
bedingtem Werte. Er hat ſich innerlich vermutlich mehr neben 
als in der Schule ent wickelt. Den Lehrern gegenüber behauptete 
er ſeine Selbſtändigkeit, zuweilen bis zum Trotze. Dagegen 
ſaß er gern in gemütlichem Geplauder bei der noch jungen Frau 
ſeines Penſionsherrn oder über einigen größern Geſchichts⸗ 
werken. Er las ſie aus eignem Antrieb, wie er auch ſeinen 
Schatz an Kenntniſſen der deutſchen und engliſchen Dichtung 
nicht aus Lehr erhand annahm, ſondern ſich erſt als Student 
im Verkehr mit Freunden und in der Einſamkeit ſeiner erſten 
Mannesjahre erwarb. Neben einer früh er wachten Neigung, 
ſich in den eignen vier Wänden gehen zu laſſen, lange zu 
ſchlafen und ſich reichlich bequem zu kleiden, hatte er anſcheinend 
vom Großvater bismarckiſcherſeits Sinn für elegantes Auf⸗ 
treten und Benehmen geerbt. Darüber regte ſich auch die Luſt 
an ſtudentiſchem Treiben und ſtudentiſcher Renommage ſchon 
auf der Schulbank in ihm. Die Zeugniſſe der Gymnaſialzeit 
ſprechen von mannigfacher Ablenkung, ungleichmäßigen Er⸗ 
gebniſſen. Sie loben unbedingt nur ſeine Beſchäftigung mit 
den neuern Sprachen, deren Bevorzugung nicht in der Richtung 
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des damaligen Gymnaſiums lag, und melden etwa noch Gutes 
von ſeiner Teilnahme am Geſchichtsunterricht oder von ſeiner 
wachſenden Herrſchaft über die Mutterſprache. Als ein Schüler, 
dem für ſeine Geſamtleiſtungen nicht die erſte Note zuerkannt 
werden konnte, verließ Bismarck 1832 das Graue Kloſter. 
Willig erſchloſſen hatte er ſich ſo wenig dem eben aufblü⸗ 
henden und ethiſch wertvollen Neuhumanis mus der deutſchen 
Gymnaſien wie vorher den nationalen Er ziehungsidealen Pla⸗ 
manns. Er gab ſich demnächſt auf den Univerſitäten erſt 
recht nicht der an politiſchen Beziehungen zum Teil reichen 
Geiſtesarbeit der Profeſſoren hin. Er belegte wenige Vor— 
leſungen, und mit einer nicht zu überſchätzenden Ausnahme, 
der Vorleſungen des Göttinger Hiſtorikers Heeren, hörte er 
auch die belegten nicht. An der Schwelle ſeiner öffentlichen 
Laufbahn hat er zornig über die Ergebniſſe des preußiſchen 
Schulweſens abgeurteilt. Er nannte am 14. Februar 1851 in 
der Zweiten Kammer die zeitgenöſſiſche preußiſche Abart des 
Abſolutismus, die für ihn „mit der Idee geheimrätlicher All 
gewalt und dünkelhafter Profeſſoren weisheit“ zuſammenfalle, 
„das notwendige Produkt derjenigen preußiſchen Erziehungs⸗ 
methode, die dem Individuum, welches den Experimenten auf 
den Gymnaſien und Univerſitäten unterworfen werde, den 
Glauben an jede Autorität in dieſer und jener Welt nimmt und 
ihm nur den Glauben läßt an die eigne Weisheit und Unfehl⸗ 
barkeit“. Im Gr eiſenalter ſchild erte er ſich ſelbſt in den einleitenden 
Worten der „Gedanken und Erinnerungen“, etwas abweichend 
auch in einer Anſprache als ſolch ein „normales Produkt“ 
der von ihm beſuchten Schulen; er wollte von Plamann deutſch⸗ 
nationale Eindrücke, vom Gymnaſium bur ſchenſchaftliche Stim⸗ 
mungen mitgenommen haben. Um das Jahr 1890 ſah er jedoch 
gerne über die erweisbare Zahl und Stärke hinaus Fäden 
zwiſchen ſeinem geiſtigen Werden und der liberalen wie der 
nationalen Bewegung Deutſchlands im 19. Jahrhundert hin und 
her ſpielen; die „Gedanken und Erinnerungen“ belegen es an 
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vielen Stellen. Freilich noch ſtärker übertrieb er in ſeinem 
Widerſpruchsgeiſt, als er in den 6oer Jahren einen durch feine 
Verhandlungen mit Linksliberalen beſorgten Freund mit den 
Worten abwehrte: Was man geweſen und überwunden, das 
werde man nicht wieder. Tatſächlich hafteten die Eindrücke 
allgemein geiſtigen Inhalts, die er auf den Schulen 
empfing, nur oberflächlich. Der Unterricht wirkte vor allem 
dadurch auf ihn ein, daß er ein Gefühl der Leere und des Un⸗ 
befriedigtſeins, das in der Bruſt des Knaben ſchon aufſtieg, 
beſtändig vermehrte. Das junge Menſchenkind wurde durch 
die Entfernung von daheim und den Unterricht innerlich imm er 
mehr allein gelaſſen. Man erkennt es an dem einzigen Punkte, 
der deutlich beobachtet werden kann, dem Verzichte auf den 
Glauben an einen Gott, der ſich zum Menſchen erbarmend 
herniederneigt. Bismarck wußte noch nach Jahren „die Nacht 
ſo gut“, wo er als Fünfzehnjähriger zum letzten Male gebetet 
„und dann es wiſſentlich gelaſſen“ hatte. Von ſeinem Kon⸗ 
fir mationsunterricht erzählte er drei Jahrzehnte ſpäter Lud wig 
v. Gerlach, daß er ihn nur etwa ſechsmal beſucht und darin 
nichts gelernt habe, obwohl kein geringerer als Schleiermacher 
ihn erteilte. Bismarcks Glaube ſchlug nicht um in völligen 
Unglauben. Er wurde auch nicht im philoſophiſchen Sinne 
des Wortes Deift, Religionsunterricht und Geiſt der Erziehung 
rückten ihm einfach ſeinen Gott, an deſſen Daſein er zu glauben 
fortfuhr, in unnahbar kalte und weite Fernen. 

Später, als der Kampf wider den ihn entmutigenden Zu⸗ 
ſtand ſeiner Seele Bismarck beinahe zu Boden warf, hat er die 
Mutter der Schuld daran geziehen. Obwohl ein Mann die 
erſte Frau, die um ihn gelitten hat und über ihn wachte, gerade 
der Geliebten eher zu lichtreich als kühl zu ſchildern geneigt 
iſt, ſchilderte er ſeiner Braut die längſt Verſtorbene unhold. 
„Meine Mutter war eine ſchöne Frau, die äußere Pracht liebte, 
von hellem, lebhaftem Verſtande, aber wenig von dem, was 
der Berliner Gemüt nennt. Sie wollte, daß ich viel lernen und 
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viel werden ſollte, und es ſchien mir oft, daß ſie hart, kalt gegen 
mich ſei.“ Auch ſonſt belebten ſich immer unfreundliche Er; 
innerungen an ſie. Weil ſie gerne Geſellſchaften gab, hatte der 
Vater in der Berliner Wohnung manche Nacht auf ſein Schlaf⸗ 
zimmer und Bett verzichten müſſen. Weil ſie in die Wochen, 
in denen die Plamannſche Anſtalt Ferien machte, Bade, 
reiſen legte, hatte der Knabe ſelbſt dann nicht auf das geliebte 
Land nach Hauſe gedurft. In der Tat beſtätigt der Ton ihrer 
Briefe an die Kinder, daß ſie ihnen kaum ans Herz greifen 
konnte. Die Mutter ging nicht auf die Art der Kinder ein. Fort⸗ 
währ end er mahnte, er zog und trieb fie fie voran, während der 
Vater ganz Güte und behaglicher Humor war. Sie wollte allezeit 
nur et was aus ihnen machen, fie zu etwas bringen und eben 
zu dem, was ihrem Ehrgeiz ſchmeichelte. Vor allem aber 
verſagte ſie doch auf dem Gebiete der religiöſen und moraliſchen 
Leitung der Kinder, was ihr begabteſter und unbändigſter 
Sohn am tiefſten verſpürte. Da er wies ſich, daß ſie als Fremde 
in das Haus ihres Mannes eingetreten und fremd darin ge; 
blieben war. Den Bismarcks leuchteten andere Lebensſterne 
als ihr. Der Tochter des vom Geiſte der Aufklärung erfüllten 
bürgerlichen Mencken erſchienen als die höchſten Lebensgüter 
eine erfolgreiche Beamtenlaufbahn und „Sinn und Richtung 
zur höhern geiſtigen Bildung, die uns allein das Göttliche 
in unſer er Natur offenbaren kann und, wie ich glaube, auch allein 
uns dermaleinſt wahrhaft zu Gott führen kann“. Ihr Sohn 
dagegen verlangte unwillkürlich nach einem demütigen Glauben 
und herzlicher Frömmigkeit, wovon ſie nichts wußte, und die ſie 
ihm nicht mitzuteilen vermochte. Wie die ehrgeizige, beweg⸗ 
liche Frau die in ihren Erträgen zurückgehenden Güter der 
Bis marckſchen Familie durch vielfältige und übereilte Ver⸗ 
beſſerungsverſuche bis zum Ausgang der zoer Jahre in einen 
recht üblen Stand verſetzte, hat ſie auch ihren großen Sohn 
den Klippen, die auf feinem Lebens pfade lau erten, nur näher zu⸗ 
getrieben. Wohl kam durch Wilhelmine Mencken vermutlich die 
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Bewegung in das Blut der Bismarcks, durch die der Aufſtieg 
des Sohnes vorbereitet wurde. Zunächſt aber mußte er dafür 
den ſchmerzlichen Preis zahlen, daß ſein Herz über das ge⸗ 
wöhnliche Zeitmaß jugendlicher Erregungen hinaus in Unruhe 
blieb und die innern Kämpfe heiß bis dicht an die Grenze des 
Verzehrens ſeiner Kräfte wurden. Dadurch litt das Bild der 
Mutter in der Seele Bismarcks. Sie hatte ihm zu viel Wehes 
angetan. Bei ihren Lebzeiten aber war das Verhältnis noch 
nicht ſo ungut und, als ſie auf dem Sterbebette lag, ſogar 
offen und innig. 

Frau v. Bismarck hatte gewünſcht, daß ſich Otto auf der 
Univerſität dem Studium der Rechte zu wandte, um Diplomat 
zu werden. Einige Jahre darauf zog ſie ſeinen Eintritt in das 
Offizierkorps vor. Dem erſten Wunſche fügte ſich Bismarck, 
iſt deshalb auch wider ſein Vorhaben nicht nach Bonn und 
Genf, ſondern auf die weniger anziehende, aber angeſehenere 
Univerſität Göttingen gegangen. Ohne daß beide voneinander 
wußten, hat ſich hier zum erſten Male ſein Lebens weg mit 
dem Ludwig Windthorſts vereinigt. Windthorſt beendigte vom 
Herbſt 1832 bis zum Herbſt 1833 in Göttingen ſeine Studien. 
Herbſt 1833 ging Bismarck nach Berlin. In Göttingen ver; 
ſchaffte er ſich durch ebenſo ſeltſame wie auffällige Mittel die 
Mitgliedſchaft des vornehmſten Korps, der Hanovera, ver— 
kehrte daneben gern mit Ausländern feinerer Prägung. In 
Berlin beanſpruchte ihn das geſellſchaftliche Leben, das ihm 
durch ſeine Eltern offen ſtand. Doch machte er ſich 1835 gründlich 
an die Vorbereitung für die Prüfungen. Schon vom zweiten 
Semeſter an hatte er ſich vornehmlich an Lehrer gehalten, die 
als Repetitoren gekennzeichnet werden dürfen. Auch die 
ſchriftlichen Arbeiten, die er für das Regierungsreferendariat an⸗ 
fertigen mußte, beweiſen, daß er fleißig, aber ohne tiefere 
wiſſenſchaftliche Teilnahme den Studien oblag; ſie waren ihm 
das Mittel, ſein Ziel, die Zulaſſung zum königlichen Dienſte, 
zu erreichen. Will man ſeine Entwicklung verfolgen, ſo muß 
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man ſich an ſeine Briefe und Ausſagen guter Freunde halten. 
Die Briefe ſind Studentenbriefe, mit allen Spuren der Unreife 
ſolcher Briefe, durchblitzt aber immer wieder — ſei es durch 
die Kraft oder die Plaſtik des Ausdrucks, ſei es durch den Geiſt 
der Einfälle — von Zeichen, daß ein bevorzugter Liebling der 
Vorſehung ſie ſchrieb. Bisweilen, wenn er grauſam wie alle 
Jugend andere, zumal feine adeligen Standesgenoſſen oder 
ſich ſelbſt verſpottete, leuchtet der Genius für einen Augenblick vor 
uns auf. Offenbar gedieh Bismarck in den Berliner Semeſtern 
und dem Jahre danach, da er als Auskultator an den Gerichten 
der Hauptſtadt tätig war, geiſtig vorwärts. Es dämmerte 
ihm auf, daß er vielleicht nicht berufen, wohl aber befähigt ſei, 
andere zu führen und in den Gang der Dinge einzugreifen. 
Was zu meiſt damit zuſammenhängt, der Trieb zum Widerſpruch 
erſt gegen die Anſichten einzelner, bald auch gegen die ihn um⸗ 
gebenden Zuſtände, wuchs in ihm ſchon von Göttingen 
her heran. Einem hannoverſchen Korpsbruder, der den 
Hauptruhm an Waterloo den engliſchen Truppen zu wies, 
rühmte er wie „ein Fuchs mit Anſchauungen aus der Zeit 
Friedrichs des Großen“ Preußen. Stolz betonte er ſein „Ich 
bin ein Preuße, kennſt du meine Farben“. Zur ſelben Zeit 
aber wettete er, daß Deutſchland in zwanzig Jahren geeinigt 
ſein werde; denn ein Amerikaner hatte ihn durch abſchätziges 
Reden über die deutſchen Verhältniſſe geärgert. Auf dem 
Berliner Boden entwickelte ſich dann ſeine Abneigung gegen 
die dort vorherrſchenden Gewalten, den Liberalismus als 
Kulturbewegung und das Beamtentum. Aufgeſproßt muß ſie 
freilich ſchon vorher ſein. Denn warum ſonſt unterzeichnete 
er ſich eines Tages in Göttingen nicht mehr als „Bismarck aus 
Berlin“, ſondern als „Bismarck aus Pommern“? Liberalis⸗ 
mus und Beamtentum ſtanden untereinander in vielfältigen 
Beziehungen. Sie gelangten in den zoer Jahren des 19. Jahr: 
hunderts zur vollkommenen Durchbildung und luden daraufhin 
zu ihrer breiteſten Entfaltung aus. Bismarcks Mutter hatte 
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von je auf die beiden Gewalten als die höchſten des Lebens 
geſchworen. Der Sohn wehrte ſie kühl von ſich ab. Der Libe⸗ 
ralismus ſchien ihm vor allem oppoſitioneller Geſellſchaftsklatſch 
zu ſein. Mit einem Blick auf deſſen Hauptvertreter Varnhagen 
von Enſe warf er ſpäter einmal hin: in Berlin „redete alle 
Welt mit dieſer malitiöfen Impotenz“. An feinem Urteil änderte 
auch nichts, daß es andere, edlere Arten des zeitgenöſſiſchen 
Liberalismus gab. Er nahm die Gelegenheit kaum wahr, ſie kennen 
zu lernen. Den Namen Dahlmanns, des Lehr meiſters und Führers 
eines Liberalismus, der maßvoll konſtitutionell nach geſchichtlichen 
Unterlagen ſuchte, erwähnte er nicht einmal, während ſich die übrige 
akademiſche Jugend in Göttingen zu deſſen Füßen drängte. 
In die Schriften des 1831 zu Berlin geſtorbenen Philoſophen 
Hegel, der heute mit Vorliebe als Konſervativer gezählt wird, 
aber doch mit tauſend Wurzeln in ſeiner liberalen Umwelt 
ſteckte, ſchaute Bismarck wenigſtens hinein; fie blieben ihm 
indeſſen „unverſtanden“. Auch am Beamtentum ſah er nichts 
als den Zopf, obwohl gerade das preußiſche Beamtentum in 
den vergangenen zwei Jahrzehnten das ſchwere Werk der An⸗ 
gliederung der Rheinlande und Weſtfalens an den oſtelbiſchen 
Staatskern geleiſtet und ſoeben noch den Zollverein zuſtande 
gebracht hatte. Ein halbes Jahrhundert nachher hat ſich Heinrich 
v. Treitſchke in ſeiner „Deutſchen Geſchichte im 19. Jahrhundert“ 
mit aller Leidenſchaft ſeines Gefühls an der Arbeitsfülle und 
Pflichttreue dieſes Beamtentums berauſcht. Bismarck wurde 
von demſelben Beamtentum durch deſſen Mangel an Seele, 
an Urſprünglichkeit und ſchöpferiſcher Kraft abgeſtoßen. So hat 
er beide Gewalten nicht als Lebensmächte empfunden. Jede 
von ihnen war für ihn in ihrer Art nur ein Inbegriff von Ohn⸗ 
macht. Er ſetzte ſich nicht mit ihnen auseinander, ſondern ließ 
ſie nicht erſt an ſich heran. Keinen ſchlagendern Beweis kann 
man dafür verlangen, wie wenig tief die allgemein geiſtigen 
Einflüſſe der Schulzeit in ihn eingedrungen waren; denn 
andernfalls hätten ſie ihn zu jenen hinführen und für ſie ein⸗ 


Jugendjahre 23 
nehmen müſſen. Einen hochgemuten Jüngling zieht es zu 
Lebensmächten, die er bewundern kann. Daß er keine fand, 
ſtimmte Bismarck als Studenten blaſiert. Er gefiel ſich darin, 
daß ihn angeblich Menſchliches kaum noch rührte, gab der 
ſich regenden Sinnlichkeit Spielraum und zeigte ſich den 
Freunden „ſkeptiſch bis zum Extrem“. Inzwiſchen bedrückte 
ihn in Wahrheit das Gefühl der Leere von Jahr zu Jahr tiefer. 
Er harrte, und es offenbarte ſich ihm nichts, wofür er Leben 
und Kraft einſetzen mochte. Über der Welt, in der der junge 
Bismarck lebte, dem Preußen der ſich zum Ende neigenden 
Regierung Friedrich Wilhelms III., lag es wie ein grauer, licht⸗ 
loſer Tag; die Luft war kaum bewegt. Kein Wunder, daß ſich 
der Jüngling in einem dem Genius natürlichen Verlangen 
wenigſtens im Spiel unverſehens aufquellender Gedanken 
gegen die Gebundenheit ſeiner politiſchen Umgebung 
auflehnte. Die Ausſicht, daß Preußen nicht lange ſo bleiben 
könne, wie es war, und Umwälzungen folgen würden, ver⸗ 
ſuchte Bismarck. „Konſtitutionalismus unvermeidlich“, warf er 
eines Tages ſeinem kurländiſchen Freunde Keyſerling hin; „auf 
dieſem Wege zu äußern Ehren.“ Die Verſuchung kehrte wieder. 
Im September 1838 ſchrieb er in Berufs zweifeln einer Ver; 
wandten: „Für wenige berühmte Staatsmänner, namentlich 
in Ländern abſoluter Verfaſſung, war übrigens wohl Vater⸗ 
landsliebe die Triebfeder, welche ſie in den Dienſt führte; viel 
häufiger Ehrgeiz, der Wunſch, zu befehlen, bewundert und 
berühmt zu werden. Ich muß geſtehen, daß ich von dieſer 
Leid enſchaft nicht frei bin, und manche Auszeichnungen, wie die 
eines Soldaten im Kriege, eines Staats mannes bei freier Ver⸗ 
faſſung, wie Peel, O'Connell, Mirabeau uſw., eines Mit⸗ 
ſpielers bei energiſchen politiſchen Bewegungen, würden auf 
mich eine jede Überlegung ausſchließende Anziehungskraft üben, 
wie das Licht auf die Mücke.“ Wie waren doch der triſche 
Agitator, der Redner der franzöſiſchen Revolution und der der 
Demokratie nachgebende konſervative Parteiführer engliſcher 
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Nationalität Bismarcks Weſensart fo fremd! Die Beruz 
fung auf ſie beweiſt deshalb nur, daß Bismarck noch gar 
keinen feſten Grund unter ſeinen Füßen auftauchen fühlte. So 
ſicher er auch vor ſeiner Ver wandten das Gegenteil behauptete, 
ſo gehörte er dennoch in die Reihe der wenigen „berühmten 
Staatsmänner“, die nicht an erſter Stelle der Stachel des 
Ehrgeizes vor wärts trieb. Als ihm feine Gedanken 1834 oder 
1835 im Geſpräch mit Keyſerling die äußern Ehren vorgegaukelt 
hatten, die der Konſtitutionalismus ihm eintragen ſollte, fuhr 
er plötzlich vor der fahlen Bläſſe ſeines religiöſen und moraliſchen 
Skeptizismus zurück. War es blutige Selbſtverhöhnung? War 
es durchbrechende Sehnſucht nach echter menſchlicher Größe? 
Genug, er fügte unvermittelt hinzu: „Außerdem muß man 
innerlich fromm ſein.“ Der europäiſche Konſtitutionalismus 
hat mancherlei Abgötter, und die Revolutionen haben viele 
Emporkömmlinge gezeitigt. Schwerlich ſtellte einer von ihnen 
eben dieſe Anforderung an ſich. Das Leitmotiv erklang, das 
in den Joer Jahren zu der Melodie anſchwellen ſollte, die das 
Leben Bismarcks für eine Weile beherrſchte und ihm für alle 
Zeit ſeine wunderbare Klangfülle verlieh. 

Zur Prüfung als Regierungsreferendar hatte ſich Bismarck 
nach Aachen gemeldet. Ihr Erfolg führte ihn im Sommer 1836 
für gut ein Jahr in die Rheinprovinz. Aachen bildete das 
Mittelglied der lebhaften Beſtrebungen demokratiſcher wie 
„klerikaler“ Richtung, von Belgien aus auf die Rheinlande 
einzu wirken. Zum mindeſten ſollten die belgiſchen Partei⸗ 
bildungen und ihre politiſchen Ziele dem öffentlichen Geiſt der 
rheiniſchen Bevölkerung als vorbildlich aufgedrängt werden. 
David Hanſemann wirkte hier im demokratiſchen Sinn. Auch der 
für die klerikale Agitation beſonders rührige Nelleſſen war 
in Aachen als Ober pfarrer tätig. Bismarcks Vorgeſetzter, der 
Aachener Regierungspräſident Graf Arnim-Boitzenburg, beſaß 
eine genaue Kenntnis der belgiſchen wie der rheiniſchen Ver⸗ 
hältniſſe und beurteilte ſie ſachkundig, vielleicht etwas zu aus⸗ 
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weichend. Bismarck ſelbſt hat ohne Zweifel in die Vorgänge 
manchen Einblick genommen, wie er ſich auch das rührige wirt⸗ 
ſchaftliche Treiben der Provinz, das Fabrikweſen zumal, aus 
der Nähe anſah. Am Rhein hallten Mirabeaus ſtaatsmänniſche 
Ideen noch in den politiſchen Anſchauungen angeſehener Kauf: 
leute und Induſtrieller nach. Andere ſchwärmten für O'Connell. 
Auch Peel wurde gerühmt. Daher rührte im Jahre darauf 
der Widerhall dieſer Namen in ſeiner Seele. Schon ſchürzte 
ſich der Knoten, der den ſchwerſten Zuſammenſtoß zwiſchen 
den neuen preußiſchen Provinzen und der Staatsverwaltung, 
das „Cölner Ereignis“, im November 1837 zur Folge hatte. 
Bismarck iſt trotzdem auch von ſeinem Aufenthalt in Aachen 
nicht tiefer berührt worden. Er war nach Aachen gegangen, weil 
er hoffte, dort ſchneller als anders wo zur letzten Staats prüfung 
zugelaſſen zu werden. Das Leben am Rhein behagte ihm ſo 
wenig, daß er erklärte, nur noch auf dem Lande oder in der Reſi⸗ 
denz leben zu können. Er verletzte die Einheimiſchen durch manche 
Nichtachtung geſellſchaftlicher Formen, auf die ſie hielten. Um 
ſo gefährlicheren Zauber übte Aachen auf ihn als internationale 
Badeſtadt aus. Er liebelte, becherte und würfelte in einem 
Kreiſe, der aus Angehörigen verſchiedener Völker bunt und in 
häufigem Wechſel gemiſcht war. Sein Blut, das immer ſchon 
für hübſche Kuſinen empfänglich geweſen war, und dem er in 
Berlin zuweilen auch bei unedlern Anläſſen keine Gewalt an⸗ 
getan hatte, entzündete ſich jetzt raſch und wiederholt zu lichter⸗ 
lohem Brande. In jedem Falle handelte es ſich um eine Eng⸗ 
länderin. Die erſte war die Trägerin eines herzoglichen Namens, 
die andere eine Pfarrerstochter. Sowie die zweite Aachen 
verließ, riß es Bismarck hinter ihr her, nach Wiesbaden, wo 
auch die adlige Heldin ſeines erſten Romans noch einmal ſeinen 
Weg kreuzte. Dann ging es, obwohl der Urlaub ablief, an den 
Oberrhein. Aus Straßburg meldete er einem Freunde ſeine 
Verlobung; ein Brief aus Bern an ſeinen Präſidenten, der 
nur wenige Tage jünger iſt, läßt erkennen, daß alles ſchon 
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wieder hinter ihm lag. Als Bismarck zwei Menſchenalter ſpäter 
die „Gedanken und Erinnerungen“ zur Niederſchrift brachte, 
meinte er, ohne Rückerinnerung an die abenteuerliche Urſache 
der Reiſe, „im Sinne der Freiheitskriege, vom preußiſchen 
Offiziersſtandpunkt“ in Heidelberg, Speyer und der Pfalz 
rachſüchtig und kriegslüſtern geſtimmt geweſen zu ſein. Beim 
Anblick der Landkarte habe er ſich über den franzöſiſchen Beſitz 
von Straßburg (als ſei er ſelber fo weit gar nicht gekommen!) 
geärgert. In das echte Bild jener Tage, der bedenklichſten Kriſe 
ſeines Gemüts, da er erſt am Rande des Abgrundes umkehrte, 
ordnet ſich die Angabe ſchwerlich ein. Sind wirklich rachſüchtige 
Empfindungen in ihm aufgeglommen, ſo vermutlich mehr 
durch die allgemeine Überreizung ſeiner Nerven, denn aus 
irgendwelcher beftändigen Geſinnung. 

Mit Bismarcks Beſchäftigung in Aachen war es nun vorbei. 
Der Vater ſeines ſpätern politiſchen Gegners Hermann von 
Mallinckrodt bearbeitete ſeine Entlaſſungsakten. Aber auch in 
Potsdam, wohin Bismarck übernommen wurde, kam es nicht 
mehr zu geregelter und beſtändiger Tätigkeit. Seit Aachen 
ſchleuderte das Gefährt ſeines Lebens. Der Rückſchlag nach der 
äußerſten Erregung war zu groß. Der Überdruß an dem ge⸗ 
ſellſchaftlichen Leben Berlins und der Wider wille gegen das 
Beamtentum nahmen derart überhand in ihm, daß der Auf 
enthalt in der Reſidenz ihn vollends an dem bisher eingehaltenen 
Weg verzweifeln ließ. Hatte er am Rheine gemeint, nur noch 
in der Reſidenz oder auf dem Lande leben zu können, ſo blieb 
ihm nunmehr nur noch die Freiheit und Einſamkeit des Landes 
als Zuflucht. Vielleicht ahnte er treffend, daß er die Welt und 
ihre Ziele, wohin ſeine Mutter ihn geleitet hatte, zunächſt 
einmal ganz und gar verlaſſen und in das Paradies ſeiner 
Kindheit, nach Kniephof zurückkehren mußte, um ſich im Leben 
zurechtzufinden, eine feſte Richtung zu gewinnen. Die Klärung 
begann. Aber wie wichtig der Wendepunkt gleich war, noch war 
nicht der ganze Menſch in Bismarck ſtark genug erſchüttert, daß 
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nun alles für ihn darauf geſtellt wurde, entweder ſich zu läutern 
oder unterzugehen. Dafür zeugt der ausführliche Brief an die 
Gräfin Bismarck⸗Bohlen vom September 1838, aus dem 
einige Sätze ſchon herangezogen wurden. Der Brief hat et was 
Programmatiſches und eröffnet die Reihe bedeutſamer Big; 
marckſcher Schreiben, in denen er mit großartiger Offenheit 
von ſeinem Innerſten redet. Aber der angeſchlagene Ton iſt 
noch der des jungen Kavaliers, der uns in den Briefen an den 
Bruder und die Kommilitonen begegnet; nur mäßigte ihn 
die Rückſicht auf die Empfängerin ein wenig. Die Urteilsbildung 
verrät, gemeſſen an dem Gewicht der Dinge, worüber er ſich 
ausſprach, den Jüngling. Aufbauſchend legte ſich Bismarck in 
dem Briefe eine feſte politiſche Über zeugung, einen politiſchen 
Glauben bei, der mit dem Syſtem und den Grundſätzen der 
preußiſchen Regierung unvereinbar war. Deshalb entbehrt auch 
das einzige wirklich zukunftsſchwere Wort des Briefes des 
echten metalliſchen Klanges: „Ich will aber Muſik machen, wie 
ich fie als gut erkenne, oder gar keine.“ Nicht nur fehlte Bismarck 
noch die Berechtigung zu ſoſchem Anſpruch. Durch die Sätze, 
die er unmittelbar vorher niedergeſchrieben hatte, ſtellte er ſich 
mit dem Worte auch in den ſchärfſten Gegenſatz zu dem Lebens⸗ 
prinzip des preußiſchen Staates, ſeiner Ordnung. Die Kluft, 
die zwiſchen ihm und dem preußiſchen Staate als dem natür⸗ 
lichen Gegenſtand feiner ſtaatsmänniſchen Begabung noch offen 
war, wird in dem Briefe erſt recht ſichtbar. Überſpringen konnte 
er ſie nicht. Er ſchlug ſich zur Seite. 

In der Familie ſetzte Bismarck ſein Vorhaben, Landwirt 
zu werden, ohne Schwierigkeiten durch. Die Mutter ſiechte 
ſchon dahin; am r. Januar 1839 ſtarb fie. Der Vater war 
ohnehin gutmütig gegen die Kinder. Gegenwärtig aber machten 
Mißerträge feiner Güter dem alten Herrn ſogar er wünſcht, daß er 
ſich nach Schönhauſen zurückziehen konnte, und die Söhne die 
pommerſchen Güter Külz, Kniephof und Jarchelin auf ſich 
nahmen. Otto wie ſein älterer Bruder Bernhard griffen zu 
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und halfen von 1839 an in ernſter Arbeit und anfangs bei 
ſchlichteſter Lebensführung dem väterlichen Vermögen wieder 
auf. Bismarcks Bildnis aus jenen Tagen läßt darauf ſchließen, 
daß er männlicher wurde, den Schwerpunkt ſeines Seins mehr 
als bisher in ſich ſelbſt gefunden hat. Aber der ſchöne, blaue 
Duft der fernen Berge, der nach einem von ihm gebrauchten 
Bilde über der neuen Beſchäftigung gelegen hatte, verzog ſich 
bald. Die Land wirtſchaft füllte die langen Tage nicht aus. Auch 
die Wahl zum Kreisdeputierten im Jahre 1841, wiederholte 
längere Vertretungen ſeines Bruders, der Landrat geworden war, 
und Mitarbeit im Land wirtſchaftlichen Verein ſeines Kreiſes regten 
ihn nicht ausreichend an. Er verkehrte mit den Gutsnachbarn, 
pflegte eifrig geſellſchaftliche Beziehungen zu den Offizieren ſeines 
Regiments; von 1842 an waren es die vierten Ulanen. Es ging aus⸗ 
gelaſſen dabei zu. Die Gelage wurden berühmt. Wilde Streiche 
liefen unter. Bismarck kam als „toller Junker“ in Verruf. Ver⸗ 
ſteckte Eiferſucht auf ſeine weltmänniſche Überlegenheit und 
auf das ſelbſtbewußt Unbekümmerte ſeines Auftretens trug 
das Ihrige dazu bei. Auch das Volk raunte ſich ſchon allerlei 
über ihn zu. Sein amerikaniſcher Jugendfreund Motley hatte 
1839 die Eindrücke, die er in gemeinſam verlebten Semeſtern 
von dem übermütigen Göttinger Studenten, dann von dem 
ſich in der Berliner Umwelt langſam erkennenden jungen 
Manne erhielt, romanhaft ausgeſponnen. Jetzt woben die Leute 
um Bismarck ſogleich die Sage. Bezeichnend genug ließ ſie 
den Trutzigen ſelbſt den König hochfahrend behandeln und dafür 
Strafe erleiden. Ausſchweifungen ließ ſich Bismarck nicht 
zuſchulden kommen. Er lebte „ſo anſtändig wie keiner in der 
Gegend“. Dieſes Zeugnis gab ihm der ehrlichſte und um ſein 
Seelenheil beſorgteſte ſeiner Freunde. Aber das Gefühl der 
Leere ward bald wieder quälender in ihm. Wie fern ſein Gott 
ihm auch in Knabenjahren gerückt worden war, ganz kam er 
doch nicht von ihm los. Bismarck griff nach den Werken, die in 
Bekämpfung des gläubigen Chriſtentums damals Aufſehen er⸗ 
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regten. Er las Feuerbach, Bruno Bauer und Strauß. Sie 
machten ihn in ſeinem Unglauben nicht ſicherer. 1841 peitſchte 
ihn ein neues Herzens erlebnis auf. Die Mutter der Erkorenen 
hieß ihn übers Jahr wieder fragen. Vergebens legte ſich ſein 
Vater ins Zeug. Es blieb bei dem Nein. Auch diesmal wieder 
ſtieß die Leidenſchaft und ihre Enttäuſchung wie in den Jahren 
der Vorbereitung auf den Staatsdienſt dem Faffe den Boden 
aus. Er konnte es auf dem Lande nicht mehr aushalten, wie 
1838 nicht mehr in der Reſidenz. 1842 ging er trüben Sinnes, 
voll des Verlangens, ſich ſelbſt zu betäuben, auf Reiſen. Er 
verweilte in Schottland und England und hat ſich dort als 
ſchauluſtiger Reiſender ſeine glänzende Kenntnis engliſchen 
Weſens und engliſcher Verhältniſſe erworben. Kür zer war er 
in Paris. Von der Schweiz mußte er einer Erkrankung wegen 
nach Pommern zurück, gedachte ſich aber im Frühling zuſammen 
mit einem Freunde, Oskar v. Arnim, nach dem Orient auf den 
Weg zu machen. Als letztes Ziel ſtand ihm vor Augen, im 
engliſchen Heere gegen die Inder zu kämpfen. Dort im Aus⸗ 
land alſo und im fremden Dienſt ſollte fein Lebens pfad ſich 
verlaufen. 

Als Bismarck zehn Jahre früher von Ehren träumte, die er 
ſich im Bereiche konſtitutionellen Staatslebens holen wollte, 
hatte er die mit dem parlamentariſchen Ehrgeiz am ſtärkſten 
kontraſtierende Bedingung für ſich hinzugefügt, innerlich fromm 
zu werden. Der Überlegung, als engliſcher Söldner in Indien 
zu fechten, machte er mit dem Ein wurf ein Ende: „Was haben 
mir die Inder zuleide getan?“ Die beiden Ausſprüche erlauben 
zuſammengenommen den tiefſten Einblick in das Innere des 
jungen Bismarck. Es war ihm bisher nicht zuteil geworden, 
daß er innerlich fromm wurde. Wehe mochte er ſolchen nicht 
tun, gegen die keine höhere ſittliche Pflicht ihn trieb, und wußte 
doch auch immer noch nicht, wie er ſeinen Volksgenoſſen nützen 
konnte. Das war, was an ſeiner Seele zehrte und ſeine Kraft 
brachlegte. Je mehr der Jahre ihm dahinrannen, deſto zer—⸗ 
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mürbender empfand er es. Nur durch eine Umwandlung ſeiner 
ſelbſt und durch ein Zuſammenwachſen mit dem Leben der 
Heimat und die Hingabe daran konnte er geneſen. Er hatte 
nicht den Geiſt Napoleons. Die bloße Herausſtellung feiner 
Begier nach individueller äußerer Macht und Ehre in dem 
Briefe von 1838 war im Grunde unbismarckiſch geweſen. 
„Einen Menſchen zu ſehen, der ſo leidet unter der Kälte des 
Unglaubens wie Otto Bismarck, hat etwas ſehr Melancholiſches. 
Klagen hat er genug, Schmerz über das eigne und der Welt 
Elend, Sehnſucht nach Frieden.“ So ſchrieb im Winter 1844/45 
Marie v. Blanckenburg über ihn. 

Aus der langen Reiſe in andere Weltteile wurde nichts. 
Sein Freund Arnim heiratete Bismarcks Schweſter Malvine, 
ſtatt ihm ſein Verſprechen zu halten. Für zwei Wochen verſuchte 
Bismarck es wieder einmal in Potsdam mit der Tätigkeit als 
Referendar, um ſich doch noch zur letzten Prüfung zu melden. 
Er war dicht daran, ganz und gar am „Schattenſpiel“ ſeines 
Daſeins den Geſchmack zu verlieren, wußte nicht mehr, durch 
welchen Wechſel der Dekoration er der Komödie noch et was 
Leben einhauchen ſollte. Da hat er unvermutet die wunder—⸗ 
tätige Wahrheit des Goetheſchen Spruches von dem In;die⸗ 
Ferne⸗Schweifen und dem Guten, das ſo nahe liegt, an ſich 
erfahren. Der entſcheidende Umſchwung ſtand unmittelbar bevor. 

Bismarck war nach und nach mit den wenigen höher gez 
richteten Gutsbeſitzern Pommerns in freundſchaftliche Ver⸗ 
bindung gekommen. Genannt wird von ihnen noch heute 
Bülow⸗Cummerow, der 1842 mit einer Schrift über „Preußen, 
ſeine Verfaſſung, ſeine Verwaltung, ſein Verhältnis zu Deutſch⸗ 
land“ einen den Gehalt des Buches übertreffenden buchhänd— 
leriſchen Erfolg hatte. Geſchloſſeneren Weſens war der Geheime 
Oberregierungsrat Beckedorf. Er hatte nach alter Regel 
wegen feines Übertritts zur katholiſchen Kirche feine Stelle 
im preußiſchen Kultus miniſterium räumen müſſen, wurde aber 
1842 von Friedrich Wilhelm IV. nach Berlin zurückgeholt und 
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zum erſten Präſidenten des Landesökonomiekollegiums aus⸗ 
erſehen. Der eigenartigſte und kräftigſte war Adolf von 
Thadden auf Trieglaff. Auch einen Freund aus Kindertagen 
hatte Bismarck wiedergefunden, Moritz v. Blanckenburg. Durch 
deſſen Verlobung mit Thaddens anmutiger Tochter Marie, in der 
ſich des Vaters Geiſt und Lebensfriſche fort pflanzte, ward Bis marck 
in den engern Thaddenſchen Kreis eingeführt. Die Menſchen 
dort feſſelten ihn und warben um ihn. Er war voreingenommen 
gegen ihre Meinungen und achtete doch ihre Bekenntnistreue. 
Die Häupter des Kreiſes waren Gutsbeſitzer von patriarchaliſcher 
Denkart und Pietiſten. Ihre das ganze Leben regelnde und 
durchſtrömende Religioſität war in den Befreiungskriegen ent⸗ 
ſprungen. Sie zeichneten ſich durch ihren ſozialen Sinn für ihre 
Leute und Bauern aus. Politiſch hingen ſie den Lehren vom 
chriſtlich-germaniſchen Staate an, wie fie von Haller in feiner 
„Reſtauration der Staats wiſſenſchaften“ 1816 bis 1825 grund⸗ 
legend vorbereitet und vom „Berliner Politiſchen Wochen⸗ 
blatte“ in den zoer Jahren weiter⸗ und umgebildet worden 
waren. Im Kern ihrer Staatsanſchauung waren ſie indeſſen 
unverfälſchte Preußen geblieben, naiv und unbegrenzt ihrem 
König ergeben. Die jungen Mädchen des Kreiſes huldigten 
den Anſichten ihrer Väter. Aber als Töchter von Männern, 
die letzten Endes ihre Ideale der Romantik ſchuldeten, hatten 
ſie auch Freude an Literatur und Muſik, der deutſchen zumal, 
ſogar in et was verſtiegener und ſentimentaler Weiſe. Bismarck 
geſellte ſeinen Liebling Byron zu ihren Lieblingen Beethoven 
und Jean Paul. Er trug manche neuern franzöſiſchen und eng⸗ 
liſchen Werke herbei. Daß er die literariſchen Neigungen der 
jungen Mädchen teilte, mag ihn zuerſt häufiger in den Kreis 
getrieben haben. Die Berührungs punkte mit den Männern 
lagen noch recht an der Grenze. Nicht gleiche Überzeugung, 
eher Bismarcks Luſt am Widerſpruche, die ihn bald gegen 
die Bureaukratie, bald gegen den ſich in Pommern eben erſt 
regenden Liberalismus zu einem kleinen Ritte reizte, oder 
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ſeine gelegentliche Empörung über die politiſche Gleichgültig⸗ 
keit der meiſten pommerſchen Edelleute behüteten das anfangs 
ſpärlich flackernde Feuer ihrer Beziehungen vor dem Verlöſchen. 
Weich und zart war Bismarcks Empfinden auch in Tagen 
geweſen, da Leidenſchaften ihn bis auf den Grund ſeiner Seele 
aufwühlten. Über dem Strudel des Aachener Badelebens 
hatte er im November 1836 des Vaters Geburtstag vergeſſen. 
Erſt am Tage ſelbſt dachte er daran, „dachte, wie es Euch über— 
raſchen würde, wenn ich plötzlich zu Tiſche käme“. Zu Weih⸗ 
nachten desſelben Jahres ſchrieb er nach Hauſe, machte „einen 
langen Spaziergang in die Berge“ und „litt ein wenig“ am 
Heimweh. Der ſterbenden Mutter ward er der aufmerkſamſte 
Sohn. Als „toller Junker“ wechſelte er mit ſeiner zwölf Jahre 
jüngern, zur Jungfrau erblühenden Schweſter Malvine, die 
den Vater pflegte, Briefe voll Neckerei, ſprühender Lebens⸗ 
freude und Unterhaltungskunſt, Zeugniſſe eines brüderlich 
ritterlichen Sinnes, der die Schweſter mitſamt dem alternden 
Vater erfreuen wollte. Auf dasſelbe Blatt gehört, was er 
warmen Herzens für ſeine Leute tat, ſeine Gerechtigkeit und 
Pflichterfüllung gegen jeden unter ihnen. Nun begegnete er 
Marie von Thadden. Sein Biograph hat es als möglich be— 
zeichnet, daß die beiden Menſchen, die über ihren Ver wandten⸗ 
und Freundeskreis hinausragten, aufeinander zugeeilt wären, 
wenn Marie noch über ſich zu verfügen gehabt hätte. Man 
darf Zweifel daran hegen. Denn Bismarck hat nachher unter 
den Freundinnen diejenige gefreit, die am wenigſten mit Marie 
gemein hatte, die ſtillſte und gar nicht überſchwengliche, „eine 
dunkle warme Sommernacht mit Blütenduft und Wetter⸗ 
leuchten“. Stark aber fühlten ſich Marie und er auf jeden Fall 
zu einander hingezogen. Marie war ſich raſch vollkommen ſicher, 
daß ſie dem „großen Weltmann“ als Braut ſeines Freundes 
heilig bleiben werde. So bildete ſich ſogleich ein Verhältnis 
zwiſchen beiden heraus, das gerade durch feine Anforderungen 
an ihn ſeine Empfänglichkeit für den Einfluß Maries vertiefte. 
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Sie teilten ſich mühelos einander mit, was ſie ſich geben 
konnten, und ein ſüßes Empfinden lief in ihrem Verkehre unter. 
Unſere Kenntnis des Austauſchs beider fängt damit an, daß 
Marie ihrem Bräutigam im Februar 1843 über ein Geſpräch 
Bismarcks mit ihr und ihrer Mutter berichtete. Er hatte auf⸗ 
richtig und doch mit einem von den Frauen nicht überhörten 
leiſen Sehnen, daß es anders ſein möchte, ſeinen Unglauben 
an Gottes Walten über den Menſchen und deren Unſterblich⸗ 
keit, ſeine Glaubensloſigkeit im chriſtlichen Sinne des Wortes 
bekannt. Das Ungewöhnliche an dem Manne verriet ſich in 
der Begründung. Er konnte ſich nicht denken, daß und warum 
er mehr als „Staub vom Rollen der Räder“ ſein ſollte. So 
demütige Gedanken nahen gemeinen Naturen nicht. Beim 
Geſpräche war er „ſehr aufgeregt, manchmal dunkelrot“. Er 
konnte kein Ende finden. „Er fühlte die Liebe zu ſeiner Seele 
durch, du kennſt ihn ja auch ſo, gemütlich, wie er dann wird.“ 
Im Frühjahr darauf ließ ſich Bismarck mit Blanckenburg in 
einen Briefwechſel ein, in dem dieſer mit immer ſtärkern 
Mitteln der Rührung ihn gläubig zu ſtimmen verſuchte. Es 
gab einen Augenblick, wo Bismarck ergriffen wurde. Zum 
Herbſt hin erfuhr er einen Rückſchlag und zerriß den kaum 
geknüpften Faden. Im Auguſt 1844 ſchrieb er einem 
Kor psbruder das Wort voll bitterſter Verzweiflung, das uns 
von ihm aufbewahrt iſt: „Einſtweilen treibe ich willenlos auf 
dem Strome des Lebens ohne anderes Steuer als die Neigung 
des Augenblicks, und es iſt mir ziemlich gleichgültig, wo er mich 
ans Land wirft.“ Zwei Monate nach dieſem Briefe heirateten 
Blanckenburgs. Bis marck iſt oft bei ihnen eingekehrt. Er fand 
dort, wie es in ſeinem Werbebriefe um die Braut heißt, „ein 
Familienleben, das mich einſchloß, faſt eine Heimat“. Die 
Leere des Herzens, das Unbefriedigtſein des Geiſtes wich ſachte 
zurück. Er ſpürte fie nicht mehr gleich ſchmer zhaft, wenn er 
dahinritt, „froh und traurig, wild und träge, an Heiden und 
Feldern, Seen und Häuſern und Menſchen vorbei“. 
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Indeſſen drohte ſich Bismarck zu früh wieder von den Freun⸗ 
den zu trennen, ehe die Saat geſichert war, die unter der 
Oberfläche keimte und ſich hob. Sein Vater ſtarb am 22. Ro; 
vember 1845. Der Sohn ſiedelte daraufhin nach Schönhauſen 
über. Er war ſchon länger dazu gewillt, weil er auf das regere 
ſtändiſche Leben der Altmark Hoffnungen baute. Es lockte ihn 
die Oeichhauptmannſchaft, aus der er freilich erſt einen andern 
verdrängen mußte, und die Landrats würde, bald auch ein 
Mandat zum Provinziallandtage. Nach der Überſiedlung gab 
es ſo viel zu tun, daß fürs erſte die Verbindung mit Pommern 
faſt völlig abriß. Dennoch ward der Wechſel des Aufenthalts 
Anlaß, ihn aber mals einen Schritt näher an die Stellung heran⸗ 
zubringen, in die eingerückt er gleichſam den Sturmangriff der 
Vorſehung auf ſein ganzes Tun und Laſſen erfahren ſollte. 
Die näheren Bekannten hatten ſchon in Pommern ſeine 
politiſche Begabung durchſchaut. Auf der Hochzeit Blancken⸗ 
burgs ſprach deſſen Vater ſcherzend in einem Trinkſpruch von 
Bismarck als künftigem Miniſter. Thadden bedauerte Bismarcks 
Wegzug, weil Pommern dadurch „eine fühlende Bruſt“ verliere. 
In Schönhauſen geriet Bismarck nun immer feſter in beſtimmte 
Beziehungen von parteipolitiſcher Färbung. Die Namen all 
der Männer tauchten um ihn her auf, die zuſammen mit ihm 
der konſervativen Sache in Preußen von 1847 an Bedeutung 
verſchafften. Bei der im Fluſſe befindlichen Reform der Gerichts; 
barkeit, die den Rittergütern noch zuſtand, entfaltete Bismarck 
zu erſt reger en Eifer. 

Das Schlußglied wurde der Kette darauf bald genug ein⸗ 
gefügt. Ende Juli 1846 vereinigte ſich Bismarck mit dem 
Blanckenburgſchen Paare und einigen Freunden des Paares 
zu einer Harzreiſe. Unter den Freunden war Johanna von 
Puttkamer, durch Blanckenburgs längſt für Bismarck zur Frau 
auserſehen. Die frohen, angeregten Reiſetage mit ihren köſt⸗ 
lichen Eindrücken führten die beiden tatſächlich im Herzen zu⸗ 
ſammen. Marie v. Blanckenburg pries an Johanna das einzig 
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tiefe Gemüt, ihre tiefe, ſtarke, unentweihte Kraft der Liebe. 
Wer jedoch Johanna v. Puttkamer bildhaft vor ſich aufleben 
ſehen will, wie Bismarck ſie empfand und wie ſie dem heldiſchen 
Leben ihres Mannes den goldenen Hintergrund webte, muß 
zu den Briefen greifen, die er an ſeine „ſchwarze Jeannette“ als 
Braut und Gattin ſchrieb, und der intimen Zwieſprache beider 
in den Worten des dankbaren Mannes lauſchen. 

Der Herbſt und Früh winter 1846/47 brachten die endgültige 
Löſung in wahrhaft dramatiſcher Weiſe. 

Marie v. Blanckenburg verlor kurz nach der Harzreiſe einen 
Bruder. Bismarck konnte die rechte Wendung nicht finden und 
ſchrieb ihr nicht. Gleich darauf erkrankte ihre Mutter tödlich. 
Marie rief Bismarck herbei. Er traf am Todestag ein und 
er wies der Freundin in „ſtummer, weicher Teilnahme“ die 
kleinen Dienſte und Aufmerkſamkeiten, deren er fähig war. 
Kaum in Schönhauſen wieder angekommen, beunruhigte ihn 
die Kunde, daß auch Marie ſelbſt krank geworden ſei. Er machte 
ſich wieder auf den Weg, zunächſt noch ohne ſonderliche Eile, 
bis ihn ſchlimmere Nachricht erſchreckte. Mutter und Tochter 
hatte er im Februar 1843 erzählt, wie er die Nacht noch ſo genau 
wiſſe, da er zum letzten Male gebetet habe. Als er jetzt im 
Zuge ſaß, um auf das Blanckenburgſche Gut zurückzugelangen, 
hat er „zum erſten Male wieder gebetet“. Am ro. November 
ſtarb die Kranke. Bismarck war zwiſchen dem Gute und Kniep⸗ 
hof hin und her gefahren, über deſſen Ver pachtung er Ver⸗ 
handlungen abzuſchließen hatte. Am Grabe Maries, ſo meldete 
ihr Gatte, weinte er ſich „ſatt“. Er habe in der Verſtorbenen 
das erſte Herz verloren, von dem er wiſſe, daß es warm für 
ihn ſchlug. „Jetzt glaube ich an eine Ewigkeit — oder es hat 
auch Gott nicht die Welt geſchaffen.“ Die vollſtändige Räumung 
Kniephofs in den folgenden Wochen wird ihn noch weicher 
geſtimmt haben. Am 14. Dezember ſprach er ſich auf dem 
Blanckenburgſchen Gute mit Johanna v. Puttkamer aus. Als 
ſie ſich untereinander klar waren, erſchien er im Januar 1847 


. 
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bei ihren überraſchten Eltern. Nie ein hinreißender Redner, 
des geſchriebenen Wortes um ſo mächtiger, hatte er einen Brief 
vorausgeſchickt, worin alles niedergelegt war, was er dem 
Schwiegervater zu ſeinen Gunſten ſagen zu ſollen glaubte. Es 
iſt der berühmte Werbebrief mit der Rechenſchaft über ſeine 
religiöſe Entwicklung geworden. Der Empfänger war frommer 
Proteſtant. Bismarck hat ſich in ſeinen ſchriftlichen Außerungen 
immer denen angepaßt, an die er ſich wandte. Seine Diplo⸗ 
matennatur enthüllte ſich ſchwerlich gleich früh in etwas anderm. 
Aber er verleugnete darüber nie ſein wahres Empfinden, ver⸗ 
ſteckte nicht den Kernpunkt ſeiner rechten Meinung. Der Werbe⸗ 
brief iſt für beide Eigenſchaften das klaſſiſche Zeugnis. Im 
Auguſt 1847 wurde die Hochzeit ausgerichtet. Die Ehe folgte 
alſo der Bekehrung faſt auf dem Fuße. Zugleich reihte ſich 
Bismarck entſchloſſen in den politiſchen Aufmarſch des Freundes⸗ 
kreiſes ein, durch den er für den chriſtlichen Glauben zurück⸗ 
gewonnen worden war, und aus dem er ſich die Gattin holte. 
Der Aufmarſch war durch die aufkommende politiſche Bewegung 
geboten, die 1848 zum revolutionären Sturm anwachſen 
ſollte. Als Mitglied der Rechten gehörte Bismarck vom Mai 
1847 an zum Erſten Vereinigten Landtage Preußens. 
Bismarcks Wille, nicht ſein Verſtand, nicht Leidenſchaft 
hatte den entſcheidenden Anteil an dem völligen Umſchwunge. 
In den Wochen nach der Harzreiſe hatte Bismarck in der 
Heiligen Schrift geleſen. Er konnte es nur „unter Gefangen⸗ 
haltung einſtweilen des eignen Urteils“. Das erſte inbrünſtige 
Gebet wieder riß ſich ihm vom Herzen los, „ohne Grübeln über 
die Vernünftigkeit desſelben“. Seine Überlegung ſtellte ihn 
bei der gewaltigen Erſchütterung am Sarge der Freundin vor 
die Wahl, entweder auch noch den Glauben an Gottes Daſein 
ſelbſt fahren zu laſſen, den er doch nie verloren hatte, oder die 
göttliche Leitung menſchlichen Schickſals wieder anzuerkennen, 
Gott ſich wieder nahe zu bringen. Da begriff er, daß der nackte 
Unglaube ihn vernichten würde. Sein geniales Menſchentum 
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konnte einen höhern Herrn über ſich nicht entbehren. Er beugte 
vor ihm die Knie und vertraute ſich Gottes Schutz und Führung 
an. Erich Marcks hat darüber das ſchönſte Wort geſagt, das 
ihm bisher gelang: „Es iſt ſchwierig zu denken, daß er ſich 
jemals bei etwas minder Clementarem wahrhaft beruhigt 
haben würde als bei dem perſönlichen Gott.“ Ernſt, wie es 
Bismarck mit dem endlich abgelegten Bekenntnis war, verbarg 
er ſich nicht, daß ihn weder Forſchen noch Prüfen fo weit ge; 
bracht hatte. Er wollte ſich daher fürs erſte den Chriſten nur 
„beigezählt“ wiſſen. Mit der Zeit hoffte er weiter zu kommen. 
Er iſt nicht weiter gekommen. Sein Glaube und feine Reli⸗ 
gioſität haben keine dogmatiſche Färbung angenommen, ſind 
nicht konfeſſionell und nicht pietiſtiſch geworden. Anfangs 
ſchlugen in ihr unwillkürlich einige Fäden katholiſchen Denkens 
und Fühlens durch. Bismarck begeiſterte ſich in der Heiligen 
Schrift am ſtärkſten für die „ſtroherne Epiſtel“ St. Jakobs. 
Noch nach Jahren hielt er im Briefwechſel mit ſeiner Frau die 
Erinnerung an einen katholiſchen Gottesdienſt feſt, dem ſie in 
der Teinkirche zu Prag beigewohnt hatten, und freute ſich an 
einer „ſüßen katholiſchen Melodie“, die ſie immer ſpielte. Ein 
Katholiſteren lag darin gewiß nicht. Die Äußerungen belegen 
nur das Freige wachſene feiner Religioſität. Dem Weſen nach 
war ſie durch und durch proteſtantiſch. Bodenſtändige nordiſch⸗ 
ger maniſche Art, an die Gottheit zu glauben, Leben und Handeln 
zu ihr in Beziehung zu ſetzen, voll Furcht vor ihr im Bewußtſein 
der eignen Sündhaftigkeit und doch voll Zuverſicht im Glauben an 
die Gerechtigkeit der verfochtenen Sache weht uns herb daraus an. 

„Beizählen“ konnte ſich Bismarck im Grunde auch nur den 
Konſervativen. Hier wurde ihm freilich die Wirklichkeit verdeckt, 
weil er oft für die programmatiſchen Anſchauungen der Partei 
bis in ihre Einzelheiten gegen ihm verhaßte Gegner kämpfen 
mußte. Es bezeichnet ihn, daß er ſich überhaupt zum erſtenmal 
im Sinne ſeiner Freunde 1845 geäußert hatte, als niemand 
ſonſt ſich ihrer bei einer geſelligen Zuſammenkunft annahm. 
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Innerlich feſt legte er ſich aber auf die Sätze nicht. Bei aller 
perſönlichen Verehrung für Ludwig und Leopold v. Gerlach, 
die angeſehenſten Führer der Partei, ſchmiegte er ſich ihnen 
nur ſchwer in den Fragen von Staat und Kirche an, denen ſie 
den größten Wert beimaßen. Er hatte bis dahin die Trennung 
von Staat und Kirche befürwortet. Er ſträubte ſich anfangs 
auch dawider, daß Preußen als evangeliſcher Staat die einfluß⸗ 
reichen Amter Proteſtanten vorbehalten müſſe. Ludwig Gerlach 
ſtellte ihn deshalb. Es ſei wohl ſein Grundſatz: | 

„Erfülle deine Bürgerpflicht, 

| Nach deinem Glauben frag ich nicht.“ 

Bismarck bejahte ohne Beſinnen. „Dann müſſen Sie auch 
für die Emanzipation der Juden eintreten.“ Aber Bismarck 
ging dem Dialektiker nicht in die Falle. „Die frage ich nicht. 
Denen ſehe ich's an.“ Von Natur dachte er über inner politiſche, 
ſoziale und wirtſchaftliche Dinge wohl eher wie die erſt 1848 
in die Partei einſchwenkende Maſſe der oſtelbiſchen Guts beſitzer, 
nicht wie die Meiſter des konſervativen Parteiprogramms. Ge⸗ 
bunden aber fühlte er ſich an die Partei, weil ihn die konſer⸗ 
vative Anſchauungswelt als Ganzes ebenſo nachhaltig anzog, 
wie ihm die liberale gleichgültig geblieben war. Sie nötigte 
ihm eine Ehrfurcht ab, von der er gegenüber dem Liberalismus 
der Berliner Geſellſchaft, der rheiniſchen Wirtſchafts politiker 
und des Beamtentums immer nur das Gegenteil empfunden 
hatte. Sie vermittelte ihm ein feſtes, klares Verhältnis zu 
Krone und Staat, das ihm Genüge tat. Durch den Entſchluß, 
zu glauben, fühlte er einen Gott im Himmel über ſich; durch 
den Anſchluß an die Konſervativen kam er feſt auf die Erde 
aufzuſtehen. 

Echte Ehen umgibt ein Geheimnis, das ſie wider rückſichts⸗ 
loſe Zergliederung ſchützt. Es verwehrt uns auch, an Bismarcks 
Leben mit feiner Frau denfelben Maßſtab wie an feine Stellung 
zur Religion und Politik anzulegen. Bismarck hat Johanna 
o. Puttkamer herzlich und treu geliebt; jede Zeile feiner Briefe 
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ſpricht dafür. Sie war ihm, was nur eine Frau einem deutſchen 
Manne ſein kann. Beide ſind ihren Lebensweg bis zum Abend 
in unverbrüchlicher Gemeinſchaft gegangen. Vielleicht aber 
wur zelte Bismarcks Liebe zu feiner Frau nicht allein in dem, 
was ſie als Frau und Perſönlichkeit ihm gab. So oft er in 
der Folge andern begegnete, die dahinlebten, wie er es bis 
1846 getan hatte, begriff er jene nicht mehr und ſchrak vor 
ſeiner eignen Vergangenheit zuſammen. Mußte er noch einmal 
für einige Zeit allein leben und in einer Umgebung weilen, 
die ſeine Phantaſie ſpielen ließ, oder blieb er ohne Nachricht 
von ſeiner Frau, ſo erſchauerte er in jäher Angſt, als ſei ſie tot 
und er in die Einſamkeit zurückgeſtoßen oder als ſtrafe ihn 
Gott in ſeinen Kindern. Mehr als einmal ſchrie es in ihm 
fortan aus den Tiefen zu ſeinem Weibe empor: „Sollte ich 
jetzt leben wie damals, ohne Gott, ohne dich, ohne Kinder!“ 
So war ihm ſein Weib nicht nur die geliebte Frau. Seine 
Ehe war das Siegel, das auf ſeine Erlöſung aus dem frühern 
Leben gedrückt worden war. Dem Ja wort Johannas, ihrer 
beſtändigen Hingabe verdankte er den feſten Halt einer eignen 
Familie, das nie verglimmende Feuer des eignen Herdes, 
an deſſen Behaglichkeit ſchon der Knabe fein Gefallen gehabt, 
nach dem der werdende Mann ſich ruhlos geſehnt hatte. „Am 
Abend wollte ich dir ſchreiben, aber es war ſo himmliſche Luft, 
daß ich wohl zwei Stunden auf der Bank vor der Gartenſtube 
ſaß, rauchte und die Fledermäuſe fliegen ſah, ganz wie vor 
zwei Jahren mit dir, mein Liebling, ehe wir unſere Reiſe an⸗ 
traten. Die Bäume ſtanden ſo ſtill und hoch neben mir, die Luft 
voll Lindenblüte, im Garten ſchlug eine Wachtel und lockten 
Rebhühner, und hinten über Arneburg lag der letzte blaßrote 
Saum des Sonnenuntergangs. Ich war recht von Dank gegen 
Gott erfüllt, und vor meine Seele trat das ruhige Glück einer 
von Liebe erfüllten Häuslichkeit, ein ſtiller Hafen, in den von 
den Stürmen des Weltmeer es wohl ein Windſtoß dringt, der 
die Oberfläche kräuſelt, aber deſſen warme Tiefen klar und 
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ruhig bleiben, ſolange das Kreuz des Herrn ſich in ihnen 
ſpiegelt, mag auch das Spiegelbild oft matt und entftellt zurück⸗ 
ſtrahlen, Gott kennt ſeine Zeichen doch.“ Erſt durch Familie 
und Herd erhielten Bismarcks neuer Glaube und ſein Vater⸗ 
lands ſinn die Bürgſchaft der Dauer. Weil er das unerſetzlich 
Koſtbare der drei Güter noch viele Jahre lang an der Ode und 
Qual der Zeiten vorher ermaß, hielt er ſeiner Frau um ſo 
inniger und reiner die Treue, umfaßte ſeine Liebe ſie um ſo 
wärmer. „Mir iſt die glückliche Ehe und die Kinder, die mit 
Gott geſchenkt hat, wie der Regenbogen, der mir die Bürgſchaft 
der Verſöhnung nach der Sündflut von Verwilderung und 
Liebesmangel gibt, die meine Seele in frühern Jahren bedeckte.“ 
Immer aufs neue wurde er ſich bei ſeiner Frau bewußt, wie 
ihm Glaube, Vaterland und Familie nach langem Miſſen faſt 
zugleich zukamen, und wie ſie gemeinſam den Untergrund 
bildeten, worauf er fortan ſtand bei feinem weltgeſchichtlichen 
Tun, und von dem er getragen wurde, wie hoch und ſtark er 
ſich auch erhob. Ganz einfach und groß mutet dieſer Untergrund 
uns an, während die verwandten Ideale der übrigen Mitglieder 
des Thaddenſchen Kreiſes mit viel mehr Romantik verquickt 
war en und in ihrem Maße dadurch verkleinert, in ihrem Weſen 
verwickelter erſcheinen. Bismarck konnte ſie aus den Händen 
der Freunde nicht ſo annehmen, wie ſie ſie ihm darboten; denn 
er war aus anderm Holze geſchnitzt. Er behauptete als Sohn 
ſeines Vaters auch jetzt die angeborene Art des oſtelbiſchen 
Junkertums, ja, ſie erlangte in den nächſten Jahren erſt die 
volle Herrſchaft über ihn. Nur unter beſondern Umſtänden iſt 
dieſes Junkertum empfänglich für Empfindungen, die über das 
Materielle hinausliegen, immer aber bei aller Weichheit und 
Ergriffenheit ſchlicht bleiben. Die Thaddens ließen von ihren 
Idealen ihr ganzes Daſein, das gewöhnliche wie die Feierſtunden, 
durchqu ellen. Bismarck hielt ſich das tägliche Leben frei davon. 
Deſto mächtiger rauſchten die erhabenen Empfindungen in ihm auf, 
bis zum Heroiſchen und Urhaften, wenn er ihrer bedurfte. 
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Nicht leicht trennt man ſich davon, Bismarck auf den Wegen 
ſeiner innern Entwicklung zur Reife zu begleiten, um auf das 
Handeln des Staatsmannes zu merken. Denn dieſe Wege 
ſind reich an feſſelnden Geſichts punkten. In ſeinen Kümmer⸗ 
niſſen wie in ſeinem endlichen Siege wirkt ſchon der junge 
Bismarck gleich einem Symbole. Er hat es an ſich erfahren, 
daß wahre Leiſtungsfähigkeit für Staat und Volk in Deutſch⸗ 
land an den perſönlichen Erwerb der großen Güter deutſcher 
Sitte geknüpft iſt, aus denen nicht nur der einzelne ſeine Kraft 
ſchöpft, ſondern von deren Bewahrung auch die Geſundheit 
und das weitere Wachstum der Volksgemeinſchaft abhängen. 
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Zweiter Abſchnitt 


In der Schule des öffentlichen Lebens 
und der auswärtigen Politik 


„Bismarck iſt vor allem andern ein Menſch, ein Mann.“ 
Ludwig v. Gerlach, Tagebuchaufzeicknung. 


„Wie hat meine Weltanſchauung doch in den vierzehn Jahren ſeitdem 
ſo viele Verwandlungen durchgemacht, von denen ich immer die gerade 
gegenwärtige für die rechte Geſtaltung hielt, und wie vieles iſt mir jetzt 
klein, was damals groß erſchien, wie vieles jetzt ehrwürdig, was ich damals 
verſpottete. Wie manches Laub mag noch an unſerm innern Menſchen 
ausgränen, ſchatten, rauſchen und z wertlos welken, bis wieder vierzehn 
Jahre vorüber ſind, bis 1865, wenn wir's erleben.“ 


Bismarck an feine Frau, 3. Juli 1851 
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1. Bismarck als Abgeordneter 


Während Bismarck zum Manne reifte, entfalteten ſich im 
Schoße feines Volkes, nur leiſer, weniger bewegt, als Bismarcks 
Jugend verfloß, große, nach einem Austrag verlangende Gegen; 
ſaͤtze. Der Märzſturm des Jahres 1848 ſollte fie zur vollen 
Entladung bringen. 

Durch den Kampf gegen Napoleon war das deutſche Volk 
wieder ſeiner ſelbſt bewußt geworden. Der Deutſche Bund, 
die 1815 geſchaffene, augenſcheinlich nur vorläufige Staats; 
form der Deutſchen, erfüllte andauernd den vornehmſten Zweck, 
um deſſent willen er begründet worden war. Er erhielt die 
äußere und innere Sicherheit Deutſchlands; die einzelnen 
deutſchen Staaten waren unabhängig und ihr Gebiet unverletzt 
geblieben. Aber weder befriedigte er die ſich regenden Bedürf⸗ 
niſſe der Nation nach einem volkstümlicheren inner politiſchen 
Leben, noch genügte er ihrer anſchwellenden Sehnſucht nach 
einem deutſchen Stagte, der ihr unter den Großmächten 
Europas die gebührende Stelle verſchaffte. 

Der Schwer punkt des nationalen Daſeins fiel inzwiſchen in 
das Geiſtesleben. Dort trugen nun die Blüte der klaſſiſchen 
Dichtkunſt und die Romantik ihre Früchte. Adel und Bürger⸗ 
tum hatten gleichen Anteil daran; aber das Bürgertum ſog 
reichere Lebenskraft und höheres Anſehen daraus. Freilich 
verflachte die Pflege der Literatur auch in dem Maße, in dem 
fie ſich verbreiterte. Die Zeitungen über wucherten alle andern 
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Zweige des literariſchen Schaffens. Für einige Zeit aber ver⸗ 
lieh die allgemeine Teilnahme der Nation an der Literatur und 
den Geiſtes wiſſenſchaften dem nationalen Leben einen idea; 
liſtiſchen Zauber und erſetzte ihr bis zu einem gewiſſen Grade 
die fehlende Einheit in den Staatseinrichtungen und den 
mangelnden Glanz der äußern Politik. 

Ununterbrochen wuchs die Volks wirtſchaft an Bedeutung. 
Nach Napoleons Sturz war ſie einige Jahre lang ſchwer ge— 
fährdet geweſen. Sie hatte aber die Schwierigkeiten bald über⸗ 
wunden, und von den Zzoer Jahren an nahmen das Verkehrs⸗ 
weſen und der Handel, durch Dampfſchiffahrt und Eiſenbahnen 
begünſtigt, ſo wie die Fabriken dank der Fortſchritte der Technik 
einen ungemeinen Aufſchwung. Er beruhte auf dem Zoll⸗ 
verein, der mit dem 1. Januar 1834 ins Leben trat. In dieſem 
wurde Preußen durch ſeine Staatsmänner zum erſten Male 
mit Mittels und Süddeutſchland zu einem einzigen, geräumigen 
Wirtſchaftsgebiet zuſammengefaßt. Faſt auf der Stelle zeigten 
ſich indeſſen nach dem Fortfall der Binnenzollſchranken neue 
Gegenſätze. Die preußiſche Regierung neigte gleich den andern 
norddeutſchen Staaten, die dem Zollverein noch fernblieben, 
zum Freihandel, die ſüddeutſche Induſtrie dagegen forderte 
von Jahr zu Jahr nachdrücklicher ausgiebige Schutzzölle. 

Mit dem Fortgang der wirtſchaftlichen Entwicklung mußten 
auch ſoziale Gegenſätze wirkſam werden. Vorläufig kündeten 
ſie ſich nur ſchwach an. Der Kommunismus Wilhelm Weitlings, 
der Sozialismus einzelner Junghegelianer, der Saint⸗Simonis⸗ 
mus ethiſch angeregter Männer bürgerlicher Herkunft, die 
ſo zialpolitiſchen Anfänge der ſüdweſtdeutſchen Katholiken wieſen 
durchweg auf Frankreich, alſo auf das Ausland, zurück. Nach 
1840 wurden die ſozialpolitiſchen Beſtrebungen wohl boden⸗ 
ſtändiger. In Norddeutſchland bildete ſich ein Sammelpunkt 
für ſie im „Verein für das Wohl der arbeitenden Klaſſen“, 
deſſen Mitglied auch Bismarck war. Sie erſtarkten jedoch bis 
zum Revolutionsjahre nicht fo, daß fie ſich gegenüber den andern 


und der aus wärtigen Politik 47 


Bewegungen in der Nation zu behaupten vermochten. Erſt 
ein Menſchenalter ſpäter ſchlug die Stunde für die deutſche 
So zialpolitik. 

Den Vorſprung vor allen hatte vorerſt die Verfaſſungs⸗ 
politik. Das Beiſpiel der weſteuro päiſchen Nachbarn, der Auf⸗ 
ſtieg des Bürgertums und ſeine wirtſchaftlichen Intereſſen, die 
lit erariſchen Strömungen und die Regſamkeit der Preſſe führten 
der er wachenden Neigung der Nation zu politiſcher Betätigung 
unabläſſig neue Nahrung zu. Der lange Friede, der Napoleons 
Sturz folgte, wandte dieſe Neigung einſeitig der innern Politik 
zu; die auswärtige Politik hat ihren erzieheriſchen Einfluß auf 
das politiſche Denken ſo gut wie gar nicht ausgeübt. 

Unter dieſen Bedingungen allgemeiner Natur hat damals 
die Verzweigung unſeres Parteiweſens begonnen. Ihr nächſter 
Anlaß war ebenſoſehr die Erteilung geſchriebener Verfaſſungen 
in den Mittel, und Kleinſtaaten, die faſt durchweg kurz nach den 
Befreiungskriegen geſchah, wie die Nichteinlöſung des Ver⸗ 
ſprechens einer ebenſolchen Verfaſſung im preußiſchen Staat. 
Seit dem 17. Jahrhundert war in den deutſchen Staaten 
wie überall auf dem Feſtlande der Abſolutismus die Herr; 
ſchende Staatsform geweſen. Eine Auflehnung der Geiſter 
gegen ſie hatte ſich in Deutſchland wiederum wie überall im 
Abendlande ſchon mit der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts 
vorbereitet. Sie hatte ihren Rückhalt teils in England und bei 
Mont esquieu, teils in den deutſchen Rechts zuſtänden der Ver⸗ 
gangenheit geſucht. Durch die Revolution und die Gegen wehr 
gegen Napoleon war die Sache der Freiheit geſtärkt, aber 
der Kampf für ſie nicht klarer und einhelliger geworden. Erſt 
nach 1815 entſprang aus der Stimmung einzelner feuriger oder 
edler Herzen eine politiſche Bewegung, die Maſſen aufzurütt eln 
vermochte. Der Abſolutis mus bildete eben jetzt in Deutſchland 
ſeine der Bevölkerung verhaßteſte Form durch, die Herrſchaft 
des Beamtentums, das „Schreiberregiment“, und bereitete 
anderſeits nach den Karlsbader Konferenzen des Jahres 1819 
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und wiederum nach der Julirevolution ſogar dem bloßen ge⸗ 
ſprochenen oder geſchriebenen Meinungsaustauſch über frei⸗ 
heitliche Anliegen aufreizende Hemmniſſe. Nunmehr gewannen 
die Reihen ſeiner Gegner beſtändig an Zufluß, ſie gliederten ſich 
aber auch allmählich. Eine ſtändiſch⸗liberale Strömung, zu der ſich 
der junge Bismarck zählte, die Vorläuferin der konſervativen 
Partei, hoffte die Freiheit durch Erneuerung des ſtändiſchen 
Geiſtes und kor porativen Lebens zu ſichern; fie knüpfte an das ge; 
ſchichtlich gewordene und an die im deutſchen Volkstum ſchaffen⸗ 
den ſittlichen Kräfte an. Die konſtitutionell⸗liberale Strömung 
dagegen wollte Bürgſchaften der Freiheit auf franzöſiſche und 
belgiſche Art, ſie verlangte geſchriebene Verfaſſungen, Kammern 
und freie Preſſe. Sie leugnete das Recht des Monarchen, auf 
das ſich der Abſolutismus geſtützt hatte, und ſuchte die Freiheit 
der einzelnen durch die Inanſpruchnahme der Souveränität 
für das Volk zu begründen. Die Ständiſch- Liberalen ehrten 
die Fürſten, ſie rückten dafür mit um ſo größerer Schärfe der 
Bureaukratie zu Leibe. Dagegen fanden ſich Konſtitutionell⸗ 
Liberale und Beamte erträglich miteinander ab, ſo daß die 
Beamten bald eine Hauptſchicht der konſtitutionell⸗liberalen 
Partei in den Kammern wie draußen unter den Wählern dar⸗ 
ſtellten. Die ſtändiſch⸗liberale Bewegung blieb in der Haupt⸗ 
ſache noch bis 1848 die Überzeugung einzelner. Der konſtitu⸗ 
tionelle Liberalismus überwog weitaus und hatte alle ge⸗ 
leſenen Zeitungen für ſich. 

Indeſſen fehlte es nicht an Anzeichen, daß der konſtitu⸗ 
tionelle Liberalismus im Begriffe war, ſich ſelbſt wieder zu 
ſpalten und zu verzweigen. Wo in deutſchen Staaten Ver⸗ 
faſſungen verliehen worden waren, hatte die franzöſiſche Ver; 
faſſung mehr dem Scheine nach als in Wirklichkeit das Vorbild 
geliefert. Anfangs kämpften die Konſtitutionell-Liberalen ge⸗ 
ſchloſſen dagegen an. Mit der Zeit aber ſtimmte die parlamen⸗ 
tariſche Arbeit, vermutlich unter dem in der Partei mächtigen 
Einfluß der Beamten, manche und meiſt die geiſtig oder ſozial 
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Angeſehenſten bereit, ſich mit dem Dargebotenen einſtweilen 
abzufinden und mit der Zeit einen beide Teile befriedigenden 
Ausgleich zwiſchen fürſtlicher und Volksgewalt zu ſchaffen. 
Dieſe Gemäßigten gerieten in den 40er Jahren zunächſt in Baden 
in ſcharfen Gegenſatz zu den andern, den Radikalen, die ſich 
darauf verſteiften, alles zu erreichen, was in Frankreich und 
Belgien erreicht worden war. Außer Baden er wieſen ſich 
Hohenzollern, die Pfalz, Rheinheſſen, die Moſelgegend, ſtellen⸗ 
weiſe die übrigen Rheinlande als beſonders empfänglicher 
Boden für die Wühlarbeit der Radikalen. Vielfach ſickerten durch 
die Nähe der Schweiz auch demokratiſche Abſichten in die radi⸗ 
kalen Beſtrebungen ein. 

Noch nicht fo deutlich ſonderte ſich die katholiſch⸗politiſche 
Bewegung vom konſtitutionellen Liberalismus ab. Ihr Nähr⸗ 
boden wurde fürs erſte durch Geiſtliche und ihnen geſellig ver⸗ 
bundene Laien, Akademiker oder Angehörige er werbstätiger 
Stände, gebildet; großen Zudrang hatte ſie nicht. Die 
Bewegung war urſprünglich rein religiös geweſen. Nach der 
Jahrhundertfeier des Anſchlags der Lutherſchen Theſen im 
Jahre 1817 wurde ſie vornehmlich durch das organiſatoriſche 
Talent ein es Elſäſſers, des noch jungen Subregens des Mainzer 
Prieſterſeminars, Andreas Räß, ſtark literariſch. In den 30er 
Jahren ſchlug ſie, zumal in Franken und am Mittelrhein, 
unter dem Einfluſſe des Abbé Lamennais und ſeiner Zeitung 
„L' Avenir“ ins Politiſche um. Ihr Wunſch, die Kirche von 
der Vormundſchaft der Regierungen zu befreien und durch 
Unterſtützung der konſtitutionellen und demokratiſchen For⸗ 
derungen der Kirche wieder die allgemeine Zuneigung 
zurückzuge winnen, wohl auch Rückſichten auf die Volksſtimmung 
am Rhein und in Süd weſtdeutſchland führten die rührigſten 
Streiter der katholiſchen Bewegung praktiſch auf demſelben 
Boden mit dem konſtitutionellen Liberalismus zuſammen. Er 
hat damals und ſpäter große Vorteile daraus gezogen. Es fand 
aber nicht nur keine Verſchmelzung ſtatt, ſondern die politiſche 
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Annäherung brachte erſt recht die Reibungsflächen beider Teile 
zur Geltung. Dem konſtitutionellen Liberalismus kam es ebenſo⸗ 
wenig ausſchließlich auf verfaſſungsrechtliche Dinge an, wie die 
katholiſche Bewegung weſentlich politiſch geworden war. Er 
legte von Urſprung an auf den Kampf für eine freie Melt: 
anſchauung noch entſchiedenern Wert als auf eine freie Staats⸗ 
verfaſſung. Er war ein echter Sprößling der Aufklärung und 
blieb ihr beſter Verbündeter. Die Anhänger der katholiſchen 
Bewegung aber nannten ſich mit Stolz ultramontan. Im voll 
durchgebildeten Widerſpruche gegen die Aufklärung ſtrebten ſie 
nach unbedingter Geſchloſſenheit der katholiſchen Kirche, nach 
feſter Zuſammenfaſſung des ganzen Kirchen weſens unter der 
Leitung Roms. Zum erſtenmal ſchieden ſich die Geiſter in 
leidenſchaftlichem Haſſe nach dem Cölner Ereignis des Jahres 1837. 
Dann wurde es freilich ſo weit ſtill unter ihnen, daß ſie in den 
Anfängen der Revolution des Jahres 1848 gegen die Ne 
gierungen wieder zuſammengehen konnten. 

Alle dieſe Elemente der nationalen Entwicklung waren im 
Fluſſe. Ihre Ausſichten hingen jedoch weniger von ihrer eignen 
Anziehungskraft als von der Löſung zweier ſie alle über⸗ 
ſchattenden Fragen des geſamtſtaatlichen Daſeins unſeres 
Vaterlandes ab. 

Das Problem, ob Sſterreich oder Preußen oder beide ge— 
meinſam in Zukunft Deutſchland führen würden, kam der 
Allgemeinheit noch kaum zum Bewußtſein. Metternich, der die 
öſterreichiſche Politik leitete, ſah eine ſeiner wichtigſten Auf⸗ 
gaben darin, die Nebenbuhlerſchaft zwiſchen Preußen und 
Oſterr eich zu dämpfen. Preußen ließ Öfterreich den Vorſitz im 
Bunde und hielt ſich in der europäiſchen Politik zurück. Dafür 
gab Metternich den preußiſchen Staatsmännern in faſt allen 
rein deutſchen Angelegenheiten die Vorhand, leiſtete ſogar der 
Begründung des Zollvereins, obwohl Sſterreich von ihm fern⸗ 
gehalten wurde, keinen nachhaltigen Widerſtand. Dennoch 
ruhte das Problem nur ſcheinbar. In Wahrheit konnte Metter⸗ 
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nich ſeine endgültige Aufwerfung nur dadurch verhindern, daß 
er nach 1820 auf jede Fortbildung der Bundesverfaſſung ver⸗ 
zichtete und nichts von Belang für den Fortſchritt des deutſchen 
Volkes zu einheitlicheren und ſeinem Machtbedürfnis genügenden 
Staats einrichtungen tat. Der Augenblick, wo ſich die Nation 
ſelbſt zu helfen ſuchte, mußte Öfterreich und Preußen gegen; 
einander ſtellen. Viel mehr beſchäftigte die andere Frage die 
Gemüt er, was aus Preußen werde. Der Wiener Kongreß hatte 
1815 Preußen aus zwei grundverſchiedenen Ländermaſſen zu⸗ 
ſammengeſetzt, aus ſeinen oſtelbiſchen Kernlanden und der 
Rhein provinz mit Weſtfalen. Gegen heftige Widerſtände im 
Schoße der Regierung wie in der rheiniſchen Bevölkerung 
wurden die neuen Gebiete bis 1823 der Staatsverwaltung ſo 
weit eingeordnet, daß die Einheit und in den Hauptzügen auch 
die Eigenart der Verwaltung behauptet wurde. Es war ge⸗ 
glückt, den Rheinlanden trotzdem ihre volkstümlichſten Ein⸗ 
richtungen, etwa das franzöſiſche Recht, zu laſſen, dem katho⸗ 
liſchen Kirchen weſen einen gewiſſen Spielraum auf Grund der 
Bulle „De salute animarum“ zu gewähren. Nur bedurfte 
das mühſame Werk, das mehr einer gut überlegenden Sach— 
kunde als ſchöpferiſcher Genialität ſein Daſein verdankte, einiger 
Zeit, um ſich einzuleben und ins Gleichgewicht zu kommen. 
Solange glaubte die Regierung noch keine Reichsſtände, keinen 
geſamt preußiſchen Landtag berufen zu dürfen. Aber die Bureau⸗ 
kratie und die oppoſitionellen Elemente in der Bevölkerung 
ließen dem Staats weſen nicht die nötige Muße. Jene beun⸗ 
ruhigte bald die Rechts zuſtände, bald das wirtſchaftliche Leben 
am Rhein oder auch das Kirchen- und Unterrichts weſen dort. 
Die Oppoſition konnte zunächſt nur hoffen, an einer orga⸗ 
niſierten Macht Rückhalt zu gewinnen: der katholiſchen Kirche. 
Schon der zu weitem Entgegenkommen bereite und gewandte 
Cöln er Er zbiſchof Frhr. v. Spiegel klagte ausgangs feines Lebens 
von Jahr zu Jahr bitter er, wie die kirchlichen Anliegen in Berlin 
behandelt würden. Dadurch erlangten unter ſeinem Nachfolger 
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Clemens Auguſt von Droſte-Viſchering, der weniger ſtaats⸗ 
männiſch geſchult wie ſein Vorgänger war, ſchroff preußen⸗ 
feindliche Männer Einfluß auf die Leitung des Sprengels. 
Sie ſuchten die Gegenſätze nicht mit der Zeit zu mildern, 
ſondern wünſchten ſie grundſätzlich aus zufechten. Die Re⸗ 
gierung überkam die Sorge, daß dieſe mit ihren belgiſchen 
Geſinnungsgenoſſen auf den Abfall der Rheinlande hinarbeite⸗ 
ten. Die darauf von ihr beſchloſſene Abführung des Erzbiſchofs 
auf eine Feſtung veranlaßte im November 1837 die ſtärkſte 
Exploſion, die in den Beziehungen zwiſchen preußiſchem Staat 
und neuen Provinzen von der Geſchichte zu verzeichnen iſt. 
Die Konſtitutionell⸗Liberalen der Rheinlande ſtanden während 
dieſer Vorgänge dem preußiſchen Staate innerlich nicht näher 
als die Ultramontanen. Aber Rückſicht auf ihren induſtriellen 
und Handelsvorteil bewog ſie zu anderer Taktik; ſie ſteckten 
ſich nach 1837 das Ziel, den Staat gleichſam zu erobern, 
fein Ruder in ihre Hand zu bringen. Aus ſichtsr eich ſtützten 
ſie ſich dabei auf das der Bevölkerung 1815 gegebene und 
noch nicht eingelöſte Verſprechen einer geſchriebenen Ver⸗ 
faſſung. Sie wurden nicht nur einmütig von ihren zahlreichen 
Parteigenoſſen in den oſtelbiſchen Provinzen unterſtützt, ſondern 
auch von den Katholiken gedeckt. Vorübergehend zerſtreute 
der Tod des dritten und die Nachfolge des vierten Friedrich 
Wilhelm im Jahre 1840 noch einmal die Wolken, die über 
Preußen hingen. Man empfing den neuen König hoffnungs⸗ 
voll, er ſchloß Frieden mit der Kirche, er wollte das Verſprechen 
des Vaters erfüllen. Aber er hatte bei der glänzenden Beweg⸗ 
lichkeit ſeines Geiſtes eher die Gabe, vorhandene Gegenſätze zu 
vertiefen und ihre Leidenſchaft zu ſteigern, als ſie zu beheben. 
Was die Staatsverwaltung des alten Preußens ſtark gemacht 
hatte, ihre zähe Beharrlichkeit und Einheit, ſchwand unter ihm. 
Friedrich Wilhelms Entſchlüſſe entbehrten aller Folge. Auf 
verfaſſungsrechtlichem Gebiete ſträubte er ſich gegen Kammern 
und wollte nichts von einem „beſchriebenen Blatt Papier“ 
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zwiſchen ſich und feinem Volke wiſſen. Er überlegte eine Fort⸗ 
bildung der Provinzial; zu Reichsſtänden und meinte, erſt all 
mählich ſolle auf engliſche Art eine Verfaſſung des Geſamtſtaat es 
er wachſen. Nach mancherlei Verſuchen berief er durch das Patent 
vom 3. Februar 1847 die Provinzialſtände, die 1823 zum vor⸗ 
läufigen Abſchluß der Neuordnung des Staates eingerichtet 
worden waren, alleſamt nach Berlin, zum Erſten Vereinigten 
Landtage. Ganz Deutſchland blickte im Gefühl einer geſchicht⸗ 
lichen Entſcheidung über die Zukunft des deutſchen Verfaſſungs⸗ 
lebens nach der preußiſchen Hauptſtadt. Die Konſtitutionell⸗ 
Liberalen waren dort weitaus im Übergewicht. Die Rhein⸗ 
länder bekamen das Heft in die Hand. Ihre Führer waren 
Gemäßigte. Aber da ſie, wie alle Gemäßigten, mit ihren Grund⸗ 
ſätzen noch an dem konſtitutionellen Programm mit ſeiner 
Forderung von Kammern hafteten, wagten ſie nicht, dem auf 
ſtändiſcher Grundlage aufgebauten Vereinigten Landtag das 
Recht zuzuſprechen, im Namen des Volkes Geld und Anleihen 
zu bewilligen. Sie verurteilten den Landtag dadurch zur Un⸗ 
fruchtbarkeit. Der König entließ den Landtag im Juli nach 
dreimongtigem Tagen in Ungnade. 

Mitten hinein in die lebhafte Stimmenführung des Landtags 
klang der Auftakt zu Bismarcks öffentlicher Laufbahn. Durch 
einen falſchen Zug bei der Vorbereitung ſeiner Kandidatur war er 
nicht von vornherein deſſen Mitglied geworden. Vier Wochen nach 
der Eröffnung trat er als Erſatzmann für einen erkrankten Abgeord⸗ 
neten in die Verſammlung ein. Sein Platz war auf der Rechten 
bei ſeinen Freunden. Aus der Lage ergab ſich, daß ſein erſtes 
Zuſammentreffen mit den Gegenſätzen, die in der Nation um 
die Vorherrſchaft rangen, gegen den konſtitutionellen Liberalismus 
erfolgte. Nach und nach traf er auch auf die andern. Aus einander⸗ 
geſetzt hat er ſich im Laufe ſeines politiſchen Wirkens mit allen. 

Bismarck brannte offenbar darauf, dreinzureden und den 
Streit aufzunehmen. Er war noch keine Woche in Berlin, als 
er bei einer an den Haaren herangezogenen Gelegenheit eine 
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Lieblingsvorſtellung der liberalen Mehrheit kränkend angriff. 
Gegen ſie war wahrſcheinlich im Kreiſe ſeiner Freunde oft 
Einſpruch erhoben worden. Ludwig v. Gerlach hat davon erz 
zählt, wie feine Geſinnungsver wandten nach 181 abſichtlich 
vermieden, von Freiheitskriegen zu ſprechen, und ſtets das Wort 
Befreiungskriege gebrauchten, weil der Kampf der Fremd; 
herrſchaft, nicht der Erringung bürgerlicher Freiheiten galt. Da 
ſetzte Bismarck an. Ein Entwurf von ſeiner Hand hält die von 
ihm geſprochenen Worte wohl ſinngemäßer feſt als der ge 
milderte ſtenographiſche Bericht. „Im Saale wie außerhalb 
ſei oft der Irrtum laut geworden, als ob es für die Bewegung 
von 1813 einer andern Triebfeder bedurft hätte als der Schmach, 
daß Fremde in unſerm Lande geboten. Nein, die Erhebung 
war keine Leiſtung an den Landesherrn, die eine Gegenleiſtung, 
die Verfaſſung, begründete. Man ſpricht ſich jedes Ehrgefühl 
ab, wenn man daraus, daß man ſich gegen Schläge, die man 
ſelbſt empfängt, zur Wehr ſetzt, Verdienſte gegen Dritte ableiten 
will, als hätte man ſich nur deshalb gewehrt, um dem König 
ſagen zu können, wir haben Ew. Majeſtät Land wieder erobert, 
was geben Sie uns dafür?“ Faſt das ganze Haus, die Rechte 
kaum minder als die Linke, antwortete Bismarck mit einem 
lange anhaltenden Ausbruche der Entrüſtung. Er wandte ſich 
um und las in einer Zeitung. 

Unter ſeinen Freunden umlaufende Meinungen waren es 
auch ſonſt, was Bismarck zur innern Politik auf dem Landtage 
vortrug. Er ſtellte ſich mit den Freunden feſt auf den Stand⸗ 
punkt des Februar patents, deſſen Zugeſtändniſſe in einzelnen 
Punkten wohl größer gewünſcht werden könnten, über das 
hinaus der König aber unter keinen Umſtänden durch die 
Abgeordneten gedrängt werden dürfe. Voller Genugtuung 
wechſelten Blanckenburg und Ludwig v. Gerlach Briefe, als 
ſich Bismarck ſogar dazu bekannte, daß der Staat ohne chriſt⸗ 
liche Grundlage „nichts als ein zufälliges Aggregat von Rechten, 
eine Art von Bollwerk gegen den Krieg aller gegen alle“ wäre. 
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Nichtsdeſto weniger ſchimmerte wiederholt die junkerliche, durch 
die Bekehrung nicht umgewandelte, nüchtern materielle und 
rechneriſche Art, die Dinge anzuſchauen, in Bismarcks Reden 
durch. Sie hatte ihm ſchon das Bild eingegeben, mit dem er 
ſeinen Widerſpruch gegen die liberale Auffaſſung vom Zwecke 
der Kriege 1813/15 kennzeichnete. Sie blitzte wiederum auf, 
als er den Liberalen vorhielt, daß ſie eine Bahnverbindung 
Königsbergs mit Berlin wirtſchaftlich für gerechtfertigt erklärten, 
die dafür angeforderte Anleihe aber nicht bewilligten. Welchen 
Sturm würde es wohl bei ihnen erregen, ſo fragte er, wenn die 
Regierung den Spieß umdrehte und Wohltaten für eine Pro; 
vinz von deren politiſchem Verhalten abhängig machte. Noch 
viel durchgreifender ſollte ſich indeſſen ein anderer Unterſchied 
zwiſchen ihm und ſeinen Freunden auf die Dauer erweiſen. 
Sprach Ludwig Gerlach gefliſſentlich von Befreiungskriegen ſtatt 
Fr eiheitskriegen, tat er's, damit die Konſtitutionell⸗Liberalen keine 
den Konſervativen widerſtrebenden Anſprüche daraus ableiteten. 
Im übrigen aber war ſein Denken ebenſo wie das ſeiner poli⸗ 
tiſchen Gegner der Erkämpfung der Freiheit im Innern des 
Staates zugewandt. Auch Bismarck richtete ſich gegen die An⸗ 
ſprüche der Konſtitutionell-Liberalen; aber er arbeitete dabei 
den Antrieb, den das nationale Selbſtgefühl dem preußiſchen 
Volke 1813 gegeben hatte, und damit einen Geſichts punkt aus⸗ 
wärtiger Politik ſcharf heraus. Sein Geſichtskreis war weiter 
und dadurch ſchließlich doch ein anderer als der der Freunde. 
Der Mann, der ſchon als Student den Verkehr mit Ausländern 
geſucht, der England und Frankreich bereiſt hatte, achtete bei 
der Wertung jeder den Landtag beſchäftigenden Frage un will⸗ 
kürlich auf ihre Beziehung zur aus wärtigen Politik. Er geißelte, 
daß ſich die Mitglieder des Landtags leichter und öfter, wie es 
in England und Frankreich denkbar ſei, Vorbilder in der Fremde 
ſuchten. Er verriet dabei, indem er von Frankreich als dem 
Lande jenſeits der Vogeſen ſprach, wohin er unbewußt das 
Elſaß zählte. Schmerzlich ſpürte er auch, daß die Nachbarn voll 
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Schadenfreude vom Verlaufe des Landtags eine Minderung 
der Regierungsgewalt er warteten. „Nun frage ich, ob dem 
Auslande gegenüber der Bau unſerer Verfaſſung nicht fefter 
daſteht, ob das Gefühl der Befriedigung auf allen Seiten im 
Inland nicht ein höheres ſein wird, wenn uns der Fortbau der 
Verfaſſung durch die Initiative der Krone gegeben, als wenn 
er von uns begehrt wird?“ Hatte Ludwig Gerlach ſein Gefallen 
an Bismarcks Bekenntnis zum chriſtlichen Staate, fo wuchs der 
junge Parlamentarier durch ſein Verſtändnis für aus wärtige 
Politik Leopold Gerlach, dem General, feſter ans Herz. 

Kaum, daß der Landtag geſchloſſen war, warf ſich Bismarck 
mit aller Kraft darauf, den Plan einer konſervativen Zeitung 
zu ver wirklichen. Ihre Notwendigkeit hatte ſich neben den 
vielgeleſenen liberalen Blättern und der ebenfalls nicht geringen 
Zahl amtlicher und offiziöſer Blätter aufgedrängt. Die Ger; 
lachs wollten den kirchlichen Zielen der Partei darin einen 
reichlichen Raum vergönnen. Bismarck riet ab, weil dieſe 
Ziele breite, für die Partei zu gewinnende Wählermaſſen noch 
abſtießen, und wünſchte das Blatt vorzüglich in den Dienſt der 
wirtſchaftlichen und ſtändiſchen Intereſſen des oſtelbiſchen 
Adels zu ſtellen. Vorläufig wurde aus der Gründung nichts. 
Darüber kam mit dem 28. Juli der Tag von Bismarcks Ver⸗ 
mählung. Die Hochzeitsreiſe, an die er ſpäter in den Briefen 
nach Hauſe manchesmal tiefinnig die Erinnerungen erneute, 
führte das junge Paar über Prag und Wien ins Salzkammer⸗ 
gut und bis nach Venedig, wo ſie das Königs paar trafen, zurück 
durch die Schweiz. Den Winter über ſaß Bismarck auf Schön⸗ 
hauſen. Selten rief ihn eine Beſprechung über das noch nicht 
aufgegebene Zeitungsunternehmen oder eine Meldung beim 
König nach Berlin. Im politiſchen Leben Preußens war es 
ſtill geworden. Die Krone hatte auf dem Vereinigten Landtag 
den Erfolg davon getragen. Auch Bismarck ahnte ſichtlich nichts 
von dem Sturme der Revolution, der mit dem Frühjahr 1848 
über das Abendland hereinbrach. 
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Den Sturm entfeſſelte der Straßenaufruhr in Paris Ende 
Februar. Süddeutſchland war ſchon unruhig. Auf die Pariſer 
Nachrichten und die erſten Aufläufe im Sübweſten hin ver; 
einigten ſich in den Mittelſtaaten die Konſtitutionell⸗Liberalen 
mit ihren Geſinnungsver wandten unter den Beamten zu er⸗ 
folgreichem Zuſammen wirken. Sie bewogen die Fürſten, die 
Zügel der Regierung den voltstümlichſten liberalen Führern z 
übergeben. Die Macht der liberalen Partei gegen die das Volk 
verhetzenden Radikalen wurde dadurch verſtärkt und der Partei 
auch, zum Entgelt für ihre den Fürſten zu leiſtende Hilfe, freie 
Hand gelaſſen, den deutſchen Einheitsſtaat zu begründen. 
Durch den Sturz Metternichs und durch das anfangs ſchritt⸗ 
weiſe, am 18. März fluchtartige Zurückweichen Friedrich Wil 
helms IV. vor der Aufregung, die ſich nunmehr auch erheblicher 
Teile der preußiſchen Bevölkerung bemächtigte, wurde die 
Erſchütterung der bisherigen Staatsordnung in Deutſchland 
allgemein. Friedrich Wilhelm IV. berief, ähnlich wie die ſüd⸗ 
deutſchen Fürſten, in ſein Miniſterium Konſtitutionell⸗Liberale 
und verſuchte ſich perſönlich an die Spitze der nationalen 
Bewegung zur Gründung eines einigen Deutſchlands zu 
ſtellen. Der Bundestag in Frankfurt, den die Regierungen 
ſofort in ſeiner Zuſammenſetzung verändert hatten, ſtimmte 
der Ausſchreibung allgemeiner Wahlen für eine deutſche 
Nationalverſammlung zu. Unſer Vaterland ſchien unmittelbar 
vor einer völlig neuen Wendung ſeiner Geſchichte zu ſtehen. 

Weder die Kunde aus Paris und von den Vorgängen in 
Süd weſtdeutſchland noch die erſten Zugeſtändniſſe, die ſein König 
der Revolution machte, erſchreckten Bismarck. Erſt als er zufällig 
durch zugereifte Bekannte am 20. Mär; von den Ereigniſſen 
des 18. März hörte, fuhr er in hellem Zorne auf. Er reiſte 
erſt allein, dann mit einer Abordnung von Bauern nach Berlin 
und Potsdam. Einen Gutsnachbarn, der der Revolution das 
Wort reden wollte, bedrohte er mit Erſchießen. Bei dem 
General Pritt witz, der die Truppen am 18. März befehligt hatte, 
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„klimperte er auf dem Klavier den Infanteriemarſch zum An⸗ 
griff“. Als der General ihm erzählte, daß der Miniſter Bodel⸗ 
ſchwingh ihm die königliche Aufforderung überbrachte und als 
Miniſter auf deren Ausführung beſtanden habe, er widerte 
Bismarck: „Ich würde es für das zweckmäßigſte gehalten haben, 
einem Unteroffizier zu befehlen, nehmen Sie dieſen Ziviliſten 
in Verwahrung.“ Bismarck hat alle die einzelnen Züge aus 
jenen Tagen, deren er ſich erinnerte, in den „Gedanken und 
Erinnerungen“ mit dem Behagen des Greiſes an dem kühnen 
Mut der Jugend wiedergegeben. Er hatte zeitlebens eine 
Neigung, gewaltſamen Handlungen das Wort zu reden, wenn 
ihm etwas nicht nach ſeinem Sinne war. Dadurch hatte er ſchon 
zu weilen die Freunde im Thaddenſchen Hauſe verblüfft. Das 
eine Mal bedauerte er, daß ſich 1806 kein Leutnant fand, der 
den feigen Generälen eine Kugel durch den Kopf ſchoß. Ein 
anderes Mal rühmte er das natürliche (nicht ſtaatliche, ſondern 
dynaſtiſche) Verlangen aller Fürſten, ihr Herrſchaftsgebiet aus⸗ 
zudehnen; deshalb werde auch für Preußen die Zeit neuen 
Zuwachſes wiederkehren. Ganz auf dieſelbe Art hat Bismarck 
aber auch noch 1890 dem Wunſche des jungen Wilhelm II. 
widerſprochen, der das Herz ſeiner Untertanen gewinnen wollte, 
und ſtatt deſſen ihm geraten, das allgemeine Wahlrecht aufzu⸗ 
heben und es aufs Schießen ankommen zu laſſen. Solche 
Außerungen tat er indeſſen nur im vertrauten Kreiſe, nie vor 
der Öffentlichkeit als verantwortlicher Politiker, geſchweige denn 
als Diplomat. Sie ergänzen ſein Bild und ſteigern mit ihrem 
Einſchlag von Leicht⸗ und Übermut, hier und da ſogar von 
Renommage den Eindruck nie alternder Genialität. Die 
Akkorde, in denen dieſes vielbeſaitete Menſchenleben ſich aus⸗ 
ſtrömte, klingen um ſo kräftiger und friſcher. Aber damit iſt 
ihre Aufgabe auch erfüllt. Man tut Bismarck Gewalt an, wenn 
man eine Staatsgeſinnung von beſonderer Prägung hinter 
ſeinen übertreibenden Wendungen ſucht. Im Frühjahr 1848 
aber ſchäumte er ſich um ſo lebhafter in ihnen aus, je 
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weniger er irgendwo Gehör fand und je vergeblicher er mit 
der Ungeduld der Jugend gegen Unabänderliches anſprang. 
Er war überzeugt, daß Preußen Deutſchlands hätte Herr werden 
können, wenn der Augenblick den König nicht ſchwach gefunden 
hätte. Er ſtürmte daher überall hin, wo er hoffte, einem ein fluß⸗ 
reichen Manne zu begegnen, und ſuchte ſelbſt zum Könige vor⸗ 
zudringen. Nicht er, ſondern die Führer der rheiniſchen Libe⸗ 
ralen, über deren „Weinreiſenden- Politik“ er im Vorjahre ge⸗ 
höhnt hatte, wurden die Berater der Krone. Verzagt klagte 
er, daß die Krone „morſches Holz“ ſei. Noch aber getröſtete er 
ſich einige Tage des Widerſtandes der Junker gegen die Revo— 
lution. Er verteidigte ſie in der „Magdeburger Zeitung“ wider 
die Verleumdung rückſchrittlicher Denkart; danach allein ſtrebe 
der Adel jetzt, die rechtliche Ordnung in Deutſchland herzuſtellen, 
Ehre und Unverletzlichkeit „unſeres Vaterlandes“, worunter 
Bismarck ohne Zweifel Preußen verſtand, zu erhalten. Auf 
dem Zweiten Vereinigten Landtag indeſſen, der anfangs April 
tagte, fügte ſich auch die übergroße Mehrzahl der Junker den 
Verhältniſſen. Bismarck hat daraufhin einige Monate 
ſpäter dieſen Landtag als das zweite Jena des preußiſchen 
Adels bezeichnet. Aber während des Landtags ſelbſt ertrug er 
die Enttäuſchung ruhiger, als nach den vorangegangenen Tagen 
zu er warten war. Daß er fo ganz verzweifelte, hatte zuletzt 
doch nur an ſeiner Ohnmacht gelegen. Dem Landtag gehörte 
er als Mitglied an. Der Frhr. v. Vincke, der berühmteſte unter 
den Konſtitutionell-Liberalen, verſuchte gar durch ihn an die 
Rechte heranzukommen, damit das ganze Haus den König wie 
den Prinzen von Preußen um ihre Abdankung bitte. „Mit 
Vincke ein Herz und eine Seele“, berichtete Bismarck ge⸗ 
ſchmeichelt ſeiner Frau. Auch aß er nun „wieder wie ein Menſch“. 
Aufrecht gegen die Revolution hielt er ſich nach wie vor und 
legte am 2. April in kurzer Rede Zeugnis davon ab. Aber mit 
dem Schlußſatz, bei dem ihm Tränen die Stimme erſtickten, 
machte doch auch er ſchon, noch kaum merklich, die erſte Bewegung, 


60 In der Schule des öffentlichen Lebens 


um ſich auf das einzurichten, was anſcheinend unvermeidlich 
geworden war. „Wenn es wirklich gelingt,“ ſo ſagte er, „auf 
einem neuen Wege ein einiges deutſches Vaterland zu erlangen, 
dann wird der Augenblick gekommen ſein, wo ich dem Urheber 
der neuen Ordnung der Dinge meinen Dank ausſprechen kann; 
jetzt aber iſt es mir nicht möglich.“ Am 4. ſprach er freieren 
Herzens über die Fragen, für die er geboren war, über aus⸗ 
wärtige Politik, Schles wig⸗Holſtein und Poſen, und gegen 
Schluß des Landtags war er ganz und gar „im friſchen Arger 
der Politik“. Er ſtritt wider den alten Aachener Demokraten und 
jetzigen Miniſter Hanſemann und entrüſtete ſich als Ständiſch⸗ 
Liberaler über die weiten finanziellen Befugniſſe, die die 
konſtitutionell⸗liberale Mehrheit dem Miniſterium eingeräumt 
hatte. Freilich überdauerte die ſeeliſche Beruhigung den Land⸗ 
tag nicht. Als Bismarck nach deſſen Schluß in keine der großen 
Nationalverſammlungen gewählt wurde, weder in die deutſche 
nach Frankfurt, noch in die preußiſche nach Berlin, als die Ger⸗ 
lachs die Bemühungen um ein konſervatives Parteiblatt wieder 
aufnahmen und ihn fern davon hielten, als ihm die „Magde⸗ 
burger Zeitung“ einen wertvollen Artikel über die polniſchen 
Angelegenheiten ungedruckt ließ, kehrte die Erregung nicht nur 
wieder, ſondern ſchlug in Troſtloſigkeit um. Er dachte ans 
Aus wandern. Aber auch jetzt verzweifelte er bloß ſcheinbar an 
den Dingen um ihn her; in Wahrheit drückte ihn, daß er in ſo 
wichtiger Zeit ungenutzt blieb und ohne Anteil an den Dingen 
war. Die Tiefe ſeines Verzagens iſt danach zu ermeſſen; es 
war leicht, ihn wieder zu erlöſen. Im Juli weilte Bismarck 
mit ſeiner das erſte Kind er wartenden Frau bei den Schwieger⸗ 
eltern zu Reinfeld. Er konnte ſich dort wenigſtens ausſprechen. 
Oft hörte er verwandte Urteile, und bald waren er und 
die andern dabei, Pläne zu ſchmieden. Der Adel ſollte 
geſammelt und politiſch geſchult werden. Etwa zur ſelben Zeit 
kehrte der im März nach England geflohene Prinz von Preußen 
zurück. Auf Grund einer zufälligen Begegnung lud er Bis⸗ 
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marck zu ſich nach Babelsberg ein. Von dort wurde Bismarck 
zum König befohlen. Er erinnerte ſich nachher, trutzig zu ihm 
geſprochen zu haben, aber durch ſeine Güte entwaffnet worden 
zu ſein. Er wurde in der Tat für die nächſte Zeit der Lobredner 
des Königs. Seitdem war die Zuverſicht wieder in ihm, daß 
ihm politiſcher Einfluß winke. Bei einem Aufenthalt in Stettin 
ſtellte er auf der Straße einen Fremden, der die deutſche 
Nationalkokarde trug. Sie war das Abzeichen derer, die Preußen 
in Deutſchland aufgehen laſſen wollten. „Erlauben Sie gütigſt, 
das wird jetzt nicht mehr getragen.“ Eben glückte es auch 
die längſt geplante Zeitung als „Neue Preußiſche (Kreuz) 
Zeitung“ ins Leben zu rufen. Bismarck ſchrieb eifrig Artikel 
für fie, in denen er ſich wiederum ſcharf an Hanſemann, viel; 
leicht ſchärfer noch an deſſen Kollegen Patow rieb. Sein gleich⸗ 
altriger Onkel von der Seite ſeiner Frau her, Hans v. Kleiſt, 
leitete am 18. und 19. Auguſt die erſte Verſammlung des 
preußiſchen Adels, das „Junker parlament“. Bismarck griff 
unter dem Beifall ſeiner Standesgenoſſen mehrfach in die Be⸗ 
ratungen ein und wurde auch in den ſtändigen Ausſchuß gewählt, 
der die Zwecke der Verſammlung weiter fördern ſollte. Zwei 
Tage darauf ſchenkte ſeine Frau ihm das erſte Kind. Er war 
noch rechtzeitig nach Hauſe gekommen und brachte nun nach 
ſeinem humorvollen Bericht an die Schwiegereltern ſein Leben 
wie Schillers Johanniterritter „zwiſchen politiſchen Kämpfen 
und Plänen am Schreibtiſch und der Wärterſchür ze am Kranken⸗ 
bette“ zu. Schon im September eilte er jedoch zurück nach 
Berlin. Die preußiſche Nationalverſammlung hatte eine 
radikale Richtung eingeſchlagen, mehrere liberale Miniſterien 
hatten ſich ihr gegenüber raſch nacheinander verbraucht. Auch 
in Frankfurt bewährten ſich die Konſtitutionell-Liberalen nicht, 
obwohl ſie dort die Mehrheit beſaßen; ſie waren noch weit 
von den hohen Zielen, die fie ſich in der deutſchen Frage 
geſteckt hatten. Die Gerlachs ſahen daraufhin die Stellung 
ihrer durch die Revolution zur Herrſchaft gelangten politiſchen 
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Gegner als ſturmreif an. Gleich in den erſten Tagen nach dem 
18. März hatten ſie ſich mit einigen Vertrauten am Hofe und 
im Kabinett zur „Kamarilla“ zuſammengefunden. Bismarck 
war bereit zu helfen. Er verhehlte kaum, daß er gerne ſelbſt 
durch die Kamarilla als Miniſter beim König durchgedrückt 
worden wäre. Inzwiſchen begnügte er ſich mit der Rolle des 
„ſehr tätigen und intelligenten Adjutanten unſeres Kamarilla⸗ 
hauptquartiers“. Er nahm, ſolange die Entwicklung der eignen 
Kräfte der Rechten noch in den Anfängen war, bis tief in die 
Reihen der Linken Fühlung, um ein Miniſterium des Wider; 
ſtandes gegen die Radikalen zuſtande zu bringen. Im Oktober 
reifte der Entſchluß zu dem Miniſterium des Grafen Branden⸗ 
burg, dem Otto v. Manteuffel als Miniſter des Innern an⸗ 
gehören ſollte. Bismarck vermittelte zwiſchen Manteuffel und 
den Gerlachs und bearbeitete Manteuffel, daß er ſich der 
ſchweren Aufgabe nicht verſage. Seine einzige Furcht war, 
daß die neuen Männer nicht feſt blieben; er gab ihr auch in der 
„Kreuzzeitung“ beredten Ausdruck. Es mißfiel ihm die Über; 
ſchätzung der Demokratie, deren „paſſiver Widerſtand“ nur „ein 
zeitgemäßer Ausdruck“ für das ſei, „was man ſonſt Angſt nannte“. 
Zu Kleiſt äußerte er ſich in Wendungen, wie er ſie liebte: zurzeit 
ko mme es nur auf Entſchloſſenheit an; ein entſchloſſener Sekonde⸗ 
leutnant mit einem Trommler wäre die beſte Vertretung der 
Regierung gegenüber der Nationalverſammlung. Dement⸗ 
ſprechend half er auch bei den militäriſchen Maßnahmen, die 
bei der vom Miniſterium beſchloſſenen Verlegung der Natio⸗ 
nalverſammlung aus Berlin tätlichen Widerſtand unnütz 
machen ſollten. Zum erſten Male hatte Bismarck das 
Bewußtſein, daß ſeine Mitarbeit mit in die Wagſchale fiel. 
Wohl quälte ihn zwiſchenhinein das Heimweh. „Mein ſüßes Herz, 
du ſchwebſt mir immer ſo blaß und mit ganz großen Augen 
vor, ich ſehne mich recht, dich als ſicheres Fleiſch und Bein an⸗ 
faſſen und mich beruhigen zu können.“ Dennoch verharrte er 
auf dem Poſten in Berlin. 
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Am 5. Dezember legte der König nach Auflöſung der wider; 
ſpenſtig gebliebenen Nationalverſammlung von ſich aus eine 
Verfaſſung auf. Sie war, mehr als es Bismarck paßte, dem 
„zugrunde gelegten belgiſchen Formular“ entlehnt, um auf die 
für die belgiſche Verfaſſung eingenommene öffentliche Meinung 
zu wirken. Für die Neuwahlen gaben ſich die Konſervativen 
eine feſtere, parteimäßige Gliederung, Bismarck kam in den 
Vorſtand. Er ſtellte ſich nun auch wieder zur Wahl und 
drang durch. Vielleicht habe er, fo unterrichtete er Ludwig 
Gerlach, „nur dadurch geſiegt, daß in der letzten demokratiſchen 
Verſammlung ſeines Wahlkreiſes ein abtrünniger Prieſter das 
Chriſtentum ſchmähte und eine Anzahl ſonſt adelsfeindlicher 
Bauern darüber entrüſtet zu uns kam“. Durch die Wahl ſaß 
er wieder im Sattel, aus dem der Mär zſturm ihn geſchleudert 
hatte, und ſicherer als vorher. 

Die Oktroyierung der Verfaſſung beendigte nicht etwa die 
Verfaſſungskämpfe in Preußen. Der König wünſchte eine 
nachträgliche Verſtändigung über das Gewährte mit den 
neu gewählten Kammern; ſchwierige Verhandlungen er⸗ 
wuchſen daraus. Sie verknüpften ſich mit heftigen Gefechten 
zwiſchen Bürgertum und Adel um materielle Inter eſſen. Die 
Liberalen waren andauernd darum bemüht, der politiſchen 
Umbildung Preußens eine ſoziale folgen zu laſſen und durch 
dieſe jene zu ſichern. Das Miniſterium zeigte ſich nachgiebig 
gegen ihre ſozialen Abſichten, während es den politiſchen ent⸗ 
gegenwirkte. Auch blieb noch aus zutragen, welche Stellung 
Preußen zu der Frankfurter Nationalverſammlung und ihrer 
Ende März 1849 fertigwerdenden Reichsverfaſſung einnahm. 
Über dem Austrag kam der euro päiſche Gegenſatz zwiſchen 
Sſterreich und Preußen endlich wieder in Fluß, und auch er 
wurde der Ausgangs punkt harter Kämpfe in den nächſten 
Jahren. Friedrich Wilhelm IV. verſuchte, unter dem Einfluſſe 
feines perſönlichen Freundes, des Generals Rado witz, das ge; 
ſamte nichtöſterreichiſche Deutſchland nach dem Scheitern der 
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Frankfurter Nationalverſammlung durch eine Vereinbarung 
zwiſchen Fürſten und den Führern der nationalen Bewe⸗ 
gung doch noch zu einigen. Dieſer „Union“ ſollte eine der 
Frankfurter Verfaſſung angepaßte bundesſtaatliche Verfa ſſung 
zugrunde gelegt werden. Sſterreich, das inzwiſchen der Revo⸗ 
lution in feinen ſla wiſchen und deutſchen Gebieten bis Winters 
Anfang 1848 wieder Herr geworden, und in dem die Regierung 
auf den jungen Kaiſer Franz Joſeph übergegangen war, leiſtete 
unter der Führung ſeines neuen Miniſter präſidenten Fürſten 
Schwarzenberg ebenſo überlegenen wie zähen Widerſtand. 

Zwei und ein halbes Jahr lang war Bismarck nun vor⸗ 
nehmlich Parlamentarier. Er gehörte ununterbrochen dem 
Preußiſchen Landtag an und wurde auch in den Erfurter Reichs⸗ 
tag gewählt, mit dem ſich die Regierungen im Frühjahr 1850 
über die Unionsverfaſſung verſtändigen wollten. Noch über 
dieſe Zeit hinaus blieb er im Landtag, von 1854 an als Mit; 
glied des Herrenhauſes. Aber nur bis zum Frühjahr 1851 
nahm er ſeinen Sitz regelmäßig und mit wirklicher Teilnahme 
an den Geſchäften ein. Über die monatelange Trennung von 
den Seinen ſtöhnte er dabei ebenſooft wie über die Schatten⸗ 
ſeiten des Daſeins als Abgeordneter, den „geſchäftigen Müßig⸗ 
gang“, den „Ozean von Langeweile“, das tägliche Zuſammen⸗ 
fein mit Männern, die er geſellſchaftlich als „Proletarier“ an⸗ 
ſah. Dennoch war er an das Getriebe innerlich gefeſſelt, voll 
Eifer im Kampfe der Parteien, voll Ehrgeizes, eine parlamen⸗ 
tariſche Führerſtellung zu erlangen. 

Vom Auguſt 1849 an teilte er ſeine Wohnung während der 
Landtagstagungen mit Hans v. Kleiſt. Außerlich und dem 
Weſen nach waren beide Männer ganz verſchiedene Menſchen, 
der eine ein Hüne von Geſtalt, der andere klein, Bismarck 
jugendlich, ein Weltkind, von überſprudelndem Geiſt und 
Humor, der früh ergraute Kleiſt gemeſſen, puritaniſch fromm 
im Handeln und im Urteil. Dennoch lebten ſie ſich von Monat 
zu Monat beſſer aufeinander ein und machten die Politik im 
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Landtag wie beim König in treuer Gemeinſchaft. Kleiſt zog 
Bismarck tiefer als vorher in die allgemeine Gedankenwelt 
des Kerns der konſervativen Partei hinein. Hin wiederum 
nahm er willig von Bismarcks Art an, von ſeinem Geſchick, 
perſönliche Beziehungen zu pflegen, und von ſeiner Fähigkeit, 
die Dinge opportuniſtiſch nach ihrer Möglichkeit und ihren 
Aus ſichten in entſcheidungsſchweren Stunden abzuſchätzen. „Du 
haſt viel mehr menſchliche Weisheit, eine ganz andere menſch⸗ 
liche Höhe als ich.“ Vereint ſtanden ſie an der Spitze der 
äußerſten Rechten, als grundgeſcheiter wiſſenſchaftlicher Theore—⸗ 
tiker der Partei neben ihnen noch Julius Stahl. Der Kreis 
ihrer beſtändigen Anhänger in der Zweiten Kammer war klein; 
ſein faſt familienhaft perſönliches Zuſammenleben ſpiegelt ſich 
noch in den erſten Jahrgängen der „Kreuzzeitung“ wieder. 
Aber da das Fraktionsweſen noch wenig ausgebildet war, 
übten fie Einfluß in wechſelndem Ausmaß auch auf die ger 
ſamte Rechte. Durch die Kamarilla hatten ſie Rückhalt am 
Hof, durch Manteuffel und den Kriegsminiſter Beziehungen 
zum Miniſterium. Der Führer unter ihnen aber war Kleift, 
Bismarck blieb der Adjutant. Kleiſt war der beſſere Redner, 
der an Grundſätzen feſtere, der ſicherer des Weges fuhr. Die 
vielen Politiker und Bittſteller, deren Beſuche den Aufenthalt 
in der gemeinſamen Wohnung oft ungemütlich machten, ftrebten 
nicht zu Bismarck, ſondern zu Kleiſt. Zu wichtigen Beſprechungen 
wurde Kleiſt ſtets, Bismarck nur gelegentlich herangezogen. 
Kleiſt kam auch wiederholt ernſtlich für ein Miniſterium in 
Frage. Er war im vollen Vertrauen der Gerlachs. Gegen 
Bismarck haftete dagegen in den beiden Brüdern ein Mißtrauen, 
das ſich in einzelnen Augenblicken ver wiſchte, niemals ſchwand. 
Lud wig Gerlach ſtieß ſich ſtets aufs neue an dem junkerlichen 
Geſichtskreis, der Bismarck immer wieder bändige und ihn den 
idealiſtiſcheren Auffaſſungen der Freunde unzugänglich mache. 
Bismarck kehrte tatſächlich den Junker gern heraus und verz 
teidigte feinen Stand gegen Gerlach übermütig als den Einäugigen 
Spahn, Bismarck? 5 


66 In der Schule des öffentlichen Lebens 


unter den Blinden in einem Lande, wo es außer Junkern nichts 
als Schneider gebe. Auch davon hatte ſich Gerlach erzählen 
laſſen, daß Bismarck ſchroff das gemeindeutſche Empfinden von 
ſich weiſe, welches in ſeinen nähern Freunden ſeit den Tagen 
der Befreiungskriege kaum minder warm, vielleicht tiefer noch 
als in den Liberalen fortlebte. Er ſo wenig wie ſein Bruder 
täuſchten ſich darüber, daß Bismarck ihr Sehnen nach verz 
faſſungsmäßiger Begründung der Freiheit auf das alte deutſche 
Recht und Hallerſche Vorſtellungen nicht in Fleiſch und Blut 
übergegangen war; ſie nannten ihn einen Abſolutiſten. Eines 
Tages im Herbſt 1848 fragte Ludwig Bismarcks beſten Freund 
aus den Jahren vorher, den Gatten der verſtorbenen Marie 
v. Blanckenburg, wem er mehr trauen würde als Minifter, 
Kleiſt oder Bismarck, und erhielt ohne Verzug die Antwort: 
Kleiſt. So dachte auch Kleiſt ſelber, dem ſich Bismarck damals 
ſo eng anſchloß wie niemandem vorher oder nachher. Bismarck 
war auf der Rechten einflußreich, weil keiner von denen, die 
zu der äußerſten Gruppe gehörten, mit der Maſſe der im 
Landtag ſitzenden Junker ſo gut wie er vor Abſtimmungen zu 
reden wußte. Man zog auch Nutzen aus ſeinem Verhandlungs⸗ 
geſchick und ſtand zu weilen unter dem Eindrucke ſeiner Schärfe 
im Streite gegen die Linke. Leopold v. Gerlach ſprach in ſeinem 
Tagebuch von ihm ſchlechthin als dem „kühnen“ Bismarck. 
Als er jedoch im Auguſt 1849 zum erſtenmal einen Antrag 
mit Konſervativen aller Richtungen zuſammen ſtellte und für 
die Begründung auserſehen wurde, redete er mit dem Erfolge, 
daß die andern den Antrag zurückzogen. So locker war die Ge⸗ 
meinſchaft zwiſchen ihm und der Partei. Die Linke war nicht im 
Zweifel darüber, daß er ſie verachtete, und entgalt es ihm. Es 
reizte ihr parlamentariſches Selbſtgefühl, wenn er unverhohlen 
ſeine Genugtuung darüber an den Tag legte, daß die Lebensfragen 
Preußens im Landtag nur beredet, nicht entſchieden würden. 
Höhniſch ſah er bei einem Streit ums Wahlrecht darauf herab, 
wie ſich Bourgeoiſie und Proletariat den Futterplatz miß⸗ 
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gönnten. Mit dem ſentimentalen Beckerath, an dem er mit 
Vorliebe feine Wut gegen das politiſier ende Rheinländertum 
ausließ, mit Simſon, der als Jude ihn reizte, und mit dem 
eingebildeten Frhru. v. Vincke ſteigerten ſich feine Händel 
derart, daß die hinter ihnen ſtehenden Abgeordneten ſeine 
Reden entweder mit Lachen begleiteten oder ihn kaum aus⸗ 
ſprechen ließen. Nachträglich hatte er mit Vincke im März 1852 
gar noch ein Duell. Bismarcks parlamentariſche Wirkſamkeit 
war deshalb weder unfruchtbar, noch ſtand er daneben. Die 
Bedeutung feiner Perſönlichkeit ſicherte ihm trotz allem erheb⸗ 
liche Beachtung. Aber um wirklich breiten und beſtändigen 
Boden in der Kammer zu gewinnen, dafür war er zu ſehr ein 
Mann eignen Schlages. Die übergroße Mehrheit feiner Kollegen 
fühlte, daß er ihr durch ſeinen auf den Reiſen erworbenen 
Geſichtskreis, durch ſeine Fähigkeit, nicht bloß als Partei⸗ 
politikfer zu denken, und durch fein Verſtändnis für die 
Machtfragen der aus wärtigen Politik allzu weit überlegen war. 
Um ſo mehr bereicherten jene Jahre ihn perſönlich. In⸗ 
haltlich wie in der Form ſtellen ſich die Reden, die Bismarck 
an wichtigen Tagen hielt, als die Vorläufer der Reden des 
gereiften Staatsmannes dar. Was der General Gerlach 
Bis marcks Briefen und Berichten einige Jahre fpäter nach⸗ 
rühmte, daß ſie die Situation, aus der ſie hervorgewachſen 
ſind, zur Anſchauung bringen, und daß ſie dem, was andere oft 
nur dunkel ahnen, Worte verleihen und es bis zur Klarheit des 
Begriffes ſteigern, gilt auch von den Reden. Zu Erfurt ent⸗ 
faltete Bismarck zum erſten Male den vollen Reiz ſeiner mit 
Vorliebe dem Jäger- und Landleben entnommenen, ebenſo 
ans Gemüt wie lit erariſch packenden Bilder. Er wirkt perſönlich, 
ſelbſt wenn er ſeine Gedanken und Einwürfe aus dem Schatze 
ſeiner politiſchen Freunde ſchöpfte. Dies war noch die Regel, 
fo oft er ſich in die Verfaſſungs politik miſchte. Gleich den 
Freunden verkündete er den Kampf zwiſchen preußiſchem Staat 
und Liberalismus als Prinzipienſtreit zwiſchen monarchiſchem 
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Recht und dem Fauſtrecht der Barrikaden. Den Parlamentaris⸗ 
mus erklärte er mit den üblichen Gründen als andere, ſchlimmere 
Form des Abſolutismus. Nur ſelten ſtieg ihm dabei ein uns 
tiefer berührendes Bild vor den Augen auf wie etwa die War; 
nung, dem geſunden deutſchen Volkskör per nicht das Neſſus⸗ 
gewand franzöſiſcher Staatslehren über zuſtreifen. Mit ſtarker 
redneriſcher Kraft ſtellte er eines Tages die Grundrechte, die der 
Liberalismus im Namen des Volkes fordere, den „uralten 
chriſtlichen Grundrechten“ des Volkes ſelbſt gegenüber, die der 
Liberalismus ihm nehmen wolle, dem Recht auf eine chriſtliche 
Obrigkeit, dem Recht auf chriſtliche Schulen und dem Recht, 
die Ehe auf chriſtliche Art ſchließen zu dürfen. Aber das war ein 
vereinzeltes Mal. Im allgemeinen redete er von dem Liberalis⸗ 
mus und der Demokratie gar nicht mit der Wucht eines Mannes, 
der darum ſchwere innere Kämpfe ausgeſtanden hat, oder mit 
der anklägeriſchen Leidenſchaft des Bekehrten. Er ſpielte viel; 
mehr mit ihnen, und im grimmen Spotte über ſie trat er erſt 
ganz aus ſich heraus. Die Überſetzung franzöſiſcher Makulatur, 
womit er die Verfaſſung meinte, habe unſer Volk vor Euro pa 
um den Ruf des Volkes der Denker gebracht. Er ſchalt als 
Vorurteil der Demokratie, daß der Einfluß jeder Volksklaſſe 
in demſelben Maße ſteigen müſſe, in welchem ihre politiſche 
Bildung und Leiſtungsfähigkeit abnehme, und hielt ſich bei 
der Eigentümlichkeit des Wortes Konſtitution als echten Fremd⸗ 
worts auf, wonach ſich nicht zwei Perſonen bei ihm dasſelbe 
dächten. Da es in Wahrheit nichts bedeute, gebe die Phraſe 
den ſchönſten Schmuck einer Konſtitution ab, ohne den ſie wie 
das entſchleierte Bild von Sais wirke. Beſonders gern erfreute 
er mit ſolchen Bosheiten „die weiſen Männer aus dem Weſten“, 
die rheiniſchen Liberalen. 

Zu ſolch abſchätzigem Spott aber nahm ſich Bismarck das 
Recht, weil es ihm mit der Gegnerſchaft ernſt war. Am 24. Sep⸗ 
tember 1849 hat er einmal in großen Strichen mit einer aus 
dem Vollen ſchöpfenden Sachkunde dem Treiben deutſcher 
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Kammern das Bild des engliſchen Verfaſſungslebens gegen⸗ 
übergeſtellt, ſeine Bedingungen dargelegt und gezeigt, wie ſie 
im deutſchen Staatsleben völlig fehlten. Ihm ſelbſt gebrach es 
an dieſen Bedingungen nicht, weder geſellſchaftlich noch als 
Staatsmann. Wertete der landläufige Liberalismus den Staat 
zu gering und war er voller Mißtrauen wider den Staat, ſo 
ſtärkte Bismarck hin wiederum der Regierung nach Kräften das 
Rückgrat. Er unter zeichnete und vertrat eine Bittſchrift an 
den König, die als erſten den Namen Bethmann⸗Hollweg trug 
und den Art. 108 der preußiſchen Verfaſſung in ſeinem Wort⸗ 
laut vor den erbitterten Angriffen der Liberalen retten wollte. 
Oer Artikel beſchränkte den Anteil der Kammern an der Finanz⸗ 
ver waltung auf ein beſcheidenes Maß. Bis marck ſelbſt ſchmiedete 
in ſeiner Miniſterzeit daraus eine der ſtärkſten Waffen der 
Regierung gegen den vordringenden Parlamentarismus. Nicht 
minder ſchroff betonte er, daß die Regierung auch den Schein 
vermeiden müſſe, als könnten Kammerbeſchlüſſe am Beſtande 
des preußiſchen Heeres etwas ändern. An Nachgiebigkeit traute 
er der Bureaukratie das Schlimmſte zu, ganz ähnlich wie er im 
preußiſchen Kreisrichtertum einen Hauptträger liberaler An⸗ 
ſchauungen erblickte. „Einen zuverläſſigen Richterſtand“, ſchrieb 
er am 30. Juni 1850 einem Freunde zum Entwurf eines Preß⸗ 
geſetzes, „gibt es in Preußen nicht, und ein Schwert in den 
Händen der Regierung wird ſtets ein zweiſchneidiges ſein. 
Der Fehler liegt meines Erachtens weniger in dem zu ſtarken 
Einfluß der Beamten, als in ihrer Beſchaffenheit; der Staat, 
der ſich von einer Bur eaukratie wie die unſere nicht durch einen 
heilſamen Gewitterſturm losreißen kann, iſt und bleibt dem 
Unt ergange geweiht, denn ihm fehlen die geeigneten Werk 
zeuge zu Funktionen, die einem Staate obliegen, nicht bloß zur 
Über wachung der Preſſe.“ Ebenſo deutlich zeichnete ſich fein 
Gegenſatz zu den vorwiegend auf die Verfaſſungs politik feſt⸗ 
gelegten Liberalen in dem Verſtaͤndnis ab, das er den Be; 
ziehungen zwiſchen Politik und Wirtſchaft entgegenbrachte, und 
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in der Kraft, mit der er ſich der materiellen Dinge annahm. 
Faſt allzu unachtſam blieb er darüber damals wie fpäter für 
andere Triebfedern der politiſchen Entwicklung. Er wollte für 
die Revolution des Jahres 1848 ausſchließlich ſoziale Urſachen 
gelten laſſen; als nationale Bewegung, wie die Liberalen be⸗ 
haupteten, hätte ſie nicht über einen kleinen, wenngleich her⸗ 
vorragenden Kreis hinausgegriffen. Gehalts wünſche nicht nur 
der Offiziere, ſondern auch ihm ferner ſtehender Schichten wie 
der Volksſchullehrer machte er ſich gerne zu eigen. Vor allem 
aber rechnete er mit der Standesſelbſtſucht des wichtigſten 
Rückhaltes ſeiner Partei, der Junker, und räumte der Ver⸗ 
teidigung ihrer materiellen Vorteile gegen Miniſter und Linke 
einen breiten Raum ein. Um ihret willen focht er damals für 
den Freihandel, während er in der Erinnerung ſeines Volkes 
gerade umgekehrt als Vorkämpfer des Schutzzolls fortlebt. Ein 
Menſchenalter ſpäter rechtfertigte er ſeine Umkehr zum Schutz⸗ 
zoll nicht nur wirtſchaftlich, ſondern auch vom Standpunkte 
ſtaatlicher Fürſorgepolitik und ſchritt raſch vom „Schutz der 
nationalen Arbeit“ folgerichtig zur Behandlung der Arbeiter⸗ 
frage fort. Dergleichen Denkzuſammenhänge zwiſchen Wirt; 
ſchafts⸗ und Sozialpolitik waren ihm auch ſchon in jener frühen 
Zeit lebendig. Er dürfte auf keinem Gebiete gleich erfolg⸗ 
reich wie auf dem ſozialen von Thadden und deſſen Verkehrs⸗ 
kreis in Hinterpommern ſowie von Hermann Wagener, dem 
ſogar ſozialiſtiſchen Eingebungen zugänglichen Redakteur der 
„Kreuzzeitung“, angeregt worden ſein. Parteifreunde, die 
materielle und ſoziale Anliegen der Bevölkerung zum Gegen⸗ 
ſtande ihrer politiſchen Betätigung machen wollten, durften auf 
ſeine Teilnahme rechnen. Nur ſuchte er mit ſeiner praktiſchen Art 
die rechte Sozialpolitik nicht in der noch unentwickelten Arbeiter⸗ 
frage als vielmehr in den Nöten des Handwerks. Er ſtritt gegen 
den induſtriellen Großka pitalismus und feine Schutzzollwünſche, 
um ſtatt deſſen eine Beſchränkung der Gewerbefreiheit und 
Zwangsinnungen zu begehren. 
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Regelmäßig meldete fih Bismarck zum Worte, wenn ent 
ſcheidend wichtige Angelegenheiten der aus wärtigen Politik 
auf der Tagesordnung ſtanden. Die Reden darüber ſtellen die 
Höhepunkte ſeiner parlamentariſchen Tätigkeit dar. Um ihn 
her die Abgeordneten, aber auch ein großer Teil der miniſteriellen 
Beamtenſchaft entbehrte jedes feinern oder gar alles Gefühls 
für die Bedeutung der Macht als des in der aus wärtigen Politik 
ausſchlaggebenden Elements. Bismarck empfand dieſe Bes 
deutung mit voller Klarheit. Hier wie bei dem Verſtändnis 
für die Schwerkraft der materiellen Intereſſen hatte er durch 
ſeine junkerlich robuſte Denkart vor der Romantik und dem 
doktrinären Geiſte ſeiner Zeitgenoſſen von vornherein einen 
Vorſprung. Mit ſeiner Neigung zum Widerſpruch unterſtrich 
er um ſo hartnäckiger und einſeitig, daß in aller äußern Politik, 
die ein Staat treibe, nichts und aber nichts wie die Macht et was 
gelte. In ſeinen liberalen Gegnern ſah er nur Maulhelden, die 
Worte für Taten nahmen. Mit nicht mehr zu überbietender 
Bosheit perſiflierte er einmal ihren volkstümlichſten Redner, 
Heinrich v. Gagern, den Leiter der Frankfurter Nationalver⸗ 
ſammlung, als der Miniſter Manteuffel ihn und Gagern zu 
perſönlicher Ausſprache zuſammengebracht hatte: „Er hat mir 
eine Rede gehalten, als ob ich eine Volksverſammlung wäre.“ 

Am 21. April 1849 griff Bismarck in die Erörterung ein, die ſich 
im Abgeordnetenhauſe über die Ablehnung der dem König von 
der Frankfurter Verſammlung angebotenen Kaiſerkrone entſpann. 
Auf ähnliche Art, wie er ſchon im Vereinigten Landtag Vorſtellun⸗ 
gen gekränkt hatte, die dem Liberalismus die liebſten waren, 
behandelte er jetzt das ganze nach unendlichen Schwierigkeiten 
zuſtande gekommene Werk der Reichsverfaſſung gefliſſentlich 
nur unter Geſichts punkten nüchternſter Macht politik und ſtimmte 
ſeine Ausführungen faſt ſchrill auf dieſen einzigen Ton. Daß 
man in Frankfurt zuletzt die Mehrheit für die Verfaſſung ge⸗ 
nommen hatte, woher man ſie bekommen konnte, und um 
jeden Preis, erklärte er aus dem ſelbſtſüchtigen Bedürfnis der 
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durch die Märzrevolution ins Amt gelangten mittel; und Heinz 
ſtaatlichen Miniſter, die nicht wieder von ihren Stellen weichen 
wollten. Der Verbindung des „republikaniſierten“ Südens mit 
Preußen durch eine Reichsgründung hielt er die trockene Er; 
wägung entgegen, daß ſich die wahlpolitiſche Lage der Konz 
ſervativen dadurch noch weiter verſchlechtern werde. Er zählte 
dem Hohen Hauſe vor, daß die 28 Regierungen, die die Ver⸗ 
faſſungen anerkannten, ganze vier bis fünf Millionen Unter⸗ 
tanen hatten. Die deutſche Einheit wünſchte er wie jeder, der 
deutſch ſpreche. Aber ſein König dürfe durch ſie nicht zum 
Vaſallen der Demokratie herabſinken, das ſtarke Preußen nicht 
in einem ſchwachen Deutſchland aufgehen. 

Tiefern Gehalt gab Bismarck bei rückſichtsvollerer Form 
ſeiner nächſten großen Rede, worin er am 6. September des⸗ 
ſelben Jahres mit dem wichtigſten Verbündeten des Liberalis⸗ 
mus zu jener Zeit, dem General v. Rado witz, als Urheber der 
Union abrechnete. 

Geiſtreich und raſtlos, fühlte Radowitz wohl, um was es 
ſich bei den ſeiner Zeit geſtellten Problemen im Kerne handelte, 
durchdrang und umfaßte fie aber nicht verſtandes mäßig. Er 
war ſich deſſen gewiß geworden, daß die deutſche Frage, nach⸗ 
dem ſie durch die Revolution mit ſolcher Gewalt aufgeworfen 
worden war, gelöſt werden mußte. Es könne keine Ruhe mehr 
werden, bis der Hunger der deutſchen Nation nach einer ihrer 
würdigen Machtſtellung in Europa und nach ausgeglichenen 
Verfaſſungszuſtänden befriedigt wäre. Aber allzu empfänglich 
für jede aufrauſchende Woge im öffentlichen Leben, verfiel er 
als Mitglied der Frankfurter Nationalverſammlung der Meinung, 
daß die Mitwirkung der Konſtitutionell- Liberalen zur Löſung un⸗ 
entbehrlich ſei. Ihnen müſſe genügt werden, weil ſie die Haupt⸗ 
träger der nationalen Einheitswünſche wären, und nur im Falle 
ihres Anſchluſſes an die Regierungen ſei der um ſich greifende 
Radikalismus zu beſiegen. Grundſätzlich nahm er damit den 
Standpunkt der Frankfurter Verſammlung an und wich bloß 
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darin von ihr ab, daß er nach ihrem Mißerfolge die Initiative 
in der deutſchen Frage der preußiſchen Krone im Bunde mit 
den mittel⸗ und kleinſtaatlichen Regierungen zuſchob. Es hieß 
abermals einen Schwachen an die Stelle des Schwachen ſetzen. 
Radowitz ſicherte bei feinem Unionsverſuch weder der Groß— 
macht Preußen das ihr im Verhältnis zu den Mittel⸗ und 
Kleinſtaaten zukommende Übergewicht, noch trug er den An⸗ 
ſprüchen der andern deutſchen Großmacht, Sſterr eich, die ges 
bührende Rechnung. Mit der einfachen Berufung auf Deutſch⸗ 
lands Wohl beabſichtigte er, Oſterreich aus Deutſchland hinaus⸗ 
zuſchieben, wie auch Gagern es geplant hatte, und auf ein 
völkerrechtliches Bündnis mit der Union zu beſchränken. Dem 
Fürſten Schwarzenberg wurde es nur zu leicht, durch An⸗ 
wendung rein diplomatiſcher Druckmittel Rado witz Schritt für 
Schritt zurückzudrängen, ſo ſehr verkannte ſein Gegner bei 
ſeinen Operationen die wirklichen Machtverhältniſſe, auf deren 
Regelung es bei der deutſchen Frage ankam. Schwarzenberg 
war Rado witz nicht nur dadurch überlegen, daß er das volle 
Gewicht von Sſterreichs Macht in die Wagſchale warf. Er hatte 
auch Rußland hinter ſich, das unmöglich wünſchen konnte, unter 
Schwächung der beiden ihm verbündeten Großmächte, Preußen 
und Sſterreich, eine haltloſe Union in Mitteleuropa walten zu 
ſehen. Ja, in der preußiſchen Regierung ſelbſt fand Schwarzen, 
berg Bundesgenoſſen. Er brauchte dazu nur die noch ungeſättigte 
Begierde des preußiſchen Staates nach Machter weiterung in 
Norddeutſchland und den Ehrgeiz nach einer Verbeſſerung der 
preußiſchen Stellung am Deutſchen Bunde zu nähren. Wie 
die Dinge lagen, konnte ſie Bismarck als ſtaatsmänniſch ver⸗ 
anlagter Kopf nicht ſehen wie Rado witz. Beide Männer 
trennte eine ſo weite Kluft der Urteilsbildung, daß ſie 
ſich bald auch perſönlich haßten. Bismarck ſah in Rado witz 
einen Abenteurer, Radowitz in Bismarck den „ungezogenen 
Buben, der ſeinen Geiſt in Schmähungen ausgibt für das, was 
er nicht verſteht oder nicht kennt“. 
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Zwar bejahte Bismarck ebenſo beſtimmt wie Radowitz die 
Notwendigkeit, die deutſche Frage zu löſen. Aber er ſah hinweg 
über die für ihn geſtaltloſe nationale Idee der Konſtitutionell⸗ 
Liberalen, auch über die Welt der Mittel; und Kleinſtaaten in 
ihrer Ohnmacht. Er ſah nur die Großmächte Preußen und 
Oſterreich. Im Frieden oder Krieg mußte die deutſche Frage 
zwiſchen ihnen ausgetragen werden. Nie hat er als Abgeord⸗ 
neter ſachlich ſchärfer, ſelten in ſeinem Leben zur aus wärtigen 
Politik bedeutender geſprochen als an jenem 6. September. 
Sein Zorn loderte bei dem Gedanken daran auf, daß ſich 
Fürſten und Völker von der durch nichts begründeten Furcht 
vor der öffentlichem Meinung betäuben ließen. Lärmend und 
nimmerſatt nannte er dieſes Phantom. Dann kennzeichnete er 
Punkt für Punkt das Unhaltbare der Rado witzſchen Politik. 
Gegen ſie rief er Friedrich II. zum Zeugen, einen Friedrich 
freilich, wie er ihn in dieſem Augenblicke brauchte. Der große 
König würde gehandelt, nicht verhandelt haben. Er hätte 
die hervorragendſte Eigentümlichkeit preußiſcher Nationalität 
ausgenutzt, das kriegeriſche Element. Entweder würde er mit 
dem alten Kampfgenoſſen (zu dem Sſterreich doch erſt nach 
Friedrichs Tode geworden war!) die ungariſche Revolution 
niedergeworfen haben, um ſich daraufhin mit Sſterreich über 
Oeutſchland zu verſtändigen. „Oder es hätte ihm freigeſtanden, 
mit demſelben Rechte, mit dem er Schleſien eroberte, nach 
Ablehnung der Frankfurter Kaiſerkrone den Deutſchen zu 
befehlen, welches ihre Verfaſſung ſein ſolle, auf die Gefahr hin, 
das Schwert in die Wagſchale zu werfen. Dies wäre eine 
nationale preußiſche Politik geweſen. Sie hätte Preußen im 
erſtern Falle in Gemeinſchaft mit Oſterreich, im andern Falle 
durch ſich allein die richtige Stellung gegeben, um Deutſchland 
zu der Macht zu helfen, die ihm in Europa gebührt.“ 

Leuchtend ſtark trat in dieſer Rede Bismarcks ſtaats männiſche 
Begabung zum erſten Male hervor. 

Keine vier Wochen ſpäter verſtändigten ſich Preußen und 
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Oſterreich im „Interim“ darauf, daß ſie zukünftig den Bund 
gemeinſam leiten wollten. Der Himmel wurde klarer. Aber 
unter Radowitzens Einfluß hielt ſich Preußen nicht an das 
Interim. Es ſchrieb für den im Unionsbündniſſe vorgeſehenen 
Reichstag, mit dem die Regierungen die Verfaſſung vereinbaren 
ſollten, die Wahlen aus, obwohl die Union ſchon unausführbar 
geworden war. Als Mitglied des Reichstags beantragte Bismarck 
mit Kleiſt und Stahl im April 1850, der Unions politik eine groß⸗ 
preußiſche Wendung zu geben, in der Unionsverfaſſung vor 
allem die beherrſchende Stellung der preußiſchen Krone zu 
ſtabilieren. Er traf damit Rado witzens Werk an feiner ſchwächſten 
Stelle. 

Der Todeskampf der Union wurde von Radowitz noch bis 
tief in den Herbſt 1850 verlängert. Unterdeſſen verminderte 
ſich nicht nur Schwarzenbergs Intereſſe an einer Verſtändigung 
mit Preußen, ſondern durch Vorgänge in der innern Politik 
Sſterreichs beſtimmt, verbreiterte er ſogar die preußiſch⸗öſter⸗ 
reichiſche Reibungs fläche auf deutſchem Boden. Auch wurde die 
deutſche Frage allmählich mit einigen andern Fragen europäiſcher 
Natur verquickt. Namentlich ein alter Streit zwiſchen dem Kur⸗ 
fürſten von Heſſen und ſeinen Ständen führte zu Schwierigkeiten, 
da der Kurfürſt den Bund einlud, einzugreifen. Kurheſſen lag 
zwiſchen den beiden Ländermaſſen, aus denen Preußen zu⸗ 
ſammengeſetzt war. Preußiſche Eta ppenſtraßen führten durch 
das Land. Preußen konnte kaum zulaſſen, daß ſüddeutſche 
und öſterreichiſche Truppen ohne Einverſtändnis mit ſeiner 
Regierung dort von Bundes wegen einrückten. Während ſich 
der Gegenſatz der beiden Großmächte zuſpitzte, blieb ſich Bis⸗ 
marck gleich in der Mißbilligung des Radowitzſchen Unter⸗ 
nehmens. Aber ſachte wurde er auch empfindlicher gegen die 
Drohungen Sſterreichs. Er war wieder einmal mehrere Monate, 
da das parlamentariſche Leben ſeit dem Frühjahr ſtillſtand, 
ohne rechte politiſche Beſchäftigung. An Wagener ſchrieb er von 
bodenlos faulem Leben; er rauchte, las Gedichte, hörte Muſik und 
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wartete, daß die Kirſchen reif würden. Gleich darauf hat er in faſt 
ſich überſchlagendem Humor der Schweſter feine Beſchwerlich⸗ 
keiten als Familienvater auf Reiſen geſchildert. „Wenn man 
dafür noch Diäten bekäme, aber die Trümmer eines ehemals 
glänzenden Vermögens mit Säuglingen zu verreiſen — ich bin 
ſehr unglücklich.“ In ſolch beſchäftigungsarmen Zeiten war er 
ſtets geneigt, auch in der Politik ſeine Gefühle bis zur Heftigkeit 
ſich ſteigern zu laſſen. Im Herbſt fragte Lud wig v. Gerlach bei 
ihm an, ob er nicht durch Anknüpfung perſönlicher Verbindungen 
in Oſterreich, Sachſen, Hannover und ſonſt eine Einigung der 
beiden deutſchen Großmächte zu gemeinſamer Politik wider 
die Revolution fördern wolle. Er antwortete, daß ihm der 
Auftrag ſachlich „faſt notwendig“ erſcheine, perſönlich aber ein 
Vergnügen ſei und ſeinen „vagabondier enden Neigungen ent⸗ 
ſpreche.“ Eine Zuſammenkunft mit öſterreichiſchen Konſerva⸗ 
tiven fand ſtatt. Sie machte aber auf Bismarck einen unerwartet 
ungünſtigen Eindruck. In Kurheſſen ſtanden nun gar unmittelbar 
Werte der preußiſchen Großmachtpolitik auf dem Spiele. Am 
6. November 1850 mußte König Friedrich Wilhelm IV. Rado witz, 
den er zuletzt noch mit dem Miniſterium des Aus wärtigen be⸗ 
traut hatte, entlaſſen. Die Unionspolitik war endgültig bez 
graben. Der König wußte es; dennoch mobiliſierte er gleich⸗ 
zeitig das Heer. Der Befehl traf Bismarck in Reinfeld und 
führte ihn nach Berlin. Hier erlebte Bismarck mit, in welch 
heftige Brandung die preußiſche Politik durch Radowitz geraten 
war. Auch ihn faßte die Erregung wie alle andern. Mit dem 
Sturze des Generals war ſein Geſichtsfeld unwillkürlich ein 
anderes geworden. Der Feind, gegen den er ſich ſeit anderthalb 
Jahr zehnten gekehrt hatte, war gefallen. Gegen ihn hatte er 
ſich recht und ſchlecht mehr als einmal mit der öſterreichiſchen 
Politik in derſelben Front zuſammengefunden und Rado witz 
auch mit Gründen bekämpft, die ſich mit den öſterreichiſchen 
deckten. Hatte doch den einen Grundgedanken ſeiner großen 
Rede vom 6. September 1849, die Möglichkeit eines Zuſammen⸗ 
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gehens Preußens und Sſterreichs gegen die Ungarn, kurz zuvor 
ein ſo öſterreichiſch geſinnter Publiziſt wie Wolfgang Menzel 
ausgeſprochen. Man war daraufhin raſch mit dem Vor wurfe 
öſterreichiſcher Geſinnung gegen Bismarck bei der Hand. Doch 
war er in Wahrheit preußiſcher als Radowitz. Jetzt trieb ihn die 
allgemeine Leidenſchaft gegen Schwarzenberg, die die Hauptſtadt 
bewegte, vor ſich her. In der „Kreuzzeitung“ wandte er ſich 
ſchroff gegen Oſterreichs Begehren, daß Preußen Truppen, die 
es in Abwehr gegen das Vorgehen des Bundes nach Heſſen 
vorgeſchoben hatte, zurücknehme. Am Abend des 21. November 
ſtießen er und Kleiſt heftig mit Leopold Gerlach zuſammen, 
der ſich noch um den Frieden bemühte. Bismarck ereiferte ſich: 
Friedrich II. 1740 ſei ſein Muſter. Der Friedrich, den er da 
herbeirief, war anders als im September 1849 der geſchicht⸗ 
liche Friedrich, der Feind und Haſſer Sſterreichs. In den 
folgenden Tagen aber beruhigte er ſich wieder. „Behalten wir 
Frieden, ſo hat mich Gott gewürdigt, nicht ohne Mit wirkung 
dabei zu ſein, indem wieder wie 48 Diplomaten und Miniſter 
in mir einen bequemen und unoffiziellen Vermittler finden, durch 
den es ſich leichter unterhandelt als durch amtliche Noten.“ 
Das Heer war nicht ſchlagfertig, die diplomatiſche Lage allzu 
ungünſtig, um es mit Sſterreich aufzunehmen. Darum zog 
Otto v. Manteuffel, der den kürzlich geſtorbenen Grafen Branden⸗ 
burg im Aus wärtigen erſetzte, eine Verſöhnung mit Schwarzen⸗ 
berg in Olmütz vor. Die beiden Staatsmänner einigten ſich 
ſofort über die mit der deutſchen Frage verquickten Fragen; 
die Einigung über Deutſchland wurde beſondern Konferenzen 
zu Dresden vorbehalten. Unter dem Vorbehalt, daß man bis 
zum Ausgang dieſer Konferenzen gerüſtet bleibe, ließ ſich Bis⸗ 
marck überzeugen, daß er in der Kammer der Regierung bei⸗ 
ſtehen müſſe. Am 3. Dezember entledigte er ſich ſeiner Aufgabe 
mit eindrucksvoller Beſonnenheit. Nur in der Hauptſtadt nicht, 
ſonſt überall im Lande habe man zu der Regierung Vertrauen. 
Ein Krieg würde ganz Europa in Mitleidenſchaft ziehen, ohne 
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daß triftige Gründe zu ihm zwängen. „Die einzig geſunde 
Grundlage eines großen Staates iſt der ſtaatliche Egoismus und 
nicht die Romantik.“ Worauf es für Preußen ankomme, ſei in 
Olmütz gewahrt worden, „die materiellen Intereſſen, die 
Integrität ſeiner Grenzen, die Sicherheit unſerer heimiſchen 
Verfaſſung“. Geopfert wurde nur die Unionsverfaſſung, die 
die Entſcheidungen der deutſchen Politik nach Warſchau und 
Paris zu legen drohte. Die Schreier, die die Ehre des Heeres 
durch die Erhaltung des Friedens verletzt erflärten, hätten ſchon im 
März 1848 mit ihren Sympathien, ihrem Rate nicht die Stelle 
getroffen, wo das preußiſche Heer ſeine Ehre ſuchte. Preußens 
Ehre beſtünde darin, daß es ſich von jeder Verbindung mit der 
Oemokratie frei halte. Der Krieg würde den Staat ſicher in 
dieſe Verbindung führen. Ein letztes Mal ſah Bismarck die 
Dinge bei dieſer Schlußabrechnung mit Radowitz auch vom 
öſterreichiſchen Standpunkt aus an. Er ſprach von dem „roten 
Unterfutter“ der Union. Scharf rügte er die Bezeichnung 
Öſterreichs als Ausland. „Ich kann in nichts anderm den 
Grund hiervon ſuchen, als daß Sſterr eich das Glück hat, fremde 
Volksſtämme zu beherrſchen, welche in alter Zeit durch deutſche 
Waffen unter worfen wurden.“ 

Preußen hatte keinen Überfluß an Staats männern. Ein 
Mann, der wie Bismarck Proben von der Echtheit ſeines Gefühls 
für die Vorausſetzungen auswärtiger Politik und nicht minder 
von ſeiner ſich beſcheidenden Einſicht in das im Augenblick Er⸗ 
reichbare abgelegt hatte, konnte in der Diplomatie eine dem 
Staate nützlichere Verwendung als in der Kammer finden. 
Im Frühjahr 1851 bekam Leopold Gerlach als General- 
adjutant des Königs ſtärkern Einfluß auf die Perſonalien. Die 
Dresdener Konferenzen endigten ſoeben, wie zu er warten ges 
weſen, ohne Ergebnis. Als letzter Aus weg aus den Verlegen⸗ 
heiten der vergangenen Jahre blieb Preußen der Entſchluß, 
ſich aufs neue beim Bundestage vertreten zu laſſen, zu deſſen 
Wiederbeſchickung Oſterreich ſchon ein Jahr zuvor die deutſchen 
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Regierungen eingeladen hatte. Der Geſandte in Petersburg 
ſollte für eine kurze Übergangszeit die nicht leichte Aufgabe 
wahrnehmen. Mitgegeben wurde ihm aber nach Gerlachs 
Vorſchlag, mit der An wartſchaft auf die Nachfolge, Bismarck. 
In den entſcheidenden Tagen, da ſein Schickſal noch ſchwebte, 
bereitete er für den Landtag eine Rede vor, in der er wieder 
auf Rado witz zurückkam. Zum Glück für ihn konnte er fie nicht 
halten. Ohne feinen Namen als Artikel der „Kreuzzeitung“ 
gedruckt, gaben ſeine Bemerkungen dem Könige ſchweres 
Argernis. Im Mai ſiedelte Bismarck nach Frankfurt über. 
Einige Wochen ſpäter wurde Kleiſt zum Ober präſidenten der 
Rheinprovinz ernannt. 


2. Bismarck als Geſandter am Bundestage 


Wohl jammerte es Bismarck darum, daß das monatelange 
ruhige Zuſammenſein mit Frau und Kindern, deſſen Labſal er 
noch im vorigen Sommer in tiefen Zügen ausgekoſtet hatte, 
vielleicht für immer vorbei war. „Mir iſt, als ſollten wir aus⸗ 
wandern nach Amerika und aus allen lieben Gewohnheiten ſchei⸗ 
den; denn wer weiß, wann das Rad, welches uns jetzt ergreift, 
uns wieder loslaſſen mag und wir wieder einen ſtillen Sommer 
auf dem Lande verleben.“ „Mein ſüßes, liebſtes Herz, warum ſo 
traurig, es iſt ja ſchön im fremden Lande, aber mir ſind die 
Tränen faſt nahe, wenn ich an das ländliche Stilleben mit Dir und 
Zubehör denke, was nun vielleicht auf lange in ferner Traum⸗ 
region ſchwebt und jetzt gerade reizender wie je erſcheint.“ 
Die Klagen änderten indeſſen nichts daran, daß er ſich dem 
neuen Leben ſogleich mit ganzer Seele zuwandte. „Ich bin 
Gottes Soldat und wo er mich hinſchickt, da muß ich hingehen, 
und ich glaube, daß er mich ſchickt und mein Leben zuſchnitzt, 
wie er es braucht .... Grüße die lieben Eltern ſehr, ſehr und 
bitte ſie um Verzeihung, daß ich unſer Stilleben ſo zerreiße, 
aber ich kann mich nicht entziehen, ohne fahnenflüchtig zu werden. 
Was Gott tut, das iſt wohlgetan, damit laß uns in die Sache 
hineingehen.“ Der Ehrgeiz Bismarcks war ein erſtes Mal in 
ſeinem Leben geſättigt. Der König hatte ihm „den augenblicklich 
wichtigſten Poſten unſerer Diplomatie“ übertragen. Bei Hofe 
war alles „Sonnenſchein“ für ihn. Manteuffel ſtand er ſo nahe, 
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daß er in feinen Privatberichten an ihn über die Beſetzung 
anderer preußiſcher Geſandtſchaften und der Miniſterien ſein 
Wort mitreden durfte. Jetzt galt es nach ſeiner Überzeugung, 
ſich zu bewähren, und der Weg zu der einzigen noch bedeut⸗ 
ſamern Stellung des preußiſchen Staates, dem Miniſterium 
des Aus wärtigen, lag offen vor ihm. 

Aber die neue Stellung hatte auch Schattenſeiten, und der 
reizbare Mann empfand fie um ſo raſcher, als er zunächſt einige 
Monate lang wenig beſchäftigt wurde. Was er von ſeinen neuen 
Berufsgenoſſen in Frankfurt kennen lernte, erfüllte ihn nicht 
mit Hochachtung vor ihnen. „Möge der Herr mich demütig 
erhalten, aber hier iſt die Verſuchung groß, mit ſich ſelbſt zufrieden 
zu ſein.“ „Ich habe nie daran gezweifelt, daß ſie alle mit Waſſer 
kochen; aber eine ſolche nüchterne einfältige Waſſerſuppe, in 
der auch nicht ein einziges Fettauge von Hammeltalg zu ſpüren 
iſt, überraſcht mich.“ Darüber vermißte er anfangs ſogar die 
oft geſchmähte zweite Kammer. In der Charakteriſtik eines 
ruſſiſchen Kollegen hat er unbewußt einige Zeit ſpäter einmal 
geſchildert, was ihn von den Durchſchnittsdiplomaten trennte. 
„Ein liebens würdiger Mann von bequemen Formen; aber 
er ſcheint mir mehr ein techniſcher Diplomat als ein Staats⸗ 
mann von höherm Zuſchnitt zu ſein. Perſonen gewinnen, 
Palliativ⸗Auskunftsmittel, leidenſchaftsloſe Kunſt der Verhand⸗ 
lung traue ich ihm im höchſten Grade zu; es fehlt ihm anſcheinend 
an Überzeugung und Glauben.“ Bismarcks Stärke war die Über⸗ 
zeugung und der Glaube. „Wenn auf irgendeinem Gebiete,“ 
ſo ſchreibt er aus Frankfurt ein mal, „ſo iſt es auf dem der Politik, 
daß der Glaube handgreiflich Berge verſetzt.“ 

Ende Auguſt wurde Bismarck als Nachfolger Rocho ws in 
die Bundesverſammlung eingeführt. Er meinte ſich zunächſt 
im geſchäftlichen Verkehre mit den übrigen Geſandten die 
achtungsvolle Behandlung ſichern zu müſſen, die er für den Ver; 
treter Preußens ebenbürtig mit dem öſterreichiſchen Geſandten 
in Anſpruch nahm. Sſterreich hatte ein Mitglied der höhern 
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öͤſterreichiſchen Ariſtokratie, den Grafen Thun, nach Frankfurt 
geſchickt, der nach Bismarcks Klage „dem Räder werk unſeres 
Verkehrs das Öl der ſozialen Formen“ verſagte. Im Oktober 
kam es zwiſchen ihm und Bismarck zu einer nachdrücklichen 
Ausſprache. Einen Monat ſpäter erfuhr General Gerlach, 
daß es bis dicht an den Piſtolen geweſen ſei. Jetzt wäre alles 
gut. Bismarck trug den Eindruck davon, daß er es in Thun 
im Grunde mit einem hochbegabten Manne und liebens würdigen 
Menſchen zu tun hätte. Aber wenn ſich die perſönlichen Bez 
ziehungen hoben, fehlte es doch nach wie vor nicht an Anläſſen 
zu ſachlichen Meinungsverſchiedenheiten. 

Faſt gleichzeitig mit ſeiner Einführung war zwiſchen der 
preußiſchen und hannoverſchen Regierung ein Vertrag abge⸗ 
ſchloſſen worden, demzufolge ſich Hannover an den Zollverein 
anſchließen wollte. Damit trat ein Kampf in ſein letztes ent⸗ 
ſcheidendes Stadium, den Schwarzenberg im Winter 1849/50 
entfeſſelt hatte. Er hatte den Verſuch der von Rado witz gelei⸗ 
teten preußiſchen Politik, Öfterreich aus der engern Verfaſſungs⸗ 
gemeinſchaft der deutſchen Nation aus zuſchließen, mit dem Gegen⸗ 
zuge beantwortet, daß er Preußens Führerſchaft des deutſchen 
Wirtſchaftslebens beſtritt und die Aufnahme Sſterreichs in den 
Zollverein betrieb. Durch Hannovers Anſchluß an den Zollverein 
wurde in dem noch unentſchiedenen Kampfe Preußens Stellung 
weſentlich verſtärkt. Oſterreich mußte ſich aufs äußerſte an⸗ 
ſtrengen, wenn der Gegner nicht Sieger bleiben ſollte. Bismarck 
würdigte den Vertrag anfangs nur im Sinne einer Befeſtigung 
der konſervativen Intereſſen im nördlichen Deutſchland. Bald 
aber begriff er, daß die Stimmung weder in Berlin noch in Wien 
verſöhnlich war. Im Herbſte kreuzte zum erſten Male der mit 
ihm faſt gleichaltrige Rudolf von Delbrück während eines Auf⸗ 
enthaltes in Frankfurt Bismarcks Lebens weg. Delbrück war 
ebenſo verſtockt gegen Oſterreich wie ſachkundig als Träger der 
preußiſchen Zollvereins politik. Der Austauſch mit ihm ſchärfte 
ſichtlich Bismarcks Eifer in der Abwehr öſterreichiſcher Verſuche, 
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ſich des Bundes zu bedienen, um Preußens Widerſtand gegen 
die wirtſchafts politiſche Einigung mit Sſterreich zu brechen. 
Einen andern Anlaß zu Mißverſtändniſſen beim Bunde 
bot die Koſtendeckung für den verunglückten Anlauf des 
Jahres 1848, eine deutſche Flotte auf die See zu bringen. 
Bismarck hatte daraufhin wiederum zwei eindringliche Unter; 
redungen mit Thun. Der erſten fehlte es nicht an Anzüglich⸗ 
keiten. In der zweiten aber näherten ſich beide Männer ſchließlich 
ſo ſehr, daß Bismarck in Berlin einen Waffenſtillſtand befür⸗ 
wortete, damit man den Gegner nicht verhärte. Trotzdem 
durch die Natur des Frankfurter Bodens auch in den nächſten 
Monaten Schwierigkeiten immer wieder einmal vorkamen, 
gewöhnten ſich Bismarck und Thun daran, im Sinne einer 
Verſtändigung ihrer beiden Staaten zuſammen zu wirken. Im 
Dezember hatte ſich Napoleon III. durch einen Staatsſtreich 
in den Beſitz diktatoriſcher Gewalt in Frankreich gebracht. 
Die europäiſche Geſamtlage wurde unſicher und das Be— 
dür fnis eines guten Einvernehmens zwiſchen den öſtlichen 
Mächten wieder dringlicher. Die ruſſiſche Politik bemühte ſich 
ſehr ernſthaft um eine Beilegung der zwiſchen Oſterr eich und 
Preußen noch beſtehenden Streitigkeiten. Thun und Bismarck 
arbeiteten angeſichts der Rheinbundgelüſte, die fie bei den Mittel; 
ſtaaten wahrzunehmen glaubten, in demſelben Sinne. In 
dieſem Zuſammenhange tauchte in Bismarcks Briefwechſel zum 
erſten Male der Name des ſpätern Kanzlers Fürſten Gort⸗ 
ſchako w auf, der damals ruſſiſcher Geſandter in Stuttgart war 
und Rußland auch beim Bunde vertrat. Zwei bis drei Fahr; 
zehnte ſpäter ſollte die Eiferſucht Bismarcks und Gortſchako ws 
aufeinander eine erhebliche Tragweite für die Geſchicke Euro pas 
gewinnen. Da entbehrt es nicht eines beſondern Beigeſchmacks, 
daß ſich Bismarck ſchon im Frühjahr 1852 gegen jedes von 
Gortſchakow behauptete Verdienſt um feine und Thuns Be; 
mühungen verwahrte. Im Mai erſchien der Zar perſönlich 
in Berlin. Wenige Wochen vorher war in Wien Fürſt Schwarzen⸗ 
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berg plötzlich verſtorben und an ſeine Stelle der viel weniger 
bedeutende Graf von Buol-Schauenſtein ernannt worden. 
Der General Gerlach hielt den Augenblick für günſtig, durch 
die Entſendung eines Sondergeſandten nach Wien die Ver⸗ 
ſtändigung, die ihm immer am Herzen lag, zu befördern. Er 
lenkte das Augenmerk der ruſſiſchen Staatsmänner auf ſeinen 
Plan und nannte ihnen Bismarck für deſſen Durchführung. 
Manteuffel war von dem Schachzug des Generals nicht erbaut. 
Trotzdem erfolgte die Sendung. Bismarck ſollte aber über 
höfliche Worte nicht hinausgehen. Buol nahm den ungebetenen 
Gaſt zunächſt nicht liebens würdig auf. Allmählich aber knüpfte 
Bismarck vielfache Beziehungen an, ſah den jungen Kaiſer 
Franz Joſeph, Beſprechungen kamen in Fluß. Ein Vermittlungs⸗ 
vorſchlag des hannoverſchen Geſandten Grafen Platen, der 
das Weſentliche der preußiſchen Anſprüche aufnahm, Sſterreich 
aber in der Form entgegenkam, wurde von Bismarck zur Er⸗ 
örterung zugelaſſen. Anſcheinend gab ſich Bismarck der Hoffnung 
hin, daß er die Verſtändigung der beiden Staaten über 
ihr wirtſchafkts politiſches Verhältnis anbahnen könnte. Unter; 
deſſen wurde gegen den jungen aufſtrebenden Staatsmann 
in Berlin eine bösartige Intrige angezettelt. Nachrichten 
zufolge hatte er ſich in Wien ungeſchickt eingeführt. Man 
behauptete, daß er ſich rühme, der Nachfolgerſchaft Manteuffels 
gewiß zu ſein, wenn er in Wien die Einigung zuſtande 
bringe. Plötzlich draht ete ihm der Miniſter, daß er ſich ſtreng an feine 
Weiſung zu halten habe. Die Sendung endigte ohne Ergebnis. 
In Berlin fand Bismarck Manteuffel von dem Gerede nicht un⸗ 
beeinflußt, da der Miniſter ohnehin ſeine Stellung als gefährdet 
anſah. So raſch, wie Bismarck im friſcheſten Zutrauen zu ſich ſelbſt 
die Leiter bis zur oberſten Staffel zu erklimmen gerechnet hatte, 
ſollte er nicht ans Ziel gelangen. Der erſte Anlauf war zu ſtürmiſch 
geweſen. Ein kräftiger Rückſchlag trat ein. Zehn Jahre liegen 
zwiſchen ſeiner Abreiſe aus Wien und ſeiner Berufung nach 
Berlin, um die leitende Stellung im Miniſterium zu übernehmen. 
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Im Grunde begann erſt mit der Rückkehr aus Wien für 
Bismarck die Zeit, da der Frankfurter Aufenthalt ſeine Mei⸗ 
nungsbildung und ſeine politiſche Stimmung entſcheidend 
beeinflußte. Er brachte ſeine Anſichten über die innere Staats⸗ 
leitung wie über die Richtlinien der äußern Politik mit denen 
Manteuffels in eine augenfälligere Über einſtimmung als bisher, 
und als es ſeine Freunde an der „Kreuzzeitung“ und die Gerlachs 
verſtehen wollten. Es glückte ihm dennoch nicht, das urſprüng⸗ 
liche Vertrauensverhältnis zu erneuern. Zwar dachte der König 
1854 einige Zeit anſcheinend ernſthaft daran, ihn zum Miniſter 
zu machen. Auch wurde er wiederholt als Vermittler zwiſchen 
Friedrich Wihelm und Manteuffel nach Berlin berufen. Tat⸗ 
ſächlich aber war und blieb Bismarck dazu verurteilt, an dem 
Orte zu wirken, wo ſich durch die Natur der Dinge die 
öſterreichiſchen und preußiſchen Intereſſen unabläſſig und am 
ſchärfſten rieben. Bismarck hatte mithin den vollen Druck 
des in Dresden nicht ausgeglichenen Gegenſatzes zwiſchen 
beiden Großmächten auszuhalten. Aber auf den Einfluß eines 
Mannes zurückgedrängt, der bloß als Geſandter zählte, konnte 
er weder auf die Milderung noch den Austrag des Gegenſatzes 
einen Einfluß von Bedeutung üben. Er hatte zu berichten, konnte 
beſtenfalls raten, durfte aber nicht handeln. Je entſchiedener 
ſich ſeine ſtaatsmänniſchen Anlagen entwickelten und er nicht 
nur die Eigenſchaften eines Berufsdiplomaten offenbarte, deſto 
ſchmer zhafter kam es ihm an, ſich derart beſchränken zu müſſen. 
Der Widerſpruch zwiſchen dem, was ſeine Stellung verhieß 
und was er in ihr leiſten konnte, war allzu groß. 

Während Bismarck in Wien ohne Erfolg geblieben war, 
hatte ſich die Berliner Regierung entſchloſſen, dem Streit um 
den Zollverein durch deſſen Kündigung ein Ende zu machen 
und die Zollvereinsſtaaten zur Wahl zwiſchen Preußen und 
Oſterreich zu zwingen. Die Erſchütterung der öffentlichen Mei; 
nung, die die Folge dieſes Entſchluſſes in Süd⸗ und Mittel⸗ 
deutſchland war, wurde von Bismarck durch eine ebenſo rührige 
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wie geſchickte Benutzung ſeines Einfluſſes auf eine Reihe von 
Blättern verftärkt. Um die Jahreswende verſtändigten ſich 
Preußen und Sſterreich dahin, daß Hfterreich feine Abſicht, 
in den Zollverein einzutreten, vertagte, Preußen nach ſechs 
Jahren über fie zu verhandeln verſprach. Beide ſchloſſen einſt⸗ 
weilen einen Handelsvertrag und einigten ſich über gewiſſe 
Geſichts punkte der europäiſchen Politik. Danach mußten die 
Mittel⸗ und Kleinſtaaten den Zollverein unter den alten Bedin⸗ 
gungen erneuern. Bismarck hätte gewünſcht, daß ſeine Regierung 
aus der günſtigen Gelegenheit auch für die allgemeine deutſche 
Politik Nutzen zog. Er beſtürmte Manteuffel, daß er die mittel⸗ 
ſtaatlichen Miniſter, welche verantwortlich für die der Berliner 
Politik bereiteten Schwierigkeiten waren, ſtürzen möge. Von 
ihm aufgeſtachelt, verdarb es der preußiſche Geſandte in Darm⸗ 
ſtadt ſchon derart mit dem dortigen Miniſter Freiherrn von 
Dalwigk, daß die diplomatiſchen Beziehungen zwiſchen dem 
heſſiſchen Hofe und Preußen unterbrochen wurden. Manteuffel 
wagte ſich in Über einſtimmung mit dem König weder diesmal 
noch jemals ſpäter ſo weit vor, wie ſein Berater es begehrte. 
Die leitenden Miniſter der Mittelſtaaten behaupteten ſich und 
verſuchten ſich für ihr Zurückweichen in der Wirtſchafts politik 
durch vermehrte Feindſeligkeit gegen Preußen in der Bundes⸗ 
politik ſchadlos zu halten. Das Mißtrauen der deutſchen Regie⸗ 
rungen gegen Preußen ſchien Bismarck unüber windlich geworden 
zu ſein. Seit der Union träumten, ſo behauptete er, die Fürſten 
von Mediatiſierung und identifizierten Preußen mit der revolu⸗ 
tionär en Partei in allen Ländern. Sie fürchteten mehr als je, 
„daß Preußen ſchon ſeiner geographiſchen Lage nach beſtrebt 
ſein müſſe, die Fürſten, deren Länder an Preußen grenzten, 
in ein Abhängigkeitsverhältnis irgendeiner Art zu bringen“. 
Infolgedeſſen ſah er ſich beſtändig einer Mehrheitsbildung in 
der Bundesverſammlung gegenüber. Zu Preußen geſellten 
ſich beſtenfalls drei bis vier der Bundestagsgeſandten. „Jeder 
Hebel, den ich anfaſſe, iſt morſches Holz, der mir in der Hand 
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bröckelt, ſobald es ſich um eine tant soit peu antiöfterreichifche 
Bewegung handelt.“ Sſterreich war in Frankfurt ſchon von 
vornherein in einer günſtigern Stellung, weil es bei der Wieder; 
berufung des Bundestages nach der Revolution ein Jahr früher 
als Preußen zur Stelle geweſen war. Es bediente ſich nun der 
allgemeinen Furcht vor Preußen, um nach und nach „die 
Bundesverfaſſung zu einem Netz für Preußens Unabhängigkeit 
aus zuſpinnen und ihre Mehrheitsbeſchlüſſe an die Stelle der 
Verträge zu ſetzen“. „Die Grenzen der Kompetenz des Bundes 
und ſeiner Majorität verſchwinden in dem Nebel der Phraſeo— 
logie, mit welcher die Bundesdiplomaten ſich gegen wärtig 
in dem Wahne beſtärken, als ob die Bundesverträge von einer 
ganz andern Bedeutung wären als Staatsverträge überhaupt, 
als ob dem Bunde, über den eigentlichen Inhalt der Grund⸗ 
verträge hinaus, noch eine unbeſtimmte Autorität beizulegen 
ſei, welche ihre Unterlagen nach Bedürfnis aus Attributen der 
ehemaligen Reichsgewalt oder aus Analogie mit den Verhält⸗ 
niſſen kollegialiſcher Behörden in Einheitsſtaaten entlehnt.“ 
Bismarcks Stellung wurde dadurch beſtändig ſchwieriger und 
peinlicher. Er litt aber auch darunter, daß Graf Thun als 
Geſandter nach Berlin kam und durch den perſönlich 
weniger verträglichen Freiherrn von Prokeſch⸗Oſten erſetzt 
wurde. 

Die Erſchwerung ſeiner Frankfurter Tätigkeit in Verbindung 
mit dem verminderten Einfluß bei ſeiner Regierung machte 
Bismarck zuſehends empfänglicher für gewiſſe aufreizende 
Wirkungen, die der Frankfurter Boden auf ihn ausſtrahlte. 
Wie kaum eine andere Stadt in Deutſchland war Frankfurt in 
zwei Parteien geſchieden. Kleiner an Zahl, aber nicht einflußlos 
waren die öſterreichiſch Geſinnten, die ſich zum Teil zur katho⸗ 
liſchen Kirche bekannten. Die Führung der größern Partei 
lag in den Händen von Proteſtanten, welche ſich konfeſſionell 
wie politiſch zum Liberalismus hielten und Sſterr eich abgeneigt 
waren. Von ſeinen Vorgängern hatte Bismarck Verbindungen 


88 In der Schule des öffentlichen Lebens 
mit dieſer Partei übernommen. Sie bezogen ſich auch auf das 
über Frankfurt hinaus wirkende, wichtigſte Blatt der Partei, 
das „Frankfurter Journal“. Von Bismarcks Vorgängern waren 
gleichfalls allerlei Fäden zu andern liberalen Zeitungen und 
Politikern Süd⸗ und Mitteldeutſchlands angeſponnen worden. 
Er ließ ſie nicht wieder fallen. Aber ſtärker wirkten vielleicht 
noch auf ihn die Zuträgereien einiger klein⸗ und mittelſtaatlicher 
Miniſter der Nachbarſchaft, die, unzufrieden mit der öſterreich⸗ 
freundlichen Haltung ihrer fürſtlichen Herren oder Staatsleiter, 
auf eigne Fauſt die Unions politik fortſetzten. Bismarck wurde 
durch die Entwicklung der Dinge am Bunde immer mehr auf 
die Pflege dieſer einſeitigen und ſeinen Blick trübenden Be⸗ 
ziehungen angewieſen. 

Not wendiger weiſe lebte ſich Bismarck in die Vorurteile feiner 
nächſten Umgebung gegen Öfterreich und den Bund um ſo tiefer 
in, als er die öſterreichiſche Politik aus einem allzu engen 
Geſichtswinkel maß. Er konnte den Eindrücken, die er inmitten 
der diplomatiſchen Kleinwelt deutſcher Bundestagsgeſandter 
in ſich aufnahm, noch kein Gegengewicht durch eine umfaſſende 
Kenntnis der euro päiſchen Großmachtpolitik, ihrer Bedingungen 
und ihrer Probleme entgegenſetzen. Er war nie als Diplomat 
in den Mittelpunkten euro päiſcher Politik beſchäftigt geweſen, 
ehe er auf den Frankfurter Poſten geſchickt wurde, wo es ſich 
nicht um europäiſche, ſondern nur um deutſchnationale An⸗ 
gelegenheiten handelte. Die Eierſchalen, die der Großmacht⸗ 
bildung Preußens durch ihre Entfaltung aus einem kleinen 
innerdeutſchen, nicht europäiſchen Staate insgemein noch an⸗ 
klebten, der nicht über Mitteleuropa hinausreichende Geſichts⸗ 
kreis, die Beſchränkung auf die eignen Intereſſen machten ſich 
da durch bei ihm noch bemerkbarer, als es die Regel bei preußiſchen 
Staatsmännern war. Des Mangels war er ſich nicht unbewußt, 
aber er rühmte ſich ſeines einſeitigen Urteils. Er ſei, ſo ſchrieb 
er an Gerlach, „nur ein ſehr ehrgeiziger Preuße“. Preuße war 
er von Geburt, Preuße durch die Löſung, welche ſeine ſchweren 
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Kämpfe um die innere Selbſtbehauptung im Kreiſe der pom⸗ 
merſchen Freunde gefunden hatten, Preuße auch durch den 
Schmerz über die Einbuße, die das preußiſche Anſehen durch die 
Politik der Jahre 1848 —185o erlitt. So ſammelte er alle feine 
ſtaatsmänniſche Energie auf die Verteidigung des preußiſchen 
Einfluſſes gegen Öfterreih im Bereiche des Deutſchen Bundes. 
Gelegentlich hob es Bismarck gegen den Miniſter ausdrücklich 
hervor, daß fein Poſten ihm „vielleicht die Unbefangenheit 
in betreff größerer Fragen“ raube. Er bat Manteuffel dann 
zu erwägen, „daß jeder Preuße, der meine Stellung eine Zeitz 
lang innegehabt hat, alle politiſchen Fragen einigermaßen 
durch die Brille preußiſch⸗öſterreichiſcher Rivalität zu betrachten 
ſich gewöhnt“. Die Übertreibungen, die Bismarcks politiſches 
Denken in den nächſten Jahren kennzeichnen, jedoch auch ſeine 
Wucht erklären ſich aus dieſen Umſtänden. Die Einſeitigkeit 
großer Männer hat den von ihrem Tun Betroffenen noch jederzeit 
Leid gebracht und manches zertreten, was gehegt zu werden 
verdiente. Aber dieſelbe Urſache wurde auch ebenſo regelmäßig 
von jeher der Hebel zu durchgreifender Tat. 

Nicht zu verkennen iſt, daß ſich in die Frankfurter Bericht⸗ 
erſtattung Bismarcks allmählich bei aller Farbigkeit und ver⸗ 
haltenen Leidenſchaft ein Zug doktrinärer Betrachtungs weiſe 
miſchte. Seine Stellung verpflichtete ihn beſtändig zur Mei⸗ 
nungsäußerung. Aber man hörte nicht auf ſeinen Rat. Zwiſchen 
die Berichte ſchieben ſich infolgedeſſen wiederholt ausführliche 
Denkſchriften, in denen er gleichſam in Leitſätzen ſeine Anſchau⸗ 
ungen niederlegte. Zu den Denkſchriften gehört dem In⸗ 
halte nach auch der Briefwechſel, den er 1857 mit dem General 
v. Gerlach führte und am Ende ſeines Lebens in die „Ge— 
danken und Erinnerungen“ aufnahm. Der Wertſchätzung des 
Generals verdankte er die Ernennung nach Frankfurt. Nun 
tauſchte er ſich mit ihm über den grundſätzlichen Widerſpruch 
aus, den Gerlach in ihren Anſchauungen wahrgenommen zu 
haben glaubte. In der wiſſenſchaftlichen Forſchung iſt es Sitte 
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geworden, dieſen Briefwechſel als Beiſpiel heranzuziehen, um 
dem Theoretiker Gerlach, der der Heiligen Allianz als goldener 
Zeit nachtrauerte, den Realpolitiker Bismarck mit ſeinem Sinne 
für die wirklichen Verhältniſſe und mit ſeiner Unabhängigkeit 
von Begriffen gegenüberzuſtellen. Aber Bismarck ſelbſt hat 
ſich gehütet, als er zur Macht berufen wurde, die Vorſchläge 
zu befolgen, die er von Frankfurt aus andern erteilte. Sie 
waren in der Tat auf ihre Art kaum minder theoretiſch als die 
vergebliche Klage des Generals um die Entfremdung zwiſchen 
Oſterr eich, Rußland und Preußen. Gerlach gab ſich nicht aus⸗ 
reichend Rechenſchaft darüber, daß die Intereſſenreibung zwiſchen 
Hfterreich und Preußen zu einer Bedeutung gediehen war, 
die auf die eine oder andere Weiſe ausgetragen werden mußte. 
Bismarck hin wiederum ſah gefliſſentlich von allen Überlieferungen 
ab, die den preußiſchen Staat ſeit 1813 durch feine engere Ver; 
knüpfung mit der deutſchen Nation mehr als zuvor auf Sſterreich 
anwieſen. Er verleugnete jeden geſamteuropäiſchen Geſichts⸗ 
punkt für die Entſchlüſſe der preußiſchen Politik und wollte ſie 
ausſchließlich auf die deutſchen Angelegenheiten eingeſtellt 
wiſſen. Zeit weiſe überließ er ſich ganz und gar feiner ſtimmungs⸗ 
mäßigen Abneigung gegen Sſterreich. Auch die Gleichgültigkeit, 
die er, der Konſervative, in der aus wärtigen Politik gegen das 
Treiben der Demokratie und des Liberalismus zur Schau trug, 
und mit der er ſogar ihre Benutzung zum gemeinſamen Zwecke 
der Niederkämpfung Sſterreichs und der Bundesſtaaten zuließ, 
war nicht realpolitiſch. Denn Preußen mußte dringlicher wie 
die übrigen Großmächte bei ſeinem auswärtigen Tun die Rück⸗ 
wirkung auf die innere Politik im Auge behalten; es kam aus 
einem kleinen deutſchen Territorialſtaat her und war deshalb 
noch immer an erſter Stelle von den Bedingungen ſeiner innern 
Lage abhängig, während die andern Großmächte von der 
Natur zu großen Staaten geſchaffen ſind, und ihre Macht vor⸗ 
nehmlich auf ihrem Verhältniſſe zueinander beruht. „Verzeihen 
Ew. Exzellenz,“ ſchloß er einen Bericht, worin er warnte, Ab⸗ 
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wehr der Demokratie zu treiben, wo es ſich doch um nichts als 
Kabinetts politik handle, „daß ich ſoviel Konjekturalpolitik über 
Krieg und Bündniſſe mache, die noch in das Gebiet der Träume 
gehören.“ 

Das dauerhafte, wetterfeſte Urgeſtein in Bismarcks 
Gedankenbau jener Jahre bildete die Überzeugung, daß ſich 
Preußen „konſolidieren“ müſſe und die Gelegenheit dazu 
gekommen ſei. 

Der preußiſche Staat ſchien ihm noch unfertig zu ſein. Aus⸗ 
führlich hat er in den „Gedanken und Erinnerungen“ dargelegt, 
von welcher geſchichtlichen Anſicht der Dinge er ſich dabei leiten 
ließ. Die preußiſche Politik ſeit der Zeit Friedrich Wilhelms II. 
wies einen Mangel an Selbſtändigkeit und Energie auf, wodurch 
Preußen anfangs zur Unzeit neutral geblieben und nachher 
in Abhängigkeit von Rußland geraten war. Die Schwäche der 
diplomatiſchen Stellung ſtand nicht im Verhältnis zu Preußens 
militäriſcher Überlegenheit über Rußland wie Sſterreich. Big; 
marck hielt ſie für eine Folge perſönlicher Umſtände, die unter 
der Herrſchaft Friedrich Wilhelms IV. durch die beſondere Art 
dieſes Herrſchers ihren Höhepunkt erreichte. Die Grundbeſtand⸗ 
teile der in ſeinen Aufzeichnungen dargelegten Anſicht waren in 
Bismarck ſchon während der Frankfurter Zeit lebendig. So 
entbrannte in ihm der leidenſchaftliche Wunſch, eine Anderung 
herbeizuführen. „Die großen Kriſen ſind das Wetter, welches 
Preußen fördert, indem ſie furchtlos, vielleicht auch rückſichtslos 
von uns gefördert werden.“ Ein ſolches Wetter ſchien Bismarck 
1853 mit dem Krimkriege heraufzuziehen. Zar Nikolaus I. 
drängte auf der Balkanhalbinſel in den Bahnen der von Katha⸗ 
rina II. eröffneten ruſſiſchen Politik vorwärts. Ihm ſtellten 
ſich England und Napoleon III. in den Weg. Öfterreich ſchwankte. 
Es hatte nach langer Pauſe eben ſelbſt ſich wieder reger auf dem 
Balkan betätigt und ſah ſich plötzlich zwiſchen zwei Feuern. 
Daraufhin drängte Bismarck, daß auch Preußen rüſte und die 
Truppen gegen Sſterreich wie Rußland verwendungsfähig 
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aufſtelle. Der Krieg der Weſtmächte und Rußlands dauerte 
bis 1856, wo er durch den Pariſer Kongreß beendigt wurde. 
Mit vollem Rechte berief ſich Bismarck darauf, daß der Krim⸗ 
krieg eine Umwälzung der europäiſchen Machtverhältniſſe 
begründe. Der Krieg öffnete eine tiefe Kluft zwiſchen Öfterreich 
und Rußland; Bismarck rechnete feſt damit, daß der Tag der 
Abrechnung unter ihnen kommen werde. Er war ferner der 
Meinung, daß zugleich mit der Heiligen Allianz der Deutſche Bund 
um die Vorausſetzung ſeines Beſtandes gekommen ſei. Der 
Bund habe ein Menſchenalter hindurch keine andere Auffaſſung 
von ſeiner Beſtimmung gehabt, als daß er Deutſchland in feſtem 
Bündnis mit Preußen, Öfterreich und Rußland gegen Angriffe 
Frankreichs oder gegen innere Revolutionen zu verteidigen 
habe. Solange er ſicher war, die anſehnliche Reſerve der drei 
öſtlichen Großmächte hinter ſich zu haben, konnte man auf ſeine 
Haltbarkeit rechnen. „Sobald aber Rußland aus einer ſolchen 
Allianz ausſcheidet, ohne daß Frankreich mit umgekehrter Front 
hinzutritt, verliert die Bundesakte jede Kraft und jeden Wert.“ 
Daher hat Preußen gegen Deutſchland wie gegen Europa die 
Freiheit des Handelns zurücker worben und muß ſie nützen. 
„Man kann nicht Schach ſpielen, wenn einem 16 Felder von 
64 von vornherein verboten ſind.“ Mit beſonderer Sorge 
verfolgte Bismarck 1856 das Bemühen der preußiſchen 
Politik, unter allen Umſtänden zum Pariſer Kongreſſe hin zu⸗ 
gezogen zu werden. Er hatte immer nur die eine Augſt, daß fein 
König von der wiedererlangten Freiheit keinen Gebrauch machen 
werde. „Die Lage Preußens wäre vielleicht eine beſſere, wenn 
der Bund gar nicht exiſtierte.“ „Warum ſagen wir nicht ganz 
offen, daß wir uns nicht einen Pfifferling um den Bund be⸗ 
kümmern, wenn man uns nicht unſerm Stande gemäß darin 
honoriert?“ „Ich fürchte auch, daß wir in der orientaliſchen 
Frage wiederum Sſterreich unſern vollſten, ehrlichſten Beiſtand 
leiſten, ohne uns den mindeſten Dank aus zubedingen; und doch 
ſind die Fälle, wo Sſterreich in der europäiſchen Politik unſer 
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bedarf oder uns fürchtet, die einzigen, wo wir in der deutſchen 
Politik Fortſchritte machen können. Wenn ich doch Seiner 
Majeſtät dieſes wie ein: Herr, gedenke der Athener! alle Tage 
vorhalten dürfte.“ „Bündniſſe größerer Staaten haben nur 
dann Wert, wenn ſie den Ausdruck beiderſeitiger, wirklicher 
Intereſſen beſiegeln, und alle Klauſeln und Auslegungen können 
den Mangel an gutem Willen und freier energiſcher Aktion 
nicht erſetzen, wenn der eine Teil ſich übervorteilt und mala fide 
behandelt fühlt.“ Jeder Staat habe Sſterreich beſſer zum 
Gegner als zum Verbündeten, weil ſeine Hilfsbedürftigkeit 
„durch Schulden, Italien und Ungarn“ größer ſei als ſeine Fähig⸗ 
keit, zu helfen. „Es würde mich ängſtigen, wenn wir vor 
einem möglichen Sturm dadurch Schutz ſuchten, daß wir unſere 
ſchmucke und ſeefeſte Fregatte an das alte Orlogſchiff von 
Öſterreich koppelten. Wir find der beſſere Schwimmer.“ 

Unter der Ein wirkung der Frankfurter Luft bedeckten aber 
raſch das Urgeſtein der Bismarckſchen Gedankenwelt allerhand 
gewaltſame Ver witterungen. „Ich war gewiß“, fo behauptete 
er, „kein prinzipieller Gegner Oſterreichs, als ich herkam vor 
vier Jahren; aber ich hätte jeden Tropfen preußiſchen Blutes 
verleugnen müſſen, wenn ich mir auch eine nur mäßige Vorliebe 
für das Oſterr eich, wie feine gegen wärtigen Machthaber es ver; 
ſtehen, hätte bewahren ſollen.“ Sein erſter Eindruck in Frankfurt 
war geweſen: „Das traurige iſt, daß es ſich der Entente cordiale 
(der Bundestagsgeſandten) hier nur um die Parteiſtellung von 
öſterr eichiſch oder preußiſch zu handeln ſcheint, während eine richtige 
Teilungslinie ſo liegen müßte, daß man entweder öſterreichiſch 
und preußiſch oder keines von beiden wäre.“ Er meinte es auf⸗ 
richtig ſo. In der Nähe Frankfurts auf Schloß Johannisberg 
wohnte in jenen Jahren der alte Fürſt Metternich. Bismarck 
ſuchte ihn voller Bewunderung auf und ließ ſich von ihm über⸗ 
zeugen, daß das Verhältnis der beiden Großmächte zueinander 
gut geweſen wäre, ſolange als Metternich Sſterreich leitete, 
und ſie auch am Bunde in Übereinſtimmung miteinander ge⸗ 
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handelt hätten. Wenn er überlegte, wie das Einvernehmen 
wiederhergeſtellt werden könnte, knüpfte er regelmäßig an die 
Richtlinien Metternichs an. „Bis 1848 war das Verhältnis 
ein ungleich beſſeres, weil die Großmächte ſich untereinander 
ein Veto ſtillſchweigend einräumten, und keine von ihnen weder 
in der Bundesverſammlung noch bei den kleinern deutſchen 
Höfen ohne Einverſtändnis des andern etwas anbrachte, Preußen 
auch von Öfterreich zu einer faktiſchen Teilnahme an den Präſidial⸗ 
geſchäften zugelaſſen, wenigſtens von allem in Kenntnis geſetzt 
wurde.“ Bismarck liebte es, eine Abgrenzung des Wirkungs⸗ 
kreiſes beider Staaten nach ſachlichen Geſichts punkten zu nennen, 
wenn er die Wieder einräumung des gegenſeitigen Vetos und 
den Ver zicht Oſterreichs auf die ausſchließliche Verfügung über 
eine Reihe von Ver waltungseinrichtungen am Bunde als Ber 
dingung aufrichtiger Verſöhnung bezeichnete. Erlange Preußen 
da durch erſt einen klar ausgeſprochenen Anteil an der Hegemonie 
im Bunde, werde er ihm bei richtiger Politik weder von Sſter⸗ 
reich noch von den Mittelſtaaten je wieder mit Erfolg beſtritten 
werden können. In der Behandlung der einzelnen deutſchen 
Höfe aber ſtrebte Bismarck vom Brauche der Metternichſchen 
Zeit fort. Zuweilen hatte er wohl ſchon eine Teilung des Ein⸗ 
fluſſes beider Staaten nach geographiſchen Geſichtspunkten im 
Auge. Im Februar 1854 erzählte ihm Prokeſch-Oſten, daß er 
1849 einen engern Anſchluß Norddeutſchlands an Preußen 
gefördert habe. So ſcharf umriß Bismarck in ſeinen Berichten 
noch nicht, worauf er hinaus wollte. Jedoch drängte er zu dem⸗ 
ſelben Ziele hin. Einmal redete er von den Vorteilen, die dem 
nationalen Staatsleben aus einer Verbindung der ſüddeutſchen 
Staaten mit Sſterreich erwachſen würden. Ein andermal 
ſtreifte er die Sache noch näher, als er es der preußiſchen Politik 
mehr entſprechend bezeichnete, „in den kleinen und benachbarten 
Staaten den preußiſchen Einfluß vor jedem andern von außen 
kommenden geltend zu machen, als der Einmiſchung des Bundes 
in die innern Angelegenheiten dieſer Staaten Raum zu geben.“ 
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Noch hemmte ihn aber am Durchdenken des Planes, den Einfluß 
beider Großmächte geographiſch abzugrenzen, die Erinnerung 
an das große Vorbild des Zollvereins. Es ſchien ihm möglich, die 
führ ende Stellung Preußens noch weiter aus zudehnen, „indem wir 
durch freiwillige und kündbare Verträge einzelne auf das Bedürfnis 
gegründete Verbindungen ſchaffen, denen der Bund bei ſeiner 
heterogenen und die diesſeitigen Inter eſſen wenig ſichernden 
Zuſammenſetzung nicht genügen kann“. Denn es ging Bismarck 
oft nach, daß ſich zwiſchen Preußen und der Mehrzahl, wenn 
nicht allen kleinern deutſchen Staaten ſeit 1815 als Frucht des 
vom Bunde geübten Schutzes friedlicher Entwicklung eine 
bedeutſame Über einſtimmung auf mehreren wichtigen Gebieten 
des innern Staatslebens herausgebildet hatte. Sie zu pflegen 
und noch auf andere Gebiete zu übertragen, bot für Preußen 
Ausſichten. Eine Zeitlang dachte er dabei unter anderm auch 
an eine Abrede aller proteſtantiſchen Regierungen über eine 
gemeinſame Kirchenpolitik, die allein ſchon ſeinen Staat ohne 
Zweifel über die Grenzen des nördlichen Deutſchland hinaus⸗ 
geführt hätte. Er fand Preußens Stellung bei ſolchen Über; 
einkommen ſehr ſtark. Eben deshalb lockten ſie ihn. „Außerhalb 
des Bundes bleibt Preußen als der größte und tüchtigſte Staat 
die Baſis“, die für Verträge über gemeinnützige Angelegenheiten 
allein möglich iſt, „und eine Kündigung von ſeiner Seite kommt 
einer Auflöſung des ganzen Verhältniſſes gleich.“ Jedoch war 
er nicht der Meinung, daß eine derart geübte Konventions- 
politik mit den Intereſſen Oſterreichs unverträglich ſei und ein 
gutes Verhältnis zu ihm unmöglich mache. Hier war wohl 
der Punkt, von dem aus die Sſterr eicher Bismarck noch von der 
Konventions politik, die für fie in Wahrheit unannehmbar 
war, auf die annehmbare Politik der Teilung des deutſchen 
Ein fluſſes nach geographiſchen Geſichts punkten endgültig ab⸗ 
drängen konnten. Bismarcks einzige grundſätzliche Bedingung 
war, daß beide Staaten ehrlich zuſammengingen, und Preußen 
mindeſtens „in demſelben Maße“ wie Sſterreich vergrößert 
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würde. Höchſtens ſchrak er zuweilen von der Verbindung zurück, 
weil der Kaiſerſtaat ſo ſehr „herunter“ war. Der Bankrott 
ſtehe vor der Türe; außerhalb ſeiner Grenzen könne Sſterreich 
bloß zwiſchen 40- und 80 ooo Mann verwenden. „Wir über; 
nehmen keine leichte Aufgabe, wenn wir Hand in Hand mit 
Oſterreich unſer Jahrhundert in die Schranken fordern. Aber 
ich würde nie dazu raten, Gefahren zu ſcheuen, wenn ſie nur 
et was einbringen.“ 

Unſeliger weiſe fiel alles Hin und Her dieſer Bismarckſchen 
Gedankengänge, über denen ſich ſeine Überzeugungen für die 
folgenden Jahre bildeten, und von denen doch auch ſeine taktiſchen 
Maßnahmen nicht unbeeinflußt blieben, in die unfruchtbare 
Zeit Buol⸗Schauenſteins öſterreichiſcherſeits und unter die 
ihrer ſelbſt nicht ſichere Regierung Friedrich Wilhelms IV. 
auf der preußiſchen Seite. Zuweilen hatte Bismarck auch für 
das politiſche Verhalten Berlins ſehr harte Worte. Seiner 
Weisheit letzter Schluß war darum: „Wir müſſen ſehen, daß 
wir uns möglichſt ohne Schaden und Koſten durchlavieren.“ 
Ihn perſönlich machte das Lavieren immer ungeduldiger und 
peſſimiſtiſcher. Denn mit einer vollkommen gerechtfertigten 
Beobachtung fand Leopold Gerlach den Freund vor allem durch 
die von ihm entwickelte Aktivität gekennzeichnet. Mochte jedoch 
auch die Ungeduld vom Unwillen über die eigne Regierung 
herrühren, ſie kehrte ſich bei der Natur von Bismarcks Frankfurter 
Stellung dennoch zuletzt regelmäßig gegen Sſterreich. Mit 
Oſterreichs Vertreter rang er tagtäglich, die Berliner Regierung 
lag hinter ihm, weit in ſeinem Rücken. 

Es wurde Bismarcks Ceterum censeo, daß der Zuſtand, wie er 
ſei, nicht bleiben könne; auf ſolcher Grundlage ſei kein gemeinſames 
Handeln für aus wärtige Zwecke denkbar. „Gegenſeitiges politiſches 
Mißtrauen, militäriſche und politiſche Eiferſucht, der Argwohn 
des einen, daß der andere in Separatverträgen mit dem Gegner 
bei gutem Glück die Vergrößerung des Bundesgenoſſen zu 
verhindern, bei ſchlechtem ſein eignes Heil zu ſichern ſuchen 
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werde: das alles würde zwiſchen uns jetzt ſtärker und lähmender 
ſein als in irgendeinem ſchlecht aſſortierten Bündnis der Ver⸗ 
gangenheit.“ Oſterreich nimmt nicht mehr wie früher Rückſicht 
auf Preußen. Oſterreich verkennt die Vorausſetzungen, worauf 
die Möglichkeit eines nützlichen Zuſammengehens beruht. 
Metternich hatte gegen Bismarck geſprächs weiſe betont, daß 
Preußen noch nicht „ſaturiert“ ſei. Aber ſeine Nachfolger ſind 
die letzten, die Preußen die Sättigung durch neue Erwerbungen 
vergönnen. Für Sſterreich wie Preußen iſt Deutſchland der 
ſtreitige Acker, den ſie beide pflügen. Trotzdem beanſprucht ihn 
Oſterreich ſeit 1849 für ſich allein. Noch unterſchob Bismarck 
nicht wie in den „Gedanken und Erinnerungen“ dem Urheber 
der veränderten Politik Oſterreichs, dem Fürſten Schwarzenberg, 
die ihm niemals nachgewieſene Abſicht, Preußen nach der Loſung 
„avilir, puis demolir‘ zu behandeln. Er zeigte vielmehr mehr; 
fach einen deutlichen Einblick in die wahren Beweggründe, aus 
denen ſich Oſterreich wieder ernſthafter als vor 1848 um Einfluß 
in Deutſchland bemühte. Schwarzenberg hoffte durch eine feſte 
Zeutraliſierung des öſterreichiſchen Staats weſens einer Wieder⸗ 
holung der Revolution vorzubeugen, die ihre beſte Kraft aus 
der Bewegung der in Sſterreich angeſeſſenen Nationalitäten 
geſogen hatte. Bei ſeinem Beſtreben ſuchte er ſich auf die ein⸗ 
heimiſchen Deutſchen zu ſtützen; da ſie aber nur eine Minderheit 
ausmachten, meinte man ihnen den unentbehrlichen Rückhalt 
zum Widerſtande gegen den fla wiſchen und mag yariſchen Anz 
ſturm durch eine Anlehnung an die deutſche Nation und deren 
Staat, den Deutſchen Bund, verſchaffen zu müſſen, war auch 
gewillt, dieſen zu ent wickeln. Der Einblick hinderte Bismarck 
jedoch nicht, Öfterreich den Übergriff auf das deutſche Bundes; 
gebiet zu wehren, ſobald Notwendigkeiten des preußiſchen 
Staatslebens dadurch bedroht wurden. Das preußiſche Intereſſe 
an Deutſchland empfand er mit gutem Grunde doch als das 
tiefer gegründete. Preußen ſei mit Deutſchland geographiſch 
ver wachſen und habe keinen andern Exerzierplatz. „Es iſt kein 
Spahn, Bismarck? 2 
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willkürliches Gelüſt, ſondern die natürliche Lebensbedingung 
des heutigen Öfterreich, Preußen nicht ſtärker werden zu laſſen, 
ſondern ſeine Macht zu mindern, wenn es angeht.“ „Es verliert 
das Bewußtſein, mit Preußen um die Hegemonie von Deutſch⸗ 
land zu kämpfen, in keinem Momente; es iſt ſich über ſeinen 
Zweck vollkommen klar, ſeiner Mittel ſicher und zu rückſichts⸗ 
loſer Benutzung derſelben dergeſtalt entſchloſſen, daß es keiner 
Art von Konflikt mit Preußen aus weicht.“ „Wir atmen (in 
Deutſchland) einer dem andern die Luft von dem Munde fort, 
einer muß weichen oder vom andern gewichen werden; bis 
dahin müſſen wir Gegner ſein.“ „Ein Großſtaat, welcher ſeine 
innere und äußere Politik auf den Grundlagen ſeiner eignen 
Kräfte ſelbſtändig ſichern kann und will, darf zu einer ſtraffern 
Zentraliſation des Bundesverhältniſſes nur in dem Maße die 
Hand bieten, als er die Leitung der Bundeskör perſchaft gewinnen 
und gemeinſame Beſchlüſſe, die ſeiner eignen Politik entſprechen, 
herbeizuführen vermag. Es iſt alſo natürlich, daß Sſterreich 
ſo wohl wie Preußen gleichzeitig nach einer ſolchen Stellung 
im Deutſchen Bunde ſtreben. Dieſelbe iſt aber nur für einen 
von ihnen möglich. Sſterreich iſt gegenwärtig in ihrem Beſitz.“ 
Sſterreich will die Dis poſition über die Geſamtkräfte des Bundes 
für feine auswärtige Politik und zur Kräftigung feiner Ver⸗ 
kehrs⸗ und Finanzpolitik gewinnen. Dabei liegt ihm als Hau pt⸗ 
hindernis Preußen im Wege. Alle Anſtrengungen Sſterreichs 
gipfeln deshalb in dem Beſtreben, Preußen in die Abhängigkeit 
von der Wiener Politik zu bringen. Es wird nicht ruhen, bis 
Preußen um ſeine Großmachtſtellung gebracht und zu einem 
Bundesſtaat als primus inter pares hinabgedrückt iſt. „Bis 
jetzt werden noch unſere Außenwerke belagert und untergraben. 
Sollten aber die europäiſchen Konſtellationen uns in ernſte 
Verlegenheit bringen, ſo wird unter dem Schutze derſelben 
der Sturm nicht ausbleiben.“ Für Sſterreich iſt es nur eine 
Frage der Zeit und der Umſtände, wann es verſuchen wird, 
„uns die Sehnen zu durchſchneiden“. „Ich will nur meine 
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Überzeugung ausſprechen, daß wir in nicht zu langer Zeit 
für unſere Exiſtenz gegen Sſterreich werden fechten müſſen, 
und daß es nicht in unſerer Macht liegt, dem vorzubeugen, 
weil der Gang der Dinge in Deutſchland keinen andern Aus weg 
hat.“ So ſtieg dem Bilde gegenüber, das ſich Bismarck von 
dem er wünſchten Verhältniſſe Öſterreichs und Preußens ge; 
ſtaltet hatte, ein anderes auf, das der Zeit und den Umſtänd en 
angemeſſener war, bei dem freilich auch Vorurteil und Leiden⸗ 
ſchaft die Farben mitgemiſcht hatten. Manchmal ſteigerte ſich 
in Bismarck die Leidenſchaft zum Haſſe. „Ich will meinen Kopf 
zum Pfande ſetzen, daß das heutige Sſterreich nie unſer ehrlicher 
Bundesgenoſſe ſein wird, das der Vergangenheit war es auch 
nicht, wenn es ſchon einmal aus der Not eine Tugend machte, 
ob es in Zukunft anders wird, kann nur Gott wiſſen.“ Für 
Hfterreichg Sünden, murrte er, habe der König fo viel Nachſicht, 
„als ich mir von unſerm Herrn im Himmel für die meinigen 
wünſche“. Die konſervativen Freunde daheim, die „inſtinkt⸗ 
mäßig und hiſtoriſch“ die konſervative Sache und Sſterreich 
gleichſetzten, wies er zornig zurück. „Was verſteht“, ſchrie er 
empört auf, „der Kroat vom deutſchen Recht?“ Sſterreich müſſe 
gezeigt werden, daß die preußiſche Regierung es in gewiſſen 
Fällen fertigbringen wird, Sſterreich ſitzen zu laſſen. Preußen 
ſolle Öfterreich die Zähne weiſen. Die Wiener Staatsmänner 
dürfen nicht im Zweifel darüber bleiben, daß Preußen „den 
Weg nach Mähren noch kennt“. Noch jedes Jahrhundert ſeit 
Karl V. habe einen Kampf um die Vorherrſchaft in Deutſchland 
erlebt. Der im 19. Jahrhundert fällige ſchreckte Bismarck nicht 
mehr, wenn es nur ein guter Krieg wird, der wie der Sieben; 
jährige klare Verhältniſſe bringt. Die zunehmende Unſicherheit 
der euro päiſchen Lage Sſterreichs verſuchte ihn. Oſterreich war 
die Scheibe geworden, „nach der alle Geſchütze der euro päiſchen 
Nationalitäts⸗ und Liberalitätsbeſtrebungen gerichtet ſind“, 
und keine Großmacht mehr gewährte ihm Halt. 
Las der alte General Gerlach in Potsdam ſolche Ausbrüche 
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Bismarckſcher Erregbarkeit, fühlte er ſich an Rado witz erinnert. 
Rado witz und Bismarck find tatſächlich beide auf dem Frank; 
furter Boden heißblütige Gegner Sſterreichs geworden und 
in den Strom aller öſterreichfeindlichen Bewegungen ihrer 
Jahre geraten. Aber Rado witz tauchte nicht nur in den Strom 
ein, der Strom verwandelte ihn in einen andern Menſchen. 
Er nahm ſeinen neuen Haß und ſeine neuen Neigungen mit 
nach Berlin in die leitende Stellung. Auch in Bismarcks Weſen 
ver wiſchten ſich wohl die Spuren der ſchweren Erſchütterung, 
die ſeine politiſche Stimmung in Frankfurt erlitt, nie wieder 
ganz. Gewalten, gegen die er ſich ein für allemal gefeit glaubte, 
drückten ihm ihr Mal auf. Aber er verſchrieb ſich ihnen doch nicht 
wie Radowitz. Als er zur Macht gelangte, wurde fein Blick 
wieder freier, ſein Urteil feſtigte ſich aufs neue. Er wuchs über 
Frankfurt bald hinaus. Die Urſache dieſes Unterſchiedes aber 
war nicht nur feine perſönliche Überlegenheit über Rado witz. 
Ra do witz hatte mit ſeiner Geiſtesart im Grunde immer außerhalb 
des Kreiſes der führenden preußiſchen und öſterreichiſchen 
Staatsmänner geſtanden, die in dem halben Jahrhundert 
von 1815 bis 1866 wirkten. Bismarck dagegen war einer von 
ihnen. Auch wo er über die Manteuffel und Gerlach hinaus eilte, 
wo er anders gehandelt wiſſen wollte und der Widerſpruch 
gegen ſie auf der Hand zu liegen ſcheint, tut die Forſchung 
unrecht, den Gegenſatz zu überſchätzen. Es waren Abweichungen 
des Temperaments oder Abweichungen für den Augenblick 
und aus einem beſondern Anlaſſe. Bismarck wie die andern, 
Preußen und Sſterr eicher, empfanden als Erben des Geiſtes 
und der Erfahrungen der Befreiungskriege. Für ſie gehörten 
Oſterreich und Preußen mit der deutſchen Nation zuſammen. 
Wie ſcharf ſich auch die verſchiedenen Sonderintereſſen dieſer 
Dreiheit und zumal die außerhalb Deutſchlands gelegenen 
Großmachtintereſſen Oſterreichs und Preußens gerade über 
den innern Fortſchritten der langen Friedenszeit von 1815 
an wieder zu reiben anfingen, ſo bebten doch hüben wie drüben 
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die verantwortlichen Staatsmänner außer Radowitz nach jeder 
Auf wallung vor einer kriegeriſchen Löſung der Schwierigkeiten 
als einem Unmöglichen wieder zurück. Erſt die verlorenen 
Jahre der Miniſterzeit Buols und der letzten Zeit Friedrich 
Wilhelms IV. brachten den Krieg ſo nahe, daß er trotz allem, 
was da wider ſprach, zuletzt geführt wurde, aber nicht als ein 
unvermeidlich Geweſenes, ſondern als ein unvermeidlich Ge, 
wordenes, als die Folge eingefallener Umſtände, nicht als ein 
Krieg, den die Nornen von je den beiden Staaten als Schickſal 
geſponnen. So griff der Gedanke in Bismarcks Geiſte Raum, 
jedoch keineswegs allein in dem feinen, Er brach ſich gleich 
zeitig in den Anſchauungen einer ganzen Reihe preußiſcher 
Staatsmänner Bahn, von denen es etwa Savigny oder 
Alvensleben zu nennen genügt. 

Noch klang in Bismarcks Denken damals wie zu allen Zeiten 
ein Unterton in erheblicher Stärke mit, der Rado witz völlig 
fremd war, dagegen ebenfalls auf die Geſinnungsver wandt⸗ 
ſchaft Bismarcks mit den Gerlachs und Manteuffel hin weiſt. Bis⸗ 
marck war unter Menſchen aufgewachſen und von einem Bildungs⸗ 
gange, wodurch ihm für das Glaubensleben ſeiner katholiſchen 
Volksgenoſſen ein ſym pathiſches Mitempfinden abging und er 
konfeſſions politiſch der katholiſchen Kirche vorurteilsvoll, wenn 
nicht in feindſeligem Mißtrauen gegenüberſtand. Er war als 
Referendar im Jahre des Cölner Kirchenſtreites in Aachen 
geweſen. Dort war er dem Einfluſſe des Katholizismus auf 
das politiſche Leben zum erſtenmal in der Form begegnet, 
die ſich um und nach 1815 entwickelte. An ihren Vorkämpfern 
entrüſtete ihn die Abneigung gegen Preußen ſowie ihre Ver; 
wendung liberaler Ideen und ihre Begünſtigung demokratiſcher 
Beſtrebungen gegen die Staatsregierungen, die ihm in vollem 
Widerſpruch zum innerſten Weſen der Kirche zu ſtehen ſchien. 
Nachher war er in den engern Kreiſen der konſervativen Partei, 
denen er ſich anſchloß, einem tiefen Widerwillen gegen die im 
Vollzuge begriffene Umbildung des von Urſprung proteſtan⸗ 
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tiſchen Staats weſens in einen paritätiſchen Staat begegnet. 
Ohne ſich den Wider willen anzueignen, widerſtrebte doch auch 
Bismarck den Zugeſtändniſſen, die der Kirche und den Katholiken 
in der preußiſchen Verfaſſung gemacht wurden. Lauer verhielt 
er ſich wohl zu dem Wunſche der Freunde, daß bei der Wieder— 
herſtellung weſentlicher Teile des vorrevolutionären preußiſchen 
Staats zur Zeit des Miniſteriums Manteuffel deſſen proteſtan⸗ 
tiſcher Charakter ebenfalls wieder zum Ausdruck gelange. 
Dagegen erfüllte ihn ſeine Zugehörigkeit zum preußiſchen Be⸗ 
amtentum, die teils ſchon durch ſeine Mutter begründet worden 
war, teils durch ſeine eigne Laufbahn begründet wurde, mit 
aller Abneigung, die man dort von jeher gegen die Beförderung 
von Katholiken in angeſehene Staatsämter und gegen ihre Tätig- 
keit im Staatsdienſte an den Tag gelegt hatte. Als er 1855 einmal 
einen wirklich fähigen Attachè erhielt, drückte er feine Zufrieden; 
heit darüber aus, machte aber ſofort den Vorbehalt, daß der 
junge Mann an dem Erbfehler litte, katholiſch zu ſein. Auch 
ſonſt ſind ſeine Berichte aus Frankfurt voll von Belegen dafür, 
wie ſcharf er in Perſonalangelegenheiten auf die Konfeſſion 
ſchaute. Die im Sommer 1852 gegen ihn angeſponnene Intrige 
führte er auf den hannoverſchen Generalſteuerdirektor Klenze 
zurück. Er unterließ nicht, Manteuffel darüber aufzuklären, daß 
Klenze katholiſch wäre. So unter dreifachem Geſichts punkte gegen 
den Katholizismus unfreundlich geſtimmt und auf der Hut, glaubte 
er in Frankfurt und ringsum in den katholiſchen und konfeſſio⸗ 
nell gemiſchten Gebieten Süd, und Weſtdeutſchlands, Dfterreich 
überall in gemeinſamer Wühlarbeit mit der kirchlich⸗politiſchen 
Bewegung unter den Katholiken zu begegnen, die er zum 
erſtenmal in Aachen am Werk geſehen hatte, und deren rheiniſche 
Vortruppen er gleichzeitig im preußiſchen Abgeordnetenhauſe 
mit ſeinen konſervativen Freunden im Kampfe wußte. Er 
ſah es als feine beſondere Aufgabe an, dieſen Bund zu ber 
kämpfen und wie auf politiſchem Gebiete Sſterreich, ſo auf 
kirchen politiſchem jener Bewegung entgegenzutreten. Im Brief⸗ 
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wechſel mit dem General Gerlach ſprach er damals, ohne den 
Begriff näher zu erläutern, ganz allgemein von einer preußiſchen 
Politik „in catholicis“, die gegenüber jedem Verſuche des Katho⸗ 
lizismus, die preußiſche Kirchen politik zu ändern, verteidigt 
werden müßte. „In allen deutſchen Staaten ſtehen dem Wiener 
Kabinett die Hilfsmittel zu Gebote, über welche die politiſchen 
Leiter der katholiſchen Kirche disponieren.“ „Auch da, wo die 
Maſſe der katholiſchen Bevölkerung zu einer Unzufriedenheit 
mit ihrer Regierung keinen Grund fühlt, ſind doch die obern 
und intellektuellen Leiter der katholiſchen Politik den proteſtan⸗ 
tiſchen Regierungen feindſelig und bereit, den Intereſſen der 
öſterreichiſchen Regierung mit ihrem Einfluß auf Staat und 
Volk zu dienen. In allen katholiſchen Kammeroppoſitionen 
tritt die Hinneigung zu Oſterreich von Zeit zu Zeit offen an den 
Tag, und laſſen die Einflüffe Oſterreichs auf die Haltung katho⸗ 
liſcher Parteien gegen deren eigne Landesregierung erkennen.“ 
„Der eroberungsluſtige Geiſt im katholiſchen Lager wird uns 
doch auf die Dauer nicht die Möglichkeit laſſen, einem offenen 
Kampfe mit ihm aus zu weichen.“ Bismarck nahm dieſen „ftreitz 
baren, unerſättlichen und in den Ländern evangeliſcher Fürſten 
unverſöhnlichen Geiſt“ „ſeit dem letzten Jahrzehnt“ vor allem 
in einem Teil der katholiſchen Geiſtlichkeit wahr, für den „er⸗ 
langte Konzeſſionen ſtets die Baſis neuer Konzeſſionen bilden 
und deſſen Forderungen jede Regierung zu berückſichtig en 
Anſtand nehmen muß, weil die Erfahrung lehrt, daß der Friede 
mit ihm ohne Einräumung unumſchränkter Alleinherrſchaft 
nicht erreichbar iſt.“ Für das Verſtändnis feiner Politik in 
künftigen Zeiten iſt es aber nicht weniger weſentlich, darauf zu 
merken, daß er ſchon während der Frankfurter Zeit die 
Wirkungen „ultramontaner“ Tätigkeit auch in der aus⸗ 
wärtigen Politik, ſelbſt im Krimkriege zu ſpüren meinte, und 
daß er Ludwig Windthorſt, da er ſeinen Namen zum erſten⸗ 
mal erwähnte, als demokratiſchen Miniſter und im ſelben 
Atemzuge als Katholiken einführte. Aus dieſer Geſinnung 
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richtete er im Herbſte 1853 ſein Augenmerk ſofort auf den Streit, 
der ſich im Großherzogtum Baden zwiſchen der Staatsregierung 
und dem Erzbiſchof erhob. Bismarck bemühte ſich darum, 
daß Preußen der badiſchen Regierung den Rücken gegen Rom 
ſteifte. Er ging im Auftrage feines Miniſteriums perſönlich nach 
Karlsruhe zur Fühlungnahme und hätte es begünſtigt, wenn 
die Waffen nicht ſo bald wieder, wie es geſchah, niedergelegt 
worden wären. Denſelben Eifer legte er in Naſſau bei den 
dortigen kirchen politiſchen Schwierigkeiten an den Tag. Er 
fand die proteſtantiſchen Regierungen und insbeſondere die preu⸗ 
ßiſche, trotz ihres weiten Entgegenkommens gegen die Katholiken, 
von dieſen angegriffen und wollte den Angriff angenommen 
wiſſen. Jedoch ſollte dabei dem Verdacht zuvorgekommen werden, 
als ſei eine Wiederbeſchränkung der Selbſtändigkeit des kirchlichen 
Lebens im ſtaatskirchlichen Sinne beabſichtigt. Bismarck war 
vielmehr in Übereinſtimmung mit feinem Miniſter ium dafür, 
daß Baden die Rechte der Kirche aus freien Stücken erweitere. 
Nur um die Abwehr aus wärtiger Einflüſſe und die Behauptung 
des Staates im eignen Gebiete handle es ſich. Mit dem heutigen 
Staatsrechte ſei nun einmal der neue Grundſatz unverträglich, 
„daß die Beziehungen der römiſchen Kirche zum Landesherrn 
nicht durch Konkordate oder ſonſtige Verträge, ſondern durch 
die Satzungen dieſer Kirche ſelbſt geregelt werden ſollen.“ 

Die Beziehungen zwiſchen Sſterreich und der kirchlich-politiſchen 
Bewegung unter den Katholiken des innnern Deutſchland 
beſtärkten Bismarck vollends in der Verſteifung auf die einzige 
taktiſche Maßnahme, die ſich ihm einſtweilen zur Vorbereitung 
des entſcheidenden Waffenganges mit Sſterreich darbot: die 
öſterreichiſche Diplomatie mit eben den Waffen zu ſchlagen, 
die ſie nach ſeiner Überzeugung gegen Preußen gebrauchte. 
Dieſe Maßnahme empfahl er ſeiner Regierung bei jeglichem 
Anlaß, und er verſuchte es ſelbſt mit ihr, ſo oft er ins Gefecht 
am Bundestage kam. 

Die Bundesregierungen „fürchten mehr als alles andere 
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die Sprengung des Bundes, weil ſie in ihm die Garantie ihrer 
politiſchen Exiſtenz erblicken“. „Der Bund im Frieden, das 
iſt der Mitt elſtaaten eigentliches Element, wo fie wie die Fiſche 
im Waſſer ſich fühlen; ſie haben darin eine Behaglichkeit, die 
ihnen niemals werden kann, wenn ſie nackt, ohne den Bund, 
in der freien Luft der europäiſchen Politik ſtänden.“ Daher 
ſtehen fie „unter dem Einfluſſe öfterreichifher Drohungen“. 
Oft war es Bismarck zumute, als wäre alle ſchwarze Sorge vor 
der Zukunft nicht vonnöten, wenn die Bundesregierungen nur 
ebenſo ſtark unter den Einfluß preußiſcher Drohungen gebracht 
würden. Das war ſeine Grundſtimmung alle die Frankfurter 
Jahre hindurch. Nur während des Krimkrieges gab er ſich 
längere Zeit dem trügeriſchen Gedanken hin, daß es möglich 
geworden ſei, auf eine ganz andere Art den Spieß der Bundes⸗ 
politik, den Oſterreich ſeit 1851 gegen Preußen gekehrt hatte, 
auf Sſterreich zurückſchnellen zu laſſen. Es „ſcheint mir für 
Preußen, ſolange nicht äußere Ereigniſſe das jetzige Bundes, 
ſyſtem ſprengen und uns zu voller, mindeſtens faktiſcher Parität 
mit Öfterreich verhelfen, die Übernahme der Rolle eines Ver; 
treters der Geltung und der Intereſſen aller übrigen Bundes⸗ 
ſtaaten vor zugsweiſe indiziert zu fein, um in ähnlicher Art zu 
operieren, wie in Parlamenten ein nach dem Einfluß ſtr eb ender 
Führer die Verteidigung der Freiheiten des Volkes zur erfolg⸗ 
reichſten Waffe gegen die faktiſchen Machthaber zu wählen pflegt 
und auf dieſem Wege die letztern ſchließlich nötigt, ſich mit ihm 
abzufinden.“ Oſterreich hatte, um Preußen im Schach zu halten, 
den Souveränitätsdünkel und das Machtgefühl der Mittel; 
ſtaaten in den letzten Jahren auf alle Weiſe genährt. Jetzt 
er wuchs ihm ſelber daraus Gefahr, weil ſich die mittelſtaatlichen 
Miniſter unterfingen, ſogar euro päiſche Politik ſelbſtändig zu 
treiben. Oſterreich drohten die größten Nachteile, wenn es den 
Bund nicht im Schlepptau ſeiner Politik für die Dauer des 
Krieges zu halten vermochte. Hier ſetzte Bismarck an, um 
Zwietracht zwiſchen Oſterreich und den Mittelſtaaten zu ſäen. 
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Beſondere Ergebniſſe verſpraͤch er ſich von einer Umwerbung 
Bayerns. Bayern und Sſterreich hatten jahrhundertelang 
im Gegenſatze gelebt, weil Bayern ſelbſt nach der Führung im 
alten Reiche ſtrebte. Umfang und Geſchichte gaben ihm immer 
noch ein gewiſſes Anſehen in Europa, das keinem der andern 
Mittelſtaaten zukam. Der Ehrgeiz ſeiner Dynaſtie war un⸗ 
vermindert. Bismarck hatte eine feine Witterung dafür. Mehrere 
Monate beherrſchte ihn die Hoffnung auf feinen Parteiführ er⸗ 
erfolg derart, daß er nach einer erſten Enttäuſchung einen noch 
hartnäckigern, faſt verzweifelten zweiten Anlauf nahm. Schon 
bei den früheſten Schwierigkeiten, worauf er am Bunde geſtoßen 
war, hatte ihn Schwarzenbergs Politik an Kaiſer Ferdinand II. 
erinnert, der, kaum in ſeiner Hofburg der aufſtändiſchen Unter⸗ 
tanen Herr geworden, im Reiche abſolut zu regieren anfing. 
Jetzt ſprach er ſchlankweg vom „Wallenſteiniſieren“ Deutſch⸗ 
lands durch Sſterreich und übermittelte feiner Regierung den 
Ausdruck der mittelſtaatlichen Erwartungen, „daß ſich Preußen 
nicht durch partikulariſtiſche Intereſſen und Vorteile von der 
Wahrnehmung der allgemeinen deutſchen Intereſſen ablenken 
laſſen“ werde. Man meint nicht mehr ihn ſelbſt aus ſeinen 
Worten zu vernehmen. Er, der im Herzen ſo eiferſüchtig auf 
Preußens Großmachtſtellung war, ſtieg mit ihnen auf den Stand⸗ 
punkt bloßer deutſcher Territorialſtaats politik hinab. Die Rhein⸗ 
bundluft ſeiner mittelſtaatlichen Umgebung umwehte ihn. 
Rheinbundluft umwehte Bismarck auch noch, als er von 
dem Traume preußiſcher Führung einer reichsſtändiſchen Oppo⸗ 
ſition abließ und den Mittelſtaaten „die Umriſſe Preußens wieder 
zum Bewußtſein zu bringen“ verſuchte. Er hatte ſchon vor dem 
Krimkriege verſchiedentlich hingeworfen, daß nur „die Neutrali⸗ 
ſierung der ganzen Maſchine zuletzt ein ſicheres Mittel für uns iſt“. 
Nun legte er ſeinem Miniſter dar: „Die Bundesverträge bedingen 
in ihren obligatoriſchen Teilen kaum etwas anderes als eine 
gemeinſame Bürgſchaft für die innere und äußere Sicherheit 
der 35 Paziſzenten. Sie müſſen von Preußen mit Treue ge⸗ 
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halten werden, ſolange die andern ſie nicht brechen. Aber was 
darüber hinausliegt, iſt nicht bloß für Preußen vom Übel, ſondern 
auch für Deutſchland und ſogar für die Feſtigkeit des Bundes 
ſelbſt. Die Kämpfe widerſtreitender Intereſſen, welche von 
einer weitern Ausbildung des Bundes unzertrennlich ſind, 
werden denſelben lockern und früher oder ſpäter ſprengen.“ 
Gedeckt durch dieſen Gedankengang ſtrengte er ſich in ſeinen 
letzten Jahren doppelt eifrig an, was vom Eintritt in ſein 
Amt an Gegenſtand feiner Sorge geweſen war, die Geſchäfts⸗ 
ordnung nicht zur Verſtärkung des öſterreichiſchen Einfluſſes 
dienen zu laſſen. Er verſchwor ſich, Oſterreich lege fie derart 
aus, daß der Geſchäftsgang der einer Präfektur mit Beiſitzern, 
nicht der eines Kollegiums mit gleichberechtigten Mitgliedern 
ſei. Wie er dagegen ankämpfte, führte er einen Kleinkrieg, 
einen Stellungskampf, wie wir heutzutage ſagen würden, 
und er verhehlte ſich nicht, daß er durch die Hemmung der Bundes⸗ 
geſchäfte, welche die Folge ſeiner Taktik war, die Amtsgenoſſen 
gegen ſich verbitterte. Aber er hielt mit bewunderungs würdiger 
Ausdauer in dem Streite aus und rühmte ſich nachher der Summe 
kleiner Erfolge, die er im Laufe von fünf Jahren davongetragen 
habe. 

Der Unwille der andern gegen Bismarck ſchwoll inzwiſchen 
um ſo ſtärker an, als nach der Mitte des Jahrzehntes wieder 
unverkennbar eine Belebung der Bundestätigkeit zum Ber 
dürfnis wurde, um der gegen den Bund ohnehin eingenom⸗ 
menen öffentlichen Meinung etwas zu bieten. Bayern wie 
Sachſen brachten Anträge ein, teils um die Bundesverfaſſung 
zu verbeſſern, teils um den Bund mit der Ausführung dringlich 
gewordener Aufgaben des nationalen Staatslebens zu betrauen. 
Bismarck riet der Berliner Regierung, durch formale Einwände 
die Anträge vorſichtig zu verſchleppen und unterdeſſen Öfterreich 
zu einer offenen Erklärung über fie zu bringen. Nach Big; 
marckſchen Entwürfen tauſchte Manteuffel mit Buol Briefe 
darüber aus, wie ſehr es Sſterreichs Intereſſe widerſpreche, 
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die deutſche Bewegung zu befördern, und wie viele Schwierig; 
keiten Oſterreich eine einheitliche Regelung der aufgeworfenen 
Fragen widerrieten. Alle Blößen der deutſchen Politik Öfterreichg 
wurden in den Briefen verſchlagen aufgebeckt. 

Bis zum äußerſten aber trieb Bismarck feine hemmende 
Tätigkeit am Bunde, als er ſich dem in der Bundesakte gegrün⸗ 
deten und durch die europäiſche Lage gebotenen Verlangen 
Sſterreichs nach dem Ausbau der Bundesfeſtung Raſtatt wider; 
ſetzte. Auch dieſer Streit reichte mit ſeinen Anfängen weit zurück. 
1853 zog ſich Bismarck noch mit ſeinem Einſpruch hinter reine 
Formalien zurück und zauderte, zu weit zu gehen; denn er fürch⸗ 
tete die üble Nachrede, daß Preußen Süddeutſchland vor einem 
Einfalle der Franzoſen ungedeckt laſſen wollte. Nach 1856 
jedoch ließ er alle Rückſichten beiſeite. Oſterreich habe ſchon 
durch die katholiſchen Umtriebe in Baden Fuß gefaßt (welche 
Meinung der darum befragte preußiſche Geſandte in Karlsruhe, 
Herr v. Savigny, als falſch beanſtandete) und dürfe ſich dort 
nicht auch militäriſch verſtärken. Der Bund aber erfüllte ſeine 
erſte und weſentliche Aufgabe nicht mehr, wenn er hier verſagte. 
Bismarck entſchuldigte ſich damit, daß Oſterreich im umgekehrten 
Falle nicht anders handeln werde. Über den Vorwurf der 
Pflichtverletzung gegen die Nation ging er leicht hinweg. „Seine 
deutſchen Geſinnungen unabhängig von der Bundesverſammlung 
zu betätigen, hat kein Staat in dem Maße den Beruf und die 
Gelegenheit wie Preußen.“ Der Satz enthüllte, wohinaus er 
in Wahrheit ſtrebte. Bismarck erhob zornigen Widerſpruch 
gegen „die Fiktion der Gegner“, „daß Bundestag und Deutſch— 
land identiſche Begriffe“ ſeien. Neben die Abſicht, Sſterreich 
am Bundestage zu bekämpfen, war ſchon die Abſicht des Kampfes 
gegen den Bund getreten, um den Nebenbuhler wirkſamer 
zu treffen. 

Während der Beratungen über die Reformanträge und 
über Raſtatt glaubte Bismarck ein Mittel gefunden zu 
haben, den mittelſtaatlichen Reformpolitikern den Wind 
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der öffentlichen Meinung aus den Segeln zu nehmen und 
ſtatt deſſen das preußiſche Schifflein vor dieſen ſelben Wind 
zu bringen. 1852 waren Dänemarks Rechte in den Herzog; 
tümern Schles wig⸗Holſtein durch ein Abkommen der Groß; 
mächte in London geregelt worden. Bald erhob ſich in Holſtein, 
das zum Bunde gehörte, die Klage, daß ſich Dänemark nicht 
an ſeine Befugniſſe halte. Das Schickſal der Herzogtümer 
war in Deutſchland ſeit 1848 volkstümlich. Bismarck erreichte, 
daß Preußen half, die Angelegenheit dem Bunde zu über— 
weiſen, weil ein ſolcher Entſchluß „als ein Akt nationaler 
Energie“ aufgefaßt werde, und daß es ſich danach ihre Führung 
ſicherte. Sein öſterreichiſcher Amtsgenoſſe warnte, weil er ſich 
über den europäiſchen Charakter des Streitgegenſtandes klarer 
war als der Preuße. Bismarck hörte nicht, weil er zunächſt, wie ge⸗ 
wöhnlich, Oſterreich für zweideutig hielt. Aber der Verlauf der 
Verhandlungen lehrte ihn, daß es nicht möglich war, die Sache 
zur Zeit und durch den Bund derart anzufaſſen, wie es den Er; 
wartungen und Forderungen der öffentlichen Meinung ent⸗ 
ſprach. Er ging zurück. Inzwiſchen aber hatte Hannover Preußen 
noch überboten, um ſich ſelber, wie Bismarck meinte, beſſeres 
Wetter in der Stimmung des deutſchen Volkes zu machen. 
Die Folge war eine empfindliche Abkühlung der preußiſch⸗ 
hannoverſchen Beziehungen und gleichſam ein erſtes Wetter; 
leuchten des Jahres 1866 auf norddeutſchem Boden. Bismarck 
lernte aus dem geſcheiterten Anſchlag, daß Preußen vielleicht 
Urſache habe, mit der Genugtuung für die Holſteiner nicht 
zu eilen, eines Tages aber die ſelbſtändige Löſung der Frage 
ohne den Bund zugleich für Schleswig wie für Holſtein in die 
Hand zu nehmen. 

Von dem Streben nach Fühlung mit der öffentlichen Meinung 
Deutſchlands ließ Bismarck indeſſen doch nicht wieder. Auf ihr 
und dem Heere beruhe, ſo behauptete er, Preußens Macht. 
Hfterreich ängſtige die kleinern Staaten durch die Ausſicht, 
daß es die Liberalen begünſtigen könnte. Preußen müſſe ihm 
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unter dieſen Umſtänden auch an dieſer Stelle den Weg ver— 
ſperren. „Wir können in dieſer Beziehung mehr aushalten als 
ſelbſt irgend einer der Mittelſtaaten, geſchweige denn Sſterreich, 
und der vorliegende Gegenſtand eignet ſich vielleicht beſonders 
da zu, letzteres durchblicken zu laſſen, daß es ſich hüten ſollte, 
uns auf die Bahn eines liberaliſierenden Werbens um die 
nationalen Sympathien Deutſchlands heraus zufordern, wie 
dies in der abhängigen Preſſe täglich geſchieht. Denn es würde 
uns wenig Mühe koſten, Oſterr eich auf dieſem Gebiete in kurzer Zeit 
zu überflügeln, wenn wir wollen.“ „Wir ſind gegen die Gothaer 
in den kleinen Staaten in ähnlicher Lage wie Ludwig XIII. 
und XIV. mit den deutſchen Proteſtanten. Bei uns können 
wir ſie nicht gebrauchen, in den kleinen Staaten ſind ſie aber 
die einzigen, welche von uns etwas wiſſen wollen.“ Indeſſen 
knüpfte er auch ſchon mit einzelnen Liberalen daheim nähere 
Beziehungen an, und ſeine Vorliebe wuchs, die Liberalen der 
preußiſchen Kammern für die Zwecke der äußern Politik zu be⸗ 
nutzen. Noch glaubte Bismarck dabei, nur ein Werkzeug in die 
Hand zu nehmen, das er nach Belieben wiederum beiſeite legen 
konnte. Wie zur Zeit, da er zum Manne reifte, fühlte er ſich 
gegen das Andringen der liberalen Anſchauungen geſtählt. 
Als ironiſierte er ſich ſelbſt, ſo lieſt ſich in einem ſeiner Berichte 
der Satz: „Ein Buhlen mit dem jeder gründlichen Sachkenntnis 
entbehrenden Liberalismus ſollte man von dem jetzigen hanno⸗ 
verſchen Miniſterium nicht gerade er warten.“ Einen feiner 
Amtsgenoſſen am Bunde würde er Gerlach gerne kräftiger 
gelobt haben, wenn er „mehr Verſtand und weniger Liberalis⸗ 
mus im Leibe“ hätte. Andere Äußerungen aber laſſen ihn 
gegen Ende ſeines Frankfurter Aufenthaltes nicht mehr ſo un⸗ 
berührt von der liberalen Bewegung erſcheinen, wie die drei 
Jünglinge im Feuerofen des Alten Teſtaments von der Glut 
der Flammen blieben. Beſonders lehrreich lauten dafür die 
Ratſchläge, die er dem Prinzen von Preußen erteilte, als 
dieſer im Jahre 1857 die Stellvertretung des erkrankten 
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Königs übernahm. Er hat fie in den „Gedanken und Er; 
innerungen“ wiedergegeben, obwohl vermutlich et was ſtark 
im Auftrag der Farben. 

Gewappnet hielt ſich Bismarck nicht minder gegen den 
Bonapartismus, der ihm mit feiner Partei ganz ebenſo wie der 
Liberalismus ein Gegenſtand des Abſcheus geweſen war. Aber 
ſchon 1852 gelüſtete ihn angeſichts der Rheinbundſtimmungen 
der Bundesſtaaten ihnen mit preußiſch⸗franzöſiſchen Sympathien 
Angſt einjagen zu dürfen. Vollends ergriff ihn eine wahre 
Wut, als er im Krimkriege miterlebte, wie ſich Oſterr eich durch 
die Annäherung an die Weſtmächte nicht nur gegen einen Angriff 
Frankreichs auf ſeinen Beſitz in Oberitalien decken wollte, 
ſondern mit Frankreich gemeinſam auf die deutſchen Mittel⸗ 
ſtaaten drückte. Seine Bemühungen um deren Standhaftigkeit 
gegen öſterreichiſche Anliegen, woraus er ſo viel gemacht 
hatte, wurden dadurch zuſchanden. Von da ab bemeiſterte ihn 
das Verlangen, Frankreich wieder unabhängig von Sſterreich 
zu ſehen und ſeine Beziehungen zu Preußen zu verbeſſern. 
„Ine faut pas dire: Fontaine, je ne boirai pas de ton eau, 
oder wenigſtens muß man die Leute nicht mit Sicherheit darauf 
bauen laſſen.“ Nichts weiter erſtrebte er, als daß der König 
ein Bündnis mit Napoleon III. nicht für ausgeſchloſſen erkläre. 
Bismarck behauptete ſogar, daß ein Abſchluß von Macht zu 
Macht zwiſchen Preußen und Frankreich „nicht ohne einen ge⸗ 
wiſſen Grad von Gemeinheit“ möglich wäre. Aber ſein Drang 
zu Frankreich ar aus Ärger über Sſterreich fo lebhaft, daß er 
ſich in der c.cegten Stimmung jener Jahre ohne Zweifel weit 
vorgewagt hätte. Er ſprach dem König wiederholt die Über— 
zeugung aus, daß Preußen, wenn es ſich gegen Sſterreich durch⸗ 
ſetzen wolle, Bündniſſe brauche. Am eheſten zu haben wäre 
vermutlich das Bündnis mit Frankreich geweſen. 

Der Zorn der Ohnmacht loderte in dem Bismarck der ſich 
zum Schluſſe neigenden fünfziger Jahre. Angewieſen auf das 
tägliche Zuſammenſein mit der mittelſtaatlichen Diplomatie 
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und ihren Rheinbundüberlieferungen, hineingeſtellt in das 
von Parteien zerriſſene, konfeſſionell zerklüftete und großer 
Staatsgedanken entbehrende Leben des ſüdweſtlichen Deutſch⸗ 
land trieb er trotz ſeines Ausgangs von mächtigen zentralen 
Geſichts punkten einer im einzelnen oft recht widerſpruchs vollen 
Politik der Verneinung und des bloßen Zerſchlagens zu. Er 
wurde immer gleichgültiger gegen den Preis, den Preußen 
zahlte, wenn nur Oſterreich aus dem Wege geräumt und ge⸗ 
ſchwächt wurde. Alle ſeine Gedanken drehten ſich um dieſen 
einen Punkt in einem eng und enger werdenden Kreiſe. Mochte 
er noch ſo aufrichtig beteuern, daß er ſich durch gute Gründe 
überführen laſſe, ſo drohten ſeine Meinungen zuletzt doch gleichſam 
einzufrieren. Ein Prometheus, der an den Felſen geſchmiedet 
iſt, ſo bietet ſich ſein Anblick dem Beobachter dar, mit ſeinem 
gewaltigen Willen zur Tat, der genialen Einſicht in den Wandel 
der europäiſchen Lage und in das eine, das unaufſchiebbar 
wurde, und dennoch mit dem Sichvergreifen in den Mitteln, die 
wohl realpolitiſch ſchienen, aber angewandt nun und nimmer 
das gewünſchte Ergebnis liefern konnten. Bismarck hatte längſt 
in Frankfurt eingeerntet, was es dort an Früchten für ihn zu 
pflücken gab. Er beſaß eine genaue Kenntnis der deutſchen 
Höfe, Miniſter und Diplomaten wie der Partei⸗ und wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſe des innern Deutſchland. Er pflegte Be⸗ 
ziehungen nach allen Seiten. Es war Zeit geworden, daß ſich 
ihm ein anderer, weiterer Geſichtskreis erſchloß und er zu 
fruchtbarer Tätigkeit gelangte. Je länger er an Frankfurt 
gefeſſelt blieb, deſto mehr wurde ſeine Arbeit dort, wie er ſelbſt 
es ſeufzend nannte, zum Ausſchöpfen eines Danaidenfaſſes. 
„Ich würde gerne ebenſo meine Bemühungen an die Durch; 
führung fremder Ideen wie eigne ſetzen, wenn ich nur überhaupt 
welche fände, die man zu Nutzen und Frommen unſerer Politik 
ins Werk zu ſetzen beabſichtigte.“ 1855 hatte ihn die Überlegung 
beſchäftigt: „Hier am Orte iſt nichts zu machen. Eine Ver⸗ 
beſſerung wäre zu gewinnen, wenn ich amtlich autoriſiert würde, 
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mit unſern Geſandtſchaften in Deutſchland oder mit den Höfen 
ſelbſt in direkte Verbindung zu treten. Eine ſolche ehrgeizige 
Prätenſion wird man im Miniſterium aber nicht zulaſſen, und 
ich finde das auch natürlich.“ Die eigenartige Bedeutung Frank⸗ 
furts für das ſüdweſtliche Deutſchland lockte offenbar leicht 
derartige Wünſche hervor; denn auch der Prinz von Preußen, 
der ſpätere König Wilhelm I., hatte 1849 — 1850, als er die 
zur Unterdrückung der Revolution nach der Pfalz und Baden 
geſchickten preußiſchen Truppen befehligte, eine ähnliche Stellung, 
wenn auch fürſtlicheren Ranges, in Frankfurt begehrt. Beide 
Männer mußten verzichten. Wie der Prinz darauf in den nächſten 
Jahren zum hitzigſten Kritiker der Regierung ſeines Bruders 
wurde, ſo trieb es ähnlich auch Bismarck. Der eine wie der andere 
hatten, jeder zu ſeiner Zeit, das Bewußtſein, daß die preußiſche 
Politik „einem üblen Ende zutreibe“. Bismarck büßte darüber 
nicht nur die guten Beziehungen zu ſeiner Partei ein, ſelbſt 
zu der „Kreuzzeitung“ und den Gerlachs, er verlor auch die 
Gunſt ſeines Königs ſo vollſtändig, daß die Hofgeſellſchaft die 
Veränderung feine Frau geſellſchaftlich entgelten ließ. Der 
in ſolchen Dingen ungemein feinfühlige und leidensfähige 
Mann bäumte ſich dagegen auf. Anderſeits hatte ſich Öfterreich 
ſchon während des Krimkrieges geweigert, ſeinen Geſandten 
am Bunde, den es für einige Monate beurlauben mußte, der 
Gewohnheit nach durch Bismarck vertreten zu laſſen. Bismarck 
habe durch feine Außerungen, ſelbſt im Verkehr mit Geſandten 
nichtdeutſcher Mächte, den Beziehungen der beiden Regierungen 
geradezu das Gepräge der Feindſchaft gegen Sſterreich aufge 
drückt. Vorübergehend winkte wohl wieder eine Verbeſſerung des 
geſandtſchaftlichen Verkehrs der beiden Mächte in Frankfurt und 
eine Beruhigung Bismarcks, als 1855 zunächſt für kurze Zeit, im 
folgenden Jahre dauernd, Graf Rechberg Sſterreichs Geſandter 
beim Bunde wurde. Rechbergs „brillentragende Erſcheinung“ 
hatte Bismarck einige Jahre zuvor bei ihrer erſten Begegnung 
zu Wien im Juni 1852 enttäuſcht; Rechberg ſah ihm mehr nach 
Spahn, Bismarck 8 


114 In der Schule des öffentlichen Lebens 


einem Kammergerichtsrat als nach einem Diplomaten und Grafen 
aus. Aber Rechberg bemühte ſich ſo gefliſſentlich um eine 
preußiſch⸗öſterreichiſche Verſtändigung und ſcheute dabei ſo wenig 
vor einer Kritik ſeines Wiener Chefs zurück, daß ſich Bismarck 
eines Gefühls der Übereinſtimmung mit ihm in der äußern 
wie innern Politik nicht erwehren konnte. Es kam jedoch nicht 
mehr zur Entfaltung. Bismarck war ſchon zu bitter gegen Sſter⸗ 
reich geworden und umgekehrt die Stimmung ſeiner Amts⸗ 
genoſſen gegen ſeine Politik zu heftig. Einſt hatte er von einem 
andern öſterreichiſchen Diplomaten bemerkt, daß er ihn per⸗ 
ſönlich von allen Öfterreihern am liebſten zum Amtsgenoſſen 
in Frankfurt haben würde; aber alle Eigenſchaften des Genannten 
dürften dort gegen Preußen in die Wagſchale fallen und „uns 
bei den andern deutſchen Regierungen als die Unverträglichen 
erſcheinen laſſen“. Dieſes Wort ging jetzt durch Rechbergs 
Geſchick unerwartet an Bismarck in Erfüllung. Rechberg iſolierte 
ihn in der Bundes politik völlig. Zuletzt ſchlug in beiden Männern 
eine leidenſchaftliche Abneigung widereinander durch. Die 
Dinge ſtanden in Frankfurt zum Biegen oder Brechen. Es 
kam im Herbſt 1858 über dem Streite der Geſandten zu einem 
mehrfachen Briefwechſel zwiſchen Buol und Manteuffel, worin 
Buol Sſterreichs Haltung gegen Preußen als entgegenkommend 
verteidigte, den jetzigen Zuſtand aber als für Deutſchland ver⸗ 
derblich, ja tödlich bezeichnete; bei aller Verſöhnungsbereitſchaft 
könne Öfterreich keinem einzelnen Bundesmitgliede, auch nicht 
Preußen, die Entſcheidung darüber einräumen, was als or⸗ 
ganiſche Bundes einrichtung nach der Bundesakte zu gelten habe 
und was nicht. Manteuffel hielt ſich in der Abwehr. Er gab 
Bismarck nicht preis. 

Über dieſen Vorgängen entwuchs Bismarck indeſſen ſchon 
dem Frankfurter Boden. Der Wunſch, außerhalb Deutſchlands 
Bundesgenoſſen gegen Sſterreich zu finden, führte ihn ſeit dem 
Krimkriege wiederholt in das Ausland. Er begriff dort nach 
und nach, daß das von ihm ſo unmutig ertragene Übergewicht 
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Hfterreichs beim Bunde nicht von feinem größern Einfluß 
auf die Bundesregierungen oder ſonſt auf innerdeutſche Ver; 
hältniſſe herrührte, ſondern auf feiner europäiſchen Macht; 
ſtellung und einer echten Großmachtpolitik beruhte, die Preußen 
noch fremd war. Sein ſtaatsmänniſcher Inſtinkt, der durch keine 
augenblicklichen Ablenkungen zu erdrücken war, ließ ihn in Ruß⸗ 
land den Angelpunkt erkennen, in dem ſich alle euro päiſchen 
Kombinationen Preußens zukünftig drehen mußten. Gegen die 
den Weſtmächten zugekehrte Richtung des Kreiſes der Prin⸗ 
zeſſin von Preußen wie der von der konſervativen Partei ab⸗ 
geſplitterten Gruppe, die ſich um den Großvater des gegen; 
wärtigen deutſchen Reichskanzlers Bethmann⸗Hollweg ſcharte, 
hielt Bismarck ohne jedes Schwanken an Rußland feſt. „Öfter; 
reich kann uns keine Bedeutung in Deutſchland gönnen, England,“ 
ſo fügte er mit ſeheriſchem Blicke hinzu, „keine Chancen mari⸗ 
timer Entwicklung in Handel oder Flotte und iſt neidiſch auf 
unſere Induſtrie.“ Dagegen rechnete er über Rußland und durch 
Rußland zu Frankreich zu kommen, woran auch ſchon Manteuffel 
vor ihm gedacht hatte. „Eine nähere Verbindung Frankreichs 
mit Rußland iſt gegenwärtig zu natürlich, als daß man fie nicht 
er warten ſollte; es ſind dieſe beiden diejenigen unter den Groß⸗ 
mächt en, welche nach ihrer geogra phiſchen Lage und ihren poli⸗ 
tiſchen Zielen die wenigſten Elemente der Gegnerſchaft in ſich 
tragen, da ſie ſo gut wie keine notwendig kollidierenden In⸗ 
tereſſen haben.“ „Es iſt wahrſcheinlich, daß über kurz oder lang, 
jedenfalls ſobald Erkältungen zwiſchen Frankreich und England 
eintreten ſollten, eine franzöſiſch⸗ruſſiſche Allianz aus dem jetzigen 
Decoufu der euro päiſchen Zuſtände hervorgeht, ohne daß wir es 
hindern können.“ Unſchwer läßt ſich erweiſen, von wem Bismarck 
dieſe Schlüſſe übernommen hatte. Im Frühjahr 1856 war 
Gortſchakow ruſſiſcher Kanzler geworden. Er hatte ſich in den 
Jahren vorher in Wien mit einem ähnlichen Wider willen gegen 
die öſterreichiſche Politik erfüllt wie Bismarck in Frankfurt 
und ſuchte das Heil für ſeinen durch den Krimkrieg weit zurück⸗ 
8* 
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geworfenen Staat in einer Annäherung Rußlands und Frank⸗ 
reichs unter vorſichtiger Abſchwächung des engliſchen Einfluſſes 
auf Napoleon. Als Gortſchakow 1857 ſeinen Zaren und Napoleon 
in Stuttgart zum erſten Male perſönlich zuſammenführte, 
gehörte Bismarck zu den Eingeweihten. Napoleon ließ ſich das 
Werben Rußlands gern gefallen. Er wußte auch genau, daß es 
am eheſten zu Ergebniſſen führen mochte, wenn Preußen, das 
durch verwandtſchaftliche Bande von großer Herzlichkeit mit 
dem Zarenhauſe verknüpft war, nicht widerſtrebte, vielleicht 
gar der Dritte im Bunde war. So wurde Bismarck, der ſchon 
1855 einmal in Paris erſchienen war, 185 7 dort als Günſtling 
Gortſchakows freudig willkommen geheißen. Die junge, in all 
ihrer Schönheit erſtrahlende Kaiſerin entzückte ihn. Napoleons 
Geſpräche machten einen tiefen Eindruck auf ihn. Gortſchako w 
und Napoleon wurden ſeine Lehrmeiſter auf dem Boden der 
aus wärtigen Politik. Sie zeigten ihm Euro pa, das der Geſichts⸗ 
kreis der Berliner wie der Frankfurter Politiker ſeines bisherigen 
Umgangs nicht entfernt umſpannte. Wie die beiden Staats⸗ 
männer es ihm zeigten, vertiefte ſich ſeine Empörung gegen 
Oſterr eich fürs erſte noch, und er geriet noch tiefer in das öfter; 
reichfeindliche Fahrwaſſer; denn Sſterreich hatte keine ent; 
ſchloſſeneren Gegner als Napoleon und Gortſchakow. Aber er 
lernte auch anderſeits den Kopf über die niedere Stufe der 
bundestäglichen Politik erheben, freier von Stimmungen der 
Leidenſchaft und ſelbſtändiger ſich ſein Urteil bilden. Der Tag 
ſollte kommen, wo er die Lehrmeiſter überholte und wo er auch 
der andern deutſchen Großmacht Sſterreich wieder gerechter 
wurde. 


3. Bismarck in Petersburg und Paris 


Im Herbſte 1857 war der Prinz von Preußen Stellvertreter 
des ſchwererkrankten Königs geworden. Ein Jahr darauf ent⸗ 
ſchloß er ſich, die Stellvertretung in eine Regentſchaft umzu⸗ 
wandeln. Bismarck, dem der Prinz freundlich begegnete, half 
bei Manteuffel Schwierigkeiten beheben, die der Erklärung der 
Regentſchaft im Wege ſtanden. Die Regentſchaft wurde erklärt, 
und Bismarck glaubte kurze Zeit, daß dank ſeiner und Manteuffels 
Bereitſchaft einſtweilen keine Anderung des politiſchen Syſtems 
in Preußen eintreten werde. Aber der neue Regent entließ 
das in der Tat verbrauchte Miniſterium ſeines Bruders ſchon 
bald und bildete ein völlig neues Miniſterium, worin einige 
Mitglieder ſeine beſondern Vertrauensmänner waren, andere 
der liberalen Partei zugerechnet werden mußten. Das Aus⸗ 
wärtige Miniſterium übernahm der Freiherr v. Schleinitz. 
In ihm erblickte Bismarck nur ein Geſchöpf der politiſch von 
jeher ſtark intereſſierten Gemahlin des Regenten. Die „Neue 
Ara“ war gekommen. Damit wurde auch Bismarcks Stellung 
unge wiß. Ein brieflicher Erguß an feine Schweſter verrät, trotz 
des Anſcheins von Gleichgültigkeit, wie lebhaft ſeine Sorge war, 
auf ſein Gut und ins Parlament zurückkehren zu müſſen. Im 
Ernſte jedoch brauchte er nicht an die Entlaſſung, ſondern nur 
an eine Verſetzung zu denken. Übrigens war fein An paſſungs⸗ 
vermögen ſtark genug entwickelt, daß er ſich nicht ſelbſt den 
Weg verlegte. Gleich die Einleitung ſeines erſten Berichtes an 
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Schleinitz vom 9. November, die die Wirkung des Syſtemwechſels 
auf den Bundestag erläuterte, ſollte den neuen Männern zum 
Ohrenſchmauſe dienen. Der Geſandtſchafts poſten in Petersburg 
winkte ihm. Anfangs freute ſich Bismarck des Wechſels. Als es 
aber drauf und dran ging, verſpürte er ein Weh, wie allezeit, 
wenn er ſich von einer Scholle losreißen ſollte, worin er Wur⸗ 
zeln geſchlagen hatte. Zudem wurde die Bundespolitik eben 
lebendig. Sſterreich und Frankreich trieben Italiens wegen dem 
Kriege zu. Eine Gelegenheit gleich dem Krimkriege, wahr⸗ 
ſcheinlich noch dringlicher und günſtiger, ſchien Bismarck wieder⸗ 
zukehren, um das Verhältnis Preußens zu Oſterreich von Grund 
aus neu zu geſtalten. Nach wenigen Wochen empfand er 
die Verſetzung nach dem fernen Petersburg wie eine Ver— 
bannung. Trotzdem wurde Bismarck Ende Januar 1859 
dorthin ernannt. 

Während Bismarck noch kurze Zeit die Geſchäfte beim Bundes⸗ 
tage verſah, entwickelte ſich die Spannung zwiſchen Frankreich 
und Sſterreich ſo weit, daß der Krieg unvermeidlich wurde. 
Er hätte die letzte ihm vergönnte Spanne Zeit gerne zu Vor⸗ 
kehrungen gegen öſterreichiſche Verſuche benutzt, Napoleon III. 
mit dem Bunde und mit der gegen Frankreich aufbegehrenden 
öffentlichen Meinung zu ſchrecken. Statt deſſen mußte er ſeine 
Kraft in tief verſtimmten Berichten darüber erſchöpfen, daß das 
preußiſche Mitglied der Militärkommiſſion am Bunde nicht mit 
ihm am ſelben Strange zöge. Er holte auch noch einmal die ein 
Jahr ältere, aber damals nicht beachtete Denkſchrift hervor, 
die er über die Inaugurierung einer ſelbſtändigen preußiſch⸗ 
deutſchen Politik verfaßt hatte, und brachte ſie zur Kenntnis 
des neuen Miniſteriums. Dies war ſein Abſchied von Frankfurt. 
Ende März reiſte er nach Petersburg. Die mehrtägige Fahrt im 
Wagen, durch die er Ende März von Königsberg aus ans Ziel 
gelangte, und die ihn mitten durch den tiefſten Winter führte, 
während in Deutſchland ſchon die Sträucher grünten, ließ ihn 
auch äußerlich fühlen, daß er fortan in einer andern Welt leben 
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ſollte. Aber in dieſer Welt fand er die Gelegenheit faſt täglicher 
Zuſammenarbeit mit Gortſchakow und wurde vom Zaren und 
deſſen Mutter, der Schweſter ſeines Königs, ſo gütig empfangen, 
wie er es am eignen Hofe ſeit Jahren nicht mehr gewohnt war. 
Auch wurden dort ſeine Gedanken keineswegs von dem eben 
ausbrechenden Kriege abgelenkt. Die hohe Erregung, worin 
er ſich befand, ſpiegelte ihm gleich nach ſeiner Ankunft vor, daß 
die Ruſſen in ihrem Drange nach Wiedervergeltung für den 
Krimkrieg den Sſterreichern in den Rücken fallen würden. 
Wäre es nach ihm gegangen, ſo hätte ſich auch die preußiſche 
Regierung nicht auf eine Neutralität beſchränkt, die er ſelbſt als 
korrekt bezeichnen mußte, ſondern ſich ſchlagbereit gegen die 
Hfterreicher gemacht. Beſtändig aber quälte ihn die Furcht, 
daß ſich der Regent aus überlieferten Rückſichten auf das deutſche 
Empfinden oder auf gutes Zureden der Öfterreicher, vor allem 
aber unter dem Einfluſſe der öffentlichen Meinung in Deutſchland 
in den Krieg an Sſterreichs Seite hineinziehen laſſen würde. 
„Vielleicht führen wir dem Geblöke der Hammelherde zuliebe 
einen Krieg, bei dem wir im allergünſtigſten Falle mit dem Be⸗ 
wußtſein davonkommen, fremde Kaſtanien mit Gefahr unſeres 
Lebens aus dem Feuer geholt zu haben. Vielleicht behält auch 
ruhig Blut die Oberhand. Gott gebe es. Wenn wir auch nur 
zugeben, daß Sſterreich triumphierend über uns aus dieſem 
Kriege hervorgeht, mit oder ohne uns, ſo ſteht es ſo glänzend 
da, daß wir auf ein Menſchenalter drunter durch ſind in Deutſch⸗ 
land.“ So drückte ſich Bismarck in Familienbriefen aus. Er 
dürfte aber andernorts mit ſeinen Zweifeln an der Feſtigkeit 
der preußiſchen Regierung nicht ſorgſamer zurückgehalten haben. 
Denn Schleinitz bat ihn, ſich auch außeramtlich dem Standpunkte 
feiner Regierung möglichſt zu „konfor mieren“, und der franzöſiſche 
Geſandte in Petersburg lobte ihn als „M. de Bismarck dont 
la politique est très française“. Die Kataſtrophe, die Bismarck 
über Sſterreich im Hereinbrechen glaubte, blieb indeſſen aus. 
Er mußte ſich überzeugen, daß die Ruſſen zwar durch Truppen 
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aufſtellungen zur Niederlage Sſterreichs in Italien beitrugen, 
und daß fie auch in Berlin drohend auf der Preisgabe Sſterreichs 
beſtanden; aber ſelbſt rückten ſie nicht ins Feld und hüteten ſich, 
das Gewicht der Donaumonarchie in der euro päiſchen Wagſchale 
allzuſehr verkleinern zu laſſen. Preußen hatte ſich noch immer 
nicht entſchieden, als Franz Joſeph und Napoleon anfangs Juli 
vor zogen, ſich untereinander ohne die Einmiſchung Dritter zu 
verſtändigen. Oſterreich trat die Lombardei an Frankreichs 
Verbündeten Piemont ab und behielt Venetien. Bismarck ſah 
nur die Abneigung Sſterreichs gegen den Nebenbuhler in Deutſch⸗ 
land als Urſache des Abkommens an. Sſterreich, ſo lieſt man 
ſchon in einem feiner Entwürfe vom November 1858, werde, 
ſoviel an ihm ſei, dem Falle vorbeugen, „wo es auf uns allein 
auf dem Feſtlande angewieſen“, und lieber dem Gegner große 
Zugeſtändniſſe machen, „als daß es uns in Deutſchland freie 
Hand läßt“. 

Kurz ehe der Krieg mit dieſem halben Ergebniſſe endigte, 
das Sſterreichs Gegner, aber auch die nationale Bewegung in 
Deutſchland enttäuſchte, war Bismarck bei der Rückkehr von 
einem mehrtägigen Ausfluge nach Moskau erkrankt. Ein rheu⸗ 
matiſches Leiden warf ihn zunächſt nur für einige Tage im Juni 
aufs Bett. Schon im Juli erkrankte er beim Antritte ſeines 
Urlaubs aufs neue und ſchwerer noch als das erſtemal. Er mußte 
Bäder beſuchen und ſich mehrere Monate ſchonen. Im Oktober 
zwang ihn eine Zuſammenkunft des Zaren und des Regenten 
in der Nähe Warſchaus und in Breslau, höfiſchen Dienſt zu tun. 
Die Anſtrengung führte zu einer dritten, lebensgefährlichen 
Erkrankung, die ihn bis zum Frühjahr arbeitsunfähig machte. 
Er ſelbſt erklärte dem Miniſter: „Ich ſehe das Ganze als eine 
Ex ploſion all des Argers an, den ich acht Jahre hindurch in Frank⸗ 
furt angeſammelt habe, über alle die Dinge, die ich ſah, ohne ſie 
ändern zu können, ohne in Berlin auch nur Glauben zu finden, 
außer bei Herrn von Manteuffel, der eine ganz klare Einſicht 
in die Sachlage hatte, aber nicht immer für gut fand, dieſer 


und der aus wärtigen Politik 121 
Ein ſicht gemäß zu handeln.“ In dieſem Sinne ſtellte die Krankheit 
in der Tat den Höhe- und Schluß punkt der Frankfurter Ent; 
wicklung Bismarcks dar. Der Verzweiflung nahe, hatte er 
zu weilen in den Wochen des Ausbruchs der Krankheit an ſeine 
Frau geſchrieben. „Man wird Gott, den Seinigen und ſich 
ſelbſt fremd und hat keinen Ton mehr, der einem ſelbſt gefallen 
könnte, auf der verſtimmten Seelenklaviatur.“ Er lechzte „nach 
et was Feiertag in dieſer Werkſtatt, wo Lüge und Leidenſchaft 
raſtlos auf den Amboß menſchlichen Unverſtandes hämmern“. 
„Leb wohl, mein ſüßes Herz, und lerne des Lebens Unverſtand 
mit Wehmut genießen, es iſt ja nichts auf dieſer Welt als Heuchelei 
und Gaukelſpiel, und ob uns das Fieber oder die Kartätſche 
dieſe Maske von Fleiſch abreißt, fallen muß ſie doch über kurz 
oder lang, und dann wird zwiſchen einem Preußen und Sſter⸗ 
reicher, wenn ſie gleich groß ſind, doch eine Ahnlichkeit eintreten, 
die das Unterſcheiden ſchwierig macht. Den ſpezifiſchen Patriotis⸗ 
mus wird man allerdings mit dieſen Behauptungen los, aber 
es wäre auch jetzt zum Verzweifeln, wenn wir auf den mit 
unſerer Seligkeit angewieſen wären.“ Nun führte die Über⸗ 
reizung der Nerven, die ihre Schatten auch auf ſeine Urteile 
in den letzten Frankfurter Jahren geworfen hatte, zu einer 
heilenden Kriſe. Die Nerven blieben zwar noch jahrelang matt. 
In Kör per und Geiſt kehrte die gewohnte Lebensfriſche bis zum 
Sommer 1862 nicht zurück. Immerhin hörte mit der Krankheit 
auch die ſchier krankhaft gewordene Zuſpitzung aller Gedanken 
auf Oſterreich und der leidenſchaftliche Hang zu feiner Nieder- 
kämpfung auf. Bismarcks Urteilsbildung nahm eine neue 
Wendung. Die deutſche Frage war ihm bisher kein Gegenſtand 
von ſelbſtändiger Bedeutung geweſen, und die nationale 
Bewegung in Deutſchland beſtenfalls ein Mittel zur Bekämpfung 
des Nebenbuhlers. Jetzt dagegen kehrte der Einfluß, den er 
die öffentliche Meinung Deutſchlands auf die Berliner Ne; 
gierung im italieniſchen Kriege ausüben ſah, ſeinen ſtaats⸗ 
männiſchen Willen dem Bunde und der deutſchen Frage zu. 
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In Frankfurt hatte er mit Vorliebe Krieg mit Sſterreich ange 
kündigt, wenn keine Verſtändigung erfolge. Nun ſagte er am 
Vorabend ſeiner Erkrankung dem Miniſter voraus: „Ich ſehe 
in unſerm Bundesverhältnis ein Gebrechen Preußens, welches 
wir früher oder ſpäter kerro et igni werden heilen müſſen, 
wenn wir nicht beizeiten in günſtiger Jahreszeit eine Kur da⸗ 
gegen vornehmen.“ 

Nicht mit einem Schlage lenkte Bismarck von ſeinem bis⸗ 
herigen, auf Oſterreich zugeſpitzten Gedankengange ab. Dafür 
ſorgte ſchon feine amtliche Stellung. 1860 drohte das Kriegs⸗ 
feuer zwiſchen Oſterreich und Frankreich wieder aufzuflackern, 
weil ſich Piemont nicht in den Schranken hielt, welche ihm beide 
Mächte im Jahre vorher gezogen hatten. Bismarck legte deshalb 
erneut ſeinem Miniſter eine öſterreichfeindliche Haltung nahe. 
Er befürwortete die Deckung Piemonts. Daß ſich ein kräftiger 
Staat zwiſchen Frankreich und Sſterreich im Süden der Alpen 
bilde, ſei für Preußen vorteilhaft. Der neue Staat werde 
Preußens natürlicher Bundesgenoſſe werden. Diesmal mochte 
es ſich Schleinitz nicht verſagen, Bismarcks allzu ſtürmiſche 
Eiferſucht auf Oſterreich auf ihr rechtes Maß zurückzuführen. 
Er wies ihn auf die unerſetzliche ſtrategiſche Bedeutung hin, 
die das Feſtungsviereck im öſtlichen Oberitalien für die geſamte 
deutſche Nation habe, ſolange es ſich in Öfterreichg Hut befinde. 
Sein Wert ſei „durch keine andere Kombination zu erſetzen“. 
Bismarck aber hatte in dieſem Falle ſogar Gortſchakow nicht nur 
nicht hinter, ſondern gegen ſich. Denn Rußland fürchtete, daß 
durch den Erfolg Piemonts die revolutionären Beſtrebungen 
in Europa zu ſehr ermutigt würden. Die öſterreichiſche Diplo— 
matie fand in Petersburg wieder Gehör. Unbeirrt davon arbei— 
tete unterdeſſen Gortſchako w daran weiter, Rußlands Stellung im 
Orient herzuſtellen. Hierbei machte ſich Bismarck noch willig zum 
getreuen Sprachrohr feines Lehrmeiſters. „Der Orient ſei“, fo 
wiederholte er die Meinung des ruſſiſchen Kanzlers, „das Gebiet, 
auf welchem ein intimeres Verhältnis der beiden verwandten 
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Höfe ſeinen praktiſchen Wert für Rußland betätigen könne.“ 
Bismarck ſchlug damit ein Leitmotiv an, von dem er nicht ahnen 
konnte, welche Sorgen und Schwierigkeiten es ihm noch auf der 
Höhe ſeiner Laufbahn bereiten ſollte. 

Einſtweilen übte die endliche Bemeiſterung der nationalen 
Bewegung Deutſchlands als die dringlichere Pflicht auf den 
preußiſchen Staatsmann die ſtärkere Anziehungskraft aus. 
Die nationale Bewegung ſtrebte ſchon ein halbes Jahrhundert 
lang auf mannigfachen Irrwegen, und ohne ſonderlich vorwärts 
zu kommen, ihrer Erfüllung entgegen; ſie ſchwoll nur immer 
ſtärker und breiter an. Mit dem italieniſchen Kriege hatte ſie 
1859, angeſtachelt durch die Erfolge der liberalen und unitariſchen 
Politik des Grafen Cavour, einen friſchen Anlauf genommen, 
wuchtiger und ungeduldiger noch als im Jahre 1848. Vorbe⸗ 
reitet auf die neue Aufgabe war Bismarck durch ſeine Tätigkeit 
am Bundestage ſchon ſeit dem Herbſte 1855. Damals hatten 
ihn die Reformanträge der Mittelſtaaten zu der Überlegung 
veranlaßt, wie ſich ihre Abſicht einer Befriedigung und zugleich 
Dämpfung der nationalen Bewegung durchkreuzen laſſe. Bis⸗ 
marck fand, daß Preußen der Bewegung unbeſorgt weiter ent⸗ 
gegenkommen könne als die andern deutſchen Staaten und 
Oſterreich. Er raffte daraufhin beim Bunde, aber ohne den 
er warteten Erfolg, die Führung in der holſteiniſchen Angelegenheit 
an ſich. Im Frühjahr 1858 trat er ſchon für einen Augenblick 
der Frage näher, ob Preußen ſeine Gegner auf dem Gebiete 
des innern Verfaſſungslebens der Nation überbieten ſolle. 
Das Wagnis war groß. Bismarck hielt ſich zunächſt an den Ge⸗ 
danken, ein Zollparlament einzuberufen. Der Zollverein 
beruhte bis dahin nur auf der Mitwirkung der Regierungen, 
die ſich in ſeinen Konferenzen ſouverän gegenüberſtanden, ſo 
daß keine durch die andern überſtimmt werden konnte. Hinzu 
kam, daß Preußen 1853 das grundſätzliche Zugeſtändnis gemacht 
hatte, in ſechs Jahren über Oſterreichs Aufnahme in den Zoll⸗ 
verein zu verhandeln, und daher in abſehbarer Zeit mit einem 
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Eindringen Sſterreichs in den Zollverein gerechnet werden 
mußte. Die Entwicklung des Zollvereins ſtockte aus beiden 
Gründen. Sie kam aber vorausſichtlich wieder in Fluß, wenn den 
Konferenzen als Organ der Regierungen eine Vertretung der 
Bevölkerung in parlamentariſcher Form hinzugeſellt wurde. 
Zugleich wurde dem Eintritt Öfterreihs ein Riegel vorge— 
ſchoben und der nationalen Bewegung eine Genugtuung ver⸗ 
ſchafft, die fie um fo höher anſchlagen mochte, weil ſowohl der 
von ihr aus eignen Kräften, wie der auf dem Wege der Unions⸗ 
politik unternommene Verſuch der Bildung eines Reichstages 
mißglückt waren. Den nächſten Schritt tat Bismarck durch die 
Anknüpfung perſönlicher Beziehungen mit angeſehenen liberalen 
Führern. 1859 verhandelte er wiederholt zu Berlin mit einem 
preußiſchen Liberalen von Ruf, Viktor von Unruh, über die 
deutſchen Angelegenheiten. Unverkennbar bemühte er ſich 
auch von Petersburg aus, die Vorurteile zu beheben, die unter 
den Liberalen gegen ihn beſtanden. Die öffentliche Meinung 
liberaler Färbung war ihm über ſeiner Tätigkeit in Frankfurt 
nicht holder geworden. Bismarck galt ihr unabänderlich als ein 
fortſchrittsfeindlicher Junker, und ſie zürnte ihm nun auch 
als Parteigänger Frankreichs. Er berief ſich demgegenüber auf 
den Haß der Mittelſtaaten und Sſterreichs gegen feine Perſon 
und wie er „gerade im nationalen Aufſchwung Abwehr und 
Kraft zu finden glaubte. Wenn ich einem Teufel verſchrieben 
bin, ſo iſt es ein teutoniſcher und kein galliſcher“. „Dieſes ein⸗ 
fältige Federvieh der deutſchen Preſſe merkt gar nicht, daß es 
gegen das beſſere Teil ſeiner eignen Beſtrebungen arbeitet, 
wenn es mich angreift.“ Bismarck aber war damals nicht nur 
mit Worten dazu geneigt, ſich für eine rückſichtsbolle Behandlung 
der Liberalen durch den preußiſchen Staat um der deutſchen 
Frage willen einzuſetzen. Deshalb war er unter dieſem Geſichts⸗ 
punkte mit dem Miniſterium der Neuen Ara nicht unzufrieden. 
Er verurteilte an dem Syſtem der Neuen Ara nicht, daß es im 
Innern liberaliſierte, ſondern daß es eine andere Politik aus⸗ 
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wärts als im Innern trieb und in Unterordnung unter Wünſche 
des Regenten draußen den Legitimismus verteidigte. Für 
Piemont warf er die liberalen Sympathien mit in die Wag⸗ 
ſchale; und vielleicht vergab er ſich ſogar gegenüber Manteuffels 
Nachfolger ſchon zu viel, als er Schleinitz ſchrieb, daß eine feind⸗ 
liche Kritik der „Kreuzzeitung“ an Handlungen des Regenten auf 
die öffentliche Meinung nicht gerade nachteilig wirke. Obwohl ſich 
ſeine mannigfachen Außerungen zu dem aufzüngelnden Streite 
zwiſchen Krone und Kammer in Preußen, dem „Konflikt, 
nicht ſämtlich über einen Leiſten ſchlagen laſſen, war feine Grund⸗ 
ſtimmung wohl doch ein Wider wille gegen alle Worte und Maß⸗ 
nahmen der Regierung oder ihrer Mitglieder, die ihn ſchürten. 
Eine beſſere auswärtige Politik war nach ſeiner Meinung das 
ein zige Heilmittel für die inneren Schwierigkeiten. Im Frühjahr 
und Sommer 1862 nährte er die Hoffnung, daß der Streit ver; 
ſchleppt und die Kammer dadurch feiner müde werde; erſt in 
dem Augenblicke wäre er gerne in das Miniſterium einge⸗ 
ſprungen. Die zwei- ſtatt der dreijährigen Dienſtzeit, die all 
mählich zur Hau ptſache des Kampfes wurde, hätte er nachgegeben, 
wenn er dafür das Ziel, das ihm allein am Herzen lag, die Löſung 
der deutſchen Frage durch Preußen, um ſo raſcher und ſicherer 
erreichen konnte. 

In Bismarcks Innerm iſt der Entſchluß wohl ſchon 1859 
gereift, die beſtehende Bundesverfaſſung nicht nur zu 
„neutraliſieren“, wie er es von Frankfurt aus empfahl, 
ſondern ſofort eine neue Ordnung der Dinge an ihre Stelle zu 
ſetzen. Zuweilen ſprach er ganz deutlich, zuweilen noch mit 
einem leichten Vorbehalt davon. Die rein auf eine Lähmung 
oder Auflöſung des Bundes gerichteten Beſtrebungen wurden 
in dieſem Jahre zum letztenmal in ſeinen Berichten laut. 
Er ſehnte eine Kränkung Preußens durch die andern Bundes⸗ 
regierungen herbei, die den Vorwand zum Rückzuge ſeines 
Nachfolgers von Frankfurt liefern ſollte. Die volle Schei— 
dung Preußens vom Bunde, ſo bemerkte er ſarkaͤſtiſch, und eine 
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anderweite Wiederverheiratung ſei vertrags mäßig nicht zuläſſig; 
ſo betreibe die Regierung wenigſtens die Trennung von Tiſch 
und Bett. Aber eine ſolche Trennung bedeutete keinen Aus weg 
aus den Schwierigkeiten. Dafür war Preußen, wie Bismarck 
längſt eingeſehen hatte, geographiſch mit dem übrigen Deutſch⸗ 
land zu eng verwachſen, und die Not der Nation ſeit 1848 zu 
groß geworden. Er erkannte ſie jetzt endlich ganz deutlich. „Seit 
vier zehn Jahren haben wir,“ heißt es 1861 in einem Briefe 
an den Kriegsminiſter Roon, „der Nation Geſchmack an Politik 
beigebracht, ihr aber den Appetit nicht befriedigt, und ſie ſucht 
die Nahrung in den Gaſſen.“ Ausſchließlich auf die auswärtige 
Politik angewendet, kehrt der Gedanke auch in der Denkſchrift 
vom Herbſt 1861 wieder: „In der geſamten deutſchen Bevölkerung 
nährt und ſteigert ſich das Mißvergnügen durch das nieder; 
ſchlagende Gefühl, daß eine große und kräftige Nation durch 
die Mängel ihrer Geſamtverfaſſung verurteilt iſt, nicht nur 
auf die ihr gebührende Geltung in Euro pa zu verzichten, ſondern 
in ſteter Sorge vor dem Angriff von Nachbarn zu leben, denen 
ſie unter Umſtänden mehr als gewachſen ſein würde.“ 
Anſcheinend meinte Bismarck freilich auch nach der ihm ge⸗ 
wordenen Einſicht noch immer auf dem Stand punkt bloßer 
preußiſcher Intereſſen politik zu ſtehen, den er in Frankfurt 
allein gelten ließ. Sein eingeſtandener Zweck blieb, den Exer zier⸗ 
platz Preußens, wie er Deutſchland gelegentlich bezeichnet hatte, 
von Hinderniſſen zu befreien. Aber bei der Beſchäftigung mit 
dieſer Aufgabe ſtellte ſich ihm immer deutlicher, ganz deutlich 
allerdings erſt unmittelbar vor dem Ziele, die deutſche Frage 
als ſelbſtändiges Problem in ihrer Eigenart dar, deren Be⸗ 
friedigung er nicht als den Bedürfniſſen preußiſcher Macht⸗ 
politik untergeordnet anſehen konnte. Damit zeichnen ſich 
ſchon jetzt leicht und wie aus weiter Ferne vor unſern Blicken die 
Umriſſe des Bildes ab, in dem wir den Baumeiſter des Staates 
deutſcher Nation aus den Jahren 1866 und 1870 erraten. 
Am ſtärkſten hemmte Bismarck noch ſeine alte Abſicht, 
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die preußiſche Machtſtellung nach dem Vorbilde des Zoll— 
vereins durch freie Abreden zwiſchen gleich gearteten Bundes; 
ſtaaten über die gemeinſame Wahrnehmung gemeinnütziger 
Angelegenheiten aus zubauen. Solche Abreden vermochten 
der nationalen Bewegung ſchon aus dem Grunde nicht zu 
genügen, weil der Schwerpunkt der Bewegung im Süden 
und Weſten lag, die Vereinbarungen aber auf lange hinaus 
vermutlich nur mit nord- und mitteldeutſchen Staaten möglich 
waren. Vor allem jedoch hatte Bismarcks Plan ebenſo wie die 
Unions politik, als deren guten Kern er ihn rühmte, eine groß⸗ 
preußiſche Tendenz. Nicht ihre Befriedigung, ſondern einzig und 
allein eine Weiterbildung der Bundesverfaſſung, die Behaup— 
tung des geſchichtlich überlieferten Weſens der völkiſch⸗deutſchen 
Staatsent wicklung konnte die deutſche Frage eines Tages im 
Sinne der Nation löſen. Noch unterſchied Bismarck nicht, was 
beide Gedankenreihen grundſätzlich trennte. Gleichſam nur durch 
das kräftigere Wachstum, das wilden Trieben eigen iſt, drängte 
in ihm der Wille, den Bund in den Staat deutſcher Nation 
umzugeſtalten, die Neigung zur Politik der freien Abreden 
allmählich in den Hintergrund. 

Auch das, was zum entſcheidenden Stoß gegen die beſtehende 
Bundesverfaſſung benutzt werden könnte, war Bismarck einſt⸗ 
weilen noch unklar. Er wußte keinen andern Rat, als daß 
Preußen zum öffentlichen Ankläger des Bundes beim Bundes⸗ 
tage, in den Kammern und der Preſſe werden ſolle, wie der 
Bund „ein Alp“ für Preußen ſei „und eine Schlinge um unſern 
Hals mit dem Ende in feindlichen Händen, die nur auf Ge⸗ 
legenheit zum Zuſchnüren warten“. Ende März, kaum einiger⸗ 
maßen erholt, wurde er zu Beratungen im Miniſterium unter 
dem Vorſitze des Regenten zugezogen, die laut den „Gedanken 
und Erinnerungen“ weſentlich das Verhältnis zu Sſterreich 
betrafen, in Wahrheit durch die ſeit 1850 nicht abreißenden 
Streitigkeiten in Kurheſſen zwiſchen dem Kurfürſten und den 
Ständen veranlaßt wurden. Ein Brief Bismarcks vom 9. April 
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1860 an Schleinitz lehrt, daß er auf Grund der Beratungen 
eine Skizze niederſchrieb. Noch nicht darin ausgeführt ſei, was 
von Preußen geſchehen müſſe, um die Dinge am Bunde in Fluß 
zu bringen, und „ob der Kollege mit „Volksvertretung am Bunde“ 
geängſtigt werden“ ſolle. „Ich bin dafür, kann aber nicht auf 
eignen Kopf ein Programm der Art aufſtellen.“ Die Skizze 
liegt vor. Liberale Lieblingsvorſtellungen von dem Gange 
der deutſchen Politik nach dem Wiener Kongreſſe werden darin 
agitatoriſch ausgemünzt, wie z. B. die Behauptung, daß der 
Bund ſeine Aufgabe „ſeit den Karlsbader Beſchlüſſen mehr in 
Vorſichtsmaßregeln der Regierungen gegen ihre Untertanen 
als im Schutze der Geſamtheit gegen das Ausland“ ſuchte. „In 
der Fähigkeit des deutſchen Volkes, ſich als Einheit zu fühlen, 
liegt allein das Bindemittel, welches den Bundesvertrag zu 
et was anderm als zu einem gewöhnlichen Vertrage benach⸗ 
barter Souveräne macht.“ Es folgt die Bismarck geläufige 
Kritik an dem Über wuchern des Souveränitätsgefühls der ein⸗ 
zelnen Bundesmitglieder und die Feſtſtellung, daß „mehr als 
einmal die Wehrkraft Deutſchlands nahe daran war, als Kriegs; 
reſerve einer Politik aufzutreten, in welche ein Bundesglied 
vermöge ſeiner außerdeutſchen Intereſſen verwickelt war“. 
Demgegenüber empfahl Bismarck eine öffentliche Verwahrung 
vor Deutſchland wegen der Verſuche, Preußen zu majoriſieren. 
Der zweite Teil der Skizze iſt in der Tat unvollſtändig. „Die (von 
dem Miniſterium erſtrebte Verbeſſerung der Bundes-) Kriegs⸗ 
verfaſſung deutet den Weg an, auf welchem eine Kräftigung 
Deutſchlands zu finden iſt, fie geſtattet die Probe, ob fie am 
Bunde zu erreichen iſt oder außerhalb desſelben verſucht werden 
muß unter Beteiligung der Nation.“ Es fehlt noch ganz das 
Regulativ, durch das Bismarck vom folgenden Jahre an das 
Zugeſtändnis einer Volksvertretung am Bunde mit den geſchicht⸗ 
lich gewordenen Bedingungen einheitlichen deutſchen Staats- 
lebens in Einklang brachte: die vorſichtige Begrenzung der 
Zuſtändigkeiten des nationalen Staates. Wann er beide For⸗ 
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derungen vereinigte, ſteht nicht feſt. Wir wiſſen auch nicht, ob der 
Gedanke einer Begrenzung der Zuſtändigkeiten der Vorliebe 
Bismarcks für die freien Abreden unter den Regierungen oder 
dem dieſen Weg weiſenden Artikel XIX der Bundesakte ent; 
ſprang. Im Herbſte 1860 unterhielt ſich Bismarck mit dem 
Miniſter präſidenten in Warſchau bei einer abermaligen Zu: 
ſammenkunft des Zaren und des Regenten wieder über die 
deutſche Frage. Im folgenden Sommer trug Baden die Frage 
an den mittlerweile König gewordenen Regenten mit beſonderm 
Nachdruck heran. Auf den König wirkte in demſelben Geiſte 
die Königin und ihr Kreis ſowie das kronprinzliche Paar mit 
ſeinem Anhang aus dem Koburgiſchen Hauſe, der ſich teils um 
den Prinzgemahl in England, teils daheim um den ehrgeizigen 
Herzog Ernſt II. von Koburg⸗Gotha geſammelt hatte. Ihrer 
Weisheit letzter Schluß war in einem Briefe niedergelegt, den 
der Prinzgemahl am 15. September 1861 dem preußiſchen Ver⸗ 
treter am Londoner Hofe, dem Grafen Bernſtorff, ſchrieb: 
„Inzwiſchen ſehe ich das Surrogat nur darin, daß Preußen 
konſequent an der Spitze der liberalen Beſtrebungen der Deutz 
ſchen bleibe und ſo faktiſch die Leitung führe, die auf diploma⸗ 
tiſchem Wege, oder gar dem der Empfindlichkeit und Klagen 
nicht zu erlangen iſt. „Der Vorderſte führt die Herde‘, ſagt 
Goethe.“ Die Beratungen zu Baden-Baden fanden im Juli 
ſtatt. Sie wurden im Auguſt zu Oſtende fortgeſetzt. Auf Bes 
treiben von Schleinitz erſchien in Baden-Baden auch Bismarck. 
Er hielt dem König einen Vortrag, auf Grund deſſen er zum 
Herbſte hin eine neue Denkſchrift über Preußens Verhältnis 
zum Bunde und über die Aufgaben der Bundesreform aus; 
arbeitete. Hier zuerſt finden ſich alle großen Grundgedanken 
feines ſpätern Verfaſſungs werkes, wenn auch im einzelnen 
noch unfertig und nicht abgewogen: er will die Zuſtändigkeit 
des Bundes auf die einheitliche ſtraffe Zuſammenfaſſung der 
Wehrkraft Deutſchlands und im wirtſchaftlichen Leben auf die 
Sicherung derjengen freien Bewegung im Gebiete aller materi⸗ 
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ellen Intereſſen beſchränkt wiſſen, welche für Handel und Verkehr 
durch den Zollverein angebahnt iſt, er verlangt den vor wiegen⸗ 
den Einfluß Preußens auf die gemeinſamen Angelegenheiten 
und zum Ausgleich für die notwendig ungleiche Vertretung 
aller Regierungen im Bundestage eine nationale Vertretung 
des deutſchen Volkes bei der Bundes zentralbehörde. Im Innern 
ſoll die Regierungsgewalt jedem Staate unverkümmert bleiben. 
Wird es beliebt, ſo kann die Volksvertretung beim Bunde aus 
der Mitte der einzelnen Landtage gewählt werden. Bismarck 
wagte freilich noch nicht damit zu rechnen, daß ſich für eine ſolche 
Veränderung eine Mehrheit unter den Bundesregierungen 
bilden ließe. Die Möglichkeit des Zwanges aber erwähnte er 
bei den Geſinnungen des Königs nicht. So empfahl er noch 
einmal ſein Syſtem freier Abreden oder eine innere Umbildung 
des Zollvereins bei deſſen Ablauf im Jahre 1865. Ein „Zoll⸗ 
parlament“ könne unter Umſtänden und bei geſchickter Leitung 
das Organ werden, auch auf andern Gebieten Vereinbarungen 
an zubahnen. Der Beſchränkung auf das minder Gute müſſe 
jedoch ein Verſuch der Klarſtellung am Bundestage vorangehen, 
daß in Frankfurt das Beſſere nicht erreichbar ſei, und eine offene 
Erklärung darüber vor der Nation. Sie habe dem deutſchen 
Volke Preußens guten Willen zu beweiſen, den Fürſten aber 
zu zeigen, daß Preußen nicht auf ihre Mediatiſierung, ſondern 
auf freie Verſtändigung abzielt. 

Sicherlich iſt es ſchwierig, in Bismarcks Äußerungen der 
Jahre 1859 —1862 zu ſondern, was er aus Überzeugung ſagte 
und was auf andere berechnet war. Denn er hatte nicht mehr 
den Rückhalt an gleichgeſinnten Männern wie vorher. Der 
ſtarke Eindruck, den ſeine reizbaren Nerven von der Wirkung der 
Politik Cavours auf die deutſchen Liberalen empfingen, riß 
ihn zuweilen mit ſich fort, wie er 1854 und 1855 die Sprache 
der Rheinbündler geredet hatte. Er nahm größere Rückſicht noch 
auf die Miniſter des Regenten. Er warb um dieſen und auch 
um die gute Meinung ſeiner Gemahlin ſowie des kronprinz⸗ 
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lichen Paares und war des ſtarken koburgiſchen Ein fluſſes am 
Hofe gewiß immer eingedenk. In den „Gedanken und Er⸗ 
innerungen“ erzählt er von feinem Erſcheinen in Baden-Baden, 
ohne die Denkſchrift zu er wähnen, und gleich darauf von einer 
Veränderung, die in der Stimmung der Königin gegen ihn 
vorgegangen war. Bei den Krönungsfeierlichkeiten im Oktober 
ſprach ſie mit ihm von der deutſchnationalen Politik. Vielleicht 
ſtanden Anlage und Inhalt der Denkſchrift beabſichtigter weiſe 
in näherm Zuſammenhange damit, als ihm 30 Jahre ſpäter 
einzuräumen lieb war. Aber die Berechnung berührte nur die 
Form, das höfiſche Beiwerk der Denkſchrift, die Phraſen, durch 
die er liberal geſtimmten Seelen ſchmeichelte, nicht die Grund— 
gedanken. Dieſe vertraute er gleichzeitig auch einem Briefe an, 
den er zur Kritik des konſervativen Parteiprogramms einem der 
wenigen Geſinnungsver wandten in der Partei, Belo w-Hohendorf, 
ſchrieb. Dort ſtehen ſie jeder für ſich, wie gewaltige, erſt roh 
behauene Blöcke, nebeneinander da. Dort muß man ſie leſen. 

Inzwiſchen zerbröckelte das Miniſterium der „Neuen Ara“ 
unaufhaltſam, das Miniſterium „der Mittelmäßigkeiten“, wie 
Bismarck es taufte. Die Erfahrungen der Mobilmachung von 
1859 an hatten Wilhelms Entſchluß zu einer gründlichen Re⸗ 
organiſation des preußiſchen Heeres gereift. Der Kriegs miniſter 
Bonin verſagte, und Wilhelm berief Albrecht v. Roon an ſeine 
Stelle. Die früheſten, bald wieder beigelegten Schwierigkeiten 
mit dem Landtage um des Heeres willen ſowie Zwiſchenfälle 
der Bundespolitik ſchoben kurz darauf Bismarcks Kandidatur 
zum erſten mal in den Vordergrund. Anfangs des folgenden 
Jahres ſtarb Friedrich Wilhelm IV., der Regent wurde König. 
Im Innern zogen ſich die Wolken ob der Heeres vorlage aber— 
mals zuſammen. Noch einmal wurde das Gewitter ver— 
mieden. Als der König aber im Sommer, ohne Rückſicht auf 
die 1848 erfolgte Anderung des verfaſſungsrechtlichen Syſtems, 
die Huldigung der Stände in den alten Formen wünſchte, 
krachte das Miniſterium in allen Fugen. Der König gab nach, 
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und die Miniſter wurden gehalten. Nur den ohnehin zum Gehen 
bereiten Schleinitz entließ Wilhelm. Jedoch nicht Bismarck wurde 
Schleinitzens Nachfolger, ſondern Graf Bernſtorff, der 1849/50 
in den Tagen der Unions politik Preußen am Wiener Hofe ver⸗ 
treten hatte und jetzt von London kam. Bismarck ſollte ihn ent⸗ 
weder in London erſetzen oder von ihm für die Nachfolge im 
Miniſterium empfohlen werden, wenn deſſen Bürde Bernſtorff 
in Kür ze allzuſchwer bedrückte. Er hatte nichts mehr gegen den 
Abſchied von Petersburg einzuwenden. Die ruſſiſchen Politiker 
waren allzuſehr mit innern Angelegenheiten beſchäftigt, als daß 
er dort noch fo viel wie früher lernen konnte. Während er aber 
den Winter über der Abberufung harrte, kam in der preußiſchen 
wie in der deutſchen Politik ein ſchärferer Wind auf. Der noch 
gründlicher als Bismarck gegen Sſterreich verbitterte Bernſtorff 
bewog den König zur Anerkennung des Königreichs Italien, 
Hfterreich zum Trotz, obwohl das Königreich revolutionär ent; 
ſtanden war. Er pflegte auch ein gutes Verhältnis mit Na poleon 
und freute ſich des Eifers, womit ſich das Handels miniſterium 
um einen Handelsvertrag mit Frankreich bemühte, um den 
Zollverein wieder in eine freihändleriſche Richtung zu bringen 
und dem ſchutzzöllneriſchen Oſterreich die Luſt zum Eintritt 
auf lange hinaus zu verderben. Bernſtorff ſchmeichelte ſich auch, 
Holſtein und den deutſch redenden Teil Schleswigs Dänemark 
entziehen zu können. Er war überzeugt, dadurch Preußens 
Anſpruch auf die Führung in Deutſchland vor deſſen öffentlicher 
Meinung durchſchlagend zu begründen. Aber hiermit hatte Bern⸗ 
ſtorff kein Glück, und auch in der Bundespolitik kam er nicht zu 
den Reformplänen, die ihm vorſchwebten. Er ließ ſich durch die 
Mittelſtaaten und das hinter ihnen ſtehende Sſterreich über⸗ 
holen und ging darauf in eine unvorteilhafte Verteidigungs⸗ 
ſtellung zurück. Denn er griff, um die Mittelſtaaten zu erſchrecken, 
die in Olmütz von Preußen ſelbſt preisgegebene Unions politik 
wieder auf. Im Innern kam inzwiſchen der Konflikt zwiſchen 
Krone und Kammer zum vollen Ausbruch. Der König wechſelte 


und der aus wärtigen Politik 133 
im Frühjahr die Mehrzahl der Miniſter. Bis marck meldete ſich 
gegen den r. Mai in Petersburg ab und wurde danach vier Wochen 
lang ohne Entſcheidung über ſeine weitere Verwendung in Berlin 
zurückgehalten. Zu vieles ſprach ſchon dafür, ihn mit der Leitung 
der Staatsgeſchäfte zu betrauen. König Wilhelm konnte ſich 
dieſer Tatſache nicht verſchließen. Aber er bebte vor ihr zurück. 
Vielleicht hätte er die innere Politik Bismarck überlaſſen, hätte 
es ein Mittel gegeben, ihn von der äußern fern zuhalten. Ende 
Mai ſchickte er ihn vorläufig nach Paris, gerade dorthin, wo er 
im Grunde den Mann, den er in Übereinſtimmung mit der 
öffentlichen Meinung als Fran zoſenfreund einſchätzte, am wenig⸗ 
ſten gerne ſehen mußte. Wollte er Bismarck verſuchen? So 
führten die Zufälle einer Beamtenlaufbahn Bismarck als Ge⸗ 
ſandten auch noch zu dem andern Manne, der ihm neben Gort⸗ 
ſchakow zum Lehrmeiſter in der euro päiſchen Politik geworden 
war. Napoleon nahm ihn nicht weniger herzlich und vertraut 
auf wie 1857. Auch inhaltlich knüpfte, was er im Juni 1862 
mit ihm beſprach, an die Geſpräche jener Tage an. Er verſicherte 
ihn ſeines grundſätzlichen Wohlwollens für die Einheitsbeſtre— 
bungen des deutſchen Volkes. Er erklärte ſich noch immer 
geneigt, den Deutſchen in Holſtein nicht in die Zügel zu fallen. 
Hier wie dort fand er Preußens Aufgabe vorgezeichnet. Aber 
ebenſo erwartete er nach wie vor einen Ausgleich für Frankreich 
durch eine Grenzberichtigung am linken Rheinufer und wiegte 
ſich wie ſchon 1857 in den Traum, daß Preußen ſeine Zukunft 
auf dem Waſſer ſuchen und in der Ent wicklung zu einer Seemacht 
zweiten Grades erblicken werde. Dann ſchlug wohl die Stunde, 
wo Frankreich mit Preußens Hilfe ein Gleichgewicht zur See 
gegen England herzuſtellen vermochte. Unzüchtig nannte Bis⸗ 
marck in ſeinem Heimberichte die Annäherung, die der Kaiſer 
ihm angeſonnen und damit entſchuldigt habe, daß ihm Sſterreich 
für ein Bündnis erheblich mehr verſpreche, als er von Preußen 
verlange. Bald darauf gingen der Hof und die Miniſter in die 
Sommerfrifche. Bismarck blieb noch bis Mitte Juli in Paris 
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zurück, immer und immer hinter Atem gehalten, weil jeder Tag 
den Ruf zum König bringen konnte. Es bangte ihm davor, 
weil der rechte Antrieb noch immer nicht in den erholungs⸗ 
bedürftigen, müden Körper zurückgekehrt war, und er begehrte 
doch zugleich danach. Aber auch diesmal kam der König nicht 
zum Entſchluſſe. Am 17. Juli durfte Bismarck in Urlaub fahren. 

Wie ein Idyll, das ſeinesgleichen in Bismarcks Geſchichte 
nicht hat, legt ſich die Ferienzeit des Sommers 1862 zwiſchen 
Bismarcks vergangenes Leben mit all der tiefen Erregung und 
ungeſtillten Sehnſucht nach männlich großer Leiſtung und die 
unmittelbar darauf anhebende Zeit gewaltigen ſtaatsſchöpferiſchen 
Wirkens. Nach einigem Hin und Her gelangte er an den Bis⸗ 
ka hiſchen Meerbuſen und ſetzte ſich in Biarritz feſt. In Biarritz 
merkte er ſchon nach wenigen Bädern, daß er unverhofft wieder 
vollſtändig genas und noch einmal jung wurde. „Du ſiehſt,“ 
ſchrieb er ſeiner Frau, „die alte Rüſtigkeit kommt wieder, und 
ich bin voll Dankes zu Gott dafür.“ „Die Politik habe ich ganz 
vergeſſen, leſe keine Zeitungen.“ Dafür ſchloß er ſich um ſo 
enger an das zufällig mit ihm zuſammengetroffene ruſſiſche 
Geſandten paar am belgiſchen Hofe, Fürſt und Fürſtin Orlo w, 
an. Er lebte mit den beiden in den Felſen und im Heidekraut, 
vor ſich „das Meer grün und weiß in Schaum und Sonne“, 
neben ſich „die reizendſte aller Frauen, die Du ſehr lieben 
wirft, wenn Du fie näher kennſt, ein Stückchen Marie Thadden ..“ 
Es war in allen dieſen Jahren das erſte und das einzige Mal, 
daß der Name der früh Dahingegangenen ihm wieder in die 
Feder glitt. Zu dritt durchwanderten ſie noch in glücklichem 
Vergeſſen der Welt die Pyrenäen. Zu Avignon trennten ſie ſich. 
Zwei Tage ſpäter, am 16. September, war Bismarck wieder 
in Paris. Am 18. erhielt er dort von Roon das Telegramm, 
das in ſeinem Leben den neuen Abſchnitt machte: „Periculum 
in mora. Dépèchez- vous.“ 


Dritter Abſchnitt 
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„Ein Mann von Mut könnte jetzt, glaube ich, die Welt erobern.“ 
Leopold v. Gerlach an Bismarck, 4. Januar 1853. 
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1. Bismarck und Sſterreich 


Roons dringlicher Ruf bedeutete nicht, daß der König die 
Bedenken gegen Bismarcks Ernennung zum Miniſter über⸗ 
wunden hatte. Als Bismarck in der Frühe des 20. September 
in Berlin eintraf, erfuhr er im Gegenteil, daß der König ſelbſt 
an das Scheiden aus ſeinem Amte, an die Niederlegung der 
Krone denke. König Wilhelm war durch den Verlauf, den die Ver⸗ 
handlungen über den Heeresetat unter dem neuen Miniſterium 
genommen hatten, tief verſtimmt. Er ſah die innern Angelegen⸗ 
heiten Preußens wohl ſogar in einem ſchlimmern Lichte, als 
begründet war. Die führenden Männer unter den Liberalen 
des Abgeordnetenhauſes wollten den Bruch mit dem Könige 
nicht; ihre Fraktionen fühlten ſich nur allmählich an zu vielen 
Punkten ihrer parteipolitiſchen Überzeugung getroffen, als daß 
den Führern nicht wenigſtens in einem Punkte ein anſehnlicher 
Erfolg notwendig erſchienen wäre. Deshalb verſteiften ſie ſich 
auf die Verkür zung der Dienſtzeit. Auch die Miniſter verſchloſſen 
ſich den Gründen nicht, die für eine ſolche Taktik ſprachen. Roon 
allein war bis zuletzt der Meinung geblieben: „Gefochten muß 
und gefochten wird werden.“ Aber ſeine Kräfte waren nahezu 
aufgerieben. So wich auch er, als ſowohl ſeine Amtsgenoſſen 
wie eine Gruppe unabläſſig vermittelnder Abgeordneter Mitte 
September ihm aufs ärgſte zuſetzten. Er ſtellte in der zweiten 
Kammer am 17. September ein Entgegenkommen in Aus ſicht, 
ohne des Königs ſchon gewiß zu ſein. Dieſer hätte ſich auf andern 
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Gebieten des Staatslebens den Liberalen gerne dankbar gezeigt. 
Aber das Zugeſtändnis der zweijährigen Dienſtzeit rang er ſich 
nicht ab. Als auch Roon wankte, meinte Wilhelm ſich von allen 
verraten und wollte in ſeiner ſchlichten, verfaſſungsrechtlichen 
Denkweiſe die Regierung ſeinem Sohne übergeben. Der Kron— 
prinz hatte den Wunſch der Miniſter nach einer Verſtändigung 
mit dem Abgeordnetenhauſe gebilligt. An Bismarck ſich zu 
wenden, wies der König noch ausdrücklich von ſich. Er ſah in 
Bis marck einen Draufgänger, traute ihm keine Feſtigkeit der 
An ſichten zu und fürchtete zudem, daß Bismarck ihn in ein Bünd⸗ 
nis mit Napoleon manövrieren werde. Erſt als ihm Roon am 
21. September ſagte, daß Bismarck gegenwärtig ſei, erklärte 
er ſich zu deſſen Empfang bereit. Offenbar ſcheute er den Vor⸗ 
wurf, nicht alles, was möglich war, verſucht zu haben, ehe er von 
hinnen ging. So vollzog ſich denn andern Tags im Schloß von 
Babelsberg die folgenreiche Beſprechung, die Bismarck in ſeinen 
„Gedanken und Erinnerungen” mehr eindrucksvoll als bis aufs 
Tipfelchen getreu geſchildert hat. Der König ſcheint ihn Feines; 
wegs mit einladenden Worten, ſondern abwehrend mit dem 
Bedenken begrüßt zu haben, daß er ohne geeignete Miniſter 
nicht regieren könne. Da ergriff denn Bismarck die Gelegenheit, 
ſich dem König als den Mann der Stunde zu bezeichnen. Der 
König fragte ihn nach ſeiner Stellung zu der Neuordnung des 
Heeres. Bismarck erklärte ſich unbedingt bereit, den königlichen 
Willen zu vollſtrecken, und der König ſchloß darauf dieſen erſten 
Teil des Geſprächs mit den Worten: „Dann iſt es meine Pflicht, 
mit Ihnen die Weiterführung des Kampfes zu verſuchen.“ 
Beide begaben ſich in den Park des Schloſſes, und Wilhelm legte 
dort beim Auf⸗ und Ab wandeln dem neuen Gehilfen eine genaue 
Aufzeichnung ſeiner Regierungsabſichten vor. Sie bezog ſich 
auf die innere Politik, für die der König mit Bismarck, ſeit er 
im Frühjahr ſeine Kandidatur ins Auge faſſen mußte, gerechnet 
hatte. Dieſer ließ ſich nicht auf Einzelheiten ein. Er begnügte 
ſich, dem König Treue zu geloben, wenn der König auch nach 
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empfangenem Rate auf einer Meinung beſtehe. Lieber werde 
er mit dem König untergehen, als ihn im Kampfe wider die 
Parlaments mehrheit im Stiche laſſen. Damit war die Ernennung 
Bismarcks zum Minifterpräfidenten entſchieden. Bald jedoch 
ſcheinen dem König die alten Bedenken wieder aufgeſtiegen 
zu fein, daß Bismarck als Miniſter präſident auf die Beeinfluſſung 
der aus wärtigen Politik nicht verzichten werde, nachdem er von 
Anfang an in der aus wärtigen Politik beſchäftigt geweſen war. 
Die Meinung hat daher vieles für ſich, daß am 23. September ein 
zweites Geſpräch zwiſchen dem König und Bismarck ſtattfand, das 
zwiſchen beiden über die auswärtige Politik Klarheit bringen 
ſollte. Wir wiſſen nur, daß der König das Feſthalten an dem 
mittlerweile im Auguſt zuſtande gekommenen Handelsvertrage 
mit Frankreich und an der „deutſchen Politik“ des Grafen 
Bernſtorff verlangte. Bismarck wurde nunmehr auch für das 
Miniſterium des Aus wärtigen vorgeſehen, ſobald Graf Bernſtorff 
ſeine Entlaſſung erbat. An demſelben 23. September kam es 
im Abgeordnetenhauſe zur Ablehnung aller Militärforderungen 
der Regierung für das Jahr 1862. Am folgenden Tage wurde 
die Ernennung Bismarcks zum einſtweiligen Präſidenten des 
Miniſteriums, am 8. Oktober die endgültige Ernennung und 
gleichzeitig die Ernennung zum Miniſter der aus wärtigen Ange⸗ 
legenheiten veröffentlicht. 

Der König hatte den Widerſtand gegen Bismarck aufgegeben, 
weil er dem Abgeordnetenhauſe nicht nachgeben wollte. Aber 
das änderte nichts daran, daß Bismarcks Amtsantritt in Wochen 
fiel, in denen das Trachten nach der Verhütung des Konflikts 
ungemein lebhaft war. Unbeirrt durch den Miniſter wechſel 
ſetzten die Freunde der Verſtändigung ihre Bemühungen fort, 
die ſie am 17. September ſchon am Ziele geglaubt hatten. 
Bismarck ſelbſt konnte ſich ihnen nicht grundſätzlich verſagen. 
Denn er hielt es zwar, um ſich beim Könige zu behaupten, 
für unerläßlich, daß die königliche Macht nicht verſehrt wurde 
und Preußen nicht der Parlamentsherrſchaft verfiel; aber eben⸗ 
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ſowenig war ihm nach ſeiner Überzeugung damit gedient, daß 
das Anſehen Preußens durch einen verzweifelten Kampf zwiſchen 
Krone und Liberalismus eben in dem Zeitpunkte geſchwächt 
wurde, da er gegen Sſterreichs Stellung in Deutſchland den 
entſcheidenden Anlauf wagen wollte. Noch ein Vierteljahr lang, 
bis zum 27. Januar 1863, dauerte unter dieſen Umſtänden das 
Suchen nach einem Mittel wege. Bismarck ließ ſich auch da⸗ 
durch nicht in Harniſch bringen, daß der 1860 gegründete Na⸗ 
tionalverein, die umfaſſendſte Organiſation des deutſchen 
Liberalismus, die ſich von der einheitsſtaatlichen Bewegung 
Italiens am weiteſten fortreißen ließ, faſt von Urſprung an 
gegen ihn wühlte und ihn jetzt in der Preſſe, zum Teil 
durch die Feder preußiſcher Abgeordneter ſelbſt, unerhört ver— 
unglimpfte oder der Lächerlichkeit preisgab. Er empfahl, um 
Zeit zur Verſöhnung zu gewinnen, dem König, unter Berufung 
auf das Schickſal der Heeresforderungen für 1862 den ſie wiederum 
enthaltenden Etats ent wurf für 1863 zurückzuziehen. Darüber 
kam es am 29. und 30. September zu Sitzungen der Haus⸗ 
haltskommiſſion, in denen Bismarck die erſte Gelegenheit zu 
Darlegungen vor den Abgeordneten fand. Was er dort ſagte, 
lehrt uns vor allem, daß ſeine Neigung zum Entgegenkommen 
wohl vorhanden war, aber Schranken hatte, die nicht nur 
in der Rückſicht auf die Empfindlichkeit des Königs gegen die 
Mehrheit des Abgeordnetenhauſes beruhten. Dieſe andern 
Schranken waren vielleicht ſogar die für ein Einvernehmen 
gefährlicheren. Bismarck wies den Verdacht zurück, daß er den 
innern Konflkt durch Hervorrufung äußerer Konflikte beſeitigen 
wolle. Er beteuerte auch, daß niemand die Abſicht verfolge, 
den Verfaſſungs wagen aus feinem Gleis zu bringen. 
Im Gegenteil, wenn er aus der Spur kommen ſollte, werde 
die Regierung bemüht ſein, ihn wieder mit möglichſter Schonung 
ins Gleis zu heben. „Wir ſind Kinder desſelben Landes,“ 
ſagte er. Eine Kriſis im Innern würde uns nach außen ſchwächen. 
Man möge feine Verſicherungen hinnehmen als die Worte eines 
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Mannes, der mit den Abgeordneten an einem gemeinſamen 
Werke arbeitete. Aber insbeſondere am zweiten Tage redete 
Bismarck doch auch vieles, zum Teil in plaudernder Breite, 
was durch den Anlaß nicht geboten war und die Liberalen 
kränken mußte. Nur des Königs wegen mochte er aus dem Ge— 
ſpräche in Babelsberg wiederholen, daß er in dem Meinungs⸗ 
ſtreite zwiſchen Kammermehrheit und Regierung keinen Gegen⸗ 
ſatz zwiſchen konſervativ und liberal, ſondern zwiſchen Krongewalt 
und Parlamentsgewalt erblicke. Mißdeutet wurde ihm das 
Wort, daß die großen Fragen der Zeit nicht durch Reden und 
Majoritätsbeſchlüſſe, ſondern durch Eiſen und Blut entſchieden 
würden. Er wollte das Wort nachher nicht als Drohung mit 
einem Kriege ausgelegt wiſſen, ſondern bloß die Notwendigkeit 
ſtarker Rüſtungen gemeint haben. Er hätte in dieſem Falle nur 
mit einem andern Ausdruck umſchrieben, was er ſchon vorher 
geſagt hatte: „Die Stellung Preußens in Deutſchland wird 
nicht durch ſeinen Liberalismus, ſondern durch ſeine Macht 
beſtimmt.“ Wenn er aber auseinanderſetzte, daß das Recht des 
Abgeordnetenhauſes, bei Feſtſtellung des Staatshaushaltes mit⸗ 
zu wirken, nicht als Steuerbewilligungsrecht aufzufaſſen ſei, 
lenkte er damit tief zurück in die Zeit, da er noch als Mitglied und 
Parteimann im Abgeordnetenhauſe geſeſſen hatte. Er leitete für 
das Herrenhaus aus dem gleichen Recht als Geſetzgeber Befugniſſe 
gegenüber jedem vom Abgeordnetenhauſe beſchloſſenen Etat 
ab, die im ſchroffſten Widerſpruche zu den liberalen Anſchauungen 
ſtanden. Vor allem jedoch behauptete er, weil die Verfaſſung 
keine entgegenſtehende Anordnung enthalte, für die Regierung 
ein Notrecht, das Land ohne Budget zu verwalten und zu be⸗ 
wirtſchaften, wenn in einem Jahre das Budget nicht verfaſſungs⸗ 
mäßig zuſtande komme. Das war die Lüdentheorie über die 
Verfaſſung, die ſeine alten Parteifreunde in den letzten Monaten 
wiederholt in den Zeitungen der Beachtung des Miniſteriums 
nahegelegt hatten. Bismarck griff ſie auf und bekannte ſich bei 
der erſten Gelegenheit dazu, da er wieder in den einſt ihm ver⸗ 
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trauten Räumen wirkte. Die Liberalen konnten hierin unmöglich 
ein Unter pfand erblicken, daß mit Bismarck eine Verſtändigung 
zu erhoffen ſei. Für diejenigen, die ſchon mit ihm zuſammen 
Mitglieder des Hauſes geweſen waren, mußten feine Bemer; 
kungen wie ein unmittelbarer Nachhall ſeiner Kämpfe gegen 
ſie um den Wortlaut der Verfaſſung klingen. Roon tadelte 
ihn wegen ſeiner „geiſtreichen“ Abſchweifungen, und Bismarck 
ſelbſt mochte das Gefühl haben, daß er und die Mehrheit ſich 
nicht näher gekommen ſeien. Er hielt einem der Hauptführer 
der Oppoſition einen Olivenzweig hin, den er bei der Heimfahrt 
von den Pyrenäen nach Paris in Avignon gebrochen hatte. 
Scher zend bemerkte er dazu, daß er den Zweig dem hohen 
Hauſe habe mitbringen wollen; es ſcheine aber noch nicht Zeit 
dazu zu ſein. Vielleicht hatte er gar Waſſer auf die Mühle 
derjenigen Mitglieder des Herrſcherhauſes geleitet, die ihn 
nicht liebten, und zu denen der König für eben jene Tage nach 
Baden-Baden gereiſt war. Er fuhr darum dem heimkehrenden 
König am 4. Oktober entgegen und erregte ſein Ehrgefühl 
als Offizier wider die Mehrheit, damit ſich ihm der König nicht 
ſogleich wieder entzöge. Das Herrenhaus ſteigerte die Erregung 
noch, als es ſich nicht darauf beſchränkte, am 9. den vom Ab⸗ 
geordnetenhauſe geänderten Etat abzulehnen, ſondern ihn ſo 
wiederherſtellte, wie ihn die Regierung vorgelegt hatte. Das 
Recht des Herrenhauſes zu ſolchem Vorgehen war zweifelhaft. 
Bismarck nahm noch Gelegenheit, im Abgeordnetenhauſe ſelbſt 
feſtzuſtellen, daß ſich die Regierung auf Vermittlungsanträge 
eingelaſſen haben würde, die der Freiherr von Vincke in letzter 
Stunde eingereicht, aber nicht zur Annahme gebracht hatte. Am 
13. Oktober ſchloß der König den Landtag. Erſt am 14. Januar 
eröffnete er ihn wieder. Sofort legte das Abgeordnetenhaus 
in einer Adreſſe an den König Einſpruch gegen die Tätigkeit des 
neuen Miniſteriums ein. Bismarck wandte gegen den Inhalt der 
Adreſſe ſchon in der Kommiſſion mancherlei ein. Am 27. eröffnete 
er die Diskuſſion mit einer Rede, die zur Kampfanſage wurde. 
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Die Adreſſe enthalte endlich das offene Geſtändnis der Mehrheit, 
daß es ſich um einen Kampf des Parlaments mit der Krone 
um die Herrſchaft im Lande handle. Erneut vertrat Bis marck 
demgegenüber feine Auffaſſung von der Tragweite des Ar⸗ 
tikels 99 der Verfaſſung für das Bewilligungsrecht der Abgeord⸗ 
neten. Seine Meinung von der Lage faßte er in die Worte 
zuſammen: „Sie erwarten Nachgiebigkeit von der Krone, wir 
erwarten ſie von Ihnen“, und dann ſchloß er: „Es iſt ein 
eigentümliches Zuſammentreffen, daß die Beratung dieſes 
Manifeſtes, welches unſerm königlichen Herrn überreicht werden 
ſoll, gerade zuſammenfällt mit dem heutigen Geburtstag 
des jüngſten mutmaßlichen Thronerben. In dieſem Zuſam⸗ 
mentreffen, meine Herren, ſehen wir eine verdoppelte Yufforz 
derung, feſt für die Rechte des Königtuns, feſt für die Rechte 
der Nachfolger Sr. Majeſtät einzuſtehen. Das preußiſche König⸗ 
tum hat ſeine Miſſion noch nicht erfüllt, es iſt noch nicht reif 
dazu, einen rein ornamentalen Schmuck Ihres Verfaſſungs⸗ 
gebäudes zu bilden, noch nicht reif, als ein toter Maſchinenteil 
dem Mechanismus des parlamentariſchen Regiments eingefügt 
zu werden.“ Mit einer Gebärde ſtärkſter Entrüſtung brand; 
markte er zwei Tage ſpäter die Gegner: „Für das Beſtreben, 
das eigne Vaterland vor dem Ausland als erniedrigt dar zu⸗ 
ſtellen, weil die eigne Partei nicht am Ruder iſt, für dieſes Ber 
ſtreben laſſe ich die Verantwortung denen, die ſich in dieſem 
Sinne ausgeſprochen haben, in dieſem Hauſe und außerhalb 
desſelben.“ Als dann die Adreſſe jedoch mit überwältigender 
Mehrheit angenommen wurde, ließ er den Landtag weiter 
tagen, als ſei an der Kundgebung nichts gelegen. Die Haupt⸗ 
ſtürme zwiſchen ihm und der Mehrheit ſtanden noch bevor. Die 
Zeit der Vermittlungsbemühungen aber lag endgültig hinter 
der Regierung wie den Mitgliedern des Landtags. 
Kaum zum Miniſter ernannt, war Bismarck von zwei ver⸗ 
ſchiedenen Stellen aus an die große Aufgabe einer Löſung der 
deutſchen Frage gerufen worden, zu der es ihn ſeit 1859 vor 
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allem andern drängte. Unter ſeinem Vorgänger hatte in Kur⸗ 
heſſen Preußens Einmiſchung in die Fehde zwiſchen dem Kur; 
fürſten von Heſſen und ſeinen Ständen zum Abbruch der diplo⸗ 
matiſchen Beziehungen geführt. Hier handelte es ſich um nord⸗ 
deutſches Gebiet, wo Bismarck unter keinen Umſtänden Sſter⸗ 
reich oder dem Bunde dreinzureden verſtatten wollte. Seine 
Meinung über die Sache ſtand ſchon in Frankfurt feſt. Er ſah 
in ihr nicht ein Ringen zwiſchen Fürſtenmacht und liberalen 
Verfaſſungs wünſchen. Der Wider wille gegen die Regierung 
des Kurfürſten ſei allgemein auch bei ſeinen Standesgenoſſen, 
der Ritterſchaft. Die Verſchleppung des Streites diene nur zur 
Beunruhigung der Gemüter und berge deshalb für den preu— 
ßiſchen Einfluß in Norddeutſchland ernſte Gefahren in ſich. 
Am 24. November ſtellte er durch einen Feldjäger dem Kur⸗ 
fürſten beſtimmte Forderungen zu und machte ihm zugleich 
ſeinen Mangel an jeglichem Rückhalte bemerklich. Der Kurfürſt 
fügte ſich, in Kurheſſen wurde es wieder ſtiller. Bedenklicher 
ließ ſich an, daß Oſterreich dem jüngſten mittelſtaatlichen Anlauf 
zur Bundesreform weitere Folge gab, nachdem ihn der Vor; 
gänger Bismarcks ungeſchickt abgewehrt hatte. Es hatte im Au⸗ 
guſt einen einzelnen, aber dringlichen Punkt der Anträge, die 
Beratung einer Zivilprozeßordnung und eines Obligationen⸗ 
rechts für Deutſchland, herausgegriffen und auf Konferenzen 
in Wien, an denen Bernſtorff die Teilnahme ablehnte, mit den 
Mittelſtaaten beſchloſſen, daß der Bund die Entwürfe einer 
Verſammlung von Delegierten aus ſämtlichen deutſchen Land⸗ 
tagen vorlegen möge. Zum erſten Male ſollte mit der längſt 
befürchteten Überſtimmung Preußens am Bundestage Ernſt 
gemacht werden. Sſterreich ſtand im Begriffe, Tatſachen zu 
ſchaffen, die unter Nichtbeachtung des widerſtrebenden Preußen 
den Bund, wie Bismarck es nannte, in eine Geſetzgebungs⸗ 
und Regierungsmaſchine für die deutſche Nation umwandelten. 
Bismarck war erſt zwei Tage Miniſter des Aus wärtigen, als 
er ſich brieflich an den begabten, aber eitlen Führer der mittel⸗ 
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ſtaatlichen Miniſter, den Freiherrn v. Beuſt in Dresden, wandte. 
Die ſtrittige Frage erwähnte er nicht. Dagegen flocht er die Ver; 
ſicherung ein: „Ich fühle nicht den Beruf, Preußen in die 
Bahnen ſardiniſcher Politik zu drängen.“ Auch behauptete er 
des Glaubens zu ſein, daß er ſich mit Beuſt „über die für deutſche 
Reformbeſtrebungen erreichbaren Ziele in keinem prinzipiellen 
Gegenſatze“ befinde. „Nur ſo lange, als die tatſächlich anerkannten 
Geſamtintereſſen in der Art verſchmelzen, daß ihre Solidarität 
auf jede Gefahr hin verbürgt erſcheint, nehme ich für die aus⸗ 
wärtigen Beziehungen Preußens dieſelbe Freiheit der Bewe— 
gung in Anſpruch, deren das Wiener Kabinett ſich notoriſch 
bedient.“ Zuletzt nahm er den Neidern der preußiſchen Staats; 
macht die Hoffnung auf den Zwieſpalt im Innern. Er befliß 
ſich der Verſicherung, daß er daheim die „unbeſtrittene Heer; 
ſtraße des Verfaſſungslebens“, ſobald es gehe, wieder zu 
gewinnen hoffe. Ende desſelben Monats reiſte er nach Paris. 
Dort erklärte er beim Abſchiedsbeſuch feinem bisherigen öfter; 
reichiſchen Kollegen, daß unter Umſtänden Preußen der treueſte 
Bundesgenoſſe des öſterreichiſchen Hofes ſein werde; in Er— 
innerung aber an üble Erfahrungen weiſe er die Reihe, Vor— 
ſchläge zu machen, Öfterreich zu. Komme es zu keiner Ver⸗ 
ſtändigung, werde er in Sſterreich eine fremde Macht ſehen. 
Gegen Redensarten, wie die vom „Bruderkriege“, ſei er ſtichfeſt. 
Der Wink genügte noch nicht. In Frankfurt vollendete der 
Ausſchuß ſeinen Bericht über das öſterreichiſche Erſuchen, als 
bedrohe nichts die Ruhe. An dem Tage aber, da der Bericht 
fertig wurde, bat Bismarck den öſterreichiſchen Geſandten, 
Grafen Karolyi, zu ſich. Der Bericht des Geſandten über Big; 
. mards Bemerkungen liegt vor. Die Beziehungen der beiden 
Staaten könnten nicht bleiben, wie ſie ſeien. Er wünſche, daß 
ſie beſſer würden. Andernfalls drängten ſie zum Bruche und 
ſchließlich zum Kriege. „Warum waren die beiderſeitigen Ber; 
hältniſſe im ganzen und großen erträglicher Natur bis 1848? 
Weil Metternich dafür, daß er dem kaiſerlichen Kabinett die 
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erſte entſcheidende Stimme in der europäiſchen Politik vindi⸗ 
zierte, ſo ziemlich Preußen freie Hand auf dem Gebiete der 
deutſchen Politik ließ. Er kannte die wahre Natur des Handels 
und wußte, daß man ohne einen gewiſſen Preis nichts erhalte. 
Wir folgten gerne Ihrer Leitung in den großen europäiſchen 
Fragen, weil wir uns hingegen auf unſere natürlichen Ver⸗ 
hältniſſe in Deutſchland, auf die wir ſo weſentlich zur Stärkung 
unſerer Machtſtellung angewieſen ſind, ohne Rivalität ſeitens 
Oſterreichs ſtützen konnten. So entſtand unter anderm der Zoll⸗ 
verein. Für uns iſt es Lebensbedingung, in unſerm natürlichen 
Ra yon, Norddeutſchland, frei und unbehindert uns begegnen 
zu können. Hannover und Kurheſſen dürfen keinem andern 
als preußiſchem Einfluſſe zugänglich ſein. Hiergegen hat ſich 
Ihr gegen uns gerichteter Einfluß immer mehr in dieſen beiden 
Ländern feſtgeſetzt. Ich habe ſelbſt Platen geſagt, daß ſeine 
Politik unfehlbar zur Folge haben würde, daß beim erſten 
Kanonenſchuß in Deutſchland Hannover ſofort durch Preußen 
offupiert werden würde. Daß wir ein gleiches mit Kurheſſen 
tun müſſen, verſteht ſich von ſelbſt. Ihr dortiger Einfluß würde 
daher bei kriegeriſcher Eventualität Ihnen doch nichts nützen, 
da wir Ihnen immer zuvorkommen könnten.“ Wenn Öfterreich 
dagegen, fo fuhr Bismarck fort, auf die Einmiſchung in Nord; 
deutſchland verzichten wolle, ſo ſei er, unbeirrt durch alle öffent⸗ 
liche Meinung, zu einer Allianz mit ihm bereit. Oſterreich möge 
mit dem falſchen Glauben brechen, daß Preußen auf den Zu⸗ 
ſammenhalt mit ihm angewieſen ſei. Rechne es aber, um 
Preußen in Schach zu halten, auf die Unterſtützung Frankreichs, 
ſo drohte er in dieſem Falle mit der Preisgabe der Mitteilungen, 
die er im Juni über Sſterreichs Werben aus dem Munde 
Napoleons vernommen hatte. Alle nationalen deutſchen Kräfte 
werde er gegen Frankreich aufbieten, wenn es ſich von Sſterreich 
wider Preußen hetzen laſſe. Mit einer Offenheit, die das poli⸗ 
tiſche Empfinden des Sſterreichers aufs ſchwerſte ſchmerzen 
mußte, riet er dazu, Oſterreichs Schwerpunkt von Deutſchland 
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nach Oſten zu legen. Die Sſterreicher vermöchten dann Un⸗ 
garns Herr zu werden, ohne Gefahr zu laufen, daß ſich ihnen die 
deutſchen Provinzen entfremdeten. Hfterreich würde auf dieſe 
Weiſe ein höchſt wertvoller Alliierter für Preußen werden, 
und „wir würden anderſeits Ihre vitalen Intereſſen in Italien 
wie im Orient zu den unſrigen machen und Ihnen darin unbe⸗ 
dingt beiſtehen“. In Norddeutſchland allein gelaſſen, werde 
Preußen dort „parallel mit dem Zollverein“ noch andere Ge— 
biete des materiellen Lebens, etwa die Eiſenbahnen, einheitlich 
einrichten und die Führung der beiden norddeutſchen Armee; 
korps übernehmen. Die beiden ſüddeutſchen Armeekorps geſtand 
er dem öſterreichiſchen Kommando zu. Unentſchieden ließ er, 
welcher der beiden Großmächte die Organiſation der materiellen 
Intereſſen in Süddeutſchland anheimzuſtellen ſei. So beſtimmt 
hatte Bismarck noch nie die Beſchränkung Preußens auf Nord; 
deutſchland zur Grundlage ſeiner Reformgedanken gemacht. 
Aber daß alles, was er ſagte, vollſtändig in die Gedankengänge 
paßte, die er ſich ſeit einem Jahrzehnt gebildet und immer wieder 
zurechtgelegt hatte, bürgt für die großartige Geradheit der Ge; 
ſinnung, mit der er, zur Macht gelangt, den Ingrimm über 
Oſterreichs Politik bemeiſterte und dem Nebenbuhler die Wahl 
zwiſchen Freundſchaft oder Krieg zuſchob. Ausdrücklich hat er 
am 22. Januar 1864 im Landtag die Ehrlichkeit ſeiner Abſicht 
beſtätigt, mit Öfterreich durch die Unterredung zur Einigkeit zu 
gelangen. Eine zweite Unterredung mit Karolyi am 12. De⸗ 
zember diente im Grunde nur dazu, Oſterreich die Gefahren greller 
aus zumalen, die im Falle eines Bruches drohten. Die Sſter⸗ 
reicher ſetzten ſich nunmehr doch in Bewegung. Sie konnten 
freilich am Bunde kaum noch zurück. In Berlin erſchien Bismarcks 
alter Freund, Graf Thun, um ihn zu beſchwichtigen. Bismarck 
beharrte jedoch auf ſeiner Meinung, daß ſich Preußen nicht 
überſtimmen laſſen dürfe. Als am 18. Dezember der Bericht 
des Ausſchuſſes am Bundestage verhandelt wurde, ließ er anz 
deuten, daß Preußen nicht länger den Widerſpruch hinnehme, 
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der zwiſchen dem Stimmrecht der einzelnen Staaten und 
ihrem Einfluß im deutſchen Volk beſtünde. Er leitete diplo⸗ 
matiſche Schritte zwecks Einrichtung eines Zollparlaments ein 
und bereitete ſich darauf vor, wenn die Abſtimmung am 
Bundestage ungünſtig ausfiele, ſofort auch die Forderung nach 
einer Volksvertretung auf Grund direkter Wahlen und nach 
der Übertragung geſetzgeberiſcher Befugniſſe an den Bund zu 
erheben. Wahrſcheinlich ſchwebte ihm dabei ſchon das allgemeine 
gleiche Wahlrecht für den künftigen Reichstag vor, nachdem er 
ſelbſt noch im Sommer des Vorjahres nur für den mittler weile 
vom Gegner aufgegriffenen Delegiertentag beim Bunde geweſen 
war. Denn in allen dieſen Wochen ſtand er in perſönlicher 
Fühlung mit Ferdinand Laſſalle, der ſoeben die Wendung vom 
politiſchen Liberalismus zur Begründung einer nationalgeſinnten 
Sozialdemokratie vollzog und den Minifterpräfidenten um das 
allgemeine Wahlrecht beſtürmte. Schon acht Jahre früher hatte 
Bismarck einmal die vom preußiſchen Dreiklaſſen wahlrecht be⸗ 
nachteiligten Schichten „beſſere Royaliſten“ genannt „als die 
übrig bleibende Bourgeoiſie der höhern Stände“; und wenige 
Monate nach dem Verkehr mit Laſſalle, im Oktober 1863, vertrat 
er gegen eine anmaßende Anfrage der engliſchen Regierung 
geradeheraus das Bedürfnis nach einem nationalen Parlament 
und demokratiſchen Wahlrecht. Indeſſen an der Jahreswende 
1862 blieb ihm die Enthüllung ſeiner letzten Abſichten noch 
erſpart. Oſterreich zog es vor, ſich Ende Januar 1863 ſelbſt 
überſtimmen zu laſſen. Wie ein abziehendes Gewitter noch 
grollt, ſo drohten vorher noch beide Regierungen einander 
öffentlich in diplomatiſchen Kundgebungen. Am 14. Januar 
kam die Thronrede zur Wiedereröffnung des preußiſchen Land— 
tages auf den Streit zu ſprechen. „Die Königliche Regierung 
iſt auch ihrerſeits von der Überzeugung durchdrungen, daß 
die Bundesverträge in der Geſtalt, wie ſie 1815 geſchloſſen 
wurden, den veränderten Zeitverhältniſſen nicht entſprechen. Vor 
allem aber iſt ſie ſich der Pflicht bewußt und entſchloſſen, die volle 
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Gegenſeitigkeit in Erfüllung dieſer Pflicht als Vorbedingung des 
Fortbeſtandes ſolcher Verträge zu behandeln.“ Die öſterreichiſche 
Regierung unterrichtete klagend die aus wärtigen Höfe auf ihre 
Art von dem Inhalt der Unterredungen Bismarcks mit Kalnoky. 
Der Weg wurde dennoch frei für den Verſuch einer Verſtändigung 
zwiſchen den beiden deutſchen Großmächten. So war das uner⸗ 
wartete Ergebnis des erſten Vierteljahrs Bis marckſcher Miniſter⸗ 
ſchaft, daß er im Innern der „Neuen Ara“ den Gnadenſtoß 
gegeben und ſich von den Liberalen völlig abgewendet hatte, 
dagegen mit Öfterreich, über das er am Bundestage fo oft Wehe 
gerufen, und das er als Geſandter in Petersburg fo leiden; 
ſchaftlich gehaßt hatte, ein gemeinſames Wirken ins Bereich 
des Möglichen rückte. Er hatte Karolyi nicht nur von Deutſchland, 
ſondern ſogar von Unterſtützung im Orient, ohne Wahrung 
der ruſſiſchen Anſprüche, und gegen Piemont in Italien 
geſprochen! 

In Wien lag die Leitung der aus wärtigen Angelegenheiten 
ſeit 1859 in den Händen des Grafen Rechberg, der mit Bismarck 
in Frankfurt zuſammen geweſen war. Rechberg hatte ſchon 
in Frankfurt grundſätzlich die Verſtändigung mit Preußen ge⸗ 
wünſcht. Er dachte ſie ſich auf den Grundlagen der Metternichſchen 
Zeit, wie er denn gleich dieſem eine Politik der Ruhe und Be⸗ 
harrung in Euro pa als in Oſterreichs Bedürfniſſen gelegen anfah. 
Trotz der Reibungen, worin er mit Bismarck am Bundestage 
geraten war, ſchätzte er Bismarcks ſtaatsmänniſche Begabung 
hoch. Nur ſcheute er das Maßloſe und Ungezügelte ſeiner Art, 
ſich zu geben, und den ungeſtümen Willen zum Handeln. Ihm 
ſelbſt war ſolcher Wille nicht natürlich. Er hielt ihn auch weder 
mit dem wahren Vorteil ſeines Staates für verträglich, noch 
hätte er ihn gleich Bismarck voll entfalten können, da er daheim 
ſeit 1860 beſtändig mit dem Leiter der innern Politik, dem Ritter 
v. Schmerling, zu ringen hatte. Schmerling war der Vers 
treter Öfterreichs in Frankfurt zur Zeit der Nationalverſamm⸗ 
lung geweſen, ein Mann von gemäßigt liberalen Anſchauungen, 
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Anhänger des konſtitutionellen Syſtems, ehrgeiziger Öfterreicher 
und feſt entſchloſſen, das Übergewicht der Deutſchen im öfter; 
reichiſchen Staats weſen, aber auch die führende Stellung Sſter⸗ 
reichs in Deutſchland zu behaupten. Im Wettbewerb mit Schmer⸗ 
ling durfte Rechberg ſich nicht einmal ſeiner eignen Mitarbeiter im 
Aus wärtigen Miniſterium ſicher fühlen. Einige von ihnen teilten 
zwar nicht Schmerlings verfaſſungspolitiſche Anſchauungen, aber 
waren gleich ihm ausgeſprochene Großdeutſche und eiferſüchtiger 
wie ihr Miniſter auf den preußiſchen Einfluß in Deutſchland. 
Einſtweilen wurde die Aufmerkſamkeit beider Staats männer, 
Bis marcks ſo wohl wie Rechbergs, kaum daß der Streit am Bundes⸗ 
tage aufs tote Gleis geraten war, von der deutſchen Frage auf 
Monate hinaus abgelenkt. In Ruſſiſch⸗Polen war 1860 ein Auf⸗ 
ſtand gegen die Regierung des Zaren ausgebrochen. Er erlangte 
keine rechte Kraft, gewann aber allmählich in Verbindung mit 
der gleichzeitigen innern Reformpolitik Alexanders II. eine Be⸗ 
deutung über das Maß ſeiner Ausdehnung hinaus. In Peters⸗ 
burg ſtanden ſich zwei Parteien gegenüber, von denen die eine 
unter der Führung des Fürſten Gortſchakow bereit war, den 
Polen Zugeſtändniſſe zu machen, während die andere den Auf⸗ 
ſtand gewaltſam unterdrücken wollte. In Frankreich nahm 
gewohntermaßen die öffentliche Meinung für die Polen Stellung. 
Napoleon ließ fie gewähren und tadelte nur hier und da allzu 
kräftige Angriffe auf den Zarismus, um dem Petersburger 
Hofe ſeine eigne gute Meinung zu beweiſen. Siegte im Rate 
des Zaren die Anſicht Gortſchako ws, ſo mochte der polniſche 
Aufſtand Rußland und Frankreich vollends zuſammenführen. 
Bismarck hatte die Befreundung der beiden Staaten früher als 
unabwendbar nahe angekündigt und nur gewünſcht, Preußen 
den Anſchluß an ihren Bund zu ſichern. Jetzt mag er von der 
Verſöhnungs politik des Fürſten Gortſchakow eine Erſchwerung 
der eignen Stellung gegen die preußiſchen Liberalen befürchtet 
haben. Auch merkte er auf ſeinem neuen Platze am Ruder des 
Staates ſchon, daß eine allzu innige Annäherung Rußlands 
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an Frankreich für Preußen ihre Bedenken hatte, zumal zwiſchen 
Rußland und Preußen eine leichte Verſtimmung herrſchte. 
Er ſtrebte daher zu der überlieferten Politik zurück, die Polen⸗ 
frage ausſchließlich als Angelegenheit der drei Oſtmächte zu 
betreiben und insbeſondere das Verhalten Rußlands und 
Preußens zu den Polen einheitlich zu regeln. Der ihm 
naheſtehende General Alvensleben begab ſich nach Petersburg, 
um den Zaren in ſeinem Widerſtand gegen die Forderungen 
der Polen zu beſtärken und um mit ihm übereinſtimmende 
militäriſche Maßnahmen Preußens und Rußlands gegen ſie 
zu vereinbaren. Die Konvention vom 8. Februar 1863 war die 
Folge. Die Kunde davon erreichte ſehr bald die Kabinette 
wie die Organe der öffentlichen Meinung. Schon am 18. Februar 
wurde Bismarck im preußiſchen Abgeordnetenhauſe befragt. 
Er lehnte die Antwort ab und warnte die Abgeordneten 
vor Unvorſichtigkeiten in der aus wärtigen Politik. Aber ſie 
hörten ihn nicht. Bei jeder Gelegenheit griffen ſie ihn 
der Konvention wegen wieder an. Der Bruch zwiſchen ihnen 
und dem Miniſter wurde vollſtändig. Gleich heftige Stürme 
hatte das Haus nicht erlebt. Vergeblich ſuchte Bismarck, aus 
Rückſicht auf das Ausland, durch kurze Eingriffe in die Rede⸗ 
ſchlachten allzu ſtarke Übertreibungen ſeiner Gegner zu berich⸗ 
tigen. Auch ihn packte nun der Zorn, und er ſchüttelte ſelbſt 
Liberale, mit denen er die letzten Jahre hindurch verkehrt hatte, 
wie politiſche Verbrecher vor der ganzen Welt. Die Mehrheit 
glaubte ihn durch das Aufgebot aller liberalen Neigungen Euro pas 
werfen zu können und leiſtete in ihrer politiſchen Kurzſicht 
doch nur dem Auslande Schergendienſte, die nicht bloß Bismarck, 
ſondern den Reſt von Preußens Geltung als Großmacht gefähr⸗ 
deten. Denn mittlerweile wurde die Konvention zu einer großen 
Sache zwiſchen den Mächten. Die franzöſiſche Regierung be; 
hauptete, daß Preußen durch das Abkommen Rückſichten verletzt 
habe, die zu wahren Napoleon ſchwer genug gefallen wäre. 
Der polniſche Aufſtand ſei durch die Konvention aus einer inner⸗ 
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ruſſiſchen zu einer europäiſchen Angelegenheit geworden. 
Napoleon hatte kurz vorher den Miniſter für die aus wärtigen 
Angelegenheiten gewechſelt; der erkorene Drouyn de l'Huys 
war Bismarck nicht ſonderlich günſtig gefinnt. Der Anſturm 
der Liberalen im preußiſchen Abgeordnetenhauſe, die Ge— 
ſinnungen wider Bismarck im liberalen und im großdeutſchen 
Lager des Bundes und Sſterreichs, deſſen Freundſchaft Drou yn 
ſuchte, und die erregte Stimmung der Engläader erweckten in 
Paris Hoffnungen auf einen großen diplomatiſchen Erfolg in 
Europa. Frankreich und England vereinigten ſich in Berlin 
und Petersburg zu Vorſtellungen. Rechberg hatte ſich anfangs, 
offenbar aus ähnlichen Erwägungen der überkommenen Politik 
der Oſtmächte wie Bismarck, den Ruſſen gefällig gezeigt. Er 
pflog auch noch im Frühjahr freundlichen Austauſch mit Berlin 
über die polniſche Sache. Aber der Druck, der auf ihn von dem 
machtvollen Liberalismus im eignen Lande ausging, die Rück⸗ 
ſicht auf die öſterreichiſchen Polen und die Furcht, daß Frankreich 
ihm neue Schwierigkeiten in Italien errege, drängten Rechberg 
Schritt für Schritt zu den Weſtmächten hinüber. Im April wahrte 
der Miniſter Oſterreich noch einigermaßen feine Selbſtändigkeit. 
Im Juli brachten ihn die Weſtmächte zu einer gemeinſamen 
Note an die ruſſiſche Regierung. Gortſchakow ſchätzte mit Recht 
die franzöſiſchen Bemühungen als nicht bedenklich für Rußland 
ein und ſah als Ende einen bedeutſamen diplomatiſchen Sieg 
feines Staates voraus. Den Zaren dagegen empörte die Wieder⸗ 
kehr der Mächtegruppierung des Krimkrieges. Er zürnte Frank⸗ 
reich, um das er ſeit 1856 geworben hatte, und Sſterreich, weil 
es zu früh ſeine Abſichten auf die Entfernung Gortſchako ws 
als Preis ſeiner Unterſtützung verriet und dann wieder den 
Weſtmächten ins Garn gegangen war. Er regte deshalb 
einen gemeinſamen Angriff Rußlands und Preußens auf 
Öſterreich und Frankreich an. Bismarck beſtimmte den König, 
abzulehnen. Der Boden, worauf ihn der Zar zu ziehen trachtete, 
lag nach feiner Erfahrung allzuweit außerhalb der Geſichts⸗ 
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punkte, denen Preußen bei ſeinem Ringen mit Sſterreich um 
den „Exerzierplatz“ und bei feiner endlichen Konſolidierung 
als Großmacht die Richtlinien entnehmen mußte. Schon am 
31. März hatte er im Abgeordnetenhauſe bekannt: „Mir hat 
auch, als ich die Geſchäfte übernahm, manche andere Frage als 
weſentlicher und dringlicher wie die gegenwärtige vorgeſchwebt.“ 
Die Konvention vom 8. Februar war ihm nützlich geweſen, 
um der drohenden Gefahr einer Vereinſamung Preußens 
in Europa vorzubeugen und die Freundſchaft des Zaren 
zu pflegen. Zum Brennpunkte ſeiner Politik aber durfte ſie 
nicht werden. Kam es zum Kampfe, ſollte es in anderer Schlacht⸗ 
ordnung und mit anderer Loſung ſein. Er, der als Geſandter 
ſo ungeſtüm gedrängt hatte, war in den wenigen Monaten 
der Miniſterſchaft vorſichtig bis zum äußerſten geworden. 
Mit einem alten Freunde aus dem Gerlachſchen Kreiſe, Wagener, 
ſprach er darüber. „Ich treibe jetzt aus wärtige Politik, wie ich 
früher auf die Schnepfenjagd ging, und ſetze nicht eher den Fuß 
vor wärts, als bis ich den Bülten, auf den ich treten will, als 
ſicher und tragfähig erprobt habe.“ Seine nächſten Gedanken 
galten den Liberalen im eignen Hauſe und der Beobachtung 
des Wetters, das die Koburger und die ihm feindlichen Elemente 
der Wiener Regierung ſoeben gegen Preußen in den deutſchen 
Angelegenheiten zuſammenballten. 

Gereizt durch die fortwährenden Schwierigkeiten, die die 
Liberalen feiner aus wärtigen Politik machten, hatte Bismarck 
ihnen am 17. April vom Miniſtertiſche des preußiſchen Ab⸗ 
geordnetenhauſes aus zugerufen: „Ich kann Sie verſichern und 
das Ausland verſichern, wenn wir es für nötig finden, Krieg 
zu führen, ſo werden wir ihn führen mit oder ohne Ihr Gut⸗ 
heißen.“ Am ıı. Mai geriet fein Freund Roon mit dem Präſi⸗ 
dium des Abgeordnetenhauſes in einen Streit über deſſen Zu⸗ 
ſtändigkeiten, der den Präſidenten zur Aufhebung der Sitzung 
veranlaßte. Das Staats miniſterium weigerte ſich, fortan in 
den Sitzungen zu erſcheinen. Am 27. wurde der Landtag in 
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Ungnaden geſchloſſen. Verordnungen vom r. Juni unter warfen 
die preußiſche Preſſe ſcharfer Aufſicht. Der auf Bismarcks 
Vorſchlag ſeit Dezember im Amt befindliche Miniſter des Innern, 
Graf Friedrich von Eulenburg, verpflichtete ſich, den Verwaltungs⸗ 
beamten den liberalen Geiſt aus zutreiben; der weniger hervor 
ſtehende Juſtizminiſter Graf zur Lippe nahm ſich die Bismarck be⸗ 
ſonders verhaßten politiſierenden Richter vor. Seitdem arbeitete 
die Regierung planmäßig daran, die zu einer winzigen Minderheit 
zuſammengeſchmolzenen Konſervativen durch Neu wahlen wieder 
zu verſtärken. Bis tief in die Reihen der preußiſchen Diplo; 
matie regte ſich der Widerſpruch gegen die Richtung, die der 
Miniſter präſident einſchlug. Der Kronprinz erklärte ſich noch 
im Juni ſogar öffentlich gegen die Maßnahmen. Des Königs 
Vertrauen jedoch zu ſeinem Steuermanne feſtigte ſich. Er ſah 
ihn im wildeſten Sturme aufrecht, wachſam und entſchloſſen, 
voll geſammelter und raſch ſich ent wickelnder Kraft. Der preu⸗ 
ßiſche Liberalismus lag einſtweilen in Ketten. Inzwiſchen reiſte 
Ernſt II. von Koburg nach Wien, um dort die Feinde Bismarcks 
zu ermutigen und den Kaiſer zu beeinfluſſen. Nie ſchien den 
großdeutſchen Mitarbeitern Rechbergs die Gelegenheit ſo günſtig 
geweſen zu ſein wie durch die gegenwärtige Spannung zwiſchen 
Napoleon und Bismarck, um Preußen die Bundesreform nach 
habsburgiſchem Zuſchnitt aufzuerlegen und Öfterreich die Gunſt 
der öffentlichen Meinung Deutſchlands zu gewinnen. Sie be⸗ 
ſchworen Kaiſer Franz Joſeph, die deutſchen Fürſten nach Frank⸗ 
furt zu entbieten und mit ihnen die Reform perſönlich unter 
Dach und Fach zu bringen. Ein Direktorium von fünf Mit⸗ 
gliedern ſollte Deutſchland in Zukunft regieren, dem Bundes⸗ 
tage eine Delegiertenverſammlung und ein höchſtes Gericht 
zur Seite treten, die Geſamtheit der Fürſten von Zeit zu Zeit 
ſich wieder verſammeln. Es war ein gleißender Rahmen. Über 
den Inhalt aber, die Befugniſſe des umſtändlichen Regierungs- 
apparates, verſtanden ſich die Urheber des Planes ſo wenig, 
daß ſie bis zum Vorabend des Fürſtentages der Delegierten⸗ 
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verſammlung mißtrauiſch nur eine beratende Stimme einräumen 
wollten. Preußen wurde in Worten mit reichlichem Einfluſſe 
bedacht. Tatſächlich konnte König Wilhelm nur ſein Unannehmbar 
ſprechen. Die für den Entwurf verantwortlichen Männer 
fühlten es ſelbſt. Denn Rechberg wurde vom Kaiſer erſt unter⸗ 
richtet, als alles fertig zum Handeln war. Der Miniſter forderte 
ſeine Entlaſſung. Für Preußen bleibe nichts übrig als der 
Krieg. Nur auf das ausdrückliche Gebot ſeines Herrn und gegen 
das Verſprechen, wenigſtens nicht Schmerling mit nach Frankfurt 
zu nehmen, verzichtete Rechberg auf den Abſchied. Anfang 
Auguſt wurde König Wilhelm beim Badeaufenthalt in Gaftein 
von Franz Joſeph beſucht und mit der Einladung zum Frank⸗ 
furter Tage überraſcht. Der ebenfalls in Gaſtein anweſende 
Bismarck vermochte den König, deſſen fürſtliches Feingefühl 
eine Zuſage kaum vermeiden zu können glaubte, zur Weigerung. 
Als der König jedoch nach Baden-Baden überſiedelte, wurde 
er aufs neue beſtürmt, in Frankfurt zu erſcheinen. Bismarck 
machte ihn auch da wider ſtark. Das Unternehmen Sſterreichs hatte 
im erſten Augenblick eine blendende Wirkung nicht verfehlt. 
Dadurch, daß ſich Wilhelm durch Bismarck fernhalten ließ, brach 
es auf der Stelle zuſammen. Sſterreich erfuhr, daß es mit 
der Unterſtützung der Mittelſtaaten und der Liberalen allein 
in Deutſchland nicht getan war. Napoleon aber, auf den die 
Oſterreicher gleichfalls gerechnet hatten, war über den Fürſtentag 
ſehr ungehalten. Er meinte allenfalls dulden zu können, daß 
Preußens Einfluß in der deutſchen Bewegung wuchs, weil er 
davon vornehmlich Norddeutſchland betroffen glaubte. Aber 
jedes Wachstum Öfterreichg betraf Süddeutſchland, und an deſſen 
Höfen wollte auch Frankreich überlieferungsgemäß mit zu⸗ 
ſprechen haben. Noch während des Fürſtentages ſchwenkte der 
Franzoſe wieder zu Preußen ab. Bismarcks überlegene Führung 
der preußiſchen Diplomatie wurde durch den Bfterreich 
mißglückten Tag unzweifelhaft. Er hatte aber nicht nur den 
Schlag mutig auf des Nebenbuhlers Haupt zurückfallen laſſen. 
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Das Fernbleiben ſeines Königs von Frankfurt verhinderte, 
daß ſich das Verhältnis der beiden deutſchen Großmächte über 
den Augenblick hinaus wieder trübte. Im Gegenteil, Rechberg 
bekam durch den Mißerfolg der Großdeutſchen und Schmerlings 
die Oberhand in Wien, und ſchon die nächſten Wochen führten 
ihn und Bismarck zuſammen. 

Wegen des polniſchen Aufſtandes und des Fürſtentag es hatte 
ſich die europäiſche Diplomatie wenig darum kümmern können, 
daß die däniſchen Nationaliſten, durch den Kampf zwiſchen 
Bismarck und den preußiſchen Liberalen ermutigt, im Frühjahr 
Schleswig ihrem Staate einverleibt und ſelbſt Holſtein der 
däniſchen Krone und dem däniſchen Reichsrat unterworfen 
hatten. Deutſchland mußte eines Tages den ihm hingeworfenen 
Fehdehandſchußh aufnehmen. Im Herbſte endlich rückte das 
Geſchehene in den Brennpunkt des europäiſchen Intereſſes. 
Napoleon glaubte die Gelegenheit günſtig, die Mächte zu einem 
Kongreſſe zu laden, der wohl auch andere, dem Kaiſer behagende 
Fragen erörtern konnte. England dagegen, voll Sorge davor, 
was Napoleons und was Rußlands Abſichten mit Dänemark 
ſein möchten, für deſſen Beſtand es ſich intereſſierte, ſuchte vor 
allem mit Oſterreich Fühlung, das gleich ihm Dänemark wohl⸗ 
wollte. Durch Sſterreich hoffte England auch auf Preußen ein⸗ 
zu wirken. Da fügte es ſich am 15. November, daß die Dynaſtie 
in Dänemark wechſelte und die neue Königsfamilie, das Haus 
Glücksburg, nur gegen die Verpflichtung auf die im Frühjahr von 
der Nationalpartei geſchaffenen Tatſachen anerkannt wurde. Das 
deutſche Volk brauſte auf. Soeben hatte der Liberalismus in Preu⸗ 
ßen einen glänzenden Wahlſieg über das Miniſterium Bismarck 
davongetragen, auf deſſen Antrag der Landtag in der Hoffnung 
auf konſervative Erfolge aufgelöſt worden war. Was Sſterreich 
in Frankfurt mißlungen war, den verhaßten preußiſchen Miniſter 
zu überrennen und Deutſchland ein neues Angeſicht zu geben, 
meinte der Nationalverein, angetrieben von dem hochgeſchwellten 
Selbſtgefühl der liberalen Parteien der deutſchen Einzelſtaaten, 
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erreichen zu können, wenn er die Entſcheidung der Her zogtümer⸗ 
frage an ſich riß. Ein neuer Kleinſtaat ſollte an der Nordgrenze 
errichtet werden, und ihn auf Grund von Erbanſprüchen Friedrich 
von Auguſtenburg als Herzog regieren. Der neue Herzog war 
nichts als ein Werkzeug der Koburger und des Nationalvereins. 
Die Mittelſtaaten ſchloſſen ſich ſofort der Bewegung an. Aber 
kaum auf einem andern Felde war Bismarck ſo ſchwer zu ſchlagen 
wie auf dieſem. Vor ſieben Jahren hatte er die Frage zum erſten⸗ 
mal und damals falſch angegriffen. Seitdem kannte er ſie, 
und er war, wie mit Grund von ihm geſagt wurde, nie größer, 
als wenn er einen Fehler gemacht hatte und ſich heraushauen 
mußte. Feſt ſtand für ihn, daß er nicht mehr Holſtein allein, 
ohne Schleswig, zum Gegenſtande ſeiner Politik nehmen 
und den internationalen Charakter des Streites nicht noch 
einmal überſehen dürfe. Kam es darüber zum Kampfe, ſo 
wollte er ihn nicht außer allem Verhältnis zu der Bedeutung 
der von den meiſten überſchätzten Frage anwachſen laſſen. In 
guter Stunde aber gedachte er doch beide Gebiete von Dänemark 
zu löſen und, wie es Manteuffel ſchon 1849 richtig erſchienen 
war, Preußen als Provinzen oder durch Verträge anzugliedern. 
„An ſich würde eine willkürliche Schöpfung eines neuen Klein⸗ 
ſtaates eine unerklärliche und mit unſerer Politik unverträgliche 
Sache fein.” Als Weggenoſſe erhoffte ſich Bismarck Eſterreich. 
Denn nun verſchloß er ſich der früher von ihm ſo oft beſtrittenen 
Einſicht nicht mehr, daß Öfterreich für Preußen und umgekehrt 
Preußen für Öfterreich nicht in allen Fällen eine fremde Macht 
wie jede andere war. Fragen europäiſcher Natur, wie die der 
Herzogtümer, konnte Preußen nicht allein ausfechten. Sollten 
ſie nicht zum Vorteil der andern ausſchlagen, ſo galt es ein 
Zuſammenſtehen der beiden deutſchen Großmächte. „Wir 
würden aber“, ſo ſetzte er 1882 dem Reichstag einmal aus⸗ 
einander, „ohne Sſterreich viel wahrſcheinlicher durch Euro pa, 
von dem euro päiſchen Seniorenkonvent, gemaßregelt worden 
fein und uns bundesprotokollariſch gefügt haben; wir würden 
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eben ein zweites Olmütz erlebt haben.“ Er kam alſo Rechberg 
auf halbem Wege entgegen. Sie hatten an derſelben Aufgabe 
ſchon in Frankfurt zuſammen gearbeitet. Beide gewannen durch 
ihre Verbindung ſofort die Unabhängigkeit des Handelns 
von den andern Großmächten. Ihr gemeinſamer Ausgangs⸗ 
punkt wurde die Übertretung des Londoner Protokolls von 
1852 durch Dänemark, alſo der internationalen Regelung des 
Rechts der Herzogtümer. Anderſeits mußte etwas von Preußen 
und Öfterreich geſchehen, um der deutſchen Nation zu genügen. 
Von den übrigen Mächten hatten ſie trotz ihres eifrigen Drein⸗ 
redens nicht viel zu fürchten. Rußland war durch ſeine innere 
Politik gehemmt. Frankreich glaubte die Deutſchen fürs erſte 
gewähren laſſen zu müſſen, da es ſich um einen Zwiſt national⸗ 
ſtaatlicher Natur handelte und es ſich als Hüter ſolcher Rechte 
fühlte. England fehlte der Mut zur Einmiſchung mit den Waffen. 
Unter ſolchen Umſtänden trieben Rechberg und Bismarck den 
Bund Ende November zur raſchen Exekution in Holſtein. Dann 
aber beſchloſſen ſie ſogleich gegen den Willen der Mittelſtaaten, 
durch ihre eignen Truppen Schleswig zu beſetzen. Sie wünſchten 
es zum Pfand zu nehmen, bis Dänemark die im Londoner Ver⸗ 
trage vorgeſehenen Rechts zuſtände wieder aufgerichtet habe. 
Der europäiſche Charakter des Streites um die Herzogtümer 
wurde durch ihr Vorgehen frei von Zweifeln geſtellt und der 
Einfluß des Bundes eng umgrenzt. Um aber den Operations⸗ 
plan erfolgreich durchzuführen, mußten beide Mächte verlangen, 
daß der Thronfolgeanſpruch des Auguſtenburgers, über den 
Rechberg ſehr entrüſtet war, einſtweilen aus dem Spiele 
blieb. Friedrich ſetzte ſich jedoch nicht nur ſelbſt auf der Stelle 
in Holſtein feſt; ſondern unter dem Einfluſſe ſeiner Familie 
neigte auch König Wilhelm ſchon dazu, ihn anzuerkennen. 
Bismarck vermochte den König kaum davon abzubringen. Unter 
dem Eindruck dieſer Schwierigkeiten im eignen Lager ſchrieb 
er in der Stille der Weihnachtsnacht den Brief an Preußens 
Botſchafter in Paris, ſeinen alten Freund und Nebenbuhler 
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Goltz, der einer erſchütternden Heldenklage gleich am Eingang 
des zweiten Bandes der „Gedanken und Erinnerungen“ ſteht. 
„Ich bin auf Krieg und mit Revolution kombiniert gefaßt,“ 
ſo lieſt man darin. Trotzdem nahm er im folgenden Monat 
die Erneuerung des Streites mit dem Abgeordnetenhauſe 
weniger ſchwer als den Widerſtand des Königs. Er verlangte 
von den Abgeordneten die Mittel zur Kriegführung, und ſie 
verweigerten ſie ihm. Bismarck ſchleuderte den Führern die 
Anklage an den Kopf, daß ſich ein parlamentaͤriſches Junker⸗ 
tum ausgebildet habe, das ſich an die Stelle der preußiſchen 
Könige zu ſetzen begehre. Nun ſei der Kampf um Krone oder 
Parlamentsgewalt auch von der andern Seite eingeſtanden. 
48 Stunden Bedenkzeit gewährten die beiden Mächte am 
16. Januar den Dänen noch. Dann erfolgte der Aufmarſch. 
Das an Kriegsruhm nicht mehr gewöhnte deutſche Volk 
begeiſterte ſich an dem Erfolge der nächſten Wochen. Jedoch 
erſt am 18. April erfochten die preußiſchen Truppen durch 
den Sturm auf die Oüppeler Schanzen einen entſcheidenden 
Sieg. Er ſicherte den deutſchen Waffen das Übergewicht auf 
dem Feſtlande. England lud ſofort zu einer Konferenz nach 
London ein. Die Waffen ruhten inzwiſchen. Eine einfache 
Rückkehr zu dem Vertrag von 1852 konnte den Deutſchen nicht 
mehr zugemutet werden. Die Neutralen boten ihnen die ver⸗ 
faſſungsrechtliche Abtrennung der Herzogtümer von Dänemark 
und ihre Verbindung mit dem däniſchen Königsthrone bloß 
durch Perſonalunion. Preußen und Sſterreich verlangten den 
vollen Verzicht. Da ließ zuerſt Frankreich zu, daß Holſtein ganz 
und von Schleswig der deutſchſprechende Süden bis zur Schlei 
den Dänen genommen würde. Sſterreich und Preußen kamen 
ſo weit entgegen, daß ſie ſich an der Erörterung über eine weiter 
nördlich zu ziehende Grenze beteiligten. Um Frankreich feſt⸗ 
zuhalten, warf Bismarck ein, daß man die Bevölkerung der 
umſtrittenen Bezirke gemeindeweiſe über ihren Heimfall an den 
einen oder andern Staat, Dänemark oder Deutſchland, ab⸗ 
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ſtimmen laſſen könnte. England beantragte ein Schiedsgericht. 
Die Überlegung, wer die gewonnenen Gebiete regieren ſolle, 
erregte unterdeſſen zwiſchen den beiden deutſchen Großmächten 
ernſtere Mißverſtändniſſe als auf der Konferenz ſelbſt. Die 
Spatzen ſchrien es von den Dächern, daß Bismarck die Herzog⸗ 
tümer für Preußen begehren werde, da es ſich dort einrichtete. 
Bismarck duldete in der Tat, daß für dieſe Löſung unter den 
preußiſchen Staatsangehörigen agitiert wurde. Er begünſtigte 
auch das Hervortreten anderer Anwärter, die dem Auguſten⸗ 
burger ſein Anrecht beſtritten. Auf der Konferenz ſelbſt trat er 
Ende Mai zwar für Herzog Friedrich ein. Als der Herzog 
aber am r. Juni perſönlich bei ihm erſchien, verlief die 
Beſprechung nicht zu ſeinen Gunſten. Vielleicht hatte man 
ihm im Ver wandtenkreiſe — die Franzoſen nannten die Königin 
Viktoria — gar zu ſehr den Nacken geſteift. Rechberg hörte von 
alledem mit Unwillen. Obwohl er ſelbſt ſeine Gedanken nur 
als einen Traum bezeichnete, ſprach er davon, daß man den 
däniſchen Königen die Herzogtümer laſſen könnte, wenn hin⸗ 
wiederum ganz Dänemark in den Deutſchen Bund träte und 
deſſen Macht verſtärkte. Es waren Gedanken Metternichs aus 
den Jahren des Wiener Kongreſſes und ein Traum der Groß 
deutſchen aus dem Jahre 1848. Erſt ein Dazwiſchentreten des 
Zaren und eine Begegnung, die zwiſchen ihm und Franz Joſe ph 
in Begleitung ihrer Miniſter ſtattfand, und der ſogleich ein 
Beſuch der Sſterreicher bei König Wilhelm und Bismarck in 
Karlsbad folgte, glättete die Erregung der beiden deutſchen 
Staatsmänner und brachte ſie wieder in Fühlung. Die Dänen 
hatten in London dem Andringen, auch Nordſchles wig zum 
großen Teile heraus zugeben, ſtandgehalten. Die Waffen wurden 
wieder ergriffen. Dänemark war jedoch am Ende ſeiner Kräfte. 
Einige Tage lang blieb die Hoffnung der Dänen noch aufrecht, 
da ein Widerhall von Rechbergs Plan über Petersburg zu ihnen 
drang. Raſch wurde fie ihnen zuſchanden. Rechberg und Bis; 
marck zwangen ſie zu Friedensverhandlungen in Wien und 
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nahmen ihnen hier außer Holſtein ganz Schleswig und ſelbſt 
das nicht im Streit befindliche Lauenburg, deſſen Her zogstitel 
einſtens Bismarck tragen ſollte. England und Frankreich waren 
ſchon durch die Begegnung der drei Monarchen des Oſtens aufs 
höchſte erſchreckt worden. Vergebens klagten ſie nun über die 
Grauſamkeit der Sieger. 

Der Augenblick, da ſich Preußen und Sſterreich entſcheiden 
ſollten, war gekommen. Die Zukunft der Herzogtümer barg 
die Zukunft Deutſchlands in ſich. Schuf man an der deutſchen 
Nordgrenze in der Flanke Preußens einen neuen Kleinſtaat, 
fo verewigte man das Un weſen, das die Eiferſucht Sſter⸗ 
reichs und Preußens in den fünfziger Jahren großgezogen hatte, 
den Souveränitätsdünkel der mittel; und kleinſtaatlichen Miniſter 
und zugleich den Einfluß der liberalen Kammern und Zeitungen 
auf die öffentliche Meinung des deutſchen Volkes. Wollte man 
gründlich Beſſerung ſchaffen und mit derſelben waffenkräftigen 
Hand, die ſoeben in Kiel den beſten Kriegshafen der Oſtſee an 
die beiden Großmächte gebracht hatte, für die Wiedererhebung 
der deutſchen Seegewalt ſorgen, ſo blieb kein anderer Aus weg, 
als die Herzogtümer Preußen anzuvertrauen oder ihm doch 
die militäriſche und wirtſchafts politiſche Verfügung darüber 
unter der fürſtenmäßigen Statthalterſchaft der Auguſtenburger 
zu übertragen. Eine ſolche Zuweiſung der Herzogtümer ſtärkte 
die preußiſche Großmacht derart, daß ſie kaum ohne Ausgleich 
für Sſterreich vollzogen werden konnte. Andernfalls hätte 
Hfterreich als Ertrag des Krieges nur den ganzen Haß der ent 
täuſchten Mittelſtaaten und der deutſchen Liberalen davonge— 
tragen. Bismarck begriff es vollkommen. Deshalb erſchien er 
mit ſeinem Könige in der Zeit der Friedensverhandlungen zu 
Wien und ſuchte Kaiſer Franz Joſeph und Rechberg zur etz 
ſchöpfenden Verſtändigung über die deutſchen Angelegenheiten 
zu bereden. Er hat in ſeinen „Gedanken und Erinnerungen“ 
den ganzen Zeitabſchnitt von 1862 bis 1866 als den Verſuch, 
ſich mit Sſterreich auf dualiſtiſcher Grundlage auseinander- 
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zuſetzen, gekennzeichnet. Der Höhepunkt fiel in die Spätfommer; 
tage 1864. Die Sſterreicher aber lenkten ab. Sie ſprachen von 
dem Eintauſch der Grafſchaft Glatz gegen die Herzogtümer oder 
dachten an eine preußiſche Bürgſchaft für Venetien. Bismarck 
war im Recht, wenn er das eine ablehnte und vor dem andern 
Klarheit über Deutſchland haben wollte. Seine Vorſchläge für 
Oeutſchland waren die alten: gemeinſames und gleichberechtigtes 
Handeln der beiden Großmächte am Bunde und ein gegen⸗ 
ſeitiges Veto dort, Norddeutſchland mitſamt Hannover und 
Kurheſſen für den preußiſchen Einfluß und unter preußiſchem 
Oberbefehl. In dieſem Falle hätte er ſich wohl ſogar mit der 
Er werbung Lauenburgs als Kriegsentſchädigung und den 
Rechberg bekannten Vorrechten begnügt, die Preußen in den 
Herzogtümern erſtrebte. Ausdrücklich gab er wieder zu ver— 
ſtehen, daß Preußen, wenn es erſt über Deutſchland ruhig ſein 
konnte, Oſterreich im Süden und im Orient nicht verlaſſen 
werde. Wie ſtark ſich Preußens Macht im Innern Deutſchlands 
durch den Krieg ſchon wieder gehoben hatte, wurde ebenfalls 
den Sſterreichern alsbald eindringlich vor Augen geführt. Die 
Mittelſtaaten gaben ihren dreijährigen Widerſtand gegen den 
von Preußen eigenmächtig geſchloſſenen Handelsvertrag mit 
Frankreich auf und willigten wieder wie 1853 in die Erneuerung 
des Zollvereins ohne Bedingungen. Bayern und Hannover 
näherten ſich Preußen auch in der allgemeinen Politik. Rech⸗ 
berg verſchloß ſich deshalb dem Anſinnen Bismarcks nicht völlig. 
Beide Staatsmänner waren ſich nach der Entfremdung in der 
letzten Zeit ihres Frankfurter Aufenthalts wieder näher ge⸗ 
kommen, und beſonders Bismarck hat noch in ſeinen Greiſen⸗ 
jahren wiederholt ihrer freundſchaftlichen Zuſammenarbeit als 
Miniſter gedacht. Aber Rechberg hatte keinen hinreichend 
großen Einfluß auf ſeinen Kaiſer. Schmerling wirkte ihm von 
neuem entgegen, und der ganze reißende Strom der liberaliſierten 
öſterreichiſchen Meinung prallte ſo heftig auf ihn, daß der fran⸗ 
zöſiſche Botſchafter, der Herzog von Gramont, mit Genugtuung 
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berichtete: Rechberg könne nicht, auch wenn er wolle. Schließlich 
war auch Rechberg ſelbſt nicht der Mann dazu, mit heldiſchem 
Entſchluſſe der ſechshundertjährigen Geſchichte ſeines Staates 
eine andere Richtung zu geben und den Einfluß in Deutſchland 
mit Preußen zu teilen. Oſterreich war mit Deutſchland doch 
enger verknüpft, als es die Schreier auf dem Markte mit zu⸗ 
empfinden vermochten. Je reicher ſich die Perſönlichkeit Bismarcks 
in jenen Monaten ausgab, je triebkräftiger und geſtaltungsfroher 
ſich ſeine Staatskunſt entfaltete, deſto zögernder und bedenklicher 
wurde Rechbergs Schritt. Im Oktober verlor er alle Luſt an 
ſeinem Amte. Er hatte mit Bismarck zunächſt einmal das 
dringlichſte, Oſterreichs wirtſchafts politiſches Verhältnis zu Preu⸗ 
ßen, beſprochen. Preußen ſollte aus eignem Willen Frankreich 
zu Abänderungen des Handelsvertrages bewegen, die ihn auch 
für Oſterreich annehmbar machten. Rechberg wünſchte ſodann, 
daß ſich Preußen wiederum wie 1853 für eine ſpätere Zeit 
grundſätzlich zu Unterhandlungen mit Sſterreich über deffen 
Beitritt zum Zollverein bereit erklärte. Die erſte Bedingung 
glaubte Bismarck nicht erfüllen zu können. Jedoch werde 
Preußen alles recht fein, was Hfterreich ſelbſt bei Frankreich 
erreiche. Die zweite dagegen befürwortete er in Berlin dringend. 
Sogar gegen eine engere wirtſchafts politiſche Verbindung 
Hfterreichs mit den ſüddeutſchen Staaten behauptete er nichts 
ein wenden zu wollen, vorausgeſetzt, daß die Verſtändigung 
über die geſamten deutſchen Angelegenheiten zwiſchen ihm 
und Rechberg Wirklichkeit werde. Indeſſen, das preußiſche 
Handels miniſterium benutzte unter dem Drucke Rudolf von 
Delbrüds einen kurzen Abſtecher Bismarcks nach Biarritz, um 
beim König, der ſchon 1853 dem Zugeſtändnis an Sſterreich 
heftig entgegen geweſen war, eine Entſcheidung wider Bismarck 
herbeizuführen. Auch Frankreich zeigte dem öſterreichiſchen 
Miniſter berechneterweiſe kein Entgegenkommen. Rechberg 
trat unmittelbar darauf von ſeinem Amte zurück. 

Rechbergs Nachfolger, Graf Mensdorff, war konſervativ 
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gleich ihm. Er beteuerte auch, daß er Rechbergs Bemühen um 
Preußens Freundſchaft nachahmen werde. Aber der Augenblick 
war verpaßt. Trotz alles gelegentlichen Bremſens führten die 
anderthalb nächſten Jahre die beiden Mächte immer näher 
an den Abgrund des Krieges. In der deutſchen Publiziſtik 
ſteigerte ſich die Leidenſchaft im ſelben Maße; der Spreu wurde 
immer mehr, Körner finden ſich wenige. Einzig eine Stimme 
erhob ſich faſt ganz rein und hoch über den Schwarm. Edmund 
Jörg, der in den „Hiſtoriſch-Politiſchen Blättern“ die Zeitläufe 
ſchrieb, welche nach der Gründung der Zeitſchrift Joſeph von 
Görres geſchrieben hatte, klagte und klagte mit dem ſeheriſchen 
Scharfblicke eines Verſinkenden die Unentſchloſſenheit der 
öſterreichiſchen Staatslenker und die Unvernunft des übrigen 
Deutſchland an. In ſcheuer Bewunderung ſprach er von Preußens 
genialem Miniſter, dem „gleich der Birkenrute ur wüchſigen 
Staatsmanne“, Preußens Schwarzenberg. Preußen müſſe 
nach den Herzogtümern ſtreben. Durch ſie werde es die „nord— 
deutſche Seemacht“ werden und „als Wächter der Nordmark 
auferſtehen“. Aber die andern ziehen Preußen immer nur der 
Schuld an allem Stillſtand der deutſchen Frage und ſtellten 
ihm ſelbſt doch unerfüllbare Bedingungen. „Die alte Tradition 
verbietet jede einſeitige Machter weiterung Preußens, und an 
eine neue großartigere Anſchauung der Wiener Staatskanzlei 
zu glauben, hat ſelbſt die Geſpenſterfurcht bis jetzt keinen ernſt⸗ 
lichen Grund.“ Die Stimme des konſervativen Bayern und 
großdeutſchen Katholiken verhallte im Winde. Die öſterreichiſche 
Politik war in tödlicher Verlegenheit, die zudem beſtändig durch 
innere Schwierigkeiten, Schmerlings Sturz und Ausgleichs⸗ 
verſuche mit Magyaren und Slawen ſowie eine arge Finanznot 
vermehrt wurde. Mensdorff wußte in ihr nichts Klügeres 
zu tun, als den Mittelſtaaten wieder näherzurücken. Ob wohl 
er am Bündnis mit Preußen feſthielt, ſchob er das Schickſal der 
Herzogtümer Zug um Zug dem Bunde zur Entſcheidung zu. 
Fortan überwog in Bismarck, wenngleich auch er das Bündnis 
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noch nicht preisgab, wieder die Empfindung, daß die deutſche 
Frage nur durch einen Krieg zwiſchen SÖſterreich und Preußen 
gelöſt werden könnte. Er ſteigerte, je weiter Sſterr eich ging, 
ſeine Anſprüche auf Einfluß in den Her zogtümern und häufte 
auch die Tatſachen, die dort für eine dauernde Niederlaſſung 
Preußens ſprachen. Im Februar 1865 heiſchte er das ganze 
Poſt⸗ und Telegra phenweſen, die Ausdehnung der preußiſchen 
Zollver waltung über das auguſtenburgiſche Gebiet und ſeine 
vollſtändige Eingliederung in die preußiſchen Heeres einrichtungen. 
Seit dem Januar waren in Berlin Vorarbeiten für einen 
Kanal von der Nord⸗ zur Oſtſee im Gange. Im April verlegte 
Bis marck den Standort der preußiſchen Flotte von Danzig nach 
Kiel. Ein Winkelzug war es, um dem Bundestage zu entgehen, 
daß er Sſterreich zur Berufung der holſteiniſchen und ſchles⸗ 
wigſchen Stände drängte, damit ſie ſich über die Zukunft der 
Herzogtümer äußerten. Den Mittelſtaaten ſchien er dadurch 
in eine Zwickmühle geraten, und ſie glaubten ſich nahe am 
Triumph; auch Hannover lenkte wieder zu ihnen hinüber. 
Der Juni zeigte die Mehrheit des Preußiſchen Landtags, ge⸗ 
wiſſen Anzeichen bei der Eröffnung zu wider, gehäſſiger im 
Anſturm gegen Bismarck als je. Bismarck antwortete auf die 
Angriffe zum Schluſſe gleich ſcharf. Aus aller Leidenſchaft 
aber leuchtete ſeine Zuverſicht auf einen guten Ausgang des 
Ringens mit Öſterreich. „Die Regierung“, fo ſagte er am 
17. Juni, „lebt der Zuverſicht, daß der Weg, den ſie bisher 
innegehalten, ein gerechter und heilſamer geweſen iſt, und daß 
der Tag nicht mehr fern ſein kann, an welchem die Nation, wie 
bereits durch tauſende aus freier Bewegung kundgewordene 
Stimmen geſchehen, ſo auch durch den Mund ihrer geordneten 
Vertreter ihrem königlichen Herrn Dank und Anerkennung 
ausſprechen werde.“ Schon Ende Mai war die Spannung 
ſo ſtark, daß in Berlin die Kriegsbereitſchaft erwogen wurde. 
Anfang Auguſt ſtellte König Wilhelm Sſterreich ein Ultimatum. 
In Gaſtein wurde der Streit noch einmal geſchlichtet. Die beiden 
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Mächte, die bisher nicht nur auf Grund des Wiener Friedens 
rechtlich, ſondern auch wirklich die Herzogtümer gemeinſam 
verwaltet hatten, teilten dort Schles wig der preußiſchen und 
Holſtein, wo der Auguſtenburger noch immer Hof hielt, der 
öſterreichiſchen Verwaltung zu, ohne am rechtlichen Gemeinbeſitze 
et was zu ändern. Gaſtein war ein Waffenſtillſtand, kein Friede. 

Das große Spiel ging in der Folge bis zum Kriege um die 
Stellungnahme Frankreichs. Bismarck fürchtete, daß Sſterreich 
beim Wettlauf den Vorſprung erlangen werde. Eine Ber; 
ſicherung, die er bald nach Gaſtein in Paris überreichte, daß er 
entweder Preußen und damit Norddeutſchland zu einer wahrhaft 
ſelbſtändigen Großmacht ausbilden oder Rückhalt an den If 
mächten ſuchen müſſe, benutzte Drouyn, um ihn an den Höfen 
großpreußiſcher Abſichten und vor dem deutſchen Volke der 
Gegnerſchaft wider die nationalen Einheitsbeſtrebungen zu 
besichtigen. Unverzagt reiſte er perſönlich zu Napoleon, mit dem 
er wie im Vorjahre zu Biarritz zuſammentraf. Ohne ſich ge⸗ 
fangen zu geben, paßte er ſich doch den ihm vertrauten Gedanken⸗ 
gängen des Kaiſers an, ſeinem Bedürfniſſe nach Bewahrung des 
fran zöſiſchen Einfluſſes auf die ſüddeutſchen Höfe und nach einer 
Gebietsvermehrung gegen Deutſchland hin, wenn auch auf bel⸗ 
giſche Koſten. Der von Natur unſchlüſſige Kaiſer wurde vollends 
bedenklich, ob er ſich ſchon jetzt einer der beiden Mächte, Preußen 
oder Öfterreich, verpflichten ſolle. Um den Druck auf ihn während 
der nächſten Monate zu verſtärken, knüpfte Bismarck noch auf 
franzöſiſchem Boden mit Italien an, um es zum Bundesgenoſſen 
für den Krieg gegen Sſterreich zu werben. Beide Teile trauten ein⸗ 
ander zu, daß jeder nach dem andern nur verlange, um Sſterreich 
mit einem Angriffe von zwei Seiten her zu drohen. Dennoch 
kam das Bündnis zuletzt am 8. April auf kurze Friſt zuſtande. 

Ehe dieſes Bündnis ablief, hoffte Bismarck den „leider 
not wendigen Bürgerkrieg“ geführt und „den gordiſchen Knoten“ 
durchhauen zu haben, in deſſen „Verſchlingung“ die Deutſchen 
„ſeit Jahrhunderten lagen“. Am 26. Januar 1866 übermittelte 
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er Sſterreich eine Verwahrung, die ſchon wie eine Kriegs⸗ 
erklärung klang. Er beſchuldigte die Wiener Politik, daß ſie ihm 
nicht Wort gehalten und durch ihre Politik in Holſtein Verrat 
an den konſervativen Intereſſen übe, in deren Dienſt Preußen 
zur gemeinſamen Arbeit mit ihr bereit geweſen ſei. Wieder 
wie als Frankfurter Bundestagsgeſandter, richtete Bismarck 
ſein Augenmerk auf Bayern. Er bot ihm eine bevorzugte Stel⸗ 
lung und zuletzt den Oberbefehl über alle Truppen ſüdlich 
des Mains an, wenn es ſich auf Preußens Seite ſchlage. Den 
Hannoveranern legte er gleichzeitig noch einmal „alle Eventu⸗ 
alitäten“ dar, mit denen ſie im Kriegsfall rechnen müßten. 
„Mit voller Offenheit“ ſagte er ihnen, „Hannover habe in 
Zeiten der Gefahr nur eine ſichere Politik, nämlich die, ſich 
an Preußen anzuſchließen“. Er fuhr mit ſeinen Warnungen 
ſelbſt noch fort, als Hannover zugleich mit Sachſen ſchon Mitte 
März die erſten kriegeriſchen Vorbereitungen traf. Hannover 
ſollte die volle Unabhängigkeit verbürgt werden, wenn es nur 
unbedingt neutral bliebe und auf jede Rüſtung verzichtete. Viele 
Jahre ſpäter hat Bismarck im Reichstag einmal daran erinnert, 
welchen Druckes es „bei allen deutſchen Staaten bis zu einem 
gewiſſen Grade zur Herbeiführung der Einigung“ bedurfte, 
„und daß mit großer Luſt und Liebe für die deutſche Einheit 
ſehr wenig Staaten überhaupt derſelben näher getreten ſind, 
noch viel weniger ſich den Konſequenzen, die ſich aus derſelben 
ziehen laſſen, freiwillig unter worfen haben“. Angeſichts des 
heraufziehenden Krieges glaubte Bismarck das geeignetſte 
Mittel zum Drucke in einem Antrag am Bundestag gefunden 
zu haben, eine Volksvertretung auf Grund direkter Wahlen 
und des allgemeinen Stimmrechts ein zuberufen und ihr eine 
Vorlage der Bundesregierungen über die Anderung der Bundes⸗ 
verfaſſung zu unterbreiten. Bismarck ſagte zu dem franzö⸗ 
ſiſchen Geſandten, genüge der Wink noch nicht, ſo werde er ſelbſt 
vor der Forderung nicht zurückſchrecken, daß die revolutionäre 
Reichs verfaſſung von 1849 ein zuführen ſei. Er kannte die Furcht 
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der Mittelſtaaten vor dem Wiederer wecken der Leidenſchaften 
des Jahres 1848. Er verkannte aber, daß in ſeiner Hand bei 
dem Haſſe der öffentlichen Meinung gegen ihn das Mittel 
ſeine Kraft einbüßte. Der Antrag vertiefte wohl noch die Un⸗ 
einigkeit, die durch den langen, ergebnisloſen Kampf wider 
ihn unter den preußiſchen Liberalen eingeriſſen war. Aber 
ſie führte den Teil, der nach einem Anſchluß an ſeine kräftige 
aus wärtige Politik begehrte, nach einigen Wochen unſichern 
Schwankens doch nicht zu ihm hinüber. Er ſah dann wohl den 
Vorſitzenden des Nationalvereins und Führer der hannover⸗ 
ſchen Liberalen, Rudolf von Bennigſen, Anfang Mai bei ſich, 
gewann jedoch auch ihn und die Mehrzahl der mittelſtaatlichen 
Liberalen nicht. An ihnen war ihm mehr als an ihren preußiſchen 
Geſinnungsgenoſſen gelegen, weil er durch ihren Einfluß in den 
Kammern die mittelſtaatlichen Regierungen vielleicht vom An⸗ 
ſchluß an Sſterreich zurückhalten konnte. Am 8. Mai löſte der 
König nach ſeinem Vorſchlag das Preußiſche Abgeordnetenhaus 
auf. Seine innern Gegner hätten ſonſt ſogar dieſe Gelegenheit 
wahrgenommen, im Zeitpunkt höchſter Gefahr gegen das 
Miniſterium Sturm zu laufen und Unruhe in der Bevölkerung 
zu erregen. Finanziell behalf ſich Bismarck mit Ausnahme⸗ 
maßregeln, fo gut es ging. Ein raſcher Verlauf des Kampfes 
war nötig. Und noch wußte er nicht einmal, ob die Schwerter 
wirklich aus der Scheide fahren würden. 

Im März hatten Öfterreich und Preußen Truppen zuſammen⸗ 
gezogen. Im April erbot ſich Hfterreih zum Abrüſten. Der 
Zar, die engliſche Königin, auch Bayern verwandten ſich im 
ſelben Sinne bei Preußen. König Wilhelm hörte auf ſie, ohne 
ſich eine Sicherheit zu verſchaffen, daß Preußen bei Sſterreich 
nachher mehr als bisher erreichte. Bismarcks Nerven hielten 
der Erſchütterung kaum noch ſtand. Da aber Sorge vor Italien 
die öſterreichiſche Heeresleitung bewog, ſogleich wieder andere 
Vorkehrungen an der Südgrenze zu treffen, konnte auch die 
preußiſche Abrüſtung unterbrochen werden. Im Mai kämpften 
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beide Staaten ihren diplomatiſchen Endkampf um Napoleon. 
Franz Joſeph war bereit, Venetien den Italienern zu opfern, 
um Napoleon zur Einmiſchung zu bewegen; aber die Italiener 
zauderten, das Geſchenk von einem ungeſchwächten Gegner aus 
der Hand der Franzoſen zu nehmen. Die Preußen ließen Na⸗ 
poleon vom Rheine reden, erboten fi jedoch zu nichts. Napoleon 
zog es vor, erſt während des Krieges ſich zu rühren. Seine 
Neigung freilich war entſchieden. Er hielt zu Sſterreich. In 
allem Geheimnis verhandelte unterdeſſen Bismarck durch einen 
öſterreichiſchen Vertrauensmann mit dem Wiener Hofe ein 
letztes Mal über eine friedliche Verſtändigung. Die Grenze, 
die er ſich beim Antritt feines Amtes im Geſpräch mit Karol yi 
für Preußens Macht gezogen hatte, hielt er unverrückbar inne. 
Im Preußiſchen Abgeordnetenhauſe hat er ſich acht Jahre 
danach, wegen ſeiner Kriegführung im Jahre 1866 angegriffen, 
am 16. Januar 1874 für den Ernſt ſeiner Angebote verbürgt: 
„Indeſſen, da ich immer darauf gerechnet hatte, die Verhältniſſe 
mit Oſterreich nicht dahin zu treiben, daß fie zu unverſöhnlichem 
Zwieſpalt führten, eine Überzeugung, der ich noch Aus 
druck gegeben habe, und zwar bis zu Sr. Apoſtoliſchen Majeſtät 
hin, in dem Momente, wo unſere Truppen ſchon marſchierten, 
da noch habe ich Vorſchläge gemacht, die leicht zu einer Verein⸗ 
barung hätten führen können.“ Die leitenden Männer in 
Hfterreih waren ſich uneins. Der verblendete öſterreichiſche 
Liberalismus verlangte den Krieg. Franz Joſeph wies die 
Verſtändigung ab. Bei allem perſönlichen Mute hat Bismarck 
Gefahren für ſeinen Staat niemals unter⸗, weit eher überſchätzt. 
Hfterreich war gut gerüſtet, wie ſelten in feiner Vergangenheit. 
Sein Schwergewicht als Großmacht war dem preußiſchen noch 
überlegen. Die Mittelſtaaten, ſelbſt Baden, gingen wahrſchein⸗ 
lich mit ihm. Seine Schwäche war, daß ſeine Diplomatie nicht 
gleich zielſicher wie die Bismarckſche gearbeitet hatte, und darum 
der Heerführung die Wege nicht gleich gut gewieſen und vor; 
bereitet waren. Zum Nachteil gereichte ihm auch, daß der 
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Oberbefehl über ſeine Truppen erſt im letzten Augenblick in 
Benedeks Hand gelegt wurde, während Moltke längſt die Leis 
tung des preußiſchen Heeres ausübte und ſie kaum einheit⸗ 
licher und ſicherer fein konnte. Endlich litt Öfterreich unter der 
Zerrüttung ſeiner Finanzen. Bismarck wußte, was trotzdem 
auf dem Spiele ſtand. Seiner Erzählung nach hatte er durch 
den Vermittler zu guter Letzt noch angeboten, die ſchon ge 
ſchliffenen Waffen Preußens mit denen Sſterreichs gegen Frank 
reich zu kehren und der deutſchen Nation Straßburg zurück⸗ 
zu erobern. Straßburg ſollte in Öfterreihs Hut bleiben, wenn 
Mainz Preußen überlaſſen wurde. Statt deſſen griffen die beiden 
Mächte Mitte Juni einander an. Sſterreich ergab ſich am Vor⸗ 
abend des Krieges völlig der Leitung der mittelſtaatlichen 
Miniſter in der Frage der Herzogtümer, Bismarck ließ am ro. 
Juni den ausgearbeiteten Plan ſeiner Reform des Bundes 
in Frankfurt vorlegen. Für Sſterreich blieb in dieſem neuen 
Bunde kein Raum. Am 14. Juni faßten Sſterreich und die 
Mittelſtaaten, womit ſie ſo viele Jahre lang gedroht hatten, 
einen erſten Mehrheitsbeſchluß gegen Preußen. Er befahl 
die Mobiliſation, die nur Preußen gelten konnte. Dieſes ant⸗ 
wortete mit dem Austritt aus dem Bunde. Es benachrichtigte 
aber ſogleich die Regierungen, daß es die Selbſtändigkeit aller, 
die ſich auf Grund ſeines Reformplanes mit ihm verbündeten, 
nach dem Kriege achten werde. Gegen die andern eröffnete es 
ſchon am 17. Juni den Krieg 

Die Welt hatte ſeit den Feldzügen Napoleons I. keinen 
gleichen Siegeszug erlebt. In drei Heeresſäulen wälzten ſich 
die preußiſchen Truppen gen Böhmen. Am 3. Juli fand dort 
bei Königgrätz ſchon die Entſcheidungsſchlacht ſtatt. Der Erfolg 
ſtand auf des Meſſers Schneide. Aber Preußen ſiegte. Auf 
den gleichen Tag waren daheim die Neuwahlen für den auf⸗ 
gelöſten Landtag angeordnet. Sie brachten einen vollen Um⸗ 
ſchwung der innern Lage. Faſt die Hälfte aller Sitze fiel den 
Konſervativen zu. Gleich darauf aber erfolgte die diplomatiſche 
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Vereinigung Sſterreichs und Frankreichs. Die Nachrichten von 
dem raſchen Fortſchritt der preußiſchen Waffen hatten Napoleon 
aufgeſchreckt. Franz Joſeph meinte ihn noch aneifern zu 
müſſen, indem er nunmehr Venetien und mit ihm das Feſtungs⸗ 
gebiet, das Hfterreich eine ſtrategiſch überlegene Grenze gegen 
Italien geſichert hatte, feſt in Napoleons Hände legte. Seine 
Stellung in Oeutſchland rettete der Habsburger dadurch nicht 
mehr. Er zog den Fuß ganz aus Italien zurück und entblößte 
zugleich, was größere Tragweite hatte, von der Flanke her 
Hfterreichs Stellung am Balkan, die letzte, die ihm blieb, und 
unſchätzbar für ſeine eignen Völker wie für die Zukunft des 
ganzen deutſchen Volkes. Bis marck aber, erregt durch das wechſel⸗ 
volle diplomatiſche Ringen vor dem Kriege, ſcheute die Ausſicht 
auf einen Angriff Frankreichs, während die Truppenkörper der 
deutſchen Südſtaaten noch unverbraucht und unüberwunden 
waren. Er mußte auch ſchon mit Kongreßabſichten Rußlands 
und einer diplomatiſchen Ein wirkung Englands rechnen. Noch 
jetzt hätte er in die Hand Sſterreichs eingeſchlagen, dem öſter⸗ 
reichiſchen Einfluß Süddeutſchland eingeräumt und Venetien 
gedeckt, wenn dafür endlich, endlich Oſterreich die volle Klärung 
der deutſchen Verhältniſſe gewährte. Gewiß, die Frage bleibt, 
ob die Natur der deutſchen Frage, das Einheitsbedütfnis der 
Nation eine Teilung des Einfluſſes der beiden Großmächte 
noch erlaubte. Es darf auch ein Zweifel geäußert werden, 
ob Bismarck auf halbem Wege geblieben wäre, nachdem er, 
was bald geſchah, über Napoleons Kriegs eifer beruhigt wurde. 
Sſterreichs Schuld an der deutſchen Nation vermindert ſich des⸗ 
halb nicht. Ehe es Venetien freiwillig herausgab, mußte es 
alles verſuchen, um mit der andern deutſchen Großmacht zum 
Frieden zu kommen. 

Die Folge des unerhörten Schrittes der öſterreichiſchen Re⸗ 
gierung war nur die Einleitung vorzeitiger Unterhandlungen 
in Nikolsburg unter dem Drucke der franzöſiſchen Diplomatie. 
Bismarck ſetzte ſie gegen den Willen der Generäle, die nach Wien 
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wollten, beim Könige durch. Aber mit dieſem hatte er dann 
noch einen heftigen Strauß über das Maß der Friedensbedin⸗ 
gungen zu beſtehen. Die Süddeutſchen waren nicht beſiegt. 
Auf ſie konnte Frankreich, worüber der alte, geſcheite König 
Wilhelm von Württemberg Bismarck 1854 zu erſt die Augen ge⸗ 
öffnet hatte, von Straßburg aus einen ſtärkern Druck ausüben als 
jede der beiden deutſchen Großmächte, wenn ſie ohne die andere 
vorging. Da Straßburg in franzöſiſchen Händen gelaſſen 
werden mußte, war auch der geſchichtliche Einfluß Frankreichs 
auf die ſüddeutſchen Höfe zu achten; ſie durften in dieſem Augen⸗ 
blick nicht gereizt werden. Bismarck begnügte ſich deshalb vor⸗ 
erſt damit, daß Sſterreich ganz allgemein die Auflöſung des 
bisherigen Deutſchen Bundes anerkannte und ſeine Zuſtim⸗ 
mung zu einer neuen Geſtaltung Deutſchlands ohne ſeine 
Beteiligung gab. Die Süddeutſchen mochten ihre eignen Wege 
gehen. Dafür beſtand er aber darauf, die vollen Folgerungen 
für Norddeutſchland ziehen zu dürfen, die er von Anfang an 
Oſterr eichs Staatsmännern im Falle eines Krieges angekündigt 
hatte. Nicht nur die Herzogtümer, ſondern auch Hannover und 
Kurheſſen, ſelbſt noch Naſſau und die Stadt Frankfurt wurden 
preußiſch. Denn der Krieg hatte die Erkenntnis endgültig 
beſiegelt, daß dieſe Gebiete, wie es in der königlichen Botſchaft 
an den Landtag vom 16. Auguſt 1866 heißt, „vermöge ihrer 
geographiſchen Lage bei einer feindſeligen oder auch nur zweifel⸗ 
haften Stellung ihrer Regierungen der preußiſchen Politik 
und militäriſchen Aktion Schwierigkeiten und Hemmniſſe be⸗ 
reiten“ konnten, „die weit über das Maß ihrer tatſächlichen Macht 
und Bedeutung hinausgingen“. Bismarck erklärte laut ſeine 
Freude darüber, daß insbeſondere Hannover auf feine War⸗ 
nungen vor dem Kriege nicht gehört hatte und der Einver⸗ 
leibung nicht entginge. Gerungen wurde von beiden Seiten 
um Sachſen. Franz Joſeph wollte die Wettiner nicht opfern. 
Auch Napoleon bekümmerte ſich um fie. Endlich willigte Preußen 
in Sachſens Fortbeſtand ein. Am 26. Juli kam auf dieſer Grund⸗ 


Die Löſung der deutſchen Frage 173 
lage der Vorfriede zuſtande. Die Aus einanderſetzung Preußens 
und Sſterreichs war am Ziele. Der nach Bismarcks früherm 
Worte in jedem Jahrhundert fällige Krieg um die Vorherrſchaft 
in Deutſchland war geführt, und Preußen hatte geſiegt. 

Leichten Herzens kehrte Bismarck indeſſen nicht aus dem 
Kriegsgebiete zurück. Er hat von den Empfindungen erzählt, 
mit denen er an der Spitze der ſiegreichen Truppen hinter 
ſeinem König, gleich dieſem umjubelt, in Berlin ein zog. Er 
habe daran denken müſſen, daß er von derſelben Menge wie 
ein Verbrecher aufgenommen worden wäre, wenn der Krieg 
mit einer Niederlage geendigt hätte. Dann hätten ihn die 
alten Weiber nach dem Scherzwort eines Kameraden mit Beſen⸗ 
ſtielen totgeſchlagen. Daß ihn in den Minuten höchſten Triumphes 
ſolchergeſtalt die Zerbrechlichkeit menſchlichen Glückes am meiſten 
beſchäftigte, lag nicht nur an der unveränderten Art feines Weſens, 
die ihn ein Vierteljahrhundert zuvor im Geſpräch mit Marie 
Thadden nicht begreifen ließ, daß und warum er mehr als 
Staub vom Rollen der Räder ſein ſollte. Schwerere Sorge faſt, 
als mit der er ins Feld gezogen war, brachte er daraus heim. 
Die Löſung der deutſchen Frage, wie ſie in Nikolsburg gefunden 
worden war, ſtellte, darüber täuſchte er ſich nicht, von ſeinem 
ſtaatsmänniſchen Standpunkte aus nur einen Erfolg von 
bedingtem Werte dar, weil der Erfolg ohne und gegen Sſterreich 
erſtritten worden war. Mit Sſterr eich befreundet, hätte ſich 
Preußen dauernd auf die ſtrategiſche und politiſche Beherrſchung 
des deutſchen Nordens beſchränken können. Es wäre am Ziele 
geweſen. Jetzt aber war es nicht anders möglich, als daß ſich 
Bismarck die ſtaatliche Organiſation Geſamtdeutſchlands unter 
preußiſcher Führung vornahm. Das Problem, das ſich ihm 
ſchon in den letzten Jahren ſeiner Geſandtenzeit aufgedrängt 
hatte, aber durch die Annäherung Sſterreichs wieder zurück— 
gewichen war, legte ſich ihm ein für allemal auf. Er wußte, daß 
er nicht mehr ruhen durfte, bis er ihm gerecht geworden war. 
Bismarck mußte auf das politiſche Bedürfnis nach ſtaatlicher 
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Einheit, das im deutſchen Volke lebte, künftig größere Rückſicht 
nehmen, als es ihm im Falle des Einverſtändniſſes mit Öfterreich 
nötig erſchienen war. Er ſpürte die Starke der Widerſtände, 
auf die er dabei treffen würde. Ein Aus weg aber ſtand ihm nicht 
mehr offen. 

Über die Richtung des einzuſchlagenden Weges war ſich 
Bismarck ſofort klar geweſen. Sein König ſollte mit den Re⸗ 
gierungen der nicht an Preußen fallenden Gebiete Norddeutſch—⸗ 
lands einen Bund, den „Norddeutſchen Bund“, auf Grund 
der im Juni von ihm verkündigten Verfaſſungsgrundſätze 
ſchließen. Dabei gedachte Bismarck den Rahmen ſchon weit 
genug zu ſpannen, um eines Tages auch die ſüddeutſchen Länder 
darin aufzunehmen. Zum Gelingen des Planes bedurfte es, 
ſo wohl um das Vertrauen der ſüddeutſchen Höfe allmählich zu 
gewinnen wie zur Dämpfung der unitariſchen Gelüſte in der 
Nation, der Mitarbeit wenigſtens eines Mittelſtaates. Ihn fand 
Bismarck in dem Königreich der Wettiner. Deshalb hatte er zu 
Nikolsburg endlich in die Erhaltung Sachſens gewilligt, obwohl 
für die hohenzolleriſchen Könige ſeit länger als einem Jahr⸗ 
hundert gerade Sachſen ſtets der nächſte Gegenſtand ihrer 
Er weiterungsbeſtrebungen geweſen war. 

Das Bewußtſein, ſtärker als bisher dem Wohl und Wehe 
der deutſchen Nation, des lebendigen Organismus, um deſſen 
edlen Leib Sſterreich und Preußen ihren Großmachtſtr eit 
ausgefochten hatten, Rechnung tragen zu müſſen, legte dem 
ſiegreichen Staatsmann aber noch eine weitere Erwägung 
nahe. Sie war weſentlich taktiſcher Natur. Im parteipolitiſchen 
Daſein der Nation, wie es ſich unter dem Einfluß der konſtitu⸗ 
tionellen Ideen geſtaltet hatte, die von Weſteuro pa nach Deutſch⸗ 
land herübergedrungen waren, verfügte der Liberalismus 
über eine allen andern Parteibildungen überlegene Macht. 
Er beherrſchte die Gebiete, die ſich Preußen ſoeben angliederte. 
Er beſtimmte die öffentliche Meinung nicht minder in Süd⸗ 
deutſchland. Daher ſchien es Bismarck die unvermeidliche 
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Folge der ihm durch den Krieg aufgezwungenen Politik zu 
fein, daß er es aufgab, in den innern Staatsangelegenh eiten 
gegen den Strom der öffentlichen Meinung zu ſchwimmen. 
Da er die Neubildung des nationalen Staatslebens nun einmal 
mit der Nation ſtatt mit Sſterreich verſuchen mußte, konnte 
er von der Mitwirkung der ſtärkſten Partei im Volke nicht ab⸗ 
ſehen. Für den Beſtand des preußiſchen Staates fürchtete er 
von einer Nachgiebigkeit der Regierung gegen die Liberalen 
nicht mehr. Am 22. Januar 1864 hatte er der Mehrheit im 
Abgeordnetenhaus zugerufen: „Sie wollen von Preußen nichts 
wiſſen, weil es Ihrem Parteiſtandpunkt, Ihrem Parteiintereſſe 
nicht konveniert, weil es Ihnen konveniert, Preußen entweder 
nicht oder als Domäne des Nationalvereins beſtehen zu laſſen.“ 
Dieſe Gefahr war ohne Zweifel fürs erſte vorüber. Trotzdem 
entſchloß er ſich ſchwer zur Anderung ſeines Verhaltens. Die 
Jahre des Konflikts hatten ihn mit der konſervativen Partei 
wieder feſter verbunden. Er bekannte ſich perſönlich auch nach 
dem Kriege offen zu ihr. Anderſeits entſprach es ſeinen 
mit der Zeit gereiften ſtaatsmänniſchen Anſchauungen ſchon 
längſt, das Verfaſſungsleben, das die Krone ihren Untertanen 
einmal zugeſtanden hatte, nicht ohne Not zu hemmen. Dies 
gab die Entſcheidung. Bismarck berief ſich vor Freund und Feind 
darauf, daß er ſelbſt im Konflikt grundſätzlich beiderſeitige Kon⸗ 
zeſſionen, Kompromiſſe als „das Lebens prinzip des Konſti⸗ 
tutionalismus“ bezeichnet habe und daß die Bereitſchaft hier zu 
nicht bei ihm, ſondern bei ſeinen Gegnern erſt jetzt in die 
Erſcheinung trete. Nachdrücklicher noch, als es ſeine Dar⸗ 
ſtellung in den „Gedanken und Erinnerungen“ erkennen läßt, 
war es ihm Ernſt damit, künftig ein Auskommen mit den Libe⸗ 
ralen im höhern Intereſſe der aus wärtigen Politik des Staates 
zu erſtreben. Wie aber die Generäle verlangt hatten, den bei 
Königgrätz geſchlagenen auswärtigen Feind bis unter die Tore 
Wiens verfolgen zu dürfen, ſo rieten innere Politiker, und 
unter ihnen Bismarcks alter Kampfgenoſſe Kleiſt⸗Retzo w, den 
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am ſelben Tage erfochtenen Wahlſieg der Regierung auszunutzen, 
um die Liberalen zu ſtrafen. Für das größer gewordene Preußen 
ſei die Verfaſſung nicht berechnet, ſie müſſe neu vereinbart 
werden. Bismarck dagegen ſetzte beim Könige durch, daß die 
Regierung ſofort bei dem neuen Landtag um Indemnität 
für die Jahre einkam, in denen ſie ohne bewilligtes Budget 
das Land verwaltet hatte. Schon drängte eine ſtarke Strömung 
unter den Liberalen ſeit dem Siege über Sſterreich und ſeit 
der Wahrſcheinlichkeit einer Löſung der deutſchen Frage im 
kleindeutſchen Sinne die Führer dahin, Bismarck zu unterſtützen. 
Er wollte fie nicht ungenützt verſchäumen laſſen. Am 5. Auguſt 
trat der Landtag zuſammen. Die Thronrede kündigte das 
Ende des Konflikts, die Schließung des Riſſes zwiſchen der 
Krone und den Abgeordneten an. Es wurde ſeitdem ein 
Lieblingsgedanke Bismarcks, mit dem er bald auf die Kon; 
ſervativen, bald auf die Liberalen einredete, daß es für uns 
eine ſpätere Sorge ſein müſſe, ob wir unſer Haus im Innern 
etwas liberaler oder konſervativer einrichteten. Bis nach den 
nächſten großen Kriegen gelte es nur, unſere Einheit zu ſchmieden 
und gegen äußere Angriffe wie gegen innere Brüche zu ſichern. 
Deutlicher konnte er ſich ſelbſt darüber kaum Rechenſchaft geben, 
daß trotz aller Größe des Geleiſteten ſeine Aufgabe durch den 
Sieg bei Königgrätz noch nicht erfüllt, die deutſche Frage noch 
nicht gelöſt war. Ein Schritt vorwärts zur Aufrichtung der deut 
ſchen Einheit war getan, der weiteſte ſeit Jahrhunderten. Aber 
noch war Bismarck und mit ihm Deutſchland nicht am Ende 
des Weges. Neue, ärgere Schwierigkeiten türmten ſich vor dem 
gewaltigen Manne, da er die alten erſt kaum hinweggeräumt 
hatte. 


2. Die Gründung des Reiches 


Schon im Auguſt und September 1866 ſetzte Bismarck 
die Eck⸗ und Grundſteine des Staatsbaues, zu deſſen Ausführung 
mit dem Nikolsburger Vorfrieden die Stunde gekommen war. 
Der Vorfriede gewährte Preußen die Befugnis, Deutſchland 
neu zu geſtalten, wahrte aber zugleich den ſüddeutſchen Staaten 
das Recht auf eine ſelbſtändige internationale Exiſtenz. Die 
Friedensverhandlungen Preußens mit den ſüddeutſchen Staaten 
ſtanden noch aus. Durch deren Bevölkerung war im Juli eine 
ergreifende Aufwallung geflutet, als die franzöſiſche Einmiſchung 
bekannt wurde. Bismarck benutzte ſie, um zunächſt Mitte Auguſt 
Bayern, Württemberg und Baden, Anfang September auch 
Heſſen⸗Oarmſtadt zu geheimen Schuß, und Trutzverträgen 
mit Preußen zu bringen. „Es garantieren ſich“, ſo beſagte 
jeder der Verträge, „die hohen Kontrahenten gegenſeitig die 
Integrität des Gebietes ihrer bezüglichen Länder und ver— 
pflichten ſich, im Falle eines Krieges ihre volle Kriegsmacht 
zu dieſem Zwecke einander zur Verfügung zu ſtellen.“ Dem 
gewählten Ausdrucke nach handelte es ſich um freiwillige und 
jederzeit kündbare Verträge, wie tauſend andere geſchloſſen 
werden. In der Sache ſtellten die Verträge doch ſofort nach 
dem Kriege wieder die Geſchloſſenheit der militäriſchen Kräfte 
her, die der Hauptzweck des aufgelöſten Deutſchen Bundes 
zur Sicherung des deutſchen Bodens gegen fremden Einfall 
geweſen war, freilich fortan unter Ausſchluß Oſterreichs. Außer; 
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dem wurde nebſt einheitlichen Vorſchriften für den Eiſenbahn⸗ 
verkehr die Erneuerung des Zollvereins mit Anderungen in 
ſeiner Verfaſſung verabredet. „Daraus aber habe ich“, erklärte 
Bismarck im Jahre darauf öffentlich, „nie ein Hehl gemacht, daß 
die wirtſchaftliche Gemeinſchaft mit der Wehrgemeinſchaft 
unſerer Auffaſſung nach Hand in Hand geht.“ Es war der 
Keim der neuen Geſtaltung Geſamtdeutſchlands. Zum Entgelt 
verſchonte die preußiſche Regierung Land und Gut der ſüd— 
deutſchen Staaten ſo gut wie ganz. 

Für die innere Politik Preußens und Norddeutſchlands 
war es Bismarck nicht unlieb, daß er einſtweilen noch nicht 
mit einem engen Anſchluß der Süddeutſchen an den Nord; 
deutſchen Bund zu rechnen brauchte. Er ſcheute ſeit langem 
davor zurück, daß unter ihnen extrem liberale, radikale und demo⸗ 
kratiſche Elemente ganz anders zahlreich wie nördlich des Mains 
vertreten waren. In denſelben Tagen, da er mit den ſüddeut⸗ 
ſchen Staaten zum Frieden kam, erneuerte er mit den nord⸗ 
deutſchen Kriegsgenoſſen Preußens verſprochenermaßen den 
Bund. Der vorläufige Vertrag lautete auf ein Jahr, innerhalb 
deſſen er durch die Bundesverfaſſung erſetzt werden ſollte. 
Gleich darauf wurde am 21. Auguſt zu Prag der Bor; 
friede mit Sſterreich, kaum abgeändert, in den dauernden 
Frieden ver wandelt. Einen Monat fpäter mußten Reuß ältere 
Linie und Meiningen, die ſich gegen Preußen geſtellt hatten, 
Unter werfungsverträge eingehen. Den Beſchluß machte nach 
hartnäckigen und peinlichen Verhandlungen der Friedens⸗ 
vertrag mit dem Königreich Sachſen. Unterdeſſen war im 
preußiſchen Landtag ein Geſetz über die Eingliederung der 
Gebiete in Preußen angenommen worden, die auf Grund 
des Prager Friedens ihre Selbſtändigkeit einbüßen ſollten. 
Für eine bis zum 1x. Oktober 1867 währende Übergangszeit 
wurden fie der Diktatur der königlichen Behörden unterſtellt. 
Wichtig und ſchwierig war ein halbes Jahrhundert zuvor die 
Verſchmelzung der Rheinlande und Weſtfalen mit dem alten 
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Preußen geweſen. Schwieriger und wichtiger zugleich war doch 
das neue Werk. Kräftige, lebensfähige Mitt elſtaaten mußten 
diesmal vom preußiſchen Staate zerſtört werden, ganze in ſich 
geſchloſſene und aus hartem Holze gebildete Volksſtämme 
von ihm aufgenommen und ihre ſtaatliche Überlieferung um⸗ 
gebogen werden. Hannover hatte ein vorbildliches Amts weſen 
und eine vortreffliche Agrarverfaſſung, Kurheſſen war ſtolz auf 
ſeine Gerichtsorganiſation, Naſſau hatte eine eigentümliche 
Form der Simultanſchule ausgebildet, alle ihr beſonderes 
Kirchentum. Die preußiſche Bur eaukratie wollte ihnen ſogleich 
ihre Schablone aufdrücken. Der König aber und Bismarck 
hatten Herz für die Gründe, die da wider ſprachen. Es empfahl 
ſich, den neuen Provinzen eine ſtärkere Eigenart als den mit 
dem Staate längſt verwachfenen alten Provinzen zu laſſen. 
Bismarck trug ſich eine Weile lang ſogar mit dem Gedanken 
einer Zuſammenlegung der 1815 und 1866 erworbenen Ge; 
biete in Anlehnung an die einſtigen Reichskreiſe, um dadurch 
die alten Stämme des nord weſtlichen Deutſchland wieder zu 
ſammeln und ihr Wachstum abermals anzuregen. Er hoffte, 
daß ihr Vorgang auch auf die alten Provinzen Preußens an⸗ 
regend wirken und mit der Zeit ſogar deren Verſelbſtändigung 
gegen die bureaukratiſche Staatsverwaltung ausführbar erſcheinen 
laſſen werde. Keinesfalls ſollten ſich in Hannover und Kur⸗ 
heſſen wieder Stimmungen entwickeln, wie nach 1815 unter 
den Rheinländern. Eine königliche Botſchaft an den Landtag 
bezeugte ausdrücklich der Anhänglichkeit, die die Einwohner 
ihren nicht mehr zurückkehrenden Fürſten bewahrten, die Achtung 
des Königs. An geſehene Männer aus den einzelnen Gebieten 
wurden nach Berlin zur Raterteilung beſchieden. Vieles Koſt⸗ 
bare verkümmerte trotzdem. Denn einmal hielten ſich die kon⸗ 
ſervativ Geſinnten, deren Hilfe in dieſen Dingen unerſetzlich 
war, allzu abweiſend, vielfach feindſelig zurück. Sodann wünſchte 
Bismarck aus Gründen der allgemeinen Politik gar zu lebhaft, 
vor allem die Liberalen der neuen Provinzen heranzuziehen 
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und zu befriedigen. Deshalb wurde zumeiſt nur gepflegt, was 
deren Anſchauungen wertvoll deuchte, und manch anderes, wie 
die hannoverſche Agrarverfaſſung, ging zugrunde. 

Preußen als Ganzes hatte unbeſchreiblichen Vorteil von den 
Annexionen. Es zerfiel nun nicht mehr in zwei einander 
fremde Teile. Die neuen Provinzen ſchlugen geogra phiſch 
eine Brücke zwiſchen dem weſtlichen und dem oſtelbiſchen Preu⸗ 
ßen; fie verbanden auch beide Hälften organiſch miteinander 
und ſchufen mit der Zeit einen Übergang von dem rheiniſchen 
Weſen zu der Volksart, die ſich auf dem kolonialen Boden der 
Oder⸗ und Weichſelgebiete entfaltet hatte. Nun erſt konnte 
Preußen in Wahrheit ein Staat, das heißt, ein einheitliches 
Stück Menſchheit und ein einheitliches Stück Land werden. 
Eine Rückwirkung davon war am früheſten im konſtitutionellen 
Leben wahrzunehmen. Die Liberalen der annektierten Staaten 
verſpürten nur die eine Begierde, an der deutſchen Einheit 
mitarbeiten und auf die Einrichtung ihrer Landſchaften durch 
die preußiſchen Behörden einwirken zu dürfen. Sie hatten 
deshalb das Indemnitätsgeſuch der Regierung im preußiſchen 
Landtag begrüßt. Der Konflikt ſollte, ſoviel ſie beitragen konnten, 
begraben bleiben. Ihre Zahl war groß. Das Bedürfnis, mit 
ihnen zuſammenzukommen, führte noch im Herbſte 1866 zu 
einer Spaltung in den beiden großen liberalen Fraktionen 
des Abgeordnetenhauſes, die die Trägerinnen des Konfliktes 
geweſen waren. Es bildete ſich eine „Neue Fraktion der natio⸗ 
nalen Partei“. Sie kam mit den Liberalen der angegliederten 
Provinzen in dem die Verfaſſung beratenden Reichstag des 
Norddeutſchen Bundes im März zum erſtenmal in Berührung 
und verſchmolz ſich ſogleich mit ihnen zur nationalliberalen 
Partei. 

Gegen die Berufung dieſes Reichstags hatte das preußiſche 
Abgeordnetenhaus, dem das Wahlgeſetz für ihn im Sep— 
tember 1866 vorgelegt wurde, mancherlei Ein würfe erhoben. 
Einflußreiche liberale Führer trauten dem Ergebniſſe des all— 
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gemeinen Wahlrechts nicht, das für den Reichstag im Unter⸗ 
ſchied von dem Zenſus wahlrecht des Landtages gelten ſollte. 
Zum Teil dieſelben Abgeordneten, zum Teil andere ſahen 
nicht ein, warum es überhaupt beſonderer Reichstags wahlen 
für das ganze Bundesgebiet bedürfe. Sie hätten vorgezogen, 
daß der Landtag durch Zu wahl aus den Bundesſtaaten und den 
annektierten Provinzen vervollſtändigt wurde. Denn ihnen 
zufolge mußte nun endlich, nachdem ſie ſchon 1848 darauf gehofft 
hatten, Preußen in Deutſchland aufgehen. Fiel doch das nicht⸗ 
preußiſche Gebiet nach Meilenzahl und Bevölkerungs ziffer im 
Norddeutſchen Bunde gegen das preußiſche kaum noch ins Ge; 
wicht. Bismarck hatte den Bundesgenoſſen den eignen Reichstag 
verſprochen und hielt daran. Nur das eine Zugeſtändnis machte 
er dem Abgeordnetenhauſe, daß er die Bezeichnung des Reichs⸗ 
tags als die Verfaſſung vereinbarenden Reichstags fallen ließ und 
den Kammern der Vertragsſtaaten das letzte Wort, wenigſtens 
der Form nach, nicht beſtritt. Ehe er den Reichstag aber vorberei⸗ 
ten konnte, warf ihn die furchtbare Aufregung der letzten Jahre 
abermals aufs Krankenbett. Wieder bändigte den Mann, 
deſſen reizbares Nervenſyſtem fiebernd und aufgepeitſcht alle 
Sorgen und allen Arger des Staatslebens miterlebte, wochen, 
lang ein ſchweres Leiden. Kaum erhob er ſich, ſo las er fern von 
Berlin die Vorarbeiten der andern für die künftige Bundes⸗ 
verfaſſung. Er verwarf ſie alle. Die meiſten waren zu zen⸗ 
traliſtiſch gedacht und trugen mehr den liberalen Gedanken des 
Jahres 1848 als der geſchichtlichen Eigenart des nationalen 
Verfaſſungslebens Rechnung. Hingegen war Savigny, der 
Preußen bis zuletzt am Bundestage vertreten hatte, in zu 
große Abhängigkeit von der Verfaſſung des Deutſchen Bundes 
geraten. Bismarck machte ſich ſelbſt ans Werk. Was er in ver⸗ 
neinender Form im Grunde ſchon als Kritiker der Radowitzſchen 
Unionsverfaſſung am 6. September 1849 geſagt, was er in 
Frankfurt weiter gedacht und poſitiv zuerſt 1861 für den König 
in einigen wenigen großen Grundgedanken feſtgehalten, nachher 
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auch öffentlich als Meinung der preußiſchen Regierung den Bez 
ſchlüſſen des Fürſtentages entgegengeſetzt hatte, geſtaltete er 
nunmehr endgültig in ſich aus. Am 13. Dezember diktierte 
er Lothar Bucher ohne Unterbrechung, was er anders wie der 
von ſeinen Untergebenen vorbereitete Entwurf haben wollte. 
Es war alles Weſentliche. Es war der Geiſt und die Organiſation 
des Bundes. Während ſeine Gegner nicht müde wurden, 
ihn anzuklagen, daß er aus Deutſchland Großpreußen machen 
und auch noch die ſüddeutſchen Länder annektieren werde, 
ſchenkte Bismarcks ſtaatsmänniſcher Genius dem deutſchen Staats⸗ 
leben eine Verfaſſung, die ſich genau in der Linie der geſchicht⸗ 
lichen Entwicklung weiter bewegte, wie aber das deutſche Volk 
gleich brauchbar und fortbildungsfähig noch keine beſeſſen hatte. 
Hier war wirklich begriffen, daß es eine Aufgabe für ſich war, 
den Staat deutſcher Nation zu organiſieren, und daß dieſe 
Aufgabe weder mit der durch die Annexionen und den Prager 
Frieden getätigten „Sättigung“ Preußens zuſammenfiel, noch 
durch eine Umredigierung weſteuropäiſcher Konſtitutionen gelöſt 
werden konnte. Als der Inhalt des Entwurfs einige Wochen ſpäter 
durchſickerte, entſetzten ſich die Parlamentarier und die Zei⸗ 
tungen über „die wahrhaft monſtröſe Verfaſſung“. Organiſche 
Beſtimmungen wechſelten in ihr mit bloßen Verwaltungs⸗ 
vorſchriften. Sie hatte klaffende Lücken, und ſie konnte von 
der Theorie unter keine der üblichen Verfaſſungsarten rubriziert 
werden. Kaum ließ ſich ein weiterer Abſtand denken als zwiſchen 
ihr und dem Profeſſorenwerke der Reichsverfaſſung von 1849, 
das die öffentliche Meinung als die felbftverftändliche Vorlage des 
Entwurfes der Regierungen angeſehen hatte. „In allen dieſen 
Fragen“, ſo hat Bismarck 1879 ſein Verfahren erläutert, „halte 
ich von der Wiſſenſchaft gerade ſo wenig wie in irgendeiner 
andern Beurteilung organiſcher Bildungen. Unſere Chirurgie 
hat ſeit 2000 Jahren glänzende Fortſchritte gemacht; die ärzt⸗ 
liche Wiſſenſchaft in bezug auf die innern Verhältniſſe des 
Kör pers, in die das menſchliche Auge nicht hineinſehen kann, 
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hat keine gemacht; wir ſtehen demſelben Rätſel gegenüber wie 
früher. So iſt es auch mit der organiſchen Bildung der Staaten. 
Die abſtrakten Lehren der Wiſſenſchaft laſſen mich in dieſer Be⸗ 
ziehung vollſtändig kalt; ich urteile nach der Erfahrung, die wir 
erleben.“ „Iſt denn die Verfaſſung, unter der wir leben,“ 
ſagte er ein andermal, „wirklich ſo unpraktiſch und ſo un⸗ 
bewährt? Theoretiſch kann man viel darüber ſagen; praktiſch 
war ſie der Abdruck deſſen, was damals tatſächlich vorhanden 
und was infolgedeſſen möglich war, mit derjenigen Ausdehnung 
und Richtigſtellung, die ſich damals im Augenblick machen ließ.“ 
„Wir mögen das Elaborat, das dadurch zuſtande gekommen 
iſt, mit dem Namen einer Verfaſſung belegen oder nicht, das 
tut zur Sache nichts. Wir glauben aber, daß, wenn es hier 
angenommen wird, für das deutſche Volk die Bahn frei ge⸗ 
macht worden iſt, und daß wir das Vertrauen zum Genius 
unſeres eignen Volkes haben können, daß es auf dieſer Bahn 
den Weg zu finden wiſſen wird, der zu ſeinen Zielen führt.“ 
Die „Einigung des geſamten Deutſchlands, deren feſten Ab⸗ 
ſchluß wir überhaupt in keiner konkreten Form uns heute ſchon 
zu denken haben, kann als einer ewigen Vervollkommnung, 
ſolange es Völker gibt, fähig angefehen werden. Der augen⸗ 
blickliche Norddeutſche Bund iſt ein konkreter Ausdruck der 
Einigung, den ich jedoch als ein vorübergehendes Stadium be⸗ 
trachte.“ „Ich traue unſerer Verfaſſung eine Bildungsfähig⸗ 
keit zu gerade auf ähnlichem Wege, wie die engliſche Verfaſſung 
ſich gebildet hat, nicht durch theoretiſche Aufſtellung eines Ideals, 
auf das man ohne Rückſicht auf die Hinderniſſe, die im Wege 
ſtehen, losſtrebt, ſondern durch organiſche Entwicklung des Be⸗ 
ſtehenden, indem man die Richtung nach vorwärts beibehält, 
in dieſer Richtung jeden Schritt tut, der ſich im Augenblick als 
möglich und unſchädlich zeigt, ſo daß keine größern Gefahren 
damit verbunden ſind.“ 

Der erſte Band der „Gedanken und Erinnerungen“ ent⸗ 
hält im 12. und 13. Kapitel einen Rückblick auf die preußiſche 
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Politik und eine Betrachtung über „Dynaſtien und Stämme“. 
Die beiden Kapitel leſen ſich wie Motive zum Verfaſſungsgeſetz. 
„Deutſcher Patriotismus bedarf der Vermittlung dynaſtiſcher 
Anhänglichkeit.“ Die Bundesverfaſſung mußte daher nach 
Bismarcks Überzeugung wiederum aus einem ewigen Vertrage 
deutſcher Fürſten entſtehen, wie die Bundesakte von 1815 
und wie ſchon die Neformverſuche der Zeit Maximilians I. 
und Karls V. oder der Zeit des Dreißigjährigen Krieges. Die 
Baſis des Vertrages ſollte „das Vertrauen zu der Vertrags⸗ 
treue Preußens“ ſein. Zur Richtſchnur hatte Bismarck ge⸗ 
nommen, nur das für die Entwicklung der nationalen Einheit 
Nötige, dieſes aber mit allem Nachdruck zu fordern. Er hat 
unmittelbar vor dem Ausbruch des Krieges mit Frankreich am 
15. Mai 1870 vor dem Reichstage beteuert, daß er im Bewußt⸗ 
ſein der Größe des Zieles gegen Sondereinrichtungen, gegen 
Vorurteile, ja ſelbſt gegen Rechte einzelner Regierungen und 
einzelner Stämme bei der Aufrichtung des Bundes mit Härte 
verfahren ſei. „Wir haben nicht links, nicht rechts geſehen, ob 
wir jemanden wehe täten in ſeiner teuerſten Überzeugung.“ 
Solche Strenge aber hätte ſich feiner Überzeugung nach zum 
Schluſſe gegen ihn gekehrt, wenn er „die Autonomie der Re⸗ 
gierungen auch nur um eines Haares Breite weiter“ beſchränkt 
und bekämpft hätte, „als es notwendig iſt zur Erfüllung der 
großen nationalen Zwecke, welche dem Bunde obliegen“. 
Bismarck war ſich wohl bewußt, daß das Schwergewicht 
der Verfaſſung auch in dem neuen nationalen Staatsweſen 
in die Vertretung der Regierungen beim Bunde fallen mußte. 
Folgerichtig übernahm er aus dem Deutſchen Bunde den 
Bundestag als Organ, durch das die Fürſten ihren Einfluß 
auf das Staatsleben der nationalen Geſamtheit wahr zunehmen 
vermochten. Nicht einmal an deſſen Stimmenverteilung änderte 
er etwas; nur wurden die Stimmen der von Preußen annek⸗ 
tierten Länder Preußen zugeteilt, und Bundesrat fortan ſtatt 
Bundestag geſagt. Eine Verbeſſerung nahm Bismarck an der 


Die Löſung der deutſchen Frage 185 
Geſchäftsordnung des Bundesrats freilich vor, die auf den 
erſten Blick von umwälzender Bedeutung geweſen zu ſein 
ſcheint. In Erinnerung an die unüberwindlichen Schwierig⸗ 
keiten, die das Erfordernis der Einſtimmigkeit für alle um⸗ 
ſtrittenen Entſcheidungen des Bundestags bereitet hatte, ließ 
Bismarck im Bundesrat in der Regel die einfache Mehrheit 
gelten. Indeſſen übte er damit nur einen Druck aus. Auch im 
Bundesrat pflegt man wie im Bundestage nicht abzuſtimmen, 
ehe nicht, wie Bismarck mehrfach erläuterte, durch diplomatiſche 
Mittel eine einhellige Anſicht der Bundesſtaaten erzielt worden 
iſt. Wie im alten Bunde, wurde auch im neuen mit der Einführung 
ſtaatlicher Organe möglichſt geſpart. „Ich glaube, das Reich iſt 
im Verhältnis zu ſeiner Aufgabe die organloſeſte Jaſtitution, 
die überhaupt exiſtiert.“ So ſagte Bismarck noch am 14. März 
1877 im Reichstag. Er dachte nicht an die Einrichtung einer 
beſondern Bundesregierung mit ihrem ganzen Apparat von 
Miniſterien. Eine einfache Kanzlei, eine Schreibſtube zur Ver⸗ 
mittlung der Bundesgeſchäfte zwiſchen den aus wärtigen Mini⸗ 
ſterien der einzelnen Bundesſtaaten, mit einem Kanzler als 
Vorſtand, ſollte genügen; ſie ſchien „unentbehrlich“, „um die 
ganze Maſchine, wie ſie augenblicklich konſtruiert iſt, in Gang 
zu halten“. Erſt recht beabſichtigte er nicht, draußen im Bundes⸗ 
gebiete Verwaltungseinrichtungen von Bundes wegen zu treffen. 
Selbſt Einkünfte, die der Bund brauchte, um ſeine Ausgaben 
zu beſtreiten, ſollten von den Bundesſtaaten für ihn aus ge⸗ 
wiſſen indirekten Abgaben und durch Zölle aufgebracht werden. 
Für das Heeresweſen wollte er ein für allemal eine Verein⸗ 
barung der Bundesſtaaten herbeiführen, daß die Friedensſtärke 
gleich einem Hundertſtel der Bevölkerungszahl fein ſolle und auf 
den Kopf von den Staaten jährlich eine beſtimmte Summe, 
die er ebenfalls auf lange Friſt feſtlegte, an den Bund gezahlt 
werde. Die Folge war, daß es dem Bunde nach dem Entwurfe 
Bismarcks an den Vorausſetzungen für eine ausgebildete Etats⸗ 
geſetzgebung fehlte. „Soweit ich mir überhaupt dieſen Ge; 
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danken ſchon klar gemacht habe, ſo ſchwebt er mir in der Art 
vor, daß wir jedenfalls ein Budget vorlegen würden, welches 
die Geſamtausgaben des Bundes umfaßt, die militäriſchen nicht 
ausgeſchloſſen; nur würden wir das auf der Baſis des mit der 
Volksvertretung für eine gewiſſe Dauer von Jahren abzu⸗ 
ſchließenden Vertrags tun, ſo daß man uns an dem Militär⸗ 
budget für dieſe Zeit keine Streichung machen kann, wenigſtens 
keine ſolche, die nicht mit dem Bundesfeldherrn vereinbart 
wäre.“ Um darzutun, wie ſehr die Selbſtändigkeit der Bundes⸗ 
ſtaaten durch feinen Verfaſſungsentwurf geſchont wurde, 
rühmte ſich Bismarck damals und in den folgenden Jahren 
mit beſonderer Vorliebe der Erhaltung des Geſandtſchaftsrechts 
für die Einzelſtaaten. Er hat wiederholt erzählt, wie ſich die 
Frankfurter Nationalverſammlung über dieſes von den Fürſten 
hoch eingeſchätzte Recht undiplomatiſch hinwegſetzte und wie 
bei der Unionsverfaffung faſt ein Jahr lang zwiſchen Rado witz 
und den Regierungen um das Recht gekämpft worden ſei. 
Auch von einer ſyſtematiſchen Zuſammenſtellung der Grund⸗ 
rechte ſah Bismarck ab, trotzdem noch die Frankfurter National⸗ 
verſammlung im Geiſte aller verfaſſunggebenden Verſamm⸗ 
lungen ſeit der Begründung der Vereinigten Staaten von Nord⸗ 
amerika einen großen Wert auf eine ſolche Aufzählung gelegt 
hatte. Es fehlte deshalb dem Entwurfe nicht ganz an grund⸗ 
rechtlichen Beſtimmungen, wie Bismarck wohl ſelbſt gelegentlich 
einräumte. Aber im ganzen blieb der Entwurf in dieſem 
Punkte ſelbſt noch hinter den Anſätzen der Wiener Bundesakte 
von 1815 zurück. Nicht einmal ein gemeinſames Indigenat 
ſchien Bismarck angebracht, ſondern nur die Vorſchrift, daß alle 
Angehörigen des Bundes in ſämtlichen Bundesſtaaten gleiche 
Rechte hätten. Von Beſtimmungen, wie die Wiener Bundes⸗ 
akte ſie in den Paragraphen enthielt, die die Einführung einer 
landſtändiſchen Verfaſſung in allen Bundesſtaaten oder die 
Parität für die Angehörigen der chriſtlichen Bekenntniſſe 
vorſchrieben, fand ſich in dem Entwurfe Bismarcks keine Spur. 
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Bismarck behauptete kühl, daß die Grundrechte nicht zu 
ſeinem Reſſort gehörten, offenbar, weil er ihre Aufnahme 
in die Verfaſſung für unverträglich damit hielt, daß der 
Bund nur auf einem Vertrag beruhte. Er wollte nicht, daß die 
politiſchen Parteien auf dem Umwege der Feſtſtellung von 
Grundrechten die Befugnis zu Eingriffen in die Gebiete des 
einzelſtaatlichen Lebens erreichten, worauf geſchichtlich deſſen 
Eigenart und Gefüge beruhte: in die konſtitutionellen Einrich⸗ 
tungen der Bundesſtaaten, in ihre innere Verwaltung und die 
Geſetzgebung für Kirche und Schule. 

Wie Bismarck auf ſolche Art mit wahrhaft ſtaatsmänniſchem 
Takt das Verſprechen hielt, die Selbſtändigkeit der Bundes⸗ 
ſtaaten ſoweit als möglich zu achten, ſo entſprach freilich auch 
ſeine Erklärung den Tatſachen, daß er, wo es nötig war, nicht 
vor Härten zurückſchreckte. Dem alten Bunde hatte es am einer 
wirkſamen Einrichtung der Exekutivgewalt gemangelt. Bis⸗ 
marck ſchuf ſie. Nur übertrug er ſie nicht auf den Bundesrat, 
ſondern behielt ſie dem König von Preußen als dem geborenen 
Präſidenten des Norddeutſchen Bundes vor. Der König von 
Preußen wurde dadurch nicht zum Monarchen des Bundes, ſo 
wenig wie Deutſchland vor 1806 und nach 1815 durch einen 
Monarchen regiert worden war; er blieb primus inter pares. 
Aber dem Bunde wurde auf dieſe Art dazu verholfen, daß, 
was er beſchloß, unter allen Umſtänden zur Ausführung gebracht 
werden konnte. Denn der König von Preußen vermochte die 
ihm zugewieſene Bundesexekutive durch die Lage feiner Haus⸗ 
macht, des preußiſchen Staates, mitten im Bundesgebiete und 
dank dem überlegenen Umfange ſeines Landes infolge der 
Annexionen kraftvoll auszuüben, während Sſterreich allzuſehr 
an der Grenze oder gar außerhalb des frühern Reichsgebietes 
gelegen hatte. Dem preußiſchen König fiel zu die auswärtige 
Vertretung des Bundes in deſſen gemeinſamen Angelegen⸗ 
heiten, der Oberbefehl über alle Truppen der Bundesſtaaten 
und über die Bundesmarine, die Leitung des Poſt- und Tele; 
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gra phenverkehrs, die Aufſicht über die Eiſenbahnen ſowie 
die Ernennung aller Beamten des Bundes. Auch an einem 
andern Punkte nahm Bismarck eine weſentliche Verbeſſerung 
der frühern Bundeseinrichtungen vor. Wenn er ſich gleich, 
um den vertragsmäßigen Charakter des Bundes zu wahren, 
mit einer einzigen Bundesbehörde, der Kanzlei, begnügen 
wollte, ſo gedachte er doch im Norddeutſchen Bunde die Fähig⸗ 
keit, Verwaltungsaufgaben zu bewältigen, zu der im Deutſchen 
Bunde nur vereinzelte und unentwickelte Anſätze vorhanden 
geweſen waren, voll zu entwickeln. Schon der Deutſche Bund 
hatte beſtändige Verwaltungsausſchüſſe für gewiſſe Zwecke, 
namentlich den Militärausſchuß, gekannt. Bismarck bildete 
planmäßig im Schoße des Bundesrats ſelber eine Reihe ſolcher 
Verwaltungsausſchüſſe unter dem Vorſitze der preußiſchen 
Fachminiſter oder ihrer Vertreter, die ohne längere Unter⸗ 
brechung tagten und denen je ein beſtimmter Kreis von Ver⸗ 
waltungsverrichtungen zugewieſen war. Der Kanzler hat wohl 
ſcherzend bemerkt, daß etwa der Finanzausſchuß des Bundes⸗ 
rats der Finanzminiſter des Bundes ſei. Sein Gedanke hat 
ſich in der Folge vollkommen bewährt. Vor allem aber fügte 
Bismarck dem geſchichtlich überlieferten Verfaſſungs werke der 
deutſchen Nation ein neues Rad, den Reichstag, ein. Gleich 
einem mächtigen Schwungrad ſollte der Reichstag den Zu⸗ 
ſammenhalt der mannigfaltigen Teile ſichern und dem voraus⸗ 
zuſehenden Bedürfniſſe des Volkes nach einer Vermehrung der 
einheitlichen Einrichtungen rechtzeitig zum Ausdruck ver⸗ 
helfen. Aus dieſer Abſicht behielt Bismarck für den Reichstag 
nach kur zem Schwanken das allgemeine, gleiche und direkte Wahl⸗ 
recht bei, das er für den die Verfaſſung beratenden Reichstag 
nach dem Beiſpiele des Jahres 1848 für angemeſſen erachtet 
hatte. Allerdings wünſchte er nicht, daß dieſes Wahlrecht im 
Bunde dieſelbe Wirkung wie in der Regel zeitigte. „Wir leben 
nicht unter dem Regime des allgemeinen Stimmrechts, ſondern 
unter der Herrſchaft des Königs und der Geſetze.“ So hatte ſich 
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Bismarck 1863 im Landtag ausgeſprochen, und ſo war es noch 
ſeine Meinung. Er wollte durch die Erteilung des allgemeinen, 
gleichen Wahlrechts nicht das Gewicht des Staatslebens von 
den Regierungen in die Maſſe des Volkes hinüberſchieben. Er 
hoffte im Gegenteil, in Übereinſtimmung mit manchem feiner 
konſervativen Freunde, daß der Ausfall der Wahlen dem 
Liberalismus ungünſtig fein und der Stellung der Ne 
gierungen zugute kommen werde. Aber nicht darum entſchied 
er ſich für die Aufnahme des unbeſchränkteſten aller Wahlrechte 
in die Verfaſſung. Nur wenn das Wahlrecht allgemein, gleich 
und direkt war, konnte es den Reichstag befähigen, gleichſam 
wie ein Membran, jede Bewegung des öffentlichen Lebens der 
Nation in ihrer Stärke den Staatsmännern des Reiches und 
den Fürſten zu Gehör zu bringen. Nach dieſer Richtung kargte 
er auch ſonſt nicht mit Rechten für den Reichstag. Nach einer 
andern freilich glaubte er um ſo mehr vor ſeinem eignen Ge⸗ 
ſchöpfe auf der Hut ſein zu müſſen. Die Schwungkraft des 
Rades konnte eines Tages zu ſtark werden und alles zuſammen⸗ 
reißen. Solcher Gefahr rechnete Bismarck zunächſt einmal 
grundſätzlich dadurch vorgebeugt zu haben, daß der Bund auf 
einem freien Vertrag der ihn bildenden Regierungen beruhte. 
Dadurch ſchien dem Bewilligungsrecht des Reichstags, der 
ſtärkſten Triebfeder jeder Ausdehnung parlamentariſcher Macht, 
von vornherein ein Hemmſchuh angelegt zu ſein. In derſelben 
Richtung ſollte ſodann wirken, daß Bismarck die Initiative 
zur Geſetzgebung ausſchließlich dem Bundesrate vorbehielt. 
Darin war auch eingeſchloſſen, daß die Zuſtändigkeiten, die der 
Verfaſſungsentwurf dem Bunde beilegte, nur durch Beſchluß 
des Bundesrats vermehrt werden konnten; ſelbſt er wurde 
aber in dieſem einen Falle an die Vorſchrift einer Zweidrittel⸗ 
mehrheit gebunden. Für den Anfang wurden die Zuſtändig⸗ 
keiten des Bundes außerordentlich vorſichtig bemeſſen. Sie 
betrafen, abgeſehen vom militäriſchen Gebiete, fo gut wie aus⸗ 
ſchließlich das wirtſchafts politiſche und Verkehrsgebiet und auch 
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auf dieſem gewährte die Verfaſſung dem Bunde vorerſt für 
den wichtigſten Verkehrszweig, die Eiſenbahnen, nur die Auf⸗ 
ſicht. Nach Bismarcks ſpäterer Angabe war man ſich freilich 
darüber einig, daß es dabei nicht ſein Bewenden haben, in 
irgendwelcher Form die Herrſchaft des Bundes auch auf die 
Eiſenbahnen ausgedehnt werden ſollte. Ganz läßt ſich ſeine 
Ausſage nicht mit der ſonſtigen Vorſicht des Entwurfs verein⸗ 
baren, da die Eiſenbahnen ein weſentliches Machtmittel des 
modernen Staatslebens darſtellen und die Verfügung darüber 
das Machtverhältnis des nationalen Geſamtſtaates und der 
Ein zelſtaaten zu einander ausſchlaggebend zu beeinfluſſen 
drohte. Zu erwarten war auf Grund der Erfahrungen 
des letzten Jahrzehnts, daß der Bund ſchon bald auch für 
die mannigfachen Gebiete des Rechtslebens zuſtändig werden 
würde. Bismarck räumte es ein. Aber darüber hinaus 
wollte er einſtweilen unter keinen Umſtänden gehen. Das 
ſtärkſte Bollwerk gegen eine Übermacht des Reichstags errichtete 
Bismarck endlich dadurch, daß er Preußens ſelbſtändiges Fort⸗ 
leben ermöglichte. Hinter allen Beſtimmungen, die der parti⸗ 
kulariſtiſchen Vergangenheit der Nation und ihren eigentüm⸗ 
lichen Werten Rechnung trugen, ſteht in dem Bismarckſchen 
Staatsbau Preußen als ihre weſentliche Stütze. Dieſe Tat⸗ 
ſache konnte nicht in dem Verfaſſungsentwurfe ſelbſt durch be⸗ 
ſondere Beſtimmungen zum Ausdruck gelangen. Sie ergaben 
ſich einzig und allein aus der Praxis. Bismarck behielt, um 
hier nur die wichtigſten Merkmale anzudeuten, den preußiſchen 
Landtag als den lebhafteſten Verfechter des partikulariſtiſchen 
Staatsgedankens neben dem Reichstage bei, wie viele Ein⸗ 
wendungen man gleich gegen ſeine Abſicht erhob. Er leitete 
auch alle Vorlagen für Bundesgeſetze zunächſt in das preußiſche 
Staatsminiſterium. „Ein für allemal ſtelle ich hiermit feſt, 
daß ich Vorlagen, über die ich nicht der Zuſtimmung des preu⸗ 
ßiſchen Miniſteriums ſicher bin, wenn ſie nicht auf Verfügungen 
des Bundesrats beruhen, oder auf Requiſition des Reichstags 
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überhaupt nicht einbringe, und in dem Falle doch auch nicht, 
ohne daß ich mich vorher im preußiſchen Miniſterium verſichert 
habe, daß die preußiſchen Stimmen nicht gegen mich ſein werden. 
Sie unterſchätzen doch den Mechanismus der Verfaſſung, wie 
er ſich herausgebildet hat; er iſt verwickelter und entwickelter, 
als Sie glauben.“ „Die Bande, die beide Organiſationen an⸗ 
einander befeſtigen, ſind alſo viel ſtärker, als man an zunehmen 
pflegt und als unſere deutſche Preſſe zu meinem Erſtaunen 
angenommen hat in der ganzen Diskuſſion dieſer Frage.“ Das 
wichtigſte Verbindungsglied zwiſchen den beiden Staatsgebild en 
ſollte nach Bismarcks urſprünglicher Abſicht das preußiſche 
Miniſterium der auswärtigen Angelegenheiten werden. Der 
Vorſtand der Bundeskanzlei ſollte dieſem Miniſterium als 
Unterſtaatsſekretär für die deutſchen Angelegenheiten angehören. 
Der preußiſche Miniſter des Auswärtigen ſelbſt aber ſchien 
Bismarck der gegebene Beamte des Königs von Preußen zu 
ſein, um in deſſen Auftrag mit den Bundesregierungen und dem 
Reichstage die Geſchäfte des Bundes zu regeln. Durch die 
Stellung nicht nur im Reiche, ſondern auch neben dem Reiche, 
die Bismarck für Preußen im Auge hatte, wahrte er dem deut⸗ 
ſchen Staatsleben über das Jahr 1866 hinaus den dualiſtiſchen 
Charakter, der ihm von Urſprung an eigentümlich war. Er 
ſuchte ihm dadurch unmittelbar, nachdem es durch die Trennung 
von Sſterreich in Unruhe geraten war, das Gleichgewicht wieder 
zu geben. So ruhte denn das deutſche Staatsleben aber mals auf 
zwei Pfeilern: auf dem einſtweilen nur Norddeutſchland umfaſ⸗ 
ſenden nationalen Staate und auf Preußen als dem am meiſten 
partikulariſtiſch angeregten Staatsgebilde des deutſchen Bodens. 

Bismarcks Staatsſchöpfung war ohnegleichen auf der Erde. 
Auch mit der alten Verfaſſung der Generalſtaaten, der er ſie 
eines Tages verglich, hatte ſie doch nur von ferne einige Züge 
gemein. Sie blieb unverſtändlich für das Ausland und leider 
auch unbegriffen von dem eignen Volke, dem durch ſeine Preſſe 
und feine Kammern fort und fort ausſchließlich die weſteuro⸗ 
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päiſchen Ideale des Verfaſſungslebens der Gegenwart vor⸗ 
gehalten wurden. Es gehörte die ganze Kraft Bismarckſcher 
Selbſtändigkeit des Geiſtes dazu, um den Bau ſo aufzurichten, 
wie es in dem Entwurf vom 13. Dezember 1866 geſchah. Big; 
marck perſönlich war ſich der raſſigen Art feines Werkes jeder; 
zeit bewußt. Denn er räumte ebenſo willig ein, daß in der 
Bundesverfaſſung nur die elementaren Bedürfniſſe des natio⸗ 
nalen Staatslebens Geſtalt gewonnen hätten, wie er ander⸗ 
ſeits für ſich in Anſpruch nahm, daß er allein den Bedürfniſſen 
zu ihrer Geſtalt verholfen habe und keiner gleich ihm mit dem 
Geiſte der Verfaſſung vertraut ſei. „Ich werde mir doch von 
einem deutſchen Profeſſor nichts dreinreden laſſen in Dinge, 
die ich ſelbſt geſchaffen habe.“ Mit dieſem ungeduldigen Aus⸗ 
rufe lehnte er wohl einmal bei der Auslegung einer Ver⸗ 
faſſungsbeſtimmung die Berufung auf die deutſche Staats; 
rechtswiſſenſchaft ab. In Wahrheit hat Bismarck nie deutlicher 
be wieſen, daß er ein Verächter der öffentlichen Meinung, ebenſo 
wie aller bureaukratiſchen Staats weisheit war, niemals auch, 
daß er, der in den Tagen der Notwehr vor revolutionären 
Mitteln nicht zurückſchreckte, ſeine dauernden großen Werke aus 
der Fülle geſchichtlichen Lebens ſchuf. 

Der Entwurf wurde unmittelbar, nachdem Bismarck ihn 
diktiert hatte, an die Vertreter der verbündeten Regierungen 
zu einer Vorberatung gebracht, die ſich bis in den Februar 
hinzog. Savigny leitete ſie, wie er denn von Bismarck auch 
zum Vorſtand der Bundeskanzlei auserſehen war. Die Ver⸗ 
handlungen zogen ſich durch Wochen hin und gingen ſehr ins 
einzelne. Geſchweige denn, daß in dieſem Kreiſe auf die Wah⸗ 
rung größerer Rechte für die Einzelſtaaten gedrängt worden 
wäre, war einigen Staaten der Entwurf nicht zentraliſtiſch 
genug. Mehrere der Fürſten hätten ſich mit der Stellung eng⸗ 
liſcher Peers im Bunde begnügt und deshalb dem Bundesrate 
ein Oberhaus vorgezogen. So weit ging der König von Sachſen 
nicht; aber ſelbſt ſein Miniſter, der mit Kriegsende an die Stelle 


Die Löſung der deutſchen Frage 193 


Beuſts getretene Freiherr v. Frieſen, verlangte nach einem 
Ober- oder Staatenhauſe als Schutz gegen die Demokratie des 
Reichstags und hielt die Einrichtung von Bundesminiſterien 
ver waltungstechniſch für erwünſcht, verfaſſungsrechtlich für un: 
bedenklich. Bismarck widerſtand. Nachgiebig dagegen war er 
wider die Sorge der Regierungen, daß ſie bei zu flüchtiger 
Regelung der finanzpolitiſchen Rechte des Bundes in der Ver⸗ 
faſſung für militäriſche Zwecke, vermutlich auch für andere Auf⸗ 
gaben des Bundes zu ganz anders hohen Ausgaben heran⸗ 
gezogen werden würden, als ihre Bevölkerung es bisher im 
Schutze Preußens und Sſterreichs gewöhnt war. Sie wollten 
deshalb einige Sicherheiten für ihren eignen Haushalt haben, 
der auf Er werbseinkünften und den direkten Steuern ruhte. 
Ließ der Bund ihnen dieſe unangetaſtet, fo waren fie bereit, zu 
den Erträgen, die ihm aus indirekten Abgaben zufloſſen, noch 
Zuſchüſſe aus ihren Einnahmen zu zahlen. Bismarck perſönlich 
ſchwebten infolge der preußiſchen Konventions politik, zu deren 
Spur ſeine Gedanken bei jeder angemeſſenen Gelegenheit ſeit 
den soer Jahren beharrlich zurückkehrten, beſondere Abmach⸗ 
ungen mit den kleinern Staaten vor, wodurch Preußen ein 
Übermaß der auf die Kleinen entfallenden Laſten auf ſich über; 
nehmen mochte. Er fand fi) aber auch darein, daß ein be; 
ſonderer Abſchnitt über die Bundesfinanzen in den Verfaſſungs⸗ 
entwurf eingefügt wurde. Die Ausſicht auf Matrikularbeiträge 
der Einzelſtaaten für den Bund eröffnete ſich durch dieſes Zu⸗ 
geſtändnis; fie ſollten fpäter eine erhebliche Bedeutung in der 
Finanzpolitik des Reiches erlangen. Für den Augenblick aber 
verſchaffte die Einfügung des neuen Abſchnittes dem Reichstag 
einen günſtigen Anſatzpunkt, um den Entwurf im konſtitutio⸗ 
nellen Sinne umzubilden. 

Die Wahlen zu dem die Verfaſſung beratenden Reichstag 
endeten damit, daß etwa gleichviel Liberale und Konſervative 
gewählt wurden. Indeſſen nicht der Gegenſatz der beiden 
Parteirichtungen beherrſchte die Beratungen. Die Abzweigung 
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der Nationalliberalen von der liberalen Partei und die faſt 
gleichzeitige Abzweigung der ihnen geiſtes verwandten Frei⸗ 
konſervativen von der konſervativen Partei führte zur Bildung 
einer Mehrheit aus Männern der Mitte. Verſtändnis für die 
tiefere geſchichtliche Begründung und die ſachliche Berechtigung 
ſeines Gedankenganges beim Entwurfe der Verfaſſung fand 
Bismarck nirgends. Gegen den Hannoveraner Miquel brach 
er am 27. März, als die Erörterung des Entwurfs im Reichs⸗ 
tage den Höhepunkt der Leidenſchaft erreichte, mit der Klage 
hervor, daß auch die Auffaſſung der zur Verſtändigung mit 
ihm am meiſten bereiten Nationalliberalen im Widerſpruch mit 
der prinzipiellen Grundlage der Bundesverfaſſung ſtehe. Er 
ſetzte noch einmal auseinander, welche Abſicht er mit ihr ver⸗ 
folgte. „Liegt Ihnen darin noch etwas Neues, ſo beweiſt es, 
daß wir überhaupt gegenſeitig im Dunkeln ſchaffen.“ Es war 
mit den Konſervativen im Grunde kaum anders, obwohl der 
Entwurf konſervativen Geiſt in allen ſeinen Beſtimmungen 
atmete. Seitdem ſich Bismarck im Vorjahre für die Indemnität 
ausgeſprochen hatte, brachten ihm die Konſervativen Miß⸗ 
trauen entgegen. Im Landtage war es ſchon im Dezember 
zum offenen Ausdrucke der gegenſeitigen Verſtimmung ge⸗ 
kommen. Bismarck fand ſeine alten Parteigenoſſen mit geringen 
Ausnahmen auch in dem die Verfaſſung beratenden Reichstage 
nicht wirklich hinter ſich. So konnten die Nationalliberalen und 
Freikonſervativen Bismarck nach zähem Widerſtande zu mehreren 
Zugeſtändniſſen von großer Tragweite zwingen. Sie ſicherten 
ihm freilich dafür zum Schluſſe die Annahme der Verfaſſung 
im ganzen. Rudolf v. Bennigſen, der hervorragendſte parla⸗ 
mentariſche Führer unter den Liberalen der neuen Provinzen, 
hatte ſogleich bei der Generaldebatte den Kernpunkt des Wider⸗ 
ſpruchs getroffen, der zwiſchen den Forderungen des weſt—⸗ 
euro päiſchen Konſtitutionalismus und dem Bismarckſchen Ent⸗ 
wurfe beſtand. „Das Ergebnis der verfaſſungsmäßigen Ent⸗ 
wicklung in Deutſchland hat eine Grenzlinie feſtgeſtellt, eine 
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gewiſſe Durchſchnittslinie, innerhalb welcher alle deutſchen Ver⸗ 
faſſungen miteinander übereinſtimmen und die deshalb als 
gemeines Staatsrecht für ganz Deutſchland angeſehen werden 
muß, die Grenzlinie nämlich zwiſchen den Befugniſſen der 
Regierungsgewalt und der Bundesvertretung.“ Bismarck hatte 
ſich ohne Zweifel bei ſeinem Entwurfe nicht hinreichend als 
Staatsmann mit der Macht des zeitgenöſſiſchen Konſtitutionalis⸗ 
mus aus einandergeſetzt, hinter dem die ganze Kraft der von 
ihm jetzt ſelbſt als Bundesgenoſſe angenommenen nationalen 
Bewegung ſtand. Zur Unterſchätzung der Macht, womit der 
Liberalismus auf das Staatsleben der Gegenwart wirkte, hatte 
Bismarck ja ſchon als Jüngling geneigt, weil ihm deſſen ganze 
Art weſensfremd und wider ſeine Natur war. Sowenig aber 
im Herbſt 1848 ſein Rat ausführbar geweſen war, nach dem 
Schiffbruch der Berliner Nationalverſammlung auf den ſtändiſch 
organiſierten Vereinigten Landtag zurückzugreifen, ſowenig 
ließ ſich jetzt die deutſche Volksvertretung ohne ausreichende 
Zugeſtändniſſe an die Dogmen des Konſtitutionalismus bilden, 
da ſich dieſer doch in allen Kammern der Einzelſtaaten durch⸗ 
geſetzt hatte, und da ſich Bismarck ſcheute, mit ſeinen grund⸗ 
ſätzlichen Anhängern, den Liberalen, den Konflikt zu erneuern. 
Der Entwurf wollte mit Gründen, die ſich ſicherlich erörtern 
ließen, die Beamten von der Wahl in den Reichstag aus⸗ 
ſchließen. Bismarck hätte auch gerne die Redefreiheit der Ab⸗ 
geordneten gewiſſen Einſchränkungen zum Schutze der Staats⸗ 
einrichtungen wie der Perſonen unterworfen und die Zeitungen 
zur wahrheitsgetreuen Wiedergabe alles im Reichstage Ge— 
ſagten verpflichtet. Aber nur dafür, daß die Abgeordneten keine 
Entſchädigung für ihre Tätigkeit erhalten ſollten, gewann 
er durch feſtes Auftreten eine Mehrheit. Er verſteifte ſich vor⸗ 
züglich auf dieſe Forderung, weil er dadurch der Bildung eines 
Berufs parlamentariertums entgegenzuwirken hoffte. Es waren 
Vorgefechte für den Hauptkampf zwiſchen dem Reichstage und 
ihm um die Gewährung des vollen Bewilligungsrechtes nach 
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dem Muſter der konſtitutionell organiſierten Landtage der 
Ein zelſtaaten. Das Ringen drehte fi vor allem um die Heeres; 
ausgaben. Gerade in dem Punkte, woran den Liberalen aus 
zweifachem Grunde, aus Abneigung gegen die ſtehenden Heere, 
wie um der Macht des Parlaments willen, am meiſten lag, 
hatte Bismarck in dem Entwurfe das Bewilligungsrecht des 
Reichstags am meiſten beſchnitten. Bismarck erklärte es für 
ebenſo unmöglich, das Schickſal des Heeres dem Zufall jährlicher 
Abſtimmungen preiszugeben, als wolle ein Deichverband jähr⸗ 
lich darüber abſtimmen, ob die Deiche bei Hochwaſſer durchſtochen 
werden ſollten oder nicht. Aber er ſah ſchon verhältnismäßig 
früh ſcharf genug, um ſich zu überzeugen, daß er dem Reichstage 
nicht ein für allemal die Befugnis vorenthalten konnte, an der 
Feſtſetzung der Heeresausgaben mitzu wirken. Er neigte daher 
dem Auswege einer Bewilligung dieſer Ausgaben regelmäßig auf 
mehrere Jahre zu. Noch ließ ſich der Reichstag auf den Grund⸗ 
ſatz nicht ein. Er gewährte jedoch ein Pauſchquantum, aus 
dem die Heereskoſten bis zum 31. Dezember 1871 beſtritten 
werden ſollten. In der Sache hatten die liberalen Gegner 
Bismarcks geſiegt. Nach der Preisgabe dieſer Stellung 
mußte Bismarck dem Reichstag auch einen, wenngleich be⸗ 
ſchränkten Anteil an der Geſetzgebungsinitiative einräumen. 
Selbſt noch die dritte Linie der Stellung fiel, die er gegen den 
weſteuro päiſchen Konſtitutionalismus zu halten gehofft hatte. 
Zwar gelang es den Liberalen und den Freikonſervativen eben⸗ 
ſowenig wie vorher den Regierungen, die Einrichtung von 
Bundesminiſterien und eines Oberhauſes zu erreichen. Bis⸗ 
marck legte erfolgreich dar, daß die Bundesratsausſchüſſe für 
die beſondern Verwaltungsaufgaben des Bundes geeigneter 
ſeien wie Bundesminiſterien. Er drang auch mit ſeiner Auf⸗ 
faſſung durch, daß der Bundesrat ein ſchwereres Gegengewicht 
gegen das demokratiſche Prinzip des Reichstags bilde wie ein 
Oberhaus. Aber dem konſtitutionellen Dogma von der Ver— 
antwortlichkeit der Räte eines jeden Staatsoberhau ptes mußte 
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er dennoch ſeinen Tribut erlegen. Es wurde vereinbart, daß 
der einzige Beamte von Bedeutung im Bunde, der durch den 
Entwurf vorgeſehen war, der Bundeskanzler, dem Reichstage 
verantwortlich ſein ſollte. Damit änderte ſich die Natur dieſes 
Amtes von Grund aus. „Während der Kanzler vorher einfach 
das war, was man in Frankfurt in bundestäglichen Zeiten einen 
Präſidialgeſandten nannte, der ſeine Inſtruktionen von dem 
preußiſchen Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten zu 
empfangen und der nebenher das Präſidium im Bundesrate 
hatte,“ wuchs ſeine Bedeutung plötzlich zu der eines kontra⸗ 
ſignierenden, leitenden Reichsminiſters. Das Amt wurde das 
wichtigſte politiſche Amt auf deutſchem Boden. Wohl be— 
ſchränkte ſich nach Bismarcks Überzeugung die durch die Ver; 
faſſung dem Amte beigelegte Verantwortlichkeit darauf, daß 
er die Handlungen des Königs von Preußen als Trägers der 
Erefutiogewalt im Bunde vor dem Reichstage zu decken hatte. 
Sie bezog ſich nicht auf die Tätigkeit des Bundesrats. Aber es 
war nun doch auf einmal ein Kriſtalliſations punkt für die Aus; 
bildung einer beſondern Reichsregierung vorhanden. In Ver⸗ 
bindung mit der Erweiterung der Rechte des Reichstags ſtellte 
die Schöpfung eines verantwortlichen Reichsminiſters einen er⸗ 
heblichen, ja entſcheidenden Fortſchritt von dem bloßen Vertrags⸗ 
ſtaate, wie er Bismarck noch beim Entwurfe vorgeſchwebt hatte, 
zum nationalen Einheitsſtaate dar. Die Thronrede zum Schluſſe 
des die Verfaſſung beratenden Reichstags gab mit großartigem 
Freimute den Erfolg der konſtitutionellen Beſtrebungen zu, 
indem ſie den grundlegenden Satz aus Bennigſens großer Rede 
im Kerne wiederholte und als richtig anerkannte. 

Die bedeutſamen Anderungen des Reichstags am Weſen 
der Verfaſſung hatten auch eine wichtige perſönliche Folge. 
Bismarck würdigte ſofort, daß er nicht mehr einen Unterſtaats⸗ 
ſekretär und auch nicht einen Diplomaten wie Savigny mit 
dem Amte des Kanzlers nach deſſen Umwandlung betrauen 
konnte. Er mußte ſich ſelbſt zum Bundeskanzler ernennen 
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laſſen. Jedoch vermochte er deshalb nicht auch die laufenden 
Geſchäfte der Bundeskanzlei, die durch die Reichstagsbeſchlüſſe 
ungemein vermehrt worden waren, auf ſich nehmen. Für ſie 
brauchte er einen Stellvertreter, einen beſondern Präſidenten 
des Reichskanzleramtes. Seine Wahl fiel in Rudolf von Del; 
brück, nicht ohne deſſen eignes ehrgeiziges Zutun, auf den 
fähigſten Mann des innern Dienſtes, der ihm unter den preu⸗ 
ßiſchen Beamten zur Verfügung ſtand. Er hat ſpäter einmal 
geſagt, daß er in Delbrück nicht nur einen bloßen Bureauchef 
ſehen durfte. „In einer Perſönlichkeit wie dieſer gab ſich der 
Reichskanzler natürlich mehr einen Kollegen als einen Unter⸗ 
gebenen.“ 

Die Verfaſſung trat mit dem x. Juli in Kraft. Sie beruhte 
entgegen dem an ſich klaren und einheitlichen Entwurfe Bis⸗ 
marcks auf einem Kompromiß, auf einer nicht unbedenklichen 
Verkoppelung zweier verſchiedener Verfaſſungs prin zipien. 
Bismarck hatte in der feſten Überzeugung zugeſtimmt, daß er 
nicht anders handeln konnte. „Damals habe ich in dem Be— 
dürfnis, die junge und zarte Pflanze der deutſchen Einheit nach 
allen Seiten und mit allen Mitteln zu pflegen, manchem zu⸗ 
geſtimmt, was weit entfernt von meiner politiſchen Über⸗ 
zeugung lag. Meine Aufgabe war es damals ebenſowenig, 
wie über wirtſchaftliche Dinge nachzudenken, über dergleichen 
im Vergleich zur Konſolidierung des Deutſchen Reiches klein⸗ 
liche Fragen ängſtlich zu ſein.“ Die Verfaſſung hatte zuſtande 
kommen müſſen. Seit dem Bruch mit Sſterreich mußte Bis⸗ 
marck auf die liberale Bewegung, wie in aller die deutſche 
Frage betreffenden Politik, ſo auch bei der Verhandlung der 
Verfaſſung vermehrte Rückſicht nehmen. Er glaubte dabei, 
das Weſen ſeines Entwurfs den Gegnern ſeiner verfaſſungs⸗ 
rechtlichen Denkart durch die gemachten Zugeſtändniſſe nicht 
geopfert zu haben. Die von ihm der Verfaſſung mitgegebenen 
Elemente hielt er für zeugungskräftiger als die, welche er not⸗ 
gedrungen auf das Betreiben des Reichstags hinzugenommen 
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hatte. Anderſeits hatte das Reich durch die Reichstagsbeſchlüſſe 
an Weſenheit gewonnen. Seine Fähigkeit, ſich als beſonderes 
Staatsweſen zu entwickeln, war durch die Beſchlüſſe gewachſen. 
Hatte Bismarcks Luſt am Werke durch den zuweilen entmutigen⸗ 
den Kampf um deſſen Geiſt und Eigenart gelitten, ſo war er 
doch nicht ohne Empfindung für die Kräftigung, die das natio⸗ 
nale Staatsleben als ſolches darüber erfahren hatte. Er hat 
ſchon in den Erörterungen des die Verfaſſung beratenden 
Reichstags frühzeitig einmal hingeworfen, daß er zur Ein⸗ 
richtung einer ſelbſtändigen Finanzverwaltung im Reiche voll⸗ 
kommen bereit ſei, ſobald es möglich werde, eine paſſende 
Steuergeſetzgebung für den Bund auszuarbeiten, wozu es 
bisher noch an der Zeit gemangelt habe. Es war bei aller 
Rückſicht auf die Selbſtändigkeit der einzelnen Staaten doch viel 
Schöpferfreude an dem einheitlichen nationalen Staats weſen 
in Bismarcks Geiſt lebendig. Wie hätte es anders ſein ſollen! 
Es geſellte ſich die Hoffnung dazu, durch das Entgegenkommen 
den Männern der Mitte, die ſich in dem die Verfaſſung ber 
ratenden Reichstag zuſammengefunden hatten, auch für die 
Zukunft den vor waltenden Einfluß im deutſchen Parlaments, 
leben zu ſichern, ſie ſich zu verpflichten und dadurch ein für 
allemal der innerpolitiſchen Schwierigkeiten der Konflikts zeit 
überhoben zu ſein. Eine beſtändige und arbeits willige Mehrheit 
aus Freikonſervativen und Nationalliberalen iſt, wenn einige 
Übertreibung im Ausdruck erlaubt iſt, der Traum ſeines Lebens 
geblieben. Bismarck entſchloß ſich daher, einen ehrlichen Verſuch 
mit dem Kompromiß, zu dem er ſich bereit gefunden hatte, zu 
machen. Die Überlieferungen ſeines Heimatſtaates, ſo deuchte 
ihm, hinderten ihn nicht daran. Noch nach jedem Kriege, hat er 
1871 im Reichstag zu den Liberalen geſagt, ſei die preußiſche 
Regierung entgegenkommender und konſtitutioneller geweſen als 
in der Zeit vor dem Kriege, wo ihr Anſehen durch die Umſtände 
geſchwächt war. Er hoffte aber auch die Liberalen zu demſelben 
Entſchluſſe der Bindung an das Kompromiß zu erziehen. Zwar 
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hatte er nicht allzuviel Vertrauen in das Verantwortlichkeits⸗ 
gefühl von Abgeordneten. Dennoch ließ er ſich die Mühe nicht 
verdrießen, den Freikonſervativen und den Nationalliberalen 
immer wieder in Erinnerung zu rufen, daß die Verfaſſung 
durch ein gegenſeitiges Nachgeben entſtanden ſei und daß 
Kompromiſſe, wenn ſie einmal eingegangen ſeien, beſtändig 
und aufrichtig gehalten werden müßten. „Wer das Anſehen 
der Kompromiſſe nicht ehrt, der iſt für eine konſtitutionelle 
Verfaſſung überhaupt nicht reif, denn das Verfaſſungsleben 
beſteht aus einer Reihe von Kompromiſſen; dieſe heute zu 
geben und morgen zurückzunehmen, iſt keine konſtitutionelle 
Politik.“ Der Kanzler wehrte ſich in den folgenden Jahren 
daher regelmäßig dagegen, wenn die Parteien Verfaſſungs⸗ 
wünſche, die ſie nicht durchgeſetzt hatten, durch Anträge noch 
zur nachträglichen Annahme zu bringen verſuchten. Sogar 
rein theoretiſche Erörterungen, wie die Verfaſſung vom 
Standpunkte liberaler Doktrin beſſer ſein könnte, erklärte er 
ſchon als dem Weſen des konſtitutionellen Staatslebens ent⸗ 
gegen, nachdem man ſich einmal über eine beſtimmte Ver⸗ 
faſſung geeinigt habe. Er hätte gehofft, ſo ſagte er, daß die 
Lehren des Konflikts „eine gewiſſe Scheu vor unnötiger Stel⸗ 
lung von Fragen“ erzeugten. Dringend bat er die Abgeord—⸗ 
neten, ſtatt immer wieder die Verfaſſung in ihrem Sinne ändern 
zu wollen, ſich erſt einmal in die durch die Verfaſſung geſchaffene 
Ordnung einzuleben und „ſich die Fundamente des Gebäudes 
beſacken“ zu laſſen. Er berief ſich darauf, daß auch die Re⸗ 
gierung auf die einmal nachgegebenen Dinge nicht wieder zurück⸗ 
komme. Er ging ſogar des Beiſpiels halber ſo weit, daß er mit 
feiner Perſönlichkeit für Grundſätze eintrat, die ihm zuwider 
waren, die er aber gemeint hatte, den Liberalen einräumen zu 
müſſen. „Ich möchte ferner davon abraten, im Intereſſe der 
Feſtigkeit unſerer konſtitutionellen Einrichtungen, im Inter⸗ 
eſſe der Achtung, die wir ihnen ſchuldig ſind, auch wenn wir 
ſie nicht billigen — meine Herren, es gibt deren, die auch ich 
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nicht billige, deren Kritik ich mir aber, ſeit wir zuſammen⸗ 
wirken zu gemeinſchaftlichen ſtaatlichen Zwecken, ſeit die Kon⸗ 
fliktsſphäre geſchloſſen iſt, ich glaube, abſolut verſagt habe —, 
die Fundamente unſeres Verfaſſungslebens anzufechten, die 
Legalität ihres Urſprungs auch nur zu kritiſieren.“ Bismarcks 
letzter Gedanke war, auf dieſe Art das Augenmerk der Abge⸗ 
ordneten allmählich von den Verfaſſungsfragen auf die andern 
weniger verfänglichen Gebiete des innern Staatslebens ab⸗ 
zulenken und dadurch ein ruhiges Zuſammen wirken des Reichs⸗ 
tags und des Bundesrats, der Vertretung des Volkes und der 
Fürſten, vorzubereiten. Er hätte daraus für die Fortführung 
ſeiner auswärtigen Politik bis zur abſchließenden Löſung der 
deutſchen Frage erheblichen Vorteil ziehen können. Es war die 
erſte Nutzan wendung der Erwägungen, die er bei dem Ent⸗ 
ſchluſſe zur Indemnitätsvorlage im Sommer 1866 angeſtellt 
hatte. 

Sowohl durch Bismarcks Verhalten wie durch die Macht 
der Umſtände fiel der Schwerpunkt der innern Politik im Bunde 
einſtweilen vornehmlich in das Gebiet der wirtſchaftlichen, 
dann auch der Rechtsgeſetzgebung. Dafür war Delbrück der 
rechte Mann, um ſo mehr, als er nach ſeiner ganzen Denkart 
den Liberalen nahe ſtand. Er brachte mit ihnen in raſcher 
Reihenfolge ein Syſtem von Geſetzen zuſtande, die alle ber 
zweckten, das wirtſchaftliche Leben ſeiner Schranken zu ent⸗ 
ledigen und das freie Spiel der Kräfte ſich aus wirken zu laſſen. 
Mit der Gewerbeordnung von 1869 wurde der Gipfel erreicht. 
Fortſchritte machte gleichzeitig die Neuordnung des Verkehrs. 
Auf das Drängen der Liberalen hin wurde auch ſchon die Zur 
ſtändigkeit des Bundes im Rechtsleben Zug um Zug ausgedehnt. 
Nur ihre Anträge auf ein einheitliches Gerichtsverfahren und 
ein einheitliches bürgerliches Recht begegneten im Bundesrate 
noch Widerſtand. Unverkennbar ſchien ſich die taktiſche Über; 
legung, die der Organiſation der nationalliberalen Partei vor; 
ausgegangen war, zu beſtätigen. Die Gründer der Partei 


202 Die Löfung der deutſchen Frage 


hatten 1866 den Kampf zwiſchen Kron- und Parlamentsgewalt 
eingeſtellt, um durch eine Liberaliſierung der Geſetzgebung 
vorerſt im Kulturleben Norddeutſchlands einen breitern Boden 
zu gewinnen. Die innere Politik des Bundes erhielt durch 
ihr und Delbrücks Zuſammenwirken ein liberales Geſicht. 
Wohl lökten ſie trotzdem zuweilen gegen den Stachel. Das 
liberale Denken war zu ſehr auf die Verfaſſungspolitik ſeit zwei 
Menſchenaltern eingeſtellt, als daß die liberalen Abgeordneten 
nicht von Zeit zu Zeit immer wieder einmal an der Verfaſſung 
zu rütteln verſucht hätten, deren tiefere Grundgedanken ihnen 
fremd geweſen waren und fremd blieben. Die Anſätze zu einer 
grundſätzlichen Umbildung der liberalen Anſchauungen vom 
Staate und ſeinen Bedürfniſſen, zu der ſich die beſten Köpfe 
der Partei unmittelbar nach der Beilegung des Konflikts hin⸗ 
gezogen gefühlt hatten, waren ſchon während des die Ver— 
faſſung beratenden Reichstags wieder verkümmert. Auch die 
äußere Politik Bismarcks rückte nicht nach dem Belieben der 
Liberalen voran. Dennoch wurden ſchärfere Zuſammenſtöße 
zwiſchen ihnen und dem Kanzler mehrere Jahre lang vermieden. 
Nur vermochten die Liberalen, die ſich ſpät, dann aber un⸗ 
geſtüm im Sommer 1866 zu dem konſervativen Staatsmann 
ein Herz gefaßt hatten, von Jahr zu Jahr weniger ein Gefühl 
der Enttäuſchung zu verbergen. Noch entwickelten ſie auf jeden 
Fall nicht in ſich die innere Bereitſchaft zum Zuſammen wirken 
mit dem Kanzler, auf die er rechnete und von der er Hilfe 
für die ſich bald ſehr ſchwierig geſtaltende äußere Lage etz 
wartete. 

Am Schluſſe des Jahres 1866 war in dem wichtigſten ſüd⸗ 
deutſchen Staate, in Bayern, Fürſt Chlodwig von Hohenlohe; 
Schillingsfürſt zum leitenden Miniſter ernannt worden. Er 
entſtammte einer mediatiſierten Familie, war ohne Wurzeln 
in Bayern und wünſchte, wie er um der deutſchen Einheit willen 
1848 den Anſchluß an die Nationalverſammlung gefunden 
hatte, jetzt für einen baldigen Anſchluß der ſüddeutſchen Staaten 
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an Preußen und den Norddeutſchen Bund zu wirken. Der 
Geſinnung Hohenlohes und ſeinem Ehrgeize entſprach indeſſen 
weder ſein Einfluß in Bayern noch ſeine ſtaatsmänniſche Ge⸗ 
ſtaltungsfähigkeit. Er eröffnete ſofort Verhandlungen mit den 
andern ſüddeutſchen Staaten über gleichmäßige militäriſche 
Vorkehrungen wie über die Errichtung des beſondern Bundes 
untereinander, der von Oſterreich und Frankreich in den Friedens⸗ 
verhandlungen von 1866 für ſie vorgeſehen worden war, des 
Südbundes. Kaum waren die Verhandlungen eingeleitet, 
als der im Vorjahre verhütete Krieg zwiſchen Frankreich 
und Preußen ſchon wieder in Sicht trat. Napoleon hatte 
nach vergeblichen Beſprechungen mit Bismarck Ende Juli und 
im Auguſt 1866 zunächſt von einer Entſchädigung durch un⸗ 
mittelbar deutſches Land abgeſehen und eine Verabredung mit 
dem König von Holland auf Überlaſſung des Großher zogtums 
Luxemburg eingeleitet. Luxemburg hatte zum Deutſchen Bund 
gehört; jetzt übte nur noch Preußen dort ein Beſatzungsrecht 
aus. Sobald etwas von Napoleons Abſicht in Deutſchland ver⸗ 
lautete, bemächtigte ſich der öffentlichen Meinung eine ſehr 
große Erregung. Bismarck hatte alle die Monate hindurch 
Frankreich ſehr rückſichtsvoll behandelt, faſt umworben. Nun 
ließ er im März zur Beruhigung des Volkes zunächſt die Schutz⸗ 
und Trutzverträge mit den ſüddeutſchen Staaten veröffentlichen. 
Er äußerte ſich aber gleichzeitig im Reichstag noch nicht ent⸗ 
mutigend für Napoleon. Erſt gegen den 1. April erklärte er 
auf eine mit Bennigſen verabredete Interpellation hin zwar 
vorſichtig und verbindlich, aber angeſichts der Volksſtimmung 
unzweideutig, daß Napoleon nicht die erhoffte Unterſtützung 
Preußens bei ſeinem Plane finde. Der König von Holland 
zog daraufhin ſeine Zuſage zurück. Die Kriegsgefahr wurde 
dringlich. In Sſterreich hatte Kaiſer Franz Joſeph aus ſchwer 
zu würdigenden Gründen im Herbſt 1867 Beuſt, der als Führer 
der Mittelſtaats politik in Sachſen Schiffbruch erlitten hatte, 
zum Miniſter des Aus wärtigen ernannt. Auch war die öffent⸗ 
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liche Meinung dort noch unverändert gegen Preußen ein⸗ 
genommen. Beuſt hätte nicht ungern Napoleon gegen Bis⸗ 
marck geholfen. Franz Joſeph war aus Achtung vor den natio⸗ 
nalen Empfindungen der deutſchen Nation nicht da zu geneigt. 
Aber er entſchloß ſich doch auch nicht zum umgekehrten Ver⸗ 
fahren, als Hohenlohe, um Bayern und dem ganzen Süden 
ſowohl mit Berlin wie mit Wien Bündnisbeziehungen zu ver⸗ 
ſchaffen, ein Einvernehmen zwiſchen beiden Großmächten zum 
Drucke auf Napoleon herzuſtellen verſuchte. Beuſt regte als 
Aus weg die Neutraliſierung Luxemburgs an. Eine euro päiſche 
Konferenz gab im Mai der Anregung Folge. Das Kriegs⸗ 
gewitter verzog ſich wieder, aber es blieb ſchwül, und die öffent⸗ 
liche Meinung Deutſchlands, die ſchon von der Verfaſſungs⸗ 
vorlage nicht erbaut geweſen war, beurteilte Bismarcks Zurück⸗ 
haltung und Friedensbereitſchaft nicht glimpflich. Ihr galt mit 
Luxemburg ein erſtes Stück deutſchen Bodens infolge der neuen 
Geſtaltung der Dinge für ans Ausland verloren. 

Bismarck hatte inzwiſchen nur die Annahme der Bundes⸗ 
verfaffung im Reichstag abgewartet, um die Beziehungen zu 
den ſüddeutſchen Staaten in der von den Friedensverträgen 
gewieſenen Richtung weiter zu bilden. Hohenlohe war daran, 
mit Württemberg einen Südbund zu verabreden, der gleich 
dem Norddeutſchen Bund einen Bundesrat, aber keinen Reichs⸗ 
tag erhalten, mit dem Norddeutſchen Bunde militäriſch und 
wirtſchaftlich, aber durch ein Schutzbündnis auch mit Sſterr eich 
verknüpft fein ſollte. Baden erhob Ein wände, weil der Groß 
herzog und ſeine liberalen Miniſter den glatten Eintritt in den 
Norddeutſchen Bund vorzogen. In dieſem Augenblick ver⸗ 
langte Bismarck von den ſüddeutſchen Staaten die Erneuerung 
des Zolloereins unter Einfügung eines Zollparlaments und 
eines Zollbundesrates in deſſen Einrichtungen. Das Zoll⸗ 
parlament dachte er ſich durch Zuwahlen ſüddeutſcher Abgeord⸗ 
neter zum Norddeutſchen Reichstage gebildet; es mochte all⸗ 
jährlich in Berlin im Anſchluſſe an die Sitzungen des Reichstags 
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tagen. Dem Zollbundesrat lag das Stimmenverhältnis des 
Deutſchen Bundes zugrunde. In Bayern glaubte man in dieſe 
Vorſchläge unter keinen Umſtänden einwilligen zu können. 
Man verlangte mehr Stimmen im Zollbundesrat und wehrte 
ſich gegen das Zollparlament. Bismarck war unerbittlich, und 
acht Tage nach dem Inkrafttreten der Verfaſſung des Nord; 
deutſchen Bundes mußte ſich die bayeriſche Regierung in allem 
Weſentlichen fügen. Im Herbſte unterwarfen ſich auch die 
Kammern in Bayern wie in Württemberg nach ſchweren 
Kämpfen ſowohl um die Schutz⸗ und Trutz⸗, wie um die Zoll⸗ 
vereinsverträge. Bismarck war an dem Ziele, das er ſich einſt⸗ 
weilen geſetzt hatte, und von dem aus er nach all ſeinen Über⸗ 
legungen ſeit 1858 ein friedliches Verwachſen des Südens mit 
dem Norden nicht für ausgeſchloſſen hielt. Aber Druck und 
Gegendruck waren noch zu ſtark, als daß ſie ſich über dem 
Ringen um die neue Verfaſſung des Zollvereins nicht vollends 
entzündet hätten. Die Stimmung der ſüddeutſchen Bevöl— 
kerung wurde ſehr preußenfeindlich. In Darmſtadt und Stutt⸗ 
gart regten ſich auch in den Dynaſtien die der Einheit wider⸗ 
ſtrebenden Gefühle wieder lebhaft, dort mit der Richtung auf 
Paris, hier mit der Richtung auf Petersburg. Die internationale 
Politik ließ ſich die Gunſt der Lage nicht entgehen. Beuſt be; 
günſtigte im Herbſt 1867 einen Beſuch Napoleons bei ſeinem 
Kaiſer in Salzburg und einen Gegenbeſuch in Paris. Auf der 
Durchreiſe durch die ſüddeutſchen Hauptſtädte wurde Napoleon 
von einem Teile der Bevölkerung warm begrüßt. Sſterreich 
wie Frankreich verabredeten in Salzburg einen Druck auf Bayern, 
damit es die liegengebliebenen Verhandlungen über die Erz 
richtung eines Südbundes wieder aufnehme. Bismarck parierte 
den Hieb durch ein Rundſchreiben vom 7. September, worin 
er darlegte, daß der Norddeutſche Bund in loyaler Erfüllung 
des Prager Friedens die ſüddeutſchen Staaten nicht zum An⸗ 
ſchluß an ſeine Verfaſſung dränge. In den folgenden Monaten 
hat ſich der Kanzler ſogar freundlich zu den Bemühungen um 
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den Südbund geſtellt. Freilich gab es dabei nichts zu wagen, 
weil Baden ſcharf gegen den Plan arbeitete und auch Württem⸗ 
berg nichts mehr davon wiſſen wollte. Aber wäre dem gleich 
anders geweſen, erſchien Bismarck doch äußerſte Vorſicht Süd⸗ 
deutſchland gegenüber durch die innere wie die aus wärtige 
Lage geboten. Die Wahlen zum erſten regelmäßigen Reichstag 
des Norddeutſchen Bundes ergaben ſoeben ein für ihn im Hinblick 
auf den Süden unerfreuliches Ergebnis. Die Katholiken der 
Rheinprovinz hatten am Anfang des Jahres für den die Ver⸗ 
faſſung beratenden Reichstag großenteils Männer ge wählt, 
die der freikonſervativen Partei beigetreten waren. Sie ver⸗ 
halfen diesmal Linksliberalen zum Siege. Wenige Wochen 
ſpäter kam in den ſüddeutſchen Staaten die Wahlbewegung 
für das erſte Zollparlament in Fluß. Sie endigte damit, daß 
trotz überlegener Organiſation der nationalliberalen Partei 
mehr Gegner als Freunde des Anſchluſſes gewählt wurden. 
In Württemberg ſiegte die Oppoſition in allen Wahlkreiſen. 
Eine gewiſſe Verknüpfung zwiſchen dieſen inner politiſchen 
Vorgängen und den euro päiſchen Schwierigkeiten des Nord? 
deutſchen Bundes ſtellte unterdeſſen die Tätigkeit der ihres 
Thrones entſetzten Fürſten von Hannover und Kurheſſen her. 
Sie ſpornten ihre Getreuen daheim zur agitatoriſchen Tätig⸗ 
keit unter ihren einſtigen Untertanen an. Sie unterſtützten 
preußenfeindliche Beſtrebungen in den übrigen Gebieten 
Deutſchlands. Sie taten auch nichts dagegen, daß ſich auf außer⸗ 
deutſchem Boden ihre Anhänger ſammelten, um gleich den 
Emigranten zur Zeit der fran zöſiſchen Revolution im Falle 
eines europäiſchen Krieges für die Wiederherſtellung des han⸗ 
noverſchen und des kurheſſiſchen Thrones zu kämpfen. Be⸗ 
ſondere Aufmerkſamkeit aber wandte die welfiſche Agitation 
dem Königreich Sachſen zu. Sowohl Beuſt wie die Umgebung 
König Georgs von Hannover hoffte, daß König Johann im 
Norddeutſchen Bunde einen Streitfall mit Bismarck herbei⸗ 
führen würde, der Preußen zum Einmarſch in Sachſen und 
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dieſes zum Hilferuf an Kaiſer Franz Joſeph und die Süd- 
deutſchen veranlaßte. In Berlin nahm ſich England aus ver⸗ 
wandtſchaftlichen Rückſichten des Königs Georg an. Bei der 
Unklarheit der allgemeinen Lage ſchien es Bismarck erwünſcht, 
die engliſchen Wünſche nicht zu vernachläſſigen. Er bewog 
König Georg zu einem Vertrag über fein von Preußen bes 
ſchlagnahmtes Hausvermögen. Ließ ſich der König die Rente 
ſeines Vermögens von dem Sieger zuſichern, ſo verzichtete er 
als Ehrenmann nach Bismarcks Behauptung, nicht in Worten, 
aber durch die Tat, auf fein Königreich. Er ſtellte ſich felber 
bloß, wenn er dennoch fortfuhr, Preußen zu bekämpfen. Im 
Laufe des Jahres 1867 gelangte der Kanzler mit den Unter⸗ 
händlern des Königs, darunter Ludwig Windthorſt, zur Ab— 
rede. Eine Anderung im Verhalten des Königs und ſeiner 
Anhänger wurde jedoch nicht bemerklich. Dennoch hielt Big; 
marck „die Vollendung der geſetzlichen Grundlage der Ab— 
findung“ nicht auf, um, wie er verſicherte, in England keinen 
Zweifel am Ernſte ſeines Bemühens aufkommen zu laſſen 
und um „eine geſetzlich geſicherte Baſts für zukünftige Ver⸗ 
handlungen“ zu ſchaffen, wenn ſich König Georg oder ſeine 
Erben verſöhnlicher zeigten. Kaum aber war im preußiſchen 
Landtag der Vertrag genehmigt, ſo ſchob Bismarck ſeine Aus⸗ 
führung mit der Berufung auf des Königs feindliche Umtriebe 
einſtweilen auf. Ein Jahr ſpäter behandelte er den Kurfürſten 
von Heſſen ähnlich. 

Insgeſamt bewirkten die Vorgänge eine aufgeregte Span⸗ 
nung der Lage. Edmund Jörg durfte im vorigen Abſchnitt 
als Verfaſſer der Zeitläufe in den „Hiſtoriſch⸗politiſchen Blättern“ 
zum Kronzeugen dafür angerufen werden, daß Oſterreich und 
die Mittelſtaaten den Bedürfniſſen Preußens vor 1866 nicht 
gerecht wurden und demgemäß das Recht bei der Herbeiführung 
des Bruches im Kern auf Bismarcks Seite lag. Die Erſchütt erung 
des Krieges und die ihm folgenden Anderungen hatten dem aus⸗ 
gezeichneten Publiziſten ſeine Nerven gekoſtet. Er war zum 
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blinden Gegner Bismarcks geworden. Geſcheit und urteilsfähig 
blieb er dennoch, und deshalb iſt es mit faſt demſelben Rechte 
erlaubt, ſich auch auf ſeine Auffaſſung der Lage in den Jahren 
1867 und 1868 zu ſtützen; ſie unterſcheidet ſich von der Bismarcks 
nicht weſentlich in der bedrohlichen Einſchätzung der gegen 
Preußen gerichteten Kräfte, ſo wie Bismarck ſelbſt ſie am 
30. Januar 1869 im Abgeordnetenhauſe ſchilderte. „Leider 
kann ſich das Ausland ſagen, daß, wenn eine Armee ſiegreich 
bei uns vordränge, ſie nicht überall auf denſelben feindlichen 
Widerſtand ſtoßen würde, wie er vielleicht bei jeder andern 
geſchloſſenen euro päiſchen Nation zu erwarten wäre.“ Überall 
ſonſt würde, wer ſich zu Beſtrebungen bekenne, die der Einheit 
der Nation feindlich ſind, „unter der zermalmenden Verachtung 
der Landsleute erſticken. Bei uns allein iſt es nicht ſo; bei uns 
erliegen ſie nicht der Verachtung; ſie tragen die Stirne hoch, 
ſie finden öffentlich Verteidiger bis in dieſe Räume hinein.“ 

Im Mai 1868 wurden die Verhandlungen des erſten Zoll⸗ 
parlaments eröffnet. Das ungeduldige Hoffen und Harren der 
Nationalliberalen auf einen Fortſchritt der Verfaſſung ver⸗ 
leitete ſie, eine Adreſſe des Zollparlaments an den König von 
Preußen in ſeiner Eigenſchaft als Präſident des Bundes zu 
beantragen. Darin wünſchten ſie dem Verlangen Ausdruck 
gegeben zu ſehen, daß die Wirkſamkeit des Zollparlaments 
zum Ausbau der Beziehungen zwiſchen Nord- und Süddeutſch⸗ 
land führen werde. Viele Mitglieder des Zollparlaments 
waren teils als Gegner des Norddeutſchen Bundes und ſeiner 
Er weiterung über den Süden, teils als Gegner der National⸗ 
liberalen der Adreſſe abgeneigt. Aber ſie hatten bis zur Er⸗ 
öffnung des Parlaments untereinander jedes perſönlichen Zu⸗ 
ſammenhanges entbehrt. Ludwig Windthorſt, der als Mitglied 
des Norddeutſchen Reichstags dem Zollparlament angehörte, 
ſammelte ſie und bewährte damit zum erſten Male ſein Genie 
als Taktiker auf dem parlamentariſchen Boden. Der Antrag 
wurde mit 186 gegen 150 Stimmen geworfen. Bismarcks 
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Verhältnis zu dem Vorſtoß der Nationalliberalen iſt nicht völlig 
aufgeklärt. Auf jeden Fall war er darauf bedacht, ſich ſorgſam 
im Hintergrunde zu halten. Nur für einen Augenblick trat er 
nachträglich hervor. Erſt rieb er ſich an dem ihm und den 
Nationalliberalen unangenehmſten ſüddeutſchen Miniſter, dem 
Heſſen Dalwigk. Dann, als ein Gegner ſeiner Politik, der 
württembergiſche Demokrat Probſt, in derſelben Sitzung ſich 
redneriſch vergriff und auf Napoleon anſpielte, der auf den 
Austrag der Gegenſätze zwiſchen Nord- und Süddeutſchland, 
Verderben ſinnend, paſſe, legte der Kanzler mit Nachdruck Be⸗ 
rufung an die Kraft und das Selbſtbewußtſein des deutſchen 
Nationalgefühls ein und machte dadurch die Niederlage der 
Nationalliberalen zwar nicht wett, milderte aber ihren Eindruck 
auf die öffentliche Meinung. Immerhin bedeutete der Anfang 
wie auch weiterhin der unfruchtbare Verlauf der erſten Tagung 
des Zollparlaments einen erheblichen Rückſchlag für die Bez 
ſtrebungen Bismarcks, die ſüddeutſchen und norddeutſchen 
Staaten auf friedlichem Wege zu einem einzigen Bunde zu 
verſchmelzen. Bismarck empfand ihn ſelbſt in den Beziehungen 
zu den norddeutſchen Regierungen. „Es iſt keine leichte Aufgabe 
geweſen,“ erklärte er am 24. April 1869, „in dieſen zwei erſten 
Jahren der Konſolidierung des Bundes die Einigkeit der 
Bundesregierungen nicht nur zu erhalten, ſondern auch die 
freudige Beteiligung der größern, ſtärkeren und mehrfach der 
Verſuchung zu einer andern Politik ausgeſetzten Regierungen 
in dem Maße zu wecken und zu erhalten.“ Der ganze Wert 
des Bundesrats und der ihm in der Verfaſſung zugemeſſenen 
Bedeutung erwies ſich jetzt. Bismarck hat ſich in jenen Jahren 
wiederholt zu ſeinem begeiſterten Lobredner gemacht. „Wenn 
Sie mir daran einiges Verdienſt zuſchreiben,“ ſo fügte er dem 
eben angerufenen Zeugniſſe hinzu, „wenn Sie dieſes als eine 
im großen nationalen Intereſſe nützliche Errungenſchaft be; 
trachten, dann, meine Herren, meiſtern Sie mich nicht in meiner 
Politik innerhalb des Bundesrats. Sie werden mich darin in 
Spahn, Bismarck? 14 
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einer Weiſe eigenſinnig finden, die nicht zu einem verträglichen 
Ende führen wird.“ 

Fortan überwachte Bismarck in der aus wärtigen Politik 
mit um ſo größerm Mißtrauen das gefährliche Spiel, in das 
ſich Beuſt und Napoleon III. zu Salzburg eingelaſſen hatten. 
Wahrſcheinlich war es beiden Männern nicht tiefer Ernſt damit. 
Napoleon wurde von Jahr zu Jahr hinfälliger. Auch fühlte 
er den Boden Frankreichs unter ſeinem Throne beſtändig 
brüchiger werden. Er mußte den Liberalen Zugeſtändniſſe 
machen und fie an der Bildung des Miniſteriums beteiligen. 
Sie aber ſuchten den Krieg nicht. Beuſt hin wiederum war zu 
ſehr Schaumſchläger, als daß er in der entſcheidenden Stunde 
über die Nervenkraft zur Heraufbeſchwörung eines Krieges ver— 
fügt hätte. Zudem verlor er durch die Wendung, die in den 
innern politiſchen Verhältniſſen der habsburgiſchen Monarchie 
nach dem Kriege von 1866 nicht mehr aufzuhalten war, die 
Freiheit des Entſchluſſes. Durch die Umwandlung der Mo⸗ 
narchie in den Doppelſtaat Sſterreich-Ungarn erhielt Ungarn 
einen eignen Miniſter präſidenten, und dieſer, Graf Julius 
Andraſſy, bekümmerte ſich lebhaft um die Leitung der aus⸗ 
wärtigen Geſchäfte. Obwohl kein Freund Preußens und kein 
unbedingter Anhänger des Friedens, war er doch zu ſehr von 
der orientaliſchen Frage und der Sorge vor Rußland ein⸗ 
genommen, als daß er Beuſt eine Politik der Rache für das 
Jahr 1866 treiben ließ, von der die Ungarn keinen Vorteil 
hatten. Die perſönliche Unkraft Beuſts und Napoleons ver; 
bürgte jedoch nicht, daß ihr den Zunder häufendes Intrigen⸗ 
ſpiel friedlich ausging. Schon während der ganzen zweiten 
Hälfte des Jahres 1868 war der Ausbruch eines großen Krieges 
nicht un wahrſcheinlich. Die italieniſche Politik hielt ſich, ſeit fie 
zwiſchen Preußen und Frankreich zu wählen genötigt war, 
näher an dieſes. Viktor Emanuel von Italien ſuchte Napoleon, 
dadurch, daß er ihm Kriegshilfe anbot, zur Aufgabe ſeines Wider⸗ 
ſtandes gegen die Beſetzung Roms durch die Piemonteſen zu 
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bewegen. Für Sſterreich-Ungarn war es eine Vorausſetzung 
des Abſchlu ſſes mit Frankreich, daß Italien der Dritte im Bunde 
wurde und ihm nicht wieder wie 1866 in den Rücken fiel. Na po⸗ 
leon konnte ſeiner Katholiken wegen die weltliche Herrſchaft 
des Papſtes nicht unzweideutig opfern. Es ſchien ſich jedoch 
ein Ausweg durch den katholiſchen Eifer der Königin Iſabella 
von Spanien zu bieten. Napoleon dachte daran, ſich durch ſie 
im Schutze der ewigen Stadt ablöſen zu laſſen. Das Hindernis 
zwiſchen Italien und ihm wäre damit nicht überwunden, aber 
vielleicht für eine Weile beiſeite geſchoben geweſen. Indeſſen im 
September 1868 wurde Iſabella entthront, und liberale Macht⸗ 
haber ergriffen an ihrer Statt die Zügel der Regierung. Das 
unentſchiedene Geſchick Roms hielt Napoleon und Viktor Ema⸗ 
nuel voneinander. Die Verhandlungen über ein Bündnis 
Frankreichs, Italiens und Sſterreichs-Ungarn riſſen trotzdem 
nicht mehr ab, rückten jedoch auch kaum von der Stelle. Neben 
ihnen her lief ebenſo langwierig und unabſehbar das Ringen 
in Spanien und zwiſchen den Kabinetten um die Wieder; 
beſetzung des ſpaniſchen Thrones. Bismarck wurde ſchon im 
Herbſte 1868 davon unterrichtet, daß außer vielen andern An⸗ 
wärtern Leopold, der Erbprinz des ſüddeutſchen Hauſes Hohen⸗ 
zollern, in Betracht käme. Seine eigne, lebhafte Aufmerkſamkeit 
für die Frage galt noch vorwiegend dem Wunſche, Iſabella einen 
liberaler gerichteten Nachfolger zu geben und wenn möglich 
auch Viktor Emanuel über der Wahrnehmung gemeinſamer 
Intereſſen in Madrid wieder näher zu kommen. Raſcher glückte 
es Bismarck, ſich aus einer Schlinge heraus zuziehen, die Beuſt 
ihm in Ungarn gelegt hatte. Er ſollte den rumäniſchen Miniſter⸗ 
präſidenten Bratianu im Streben nach Lander werb auf un; 
gariſche Koſten beſtärkt haben. Auf Bismarcks Anraten wurde 
Bratianu von ſeinem erſt 1866 nach Rumänien gekommenen 
Fürſten Karl, dem Bruder des in Spanien genannten Erb; 
prinzen von Hohenzollern, entlaſſen. Aber die Lage blieb 
unbehaglich, und der Norddeutſche Bund litt vor allen andern 
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Gebieten unter ihrem Drucke. Im Oktober 1868 ſagte Napoleon 
zu dem engliſchen Staatsſekretär des Aus wärtigen, die fran⸗ 
zöſiſchen Kanonen würden von ſelbſt losgehen, wenn Preußen 
die Mainlinie überſchritte. Noch nach Bratianus Entla ſſung 
nahm der der ungariſchen Regierung dienende „Peſti Na plö“ 
einen Artikel auf, der die gleiche Meinung ausdrückte. Im fol⸗ 
genden Jahre ſchickte Napoleon einen der gewandteſten Männer 
ſeiner Umgebung, den General Fleury, nach Petersburg, um 
aus der Vermählung des ruſſiſchen Thronfolgers mit der 
däniſchen Prinzeſſin Dagmar und aus ihrer glühenden Heimat⸗ 
liebe Nutzen für die franzöſiſche Politik zu ziehen. Bismarck hatte 
im Prager Friedensvertrag verſprochen, daß Preußen den Dänen 
Nordſchleswigs die Wahl zwiſchen Preußen und Dänemark 
laſſen werde. Noch war das Verſprechen unerfüllt. Der Zar 
ſollte den Kanzler mahnen. Hörte Bismarck auf ihn, ſo hoffte 
Napoleon, der öffentlichen Meinung Frankreichs, die ihm ſeit 
1865 Mangel an Erfolg vor warf, wenigſtens eine geringfügige 
Genugtuung zu bieten. Weigerte ſich Bismarck aber, ſo kühlte 
ſich wohl die enge Freundſchaft zwiſchen dem Berliner und dem 
ruſſiſchen Hofe ab. Fleury begegnete der erwarteten Abneigung 
gegen Bismarck nicht nur im Kreiſe des Thronfolgers, ſondern 
bei vielen Mitgliedern der Zarenfamilie. Genährt wurde ſie 
noch mit beſonderm Eifer von der weiblichen Ver wandtſchaft 
des Zaren am württembergiſchen Hofe. Inzwiſchen wurde 
in Bayern unter Jörgs Führung 1869 eine „Patrioten partei“ 
mit dem ausgeſprochenen Zwecke gegründet, die mannigfachen 
Gegner des Norddeutſchen Bundes dort zum gemeinſamen Drucke 
auf das Miniſterium Hohenlohe zu ſammeln, das noch immer 
im Verdachte der Anſchlußbereitſchaft an Bismarck ſtand. In 
Württemberg verdoppelte die demokratiſche Partei ihre Anz 
ſtrengungen, um einen Sturm gegen Preußen in den Kammern 
vorzubereiten. Sie wirkte auch als Pate mit, als es in dem⸗ 
ſelben Jahre zur Begründung der ſozialdemokratiſchen Partei 
Deutſchlands unter Liebknecht und Auguſt Bebel kam. Die 
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neue Partei übernahm außer den internationalen Idealen 
und den ſozialiſtiſchen Dogmen ihrer geiſtigen Häupter Karl 
Marx und Engels ein gut Teil der demokratiſchen Schlag worte 
gegen den preußiſchen Staat und ſeine Art in ihr Programm. 

Bismarck ſah ſich allenthalben in die Abwehr gedrängt. 
Dabei war er 1868 acht Monate in Urlaub und in ſeiner Arbeits⸗ 
fähigkeit ſehr beſchränkt. Seinen Zorn über die aus wärtigen 
Schwierigkeiten ließ er in heftiger Zeitungsfehde an Beuſt aus. 
Hingegen beteuerte er noch immer ſein Vertrauen auf die 
Friedensliebe des franzöſiſchen Volkes und Napoleons. Er 
hoffte neuerdings, wenn nur Zeit gewonnen wurde, auf die 
ſichtlich fortſchreitende Selbſtauflöſung des bonapartiſtiſchen 
Regiments, nach der die Franzoſen friedlicher denken und davon 
ablaſſen mochten, Euro pa gegen die territoriale Vollendung der 
deutſchen Einheit zu mobiliſieren. Bismarck rechnete damit, daß 
der Krieg nicht mehr zu verhindern ſein werde; aber er ſcheute 
ihn. Den politiſch Tätigen daheim legte er unermüdlich be; 
ſonnene Zurückhaltung ans Herz. Er ſelbſt aber konnte es auf 
die Dauer dabei nicht bewenden laſſen. Der Stillſtand der 
Einheitsbewegung drohte zum Rückgange zu werden. Das 
Verhältnis zu den politiſchen Parteien, und zwar zu allen, 
trübte ſich bedenklich. Zunächſt im Innern, im gelegenen Augen⸗ 
blick auch draußen mußte Bismarck handeln. 

Schon im Frühjahr 1868, mitten in den bewegten Wochen 
zwiſchen den Wahlen zum Zollparlament und deſſen erſtem 
Zuſammentritt, ſtand wiederholt die Dauer des zwiſchen Bis⸗ 
marck und den Nationalliberalen geſchloſſenen Kompromiſſes 
in Frage. Die aus Freikonſervativen und Nationalliberalen 
gebildete Mehrheit, die die Verfaſſung zum Beſchluſſe gebracht 
hatte, erwies ſich nicht als ſo beſtändig, daß ſie der Träger 
der parlamentariſchen Entſcheidungen zu werden vermochte. 
Bismarcks Empfinden ſelbſt war, ſeinem guten Willen zum 
Trotz, noch heftigen Schwankungen unter worfen. Die Ver; 
handlungen des Landtags über die Abfindung des Welfenhauſes 
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und über die Verſelbſtändigung der Provinz Hannover, die mit 
einem Zuſammenſtoße zwiſchen dem Kanzler und den Kon⸗ 
ſervativen endigten, ließen ſich anfangs eher an, als würden 
ſie zu einem Bruche mit den Liberalen führen. Auch ſprach 
Bismarck ſchon wenige Wochen ſpäter wieder, im April, von 
den Konſervativen als ſeinen politiſchen Freunden. Ihn ſtörte 
vor allem die Zuſammenſetzung der nationalliberalen Partei. 
Es wäre ihm lieber geweſen, wenn die Mehrzahl der liberalen 
Führer aus den alten Provinzen draußen geblieben wäre. 
Er tadelte, daß fie auf die Liberalen der neuen Provinzen ab; 
färbten. In den Altpreußen lebte die liberale Doktrin wärmer 
als in den andern, und jedes offene Bekenntnis zu ihrem Indi⸗ 
vidualismus rief den alten konſervativen Kämpen nach wie vor 
alsbald heißblütig in die Schranken, mochte er noch ſo gern 
behaupten, daß er weder liberal noch konſervativ ſein dürfe und 
über den Parteien ſtehen müſſe. Einmal führte er dem Reichs⸗ 
tag Polen als Beiſpiel vor, „wohin ein großer, mächtiger 
Staat gelangen kann, wenn er die Freiheit des einzelnen höher 
ſtellt als die Sicherheit nach außen, wenn die Freiheit des 
Individuums als eine Wucher pflanze die allgemeinen Inter⸗ 
eſſen erſtickt“. Im Herbſt desſelben Jahres wandte er ſich gegen 
das Stellen von Anträgen „im vermeintlichen Intereſſe des 
Freiheitsſchutzes von Individuen, deren Freiheit in keiner Weiſe 
zu gefährden von der Regierung beabſichtigt wird“. Man ſollte 
meinen, hatte er ſchon früher einmal geſagt, „daß eine Re⸗ 
gierung an ſich eine gemeinſchädliche Einrichtung ſei, gegen 
deren Lebensäußerungen das Volk nicht ſorgſam genug ge— 
ſchützt werden kann“. Der liberale Individualismus war aber 
nicht der einzige Stein des Anſtoßes für ihn. Im April 1868 
ließ er es zu einer nicht minder lehrreichen Erörterung über den 
Widerſpruch kommen, der zwiſchen feiner ſtaatsmänniſchen Art, 
den Dingen ins Geſicht zu ſchauen, und der bei faſt allen libe⸗ 
ralen Rednern, nicht nur den Altpreußen, vorwiegenden Neigung 
zu juriſtiſcher Urteilsbildung beſtand. Die Erörterung fand 
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ſtatt, als die Nationalliberalen zum erſten Male wieder einen 
ſchärfern Vorſtoß gegen das Kompromiß wagten. Von Zeit 
zu Zeit wiederholten fie fortan, hier und da von den Frei⸗ 
konſervativen unterſtützt, dergleichen Anläufe, ſei es um den 
Anſpruch des Reichstags auf Diäten aufrechtzuerhalten oder 
wieder die Einrichtung von Bundesminiſterien zu verlangen, 
ſei es um das Rechnungsweſen des Bundes konſtitutioneller 
zu geſtalten, oder um den alten zähen Kampf um eine Ver; 
ſtärkung des Einnahmebewilligungsrechts der Zweiten Kammer 
in Preußen nicht einſchlafen zu laſſen. Der Kanzler nahm 
jeden derartigen Verſuch übel und wies ſie, wie ſie kamen, 
derb zurück. Und doch gärte bei ſeiner Reizſamkeit auch in ihm 
unabläſſig der Reichsgedanke wie in allen von der nationalen 
Bewegung ergriffenen Gemütern und drängte ihn, das 1867 
Geſchaffene aus zugeſtalten! Redewendungen unterliefen Big; 
marck zuweilen, die ihn unerwartet weit auf die Seite der Anz 
hänger des Einheitsſtaates gegen die partikulariſtiſchen Gewalten 
übergegangen zeigten. „Es iſt ſehr leicht möglich, daß ein miß⸗ 
verſtandener preußiſcher Partikularismus den Bund ſchädigt 
und ihn in ſeiner Entwicklung aufhält. Es iſt mir aber un⸗ 
denkbar, daß der Bund durch Pflege ſeiner Intereſſen die 
Intereſſen der 25 Millionen Preußen, die vier Fünftel ſeines 
Beſtandes bilden, irgendwie ſchädigen könnte.“ Mit Nachdruck 
förderte Bismarck die Erweiterung des auswärtigen Dienſtes 
des Bundes mit dem Endziel, daß die auswärtigen Angelegen⸗ 
heiten Preußens ſämtlich auf den Bund übergehen ſollten, aber 
auch die auswärtigen Miniſterien der Bundesſtaaten allmählich 
auf allen wichtigern Gebieten ihrer Tätigkeit trockengelegt 
wurden. Noch bezeichnender war, daß er ſich auf eine Ausſprache 
darüber einließ, ob das Wahlgeſetz für den preußiſchen Landtag 
und den Reichstag nicht in Einklang gebracht werden könnte. 
„Eine einfache Identifizierung der Abgeordneten des preußiſchen 
Staates in beiden Körperſchaften“ lehnte er noch ab. Grund; 
ſätzlich aber erklärte er, daß es der Königlichen Regierung und 
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den Bundesbehörden von Anfang an nahe gelegen habe, „auf 
eine Vereinfachung des feit 1866 geſchaffenen Räderwerkes 
hin zu wirken“. Zuletzt verſicherte er gar wiederholt feine Be⸗ 
reitſchaft, zu prüfen, ob nicht die Schwerkraft des Bundes und 
Preußens mehr als bisher in die parlamentariſchen Körpers 
ſchaften gelegt werden ſollte. Er begründete die Verſicherung 
mit ſeiner Abſicht, „aufrichtig mit dem konſtitutionellen Syſtem 
zu gehen“. Zwar folgten allen dieſen Äußerungen einſtweilen 
keine Handlungen; ſie machten deshalb wenig Eindruck. Sie 
bewieſen jedoch, wie und in welcher Richtung der Geiſt Big; 
marcks, angezogen von der Strömung um ihn her, arbeitete. 
Die Stunde, da er eine neue Tat gebar, ſchlug noch nicht. Aber 
vermutlich war ſie auch nicht mehr fern. 

Die klärende Kriſe wurde durch Ereigniſſe im Mai 1869 
vorbereitet, als der Kanzler ein erſtes Mal wieder ſeit 1867 
zur Fortbildung der Bundesverfaſſung anſetzte. Mit der ſich 
mehrenden Unſicherheit der euro päiſchen Lage hatte ſich fein 
Gefühl dafür geſchärft, daß die Regelung und Einrichtung der 
Bundesfinanzen trotz aller Anderungen am Entwurfe der 
Bundesverfaſſung bei deſſen Beratung noch unvollkommen 
geblieben war. In der Unruhe, die ihm der Stand der Dinge 
im Herbſte 1868 bereitete, hätte er beinahe, nur um raſch zu 
ausreichenden Mitteln zu gelangen, den Konflikt zwiſchen den 
Liberalen und der Regierung wieder heraufbeſchworen. Er 
mutete dem Bundesrate eine Auslegung der Verfaſſung zu, 
wonach es zur Ausſchreibung von Matrikularbeiträgen nicht der 
Zuſtimmung des Reichstags bedürfe. Die Regierungen ließen 
ſich nicht darauf ein. Im folgenden Frühjahr entſchloß ſich Bismarck 
ebenſo unverſehens, den Reichstag mit einer Reform der Bundes⸗ 
finanzen zu befaſſen. Er war von jeher ein Anhänger indirekter 
Steuern und durch ſeine Wertſchätzung des napoleoniſchen Ver⸗ 
waltungsſyſtems noch in ſeiner Vorliebe beſtärkt worden. Auf 
ſein Verlangen brachte der preußiſche Finanzminiſter von der 
Heydt eine Anzahl von Steuervorſchlägen „tropfen weiſe“ beim 
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Reichstag ein, fo wie fie in überſtür zter Arbeit fertig wurden. 
Bismarck behauptete von ihnen, daß ſie das nationalliberale 
Beſtreben während des die Verfaſſung beratenden Reichstags, 
dem Bunde durch ein ausgedehnteres Steuerrecht eine ſelb⸗ 
ſtändige Exiſtenz zu gewähren, der Erfüllung entgegenführten. 
Aber wenn er es ſo meinte und mithin wieder den erſten bedeut⸗ 
ſamen Schritt aus dem Bereiche bloßer Überlegungen zu einer 
wirklichen Verbeſſerung der Bundesverfaſſung tun wollte, ſo 
erreichte er nur die Feſtſtellung, daß bei aller Einigkeit im 
Ziele der Abſtand zwiſchen ihm und den Liberalen in den 
Mitteln unverändert groß geblieben war. Denn dieſe ant⸗ 
worteten ihm mit der Forderung, daß, wenn ſie ſich im Bunde 
auf Steuervermehrungen einließen, in Preußen wenigſtens 
eine direkte Steuer herauf: oder herabſetzbar, je nach dem 
jährlich wechſelnden Bedarfe des Staates, eingerichtet werden 
müßte. Es ging ſcharf her. „Einen Handel darüber zu ſchließen, 
daß die Regierung das Recht, die Intereſſen des Landes, die 
ihr anvertraut find, zu verwalten, die Gelder, deren fie dazu 
bedarf, zu erheben, durch Verfaſſungs paragra phen erkaufen 
ſoll, — das iſt ein Weg, auf den wollen wir uns nicht begeben, 
er iſt abſchüſſig, da wird die konzeſſionsbereiteſte Regierung 
in anderthalb Jahren bankrott.“ 

Verſtimmter als zuvor ſchieden Bismarck und die Reichs⸗ 
tagsmehrheit voneinander. Aus der Finanzreform war nichts 
geworden. Bismarck fühlte das Mißliebige dieſes Ausganges um 
ſo peinlicher, als die Nationalliberalen eine ſtarke Deckung aus 
fürſtlichen Kreiſen, teils von Angehörigen der 1806 mediati⸗ 
ſierten Geſchlechter, teils auch von regierenden Herren der 
Kleinſtaaten und der ſchwächern Mittelſtaaten erhielten. Männer 
wie Hohenlohe einerſeits und die Großherzöge von Baden und 
Oldenburg ſowie einzelne der thüringiſchen Fürſten anderſeits 
verlangten ebenſo ungeduldig wie die Nationalliberalen nach 
der Ausbildung der deutſchen Einheit. Ihre Kritik, die den 
Schwierigkeiten der auswärtigen Politik nicht gerecht wurde, 
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bedrohte Bismarck beſonders dadurch, daß ſie, wie ſchon bei 
ihrem erſten Auftauchen vor dem Kriege mit Sſterreich, Rück- 
halt an der preußiſchen Königin und dem Kronprin zen paare 
fand. Seine Neigung, die Nationalliberalen zu befriedigen, 
erlitt daher durch den Mißerfolg ſeiner Steuervorſchläge nicht 
nur keine Abkühlung. Sie erſtarkte noch. Schon vorher hatte 
er dem liberalen Wunſche nach Einfluß in den Miniſterien durch 
den Erſatz des ihm ſelbſt zu weit rechts ſtehenden Juſtizminiſters 
Grafen zur Lippe durch den Hannoveraner Leonhardt ge— 
ſchmeichelt. Es war ein Tropfen Waſſer auf den heißen Stein 
geweſen. Im Herbſt erſetzte er den Finanzminiſter von der 
Heydt durch ein Mitglied der rheiniſchen Familie Camphauſen, 
die in der Revolution des Jahres 1848 für die liberale Sache 
wichtig geworden war, einen Günſtling der Königin Auguſta 
und einen Freund Rudolf v. Delbrücks. Dieſem ſelbſt verhalf 
er etwa zur ſelben Zeit zu Einfluß auch im preußiſchen Staats⸗ 
miniſterium. Den anpaſſungsfähigen Grafen Eulenburg hieß 
er im kommenden Winter, die 1862 ins Hintertreffen geratenen 
Bemühungen um eine Kreisordnung, die den liberalen Wünſchen 
entgegenkam, wieder aufzunehmen. Auf ſich ſelber aber nahm 
er es, den Liberalen auf dem Gebiete der nationalen Politik 
eine augenfälligere Genugtuung zu verſchaffen, als ſie über 
feinen Anlauf, die ſteuer politiſche Selbſtändigkeit des Bundes 
her zuſtellen, nach allem verſpüren konnten. Im Bundesrate 
ſtritt man, ob die Marine Bundesmarine oder Königlich Preu⸗ 
ßiſche Marine ſei. Bismarcks alter Freund, der Kriegsminiſter, 
nahm ſie für den König von Preußen in Anſpruch und erwartete 
dafür die Unterſtützung Bismarcks. Bismarck aber ſchlug ſich 
auf die andere Seite und legte in tiefer Erregung Roon ſeine 
abweichende Meinung dar. „Die Form, in welcher der König 
Kaiſerrechte in Deutſchland übt, hat mir niemals eine beſondere 
Wichtigkeit gehabt; an die Tatſache, daß er ſie übt, habe ich alle 
Kraft des Strebens geſetzt, die mir Gott gegeben. Hätten wir 
1866 ſofort das „Deutſch“ oder „Norddeutſch“ dem „Preußiſch“ 
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ſubſtituieren können, wären wir jetzt ſchon um 20 Jahre weiter. 
Ich hoffe zu Gott, daß die Zeit kommen wird, wo unſere Söhne 
es ſich zur Ehre rechnen werden, den Söhnen des Königs in 
einer deutſchen Flotte und im deutſchen Heere zu dienen.“ So 
unverhohlen hatte Bismarck noch nie, auch im Reichstag in 
den letztvergangenen Monaten nicht, die Sprache des deutſchen 
Unitarismus geſprochen. Er brüſtete ſich gegen den Freund mit 
feiner „nationalen Schwärmerei“. Das Bekenntnis zu den 
Kaiſerrechten war aber nur der Auftakt zu einer andern größern 
Maßnahme, die er im Winter 1869 auf 1870 verfolgte. Wäh⸗ 
rend ſich alles in der allgemeinen deutſchen Politik ſeit dem 
Sommer 1867 unerfreulich gewendet hatte, war an einer 
Stelle ein erheblicher Fortſchritt angebahnt worden. In das 
badiſche Miniſterium trat 1868 ein preußiſcher General als 
Kriegsminiſter ein. Ein Preußen ſchwärmeriſch ergebener 
Offizier wurde der Berater des württembergiſchen Kriegs- 
miniſters bei der neuen Organiſation des Heeres. Es kamen 
zwiſchen Preußen und den ſüddeutſchen Staaten Vereinbarungen 
zuſtande, die das „an ſich ſehr gute, aber nicht organiſierte“ 
Tru ppenmaterial der Süddeutſchen beſſer auszubilden erlaubten 
und einen gemeinſamen Aufmarſch ſowie eine einheitliche 
Führung im Falle eines franzöſiſchen Krieges vorbereiteten. 
Dieſer wichtige Erfolg ſcheint Bismarck die Hoffnung eingeflößt 
zu haben, daß er den König von Bayern bereden könnte, dem 
Könige von Preußen die Kaiſerwürde anzubieten. Sein Ge 
dankengang war, daß die oberſte Kriegführung den weſentlichen 
Inhalt der Kaiſerwürde mittelalterlicher Zeiten gebildet habe, 
und daß ſich anderſeits die ſüddeutſchen Fürſten im Kriege 
ohne innere Bedrängnis einem Kaiſer unterordnen könnten, 
während die Unterordnung unter den preußiſchen König als 
bloßen Präſidenten des Norddeutſchen Bundes ihre Bedenken 
habe. Indem ſich Bismarck zur Gewinnung des Königs von 
Bayern hervorragender Mitglieder der Fürftenoppofition be⸗ 
diente, glaubte er ſie wieder für ſeine Politik einnehmen zu 
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können, wie er denn auch die Nationalliberalen durch An⸗ 
deutungen auf dem laufenden hielt. Neun Jahre ſpäter hat 
er in einer ſeiner wichtigſten Kundgebungen vor dem Reichs⸗ 
tage, am 9. Juli 1879, ausdrücklich die „Geneſis“ der Kaiſer⸗ 
würde „aus dem Bundesfeldherrn“ betont. Am 14. Februar 
1870 hob die Thronrede zur Eröffnung des Reichstags ſchon 
auffällig ſtark den engen Zuſammenhang des Südens mit dem 
Norden hervor. Am 24. Februar unterſtrich Bismarck vor den 
Abgeordneten jene Hervorhebung noch einmal. Es geſchah 
in einer Rede, in der er die badiſche Regierung erſtaunlich ſcharf 
abkanzelte, weil er ſie hinter einem nationalliberalen Antrag 
vermutete, der unter beſonderer Belobigung Badens deſſen 
Aufnahme in den Norddeutſchen Bund ohne Rückſicht auf die 
Stimmung in Bayern und Württemberg wünſchte. Gewiß 
kam der Antrag Bismarcks Kaiſer plan in die Quere. Vielleicht 
aber miſchte ſich in die Schärfe des Tadels auch ein wenig 
Falſchheit. Vielleicht ſollte, was der Kanzler gegen die badiſche 
Regierung ſagte, dem bayeriſchen König wohltun. An einer 
Stelle der Rede ging Bismarck in der Andeutung deſſen, was 
vorging, ſo weit aus ſich heraus, daß er faſt den Schleier lüftete, 
der noch über dem Geheimniſſe lag. Er wies auf das „Stück 
kaiſerliche Gewalt“ hin, das das Haupt des Nordbundes im 
Süden durch den unbeſtrittenen Oberbefehl im Kriege und auch 
durch die wirtſchaftliche Einheit Deutſchlands ausübe. „Der 
Name macht es nicht.“ Beſtimmt kündete er an, daß, wenn 
die deutſchen Staaten unter ſich über die Verbindung des 
Südens mit dem Nordbunde einig wären, kein auf dem Prager 
Frieden ſich berufender Einſpruch des Auslandes Gehör finden 
werde. Hiervon erhoffte Bismarck beſondern Eindruck auf 
die liberale öffentliche Meinung. „Drängen Sie nicht ſo auf neue 
Etappen, genießen Sie doch einen Augenblick froh, was Ihnen 
beſchieden, und begehren Sie nicht, was Sie nicht haben!“ 
Ende März oder im April 1870 geriet der Verſuch indeſſen ins 
Stocken; er wurde erſt kürzlich wieder von der Forſchung auf⸗ 
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gedeckt. So geringe Bedeutung erlangte der Plan im Vergleich 
zu den Gegenſtrömungen, die Bismarck mit ihm bekämpfen 
wollte, und die nun erſt recht übermächtig zu werden drohten. 
Mehrere Wochen lang galt die Stellung des Kanzlers für 
erſchüttert. Die Schwierigkeiten, auf die er in der deutſchen 
Frage ſeit dem Herbſte 1867 ſtieß, ſchürzten ſich vollends zum 
Knoten. Es blieb vielleicht kein anderer Ans weg mehr, als 
„die deutſche Kaiſerkrone aus den franzöſiſchen Bataillonen 
heraus zuhauen “. 

Wiederholte Neuwahlen hatten in Bayern den Patrioten die 
Mehrheit verſchafft. König Ludwig entließ nach einigem Zögern 
Hohenlohe und erſetzte ihn durch den Grafen Bray. Bayern 
wie Württemberg ſtanden im Frühjahr 1870 durch eine eigen⸗ 
artige Verknüpfung ihrer parteipolitiſchen Entwicklung mit 
einer allgemein abendländifhen Bewegung, die während des 
Winters aufgekommen war, vor ernſten Ereigniſſen. Es hatte 
ſich ein großer Teil der weſteuropäiſchen Liberalen das Ideal 
einer gleichmäßigen Abrüſtung der Großmächte und der Auf⸗ 
richtung eines friedlichen Einvernehmens unter ihnen in den 
Kopf geſetzt. Nachgiebig gegen dieſe Stimmung und wohl auch 
nicht ohne eigennützige Hintergedanken ließ das franzöſiſche 
Miniſterium durch das engliſche Aus wärtige Amt eine ent⸗ 
ſprechende Anfrage an Bismarck gelangen. Er lehnte entſchloſſen 
ab. Aber im Reichstage fielen ihm die Linksliberalen unter 
der Führung Virchows durch einen Antrag auf Abrüſtungsver⸗ 
handlungen in den Rücken. Die ſächſiſchen Kammern wurden 
der Schauplatz eines ähnlichen Bemühens. Vor allem aber ſchöpf⸗ 
ten die Zweiten Kammern Bayerns und Württembergs aus 
der Friedensbewegung die Kraft zu einem ohnehin beabſich⸗ 
tigten Angriff auf die Abreden ihrer Kriegsminiſterien 
mit Preußen über die Heeresorganiſation und Bewaffnung. 
In Bayern bereitete die Patriotenpartei den Angriff nach 
langen, zum Teil ſchwungvoll nationalen Debatten über die 
politiſche Lage in Deutſchland bedächtig vor. Die württember⸗ 
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giſche Demokratie dagegen wagte ſofort einen wuchtigen Sturm. 
Sie kündigte für das nächſte Budget einen Antrag auf Herab⸗ 
ſetzung der Mannfchaftsftärfe und auf eine andere Einrichtung 
des Heeres an. Die Regierung wollte nachgeben; der Kriegs⸗ 
miniſter ging. König Karl war kein Preußenfreund; aber er 
fühlte, daß er ſein königliches Anſehen mitgefährdete, wenn 
er der Demokratie den Sieg unbeſtritten ließ. Er ernannte 
Preußens heißblütigen Verehrer im Kriegs miniſterium, den 
General v. Suckow, zum Kriegs miniſter. Der Kampf ſollte im 
Herbſt ausgetragen werden. Der württembergiſche Minifter; 
präſident und Graf Bray ſuchten eine Verſtändigung mitein⸗ 
ander, um gemeinſamer Gefahr begegnen zu können. Nur 
wenn auch in Bayern die Abwehr aufgenommen wurde und 
glückte, hatte der Widerſtand in Württemberg Ausſicht auf 
Erfolg. Ließen ſich dagegen die Miniſterien zwingen oder wurden 
ſie gezwungen, von den militäriſchen Abreden mit Preußen 
zurückzutreten, fo war die Rückwirkung auf den Zollverein 
und die Schuß; und Trutzverträge unabſehbar. In der aus wär⸗ 
tigen Politik war es inzwiſchen im Herbſte 1869 zu einem Aus⸗ 
tauſch von Briefen zwiſchen den Herrſchern Frankreichs, Ita⸗ 
liens und Sſterreich-Ungarns gekommen, der Napoleon mit 
ſachlich noch nicht begründeten großen Hoffnungen erfüllte. 
Im Dezember war Beuſt bei Viktor Emanuel in Florenz. 
Der Februar 1870 brachte die Überreichung eines öſterreichiſchen 
Bündnis ent wurfes in Paris, und der März einen Beſuch des 
Er zherzogs Albrecht dort. Der Erzherzog war der tüchtigſte 
Heerführer des habsburgiſchen Staates, zugleich ein ſcharfer 
Gegner des Bismarckiſchen Preußen. Er erſchien, um Fragen 
eines allgemeinen Aufmarſches zu erörtern. Leider läßt ſich 
noch nicht feſtlegen, ob in dieſe Monate auch Abmachungen 
fielen, die nach einer ſpäteren Angabe des Zaren zwiſchen ihm 
und Napoleon über die Zukunft der ſüddeutſchen Staaten 
getroffen wurden. Zu vermuten iſt es, ſchon weil Bismarcks 
Anſtrengungen damals den Gipfelpunkt erreichten, König 
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Ludwig zum Anerbieten der Kaiſerkrone an ſeinen König zu 
bringen. Ihr Los ſollte „erträglicher“, der öſterreichiſche Kaiſer 
zu ihrem Protektor beſtellt werden. Bismarck hatte dieſem 
Spiele gegenüber in der großen euro päiſchen Politik kaum 
noch einen Trumpf in der Hand. Er nahm an Stichkarten auf, 
was er bekommen konnte, und waren ſie gleich nur wenig ſicher. 
Die Verhandlungen über die fpanifhe Thronfolge waren 
ſeit dem Herbſt 1868 immer auf demſelben Flecke geblieben. 
Bismarck hatte ſie nicht mehr aus dem Auge gelaſſen. Aus⸗ 
ſichten, die Madrid gehabt hatte, andere Anwärter zur Annahme 
einer Königs wahl zu bewegen, waren geſchwunden. Die 
ſüddeutſchen Hohenzollern traten in den Vordergrund. Auch 
ſie hatten urſprünglich wenig Neigung für das dornenvolle 
Amt gezeigt. Allmählich aber ließ ſich ihr Familienhaupt, 
Fürſt Karl Anton, durch den Ehrgeiz locken, einen Sohn 
in Spanien wie ſchon einen andern in Rumänien regieren 
zu ſehen, während die preußiſche Linie das Schwergewicht 
Zentraleuro pas repräſentierte. Nun riet auch Bismarck zu, 
obwohl er immer noch nicht die Hoffnung fahren laſſen wollte, 
daß Frankreich aus ſich heraus, durch inner politiſche Wandlungen 
veranlaßt, den Deutſchen den Weg zur vollen Einheit freigeben 
werde. Erfüllte ſich jedoch ſeine Erwartung nicht, ſo ſchaffte 
vielleicht die Feſtſetzung eines Hohenzollern im Rücken Frank⸗ 
reichs und die dadurch in Sicht gekommene Annäherung 
Preußens und Spaniens Erleichterung, oder es mochten die 
Würfel fallen. Das letzte Wort lag bei König Wilhelm. Er 
war gegen das Abenteuer. Karl Anton ſtellte alles auf ſeine 
Entſcheidung. Der 1868 genannte, durch ſeine Frau thronbe⸗ 
rechtigte Erbprinz Leopold war ſelbſt im Falle der Zuſtimmung 
des Königs zur Annahme der Wahl nicht bereit. Man ſchlug 
ſeinen jüngern Bruder, den Prinzen Friedrich, vor. Bismarck 
ſtrengte ſich einige Wochen aufs äußerſte an, dieſen nach Madrid 
zu bringen. Aber nach mehr wöchigem Überlegen verweigerte 
König Wilhelm dem Prinzen die Erlaubnis. Die Spanier 
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wandten ſich in ihrer Verlegenheit an Napoleon, damit er ihre 
Thronfolge endlich regele. Er tat im Mai Schritte deshalb; 
ſie förderten jedoch die unſelige Angelegenheit nicht beſſer 
als alles bisher Geſchehene. Ende Mai erfuhr Bismarck, daß 
die Hohenzollern wieder in Madrid die nächſten am Ziele ſeien 
und der Erbprinz nunmehr ſelbſt nach der Krone ſtrebe. In 
Übereinſtimmung mit dem Kanzler vereinbarte Karl Anton 
mit den Spaniern, das Geheimnis der Kandidatur ſtreng zu 
wahren und die Wahl bis Ende Juni herbeizuführen. Am 
21. Juni verzichtete König Wilhelm ſorgenerfüllt auf ſeinen 
Widerſpruch. In Paris wehte der Wind nach kurzem Abflauen 
wieder kräftig aus einer preußen feindlichen Richtung. Napoleon 
hatte im Mai den langjährigen Botſchafter Frankreichs am 
Wiener Hofe, den als Perſönlichkeit ungeeigneten Herzog 
von Gramont, zum Miniſter des Aus wärtigen berufen. Ende 
des Monats ordnete der Kaiſer, ungefähr zur ſelben Zeit mit 
der entſcheidenden Wendung der hohenzolleriſchen Entſchlüſſe 
über die ſpaniſche Thronfolge, auf Grund eines Kriegsrates 
den General Lebrun nach Wien ab. Der Auftrag des Generals 
wies ihn an, die mit Er zher zog Albrecht geführten Beſprechungen 
wieder aufzunehmen. Kaiſer Franz Joſeph machte ſeine Haltung 
wie bisher ſtets von den ſüddeutſchen Fürſten und dem deutſchen 
Volke abhängig. Napoleon war ſich klar darüber, daß Frank⸗ 
reich das Erſcheinen eines Hohenzollern in ſeinem Rücken als 
Kriegsfall betrachten müſſe. Er hoffte darauf, daß die 
ſüddeutſchen Staaten dieſen Kriegsfall als hohen zolleriſche 
Hausangelegenheit anſehen und Preußen nicht unterſtützen 
würden. Bismarck hin wiederum wollte abwarten, wie ſich 
Napoleon zu der vollendeten Tatſache ſtellte. Indeſſen, Miß⸗ 
verſtändniſſe und Unſicherheiten auf der ſpaniſchen Seite ver⸗ 
anlaßten Ende Juni eine Vertagung der Cortes, ohne daß 
ſie zur Königs wahl aufgefordert wurden, und gleich darauf 
verriet ein ſpaniſches Blatt das Geheimnis. Bismarck geſtand 
ſich ohne Zaudern ein, daß der Stich verſpielt war. Er hatte nur 
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den einen Gedanken, den Mißerfolg auf die Rechnung der 
ſüddeutſchen Hohenzollern und ihrer Anhänger in Madrid zu 
ſchreiben, Preußen als unbeteiligt darzuſtellen. Napoleons 
Intereſſe aber war dem Bismarcks entgegengeſetzt. Der Aus⸗ 
gang des Spiels mußte zur diplomatiſchen Niederlage Preußens, 
als Sieg des Kaiſerreichs geſtempelt werden. Gra mont handelte 
in dieſem Sinne. Er ſchürte den Unwillen der Pariſer über die 
uner wartete Kunde. Er ſtellte die Dinge auf des Meſſers 
Schneide, als er am 6. Juli nach vorangegangenem Miniſter⸗ 
rat in der Kammer Stellung nahm und mit Worten ſchloß, 
die Preußen kränkten. Bismarck ſaß in Var zin, König Wilhelm 
weilte in Ems zur Kur. Aus der räumlichen Trennung der 
beiden ausſchlaggebenden Männer der preußiſchen Politik 
hofften die Franzoſen Nutzen zu ziehen. Während ſie in Florenz 
und Madrid die Bündnisfrage ſtellten und Vorkehrungen für 
die Mobiliſation trafen, ſollte Benedetti, der gewandte und 
tüchtige Botſchafter Frankreichs am preußiſchen Hofe, dem 
König nahelegen, daß er dem Erbprinzen rate, zurückzutreten, 
nach einer etwas ſpätern Weiſung ſogar den Rücktritt ihm 
befehle. Benedetti bediente ſich mit außerordentlichem Geſchick 
der in Coblenz reſidierenden Königin Auguſta, um den König 
dahin zu bringen, daß er ſich in Verhandlungen einließ und 
Frankreich nicht an Bismarck ver wies. Es war, wie es der 
neueſte Schilderer jener Tage beurteilt, der größte und ge; 
fährlichſte Sieg, den Auguſta bei ihrem Gemahl je über Bis⸗ 
marck davontrug. Der König geſtand ſeinen Anteil an dem 
Entſchluß des Erbprinzen zu und bemühte ſich in Sigmaringen, 
wohin ſich die franzöſiſche Regierung gleichzeitig auch ſelbſt 
gewandt hatte, um den Rücktritt. Für den verreiſten Erbprin zen 
ſprach Karl Anton am 12. Juli den Verzicht aus. Um aber 
die preußiſche Politik vor Schädigung zu bewahren, richtete 
er die Erklärung nach Madrid. Der franzöſiſchen Regierung 
war damit nicht ausreichend gedient. Sie wünſchte deshalb, daß 
König Wilhelm den Rücktritt beſtaͤtigte; er konnte ſich nach Bene⸗ 
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dettis Berichten dem Wunſche kaum noch verſagen. Weil jedoch bei 
den Schwierigkeiten der ſpaniſchen Thronfolge ein aberma⸗ 
liges Zurückgreifen der ſpaniſchen Machthaber auf die Hohen⸗ 
zollern nicht ausgeſchloſſen war, verfiel Gramont auf den 
Einfall, den König auch um eine Bürgſchaft für die Zukunft 
anzugehen. Erſt dieſer Entſchluß des Miniſters erlangte eine 
verhängnisvolle Trag weite. Schon daß ſich Na poleon der öffent⸗ 
lichen Meinung wegen nicht mit der Ausſchaltung der hohen; 
zolleriſchen Kandidatur durch Karl Anton begnügte, ſondern 
ſich an Preußen hielt, nahm der Angelegenheit für die ſüddeut⸗ 
ſchen Fürſten das Gepräge einer hohenzolleriſchen Familien⸗ 
ſache. Aber ihre Schwenkung brauchte keine Folgen zu haben, 
wenn König Wilhelm ſelbſt die Beſtätigung des Rücktritts ge⸗ 
währte. Hätte alſo der franzöſiſche Miniſter nichts weiter gefor⸗ 
dert, ſo hätte Frankreich möglicher weiſe die vielen Enttäuſchun⸗ 
gen der letzten Jahre wieder einmal durch einen glänzenden 
Erfolg wettgemacht. Bismarck reiſte voller Unruhe am 12. Juli 
von Var zin nach Berlin. Sein Ziel war Ems. Aber die geſchickte 
Wendung Karl Antons, die guten Meldungen aus Süddeutſch⸗ 
land, nicht zuletzt auch, daß er Gortſchakow in der Hauptſtadt 
traf, hielten ihn dort feſt. Rußland war eine unbeſtimmte Zahl 
in ſeiner Rechnung geworden. Der Zar hatte einer Bitte 
Napoleons Folge geleiſtet, König Wilhelm zur Er zzwingung 
des Rücktritts des Erbprinzen zu bewegen. Offenbar war 
er auch keines wegs geneigt, wenn es zu einem Kriege zwiſchen 
Preußen und Frankreich kam, jenem den Weg nach Süddeutſch⸗ 
land freizugeben. Er plante vielmehr zum Schluſſe eine gemein⸗ 
ſame diplomatiſche Dazwiſchenkunft Sſterreich-Uungarns und 
Rußlands, um die ſeit dem Prager Frieden ſchwebende Lage 
Süddeutſchlands zu ordnen. Hätte Napoleon in dieſem Augen⸗ 
blicke ſeiner Bitte das Anerbieten folgen laſſen, Rußland bei 
der Wiederherſtellung ſeiner Seeherrſchaft auf dem Schwarzen 
Meere diplomatiſch zu unterſtützen, ſo wäre der ruſſiſche Druck 
auf Preußen wohl noch ſtärker geworden. Aber wie in früheren 
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Fällen, ſprach Napoleon auch diesmal das erlöſende Wort für 
die ruſſiſch⸗franzöſiſchen Beziehungen nicht aus. Dagegen 
beſann ſich Bismarck nicht lange. Verhandlungen entſpannen 
ſich zwiſchen ihm und dem ruſſiſchen Kanzler. Ihr Ergebnis 
wurde nach einiger Zeit die Ermunterung Rußlands zum Auf⸗ 
werfen der Schwarzmeerfrage, für Preußen aber das Ver— 
ſprechen Rußlands, die Unterſtützung Frankreichs durch Sſterreich⸗ 
Ungarn, wenn nötig, mit den Waffen zu verhindern. Nur über 
das Los der ſüddeutſchen Staaten ſcheint keine Verſtändigung 
erfolgt zu fein. Der ruſſiſchen Regierung vorausſichtlich ſicher, 
griff Bismarck noch am 12. Juli die Karten wieder auf. Er 
wollte von Frankreich eine ausdrückliche Verſicherung verlangen, 
daß es ſich mit dem Verzicht Karl Antons zufriedengebe, und 
dadurch den Spieß umkehren. Da befreite ihn die Bürgſchafts⸗ 
forderung Gramonts am folgenden Tage von allen Zweifeln. 
Der König ſchlug Benedetti aus eignem politiſchen Taktgefühl 
jede Erörterung darüber ab; freilich hielt er ſich auch jetzt noch 
gebunden, dem Botfchafter feine Mißbilligung des Rücktritts 
ausdrücklich zu beſtätigen. Das Telegramm darüber hatte Bis⸗ 
marck nur in eine knappere, wirkungsreichere Faſſung zu bringen, 
um die Zumutung Gra monts an den deutſchen Höfen, vor allem 
bei Ludwig II. von Bayern, als eine Verletzung der von allen 
Monarchen gleichmäßig zu wahrenden Achtung der königlichen 
Würde und vor dem deutſchen Volke als eine ſchwere 
Kränkung des deutſchen Selbſtbewußtſeins erſcheinen zu laſſen. 
Der Widerhall war ungemein ſtark. Von heute auf morgen 
ſahen ſich die Franzoſen durch einen Fehlgriff aus einer aus⸗ 
ſichtsvollen diplomatiſchen Offenſive in eine demütigende Ver; 
teidigungsſtellung zurückgeworfen. Bismarck ſtand vor Na; 
poleon und forderte Rechenſchaft und Entſchuldigungen. Deſſen 
Regierung glaubte das Kaiſerreich nicht mehr feſt genug in 
der öffentlichen Meinung gegründet, um eine derartig ſchwere 
Schädigung ſeines Anſehens überſtehen zu können. Sie er⸗ 
klärte Preußen den Krieg. Während es aber ihr ſelbſt nicht 
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glückte, Oſterreich-Ungarn und Italien mit ſich fortzureißen, 
ſchloſſen ſich die ſüddeutſchen Regierungen ohne Zögern mit 
Preußen zuſammen. Auch nur eine vorbeugende Anfrage, 
was aus ihnen nach einem ſiegreichen Kriege werden ſollte, 
hielten fie nach kurzer Überlegung, vielleicht im Hinblick auf 
den Zaren, nicht für angebracht. Es blieb beim Austauſch 
einiger gelegentlicher Bemerkungen, daß Preußen die groß⸗ 
mütig gewährte Hilfe großmütig entgelten werde. 

Der Krieg verlief bis zum Tage von Sedan, trotz finanzieller 
Schwierigkeiten bei ſeinem Ausbruche, ebenſo ſiegreich, im 
einzelnen noch eindrucksvoller als der Krieg des Jahres 1866. 
Aber auch diplomatiſch war die Lage während der Sieges wochen 
nicht weniger ſchwül als damals. Die Rückſicht auf Rußland, 
deſſen leitender Miniſter in Süddeutſchland umherreiſte, legte 
Bismarck eine unbedingte Zurückhaltung gegenüber den ſüd⸗ 
deutſchen Staaten auf. Sie iſt in den Außerungen der preuz 
ßiſchen Diplomaten und Zeitungen nicht zu verkennen. Sollte 
der Krieg die Angliederung des Südens an den Norden bringen, 
ſo mußten die ſüddeutſchen Staatsmänner oder das ſächſiſche 
Königshaus bewogen werden, die erſte Anregung zu geben. 
England kümmerte ſich mehr darum, daß Preußen keinen 
Landgewinn aus dem Kriege davontrage und Frankreich 
die Stellung am Oberrhein, aus der es bis zum 18. Auguſt 
militäriſch ſchon hinausgeworfen war, wieder erlangte. 
Denn von ihrem Beſitze hing ab, ob die franzöſiſche Politik 
die ſüddeutſchen Höfe ferner im Schach zu halten und damit 
auch den Vorteil der übrigen Großmächte, denen die Ent 
ſtehung eines einigen Deutſchen Reiches unlieb war, wahr zu⸗ 
nehmen vermochte. All ſein, zu weilen unvergleichliches Geſchick 
entfaltete Bismarck darin, wie er noch vor Sedan die beiden 
anſtößigen Punkte miteinander verband, um beide nach ſeinem 
Wunſche zu erledigen. Er bewog durch das Anſchneiden der Frage, 
was aus dem eroberten Elſaß werden ſollte, die ſüddeutſchen 
Höfe zu Verhandlungen über ihr zukünftiges Verhältnis zum 
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Norddeutſchen Bunde und benutzte wiederum den Fortſchritt 
dieſer Verhandlungen, um den Er werb des Landſtrichs zwiſchen 
den Vogeſen und dem Oberrhein ſicher zuſtellen. Zwiſchen ein 
aber erſchreckte ihn der Sturz des Kaiſerreichs in Paris und die 
neue Regierung der nationalen Verteidigung dort. Er ahnte 
in Gambetta, dem fähigſten Mitgliede der neuen Regierung, 
nicht nur den Organiſator bisher ungepflegt gebliebener Heeres⸗ 
kräfte des franzöſiſchen Volkes, ſondern auch den Organiſator 
der radikalen Republik. Bismarcks ſtete, konſervativer Denkart 
entſpringende Furcht vor einem übermächtigen Erſtarken der 
revolutionären Gewalten meldete ſich in ihm. Da ſpann er die 
große Intrige, den in Metz eingeſchloſſenen Marſchall Bazaine 
in einem Konflikte zwiſchen ſeinen Pflichten als Franzoſe und 
ſeiner Erſchütterung über die durch Frankreich bedrohte ſoziale 
Ordnung zur Waffen erhebung gegen Gambetta anzuſpornen. Sie 
führte zu keinem Ergebnis. Ende Oktober fiel Metz. Gangbarer 
erwies ſich ein Verſuch, die Kaiſer von Rußland und Sſterreich— 
Ungarn mit Gambetta zu ſchrecken, fo daß fie ſich einer Wieder; 
herſtellung des einſtigen Verhältniſſes der Oſtmächte zu Preußen 
nicht widerſetzten. Noch im September erging Bismarcks Mahnung 
an ſie. Indeſſen auch hier reiften die Früchte des Verſuchs 
erſt fpäter und unvollkommen. Während der Epiſode über— 
ließ Bismarck Mitarbeitern die Vorverhandlung mit den 
Süddeutſchen. Es kam aber wenig dabei heraus. So lud er 
denn die Miniſter der ſüddeutſchen Höfe wie die des ſächſiſchen 
Königs für das letzte Drittel des Oktober nach Verſailles ein, 
um ſelbſt das Werk der Einigung mit ihnen ins Reine zu bringen. 
Er hatte die Führer der Nationalliberalen ſchon in den voran⸗ 
gegangenen Wochen Süddeutſchland bereiſen laſſen, weil er 
den Reſpekt der ſüddeutſchen Miniſter vor dem Parlamentaris⸗ 
mus kannte. Jetzt holte er Bennigſen und die Seinen nebſt 
einigen angeſehenen Reichstagsmitgliedern anderer Parteien 
ebenfalls herbei. Keiner der ſüddeutſchen Staats männer 
verſchloß ſich der Einſicht, daß die Beziehungen des Südens 
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zum Norddeutſchen Bunde geordnet werden müßten. Jedoch 
über die Art der Verbindung waren ſie ſich uneins. Für Bis⸗ 
marck kam es in alter Wertſchätzung beſonders auf die Stellung⸗ 
nahme Bayerns an. Verſtändigte er ſich mit ihm, ſo fielen 
die andern Staaten von ſelbſt. Graf Bray hatte im September 
an die Möglichkeit eines weiteren Bundes Bayerns mit dem 
durch die ſüdweſtdeutſchen Staaten erweiterten Norddeutſchen 
Bunde gedacht. Bray überlegte als fernere Möglichkeit 
die Auflöſung des Norddeutſchen Bundes und die Ver— 
einigung aller deutſchen Staaten auf einer neuen Grundlage, 
die lockerer als die Verfaſſung von 1867 war. Bismarck 
hielt Bray die erſte Möglichkeit immer offen. Aber er drängte 
ihn, eine dritte Möglichkeit anzunehmen, die Bray aus zu⸗ 
ſchließen ge wünſcht hatte, den Beitritt zum Norddeutſchen Bunde 
unter einigen wenigen bedeutſamen Anderungen an deſſen 
Verfaſſung und unter Vorbehalt mehrerer Sonderrechte für 
Bayern. Als Beleg für die Stetigkeit von Bismarcks Denken 
in allen Grundfragen ſeiner Politik iſt ungemein aufſchluß⸗ 
reich, was er in Vorſchlag brachte. Er hatte am Deutſchen Bunde 
vor 1866 ſtets beanſtandet, daß Preußen und Sſterreich kein 
gegenſeitiges Veto in Verfaſſungsfragen hätten. Jetzt gewährte 
er den Mittelſtaaten, was ihm einſt für Preußen billig deuchte. 
Verfaſſungsänderungen ſollten in Zukunft nicht zuläſſig ſein, 
wenn die Mittelſtaaten im Bundesrat geſchloſſen dagegen 
ſtimmten. Die geſandtſchaftlichen Rechte der einzelnen Staaten 
hatte Bismarck ſchon 1866 geſchont. Nun aber trug er ſogar 
dem Verlangen Bayerns nach Beteiligung an der Füh⸗ 
rung der aus wärtigen Reichs politik Rechnung. Ein befon; 
derer Ausſchuß für die auswärtigen Angelegenheiten wurde 
im Bundesrate gebildet und deſſen Vorſitz nicht Preußen, 
ſondern Bayern übertragen. Den längſten Verzug ver; 
urſachten trotz dem Für worte Bismarcks die Zugeſtändniſſe 
an die Selbſtändigkeit der ba yeriſchen Heeres ver waltung und 
Heeresführung in Friedens zeiten. Das kriegeriſche Selbſtgefühl 


Die Löſung der deutſchen Frage 231 
der Bayern, fo erklärte Bismarck, habe ſich in dem ſiegreichen 
Kriege wieder aufgerichtet. Darauf müſſe Rückſicht genommen 
werden. Schließlich über wand er die Bedenken des Königs und 
Roons ſo wie den Widerſtand der unitariſch geſinnten Fürſteno ppo⸗ 
ſition. Dieſe Herren hatten ihm ſchon ſeit Auguſt das Leben 
wieder ſchwer genug gemacht. Vielleicht wäre er ohne ſie nicht 
ſo hartnäckig für die bayeriſchen Anſprüche auf eine beſondere 
Stellung in Deutſchland eingetreten. Mittler weile lernte 
Bray im perſönlichen Verkehr immer mehr die aus wärtige Lage 
mit Bismarcks Augen ſehen, wie er über den Verfaſſungsbera⸗ 
tungen auch erſt das Weſen des Norddeutſchen Bundes genauer 
kennen lernen mußte. Es muß noch dahingeſtellt bleiben, ob 
Fürſt Gortſchako w durch den Fortſchritt der Verhandlungen 
zwiſchen Süd⸗ und Norddeutſchland dazu verleitet wurde, 
die Schwarzmeerfrage am 31. Oktober in einem für Bis⸗ 
marck uner wünſchten Augenblick an die Großmächte zu tragen. 
Im Feldzuge machte ſich ſoeben noch einmal ein gewiſſer Rück⸗ 
ſchlag zu ungunſten der Deutſchen bemerklich. Die Anſtrengungen 
Frankreichs, die Großmächte zum Schutze ſeiner Beſitzrechte 
am Elſaß aufzubieten, erreichten ihren Höhepunkt. England 
voran, waren alle zu Schritten bei der Regierung des Nord- 
deutſchen Bundes bereit. Schon ſchickte ſich Beuſt zu den ent⸗ 
ſcheidenden Handlungen an. Nur der Zar wollte von einer ge⸗ 
meinſamen Ein wirkung auf ſeinen Oheim nichts wiſſen und ließ 
es bei Fürbitten bewenden. Aber wenn jetzt die Mächte zu 
gemeinſamer Überlegung der Schwarzmeerfrage zuſammen⸗ 
treten mußten, ſo war nicht ausgeſchloſſen, daß Europa Bis⸗ 
marck auch noch in der Löſung der elſäſſiſchen und der deutſchen 
Frage in die Zügel fiel. Bismarck hat Bray nachdrücklich 
vorgeſtellt, daß man einer ſolchen Ein miſchung Euro pas zur 
vorkommen müſſe. Er war auch weniger blind als Beuſt dagegen, 
wie ſehr gleich Deutſchland Sſterreich-Ungarn, obwohl aus 
anderm Grunde, von dem unvermuteten ruſſiſchen Vorgehen 
betroffen wurde. Bismarck legte Bray dar, daß eine Einigung 
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zwiſchen Bayern und Preußen die Bahn für eine Unterſtützung 
Oſterreich-Ungarns im Oſten durch die deutſche Politik frei 
mache. Er ſprach ſogar davon, daß der nächſte Krieg mit 
Rußland geführt werden müſſe. Für Bayern konnte es 
nach wie vor kein größeres auswärtiges Intereſſe als die 
Erhaltung der habsburgiſchen Großmacht geben. Auch in 
der engſten Vereinigung mit Norddeutſchland blieb Bayern 
ein Rückhalt gegen Preußen übrig, ſolange ſich Sſterreich—⸗ 
Ungarn als Großmacht behauptete. Brays Briefwechſel 
lehrt, daß die entſprechenden Erörterungen Bismarcks be— 
ruhigend auf ihn wirkten, ſoweit er noch Zweifel hegte, 
welche Folgen der bayeriſche Anſchluß an den Norddeutſchen 
Bund nach ſich ziehen werde. Am 23. November wurde das 
Schlußprotokoll von den bayeriſchen und preußiſchen Staats⸗ 
männern unter zeichnet. Mit Baden und Heſſen⸗Darmſtadt 
waren die preußiſchen Unterhändler ſchon früher fertig geworden. 
Mit den Württembergern waren ſie ebenfalls dem Abſchluß nahe, 
als vom Hofe in Stuttgart noch einmal Schwierigkeiten erhoben 
wurden. Bald nach der Einigung mit Bayern wurden auch dieſe 
Schwierigkeiten beigelegt. Schon war der Reichstag einberufen, 
um den Abmachungen beizupflichten. Noch aber harrte das 
Gebäude der Krönung. Bismarck hatte alle die Zeit hindurch 
ſeinen Kaiſerplan nicht aus dem Gedächtnis verloren. König 
Ludwig von Bayern war von ihm jetzt wie damals auserſehen, 
im Namen der übrigen deutſchen Fürſten dem König von Preußen 
die deutſche Kaiſerwürde anzubieten. Diesmal gedieh der 
Plan zur Reife. Kaum waren die Verträge mit den Regierungen 
geſichert, ſo eilte ein Vertrauensmann des bayeriſchen Königs 
und Bismarcks, der Graf von Holnſtein, von Verſailles nach 
Hohenſchwangau und zurück. Er brachte Anfangs Dezember 
nach Bismarcks Vorlage einen Brief Ludwigs an König Wil⸗ 
helm mit dem er wünſchten Inhalt. König Wilhelm freute ſich 
des Angebots nicht mehr. Denn die Zugeftändniffe, die fein 
Kanzler ihm auf militäriſchem Gebiete für Bayern abgerungen 
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hatte, nahmen der Kaiſer würde in den Augen des Königs ihre 
weſentliche Bedeutung. Griff er freilich nicht zu, ſo kam wohl 
der Reichstag den Regierungen mit Anträgen auf die Erneuerung 
des Kaiſertums zuvor und umgab es mit dem Glaſte der Volks⸗ 
ſouveränität. Die Enttäuſchung im Reichstag über die Verträge 
war gewiß nicht geringer als die des Königs. Seine liberalen 
Mitglieder mußten viele Hoffnungen auf einen Fortſchritt der 
Verfaſſung im unitariſchen und konſtitutionellen Sinne be⸗ 
graben. Dennoch gingen die Verträge durch. Noch kräftiger 
war der Widerſtand in den ba yeriſchen Kammern. Aber auch 
ſie mußten ſich fügen, obgleich es erſt am 21. Januar 1871 
geſchah. So lange mochte man in Verſailles mit dem Ausrufen 
des Kaiſertums nicht warten. Man legte die Feierlichkeit auf 
den 18. Januar. Noch ein letztes ſchweres Ringen zwiſchen 
Bismarck und den andern um den Titel des neuen Kaiſer⸗ 
tums ging ihr voraus. Auch Wilhelm J. firäubte ſich dagegen, 
daß er bloß deutſcher Kaiſer, nicht Kaiſer von Deutſchland heißen 
ſollte. Bismarck meinte den Unwillen, den ſein Herr deshalb 
empfand, ſelbſt in der Stunde, da das Kaiſertum verkündet 
wurde, zu verſpüren. So war der Ausgang ſeiner Bemühungen 
um die Aufrichtung der deutſchen Einheit, wie all ſein Wirken 
daran von Bitternis begleitet. Das Beſte des Werkes, der tief— 
innere Zuſammenhang mit der deutſchen Verfaſſungsgeſchichte 
und die beſonnen abwägende Rückſicht auf das, was im Augen⸗ 
blick erreicht werden konnte und was eine Vertagung erlaubte, 
blieb Bismarcks Umgebung, ſelbſt denen, die ihm am nächſten 
ſtanden, verborgen. Für ihn aber war die Hauptſache, daß 
er die Reichsverfaſſung geſichert, das Kaiſertum neu begründet 
hatte. So bereitete ihm die europäiſche Konferenz, die 
ſich in London mit der Schwarzmeerfrage beſchäftigte, nur 
noch geringe Sorge. Wenige Tage nach der Verkündigung des 
Kaiſertums mußte ſich Paris den Deutſchen ergeben. Ein 
Vierteljahr ſpäter wurde von Frankreich das Elſaß und das 
Gebiet von Metz mit Deutſch-Lothringen im Frieden zu Trank 
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furt abgetreten. Eine alte Wunde im deutſchen Volks empfin⸗ 
den konnte wieder vernarben. Der Süden Deutſchlands war 
gegen die Drohungen Frankreichs und der übrigen Großmächte 
in Zukunft geſchützt. Das eroberte Land wurde den Bundes; 
ſtaaten zu gemeinſamem Beſitze als „Reichsland“ übertragen. 
Die deutſche Nation hatte den Vollender ihrer Einheit gefunden. 
Dank dem Helden willen und der ſtaatsſchöpferiſchen Genialität 
Bismarcks war der Weg voll unſäglicher Mühen und Krümmen, 
den unſer Volk jahrhundertelang von ſeinen Urſprüngen bis 
zur ſtaatlichen Einheit zu pilgern berufen war, erfolgreich 
zurückgelegt. In dem Wettſtreit der auf nationaler Grundlage 
ruhenden europäiſchen Großmächte hatte Deutſchland nach 
Menſchenalter langer Schwäche faſt unvermutet den Sieg 
davongetragen. Die deutſche Nation war nicht nur geeint, 
ſondern zugleich auch die erſte Macht des Feſtlandes geworden. 


Vierter Abſchnitt 
An der Schwelle einer neuen Zeit 


„Die Geſchichte können wir nicht machen, ſondern nur abwarten, daß ſie 
ſich vollzieht.“ 
Bismarck im Reichstag 16. April 1869. 


„Die Nation gewinnt man durch Taten, nicht durch Liberalismus.“ 
Leopold v. Gerlach an Bismarck x. Mal 1860. 
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I. Zwiſchen zwei Zeitaltern. Der Kulturkampf 


Liebhaber des deutſchen Geiſtes haben oft geklagt, daß der 
Aufrichtung des Deutſchen Reiches keine neue Blüte der deut 
ſchen Dichtung und Kunſt gefolgt ſei. Der tiefere Grund ihrer 
Enttäuſchung iſt erſt ſpäter offenkundig geworden. Die Jahre 
nach dem großen Kriege mit Frankreich und nach der Begrün⸗ 
dung des Reiches lagen gleichſam zwiſchen zwei Zeitaltern. 
Das Zeitalter der nationalen Einigung der abendländiſchen 
Völker war vollendet. Seine Ideale, die noch die Bruſt des vor; 
hergehenden Geſchlechts bald in Hoffnung, bald in Sorge hoch 
geſchwellt hatten, büßten ihre Schwungkraft ein. Das neue Zeit: 
alter dagegen war noch nicht angebrochen. Die Ideale, mit denen 
der deutſche Geiſt in ihm befruchtet werden ſollte, ruhten unbe⸗ 
wegt im Schoße der Zukunft. Materielle Beſtrebungen und 
eine materialiſtiſche Lebensauffaſſung brachen reißend in das 
Weben und Weſen des deutſchen Volkes ein. 

Derſelbe Gegenſatz wie für die geiſtige Ent wicklung der Na⸗ 
tion galt damals für ihren politiſchen Fortſchritt. Der Abend 
eines Tages der Weltgeſchichte hatte ſich über Mitteleuropa 
geſenkt, und es dauerte eine Weile, bis der neue Tag wieder 
Helligkeit verbreitete. Das deutſche Volk war von Bismarck 
zugleich mit der endgültigen Konſolidierung Preußens als 
Großmacht auf die Höhe geführt worden, der es ſeit einem 
halben Jahrtauſend zuſtrebte. Aber auch Bismarck verlor für 
einige Jahre die Spur des Weges. Auch ihm war die nächſte 
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Höhe nicht ſofort ſichtbar. Nur ſo viel fühlte er und überſchätzte 
es ſogar, daß der Druck der euro päiſchen Lage wider Er warten 
nach dem Deutſch⸗Fran zöſiſchen Kriege unverändert über Mittel⸗ 
europa liegen blieb, auf dem er ſeit 1848 laſtete. Das Gleich⸗ 
gewicht der Großmächte war allzu empfindlich dadurch geſtört 
worden, daß er Sſterreich-Ungarn und Frankreich vom mittel⸗ 
euro päiſchen Boden abgedrängt und ihn in feinem ganzen 
nördlich der Alpen gelegenen Umfang der Herrſchaft Preußens 
und der deutſchen Nation unterworfen hatte. Bismarck machte 
ſich darauf gefaßt, daß, ähnlich wie Friedrich der Große das 
in kur zem Feldzug eroberte Schleſien ſieben Jahre lang gegen 
die drei feſtländiſchen Großmächte ſeiner Zeit verteidigen mußte, 
auch das Reich noch vor einem Kriege mehrerer verbündeter 
Mächte gegen ſeinen Beſtand ſtehe. Bei der Unruhe des 
fran zöſiſchen Nationalgeiſtes hatte er ſchon vor 1870 befürchtet, 
daß es bei einem Waffengange nicht ſein Bewenden haben 
werde, wenn erſt einmal zwiſchen Frankreich und dem neuen 
deutſchen Nationalſtaate der Krieg unvermeidlich geworden ſei. 
Die Sorge niſtete ſich jetzt feſt in ihm, und er nahm an, daß 
von Frankreich der euro päiſche Brand angelegt werden würde. 
Je deutlicher der Kanzler die andauernde Unruhe des mittel⸗ 
euro päiſchen Bodens ſpürte, und je mehr es ihm an beſtimmten 
Unterlagen für ſeine Vermutung und an untrüglichen Anzeichen 
feindlicher Verbindungen gegen fein Werk fehlte, deſto hart⸗ 
näckiger bildete er ſich ein, daß das Unheil nahe ſei, und deſto 
beklemmender laſtete auf ihm der Alpdruck ſeiner Kombinationen 
über die Abwicklung der politiſchen Lage, wie über die Mög⸗ 
lichkeiten der Abwehr. Er hatte das feſte Land nicht mehr unter 
den Füßen, das ihn bei der Löſung der deutſchen Frage 1863 
bis 1870 trug, und ſein Fuß ſuchte wohl, aber betrat noch kein 
neues Land. 

Nur von dieſen allgemeinen Geſichts punkten aus läßt ſich 
auch der Anteil Bismarcks am Kulturkampf beſtimmen, der das 
wichtigſte Ereignis ſeiner innern und äußern Politik während der 
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Zeit des Überganges werden ſollte. Bismarck hat den Kultur; 
kampf nicht eröffnet, aber ihm ſeine Geſtalt und ſeine Gewalt 
gegeben. Der Kulturkampf bereitete ſich längſt als Kampf 
zweier Weltanſchauungen vor. In denſelben ſchwierigen Jahren, 
da Bismarck vom Kriege mit Dänemark bis zum Frankfurter 
Frieden die deutſche Frage der Entſcheidung entgegenführte, 
gedieh der Widerſtreit zur vollen Schärfe, der die Katholiken 
und Liberalen des Abendlandes von allem Anfang an ſchon 
beinahe ein Jahrhundert lang trennte. Die Erregung beider 
Parteien konnte ſich nach dem Zuſammentritt das vatika⸗ 
niſchen Konzils im Jahre 1869 und nach der Erklärung des 
Dogmas von der päpſtlichen Unfehlbarkeit im Auguſt 1870 
kaum noch höher ſteigern. Deutſchland war in den Kampf 
tief verwickelt. Der weitverzweigten liberalen Literatur an 
Zeitungen und Schriften ſtand dort ſeit 1860 eine katholiſche 
Literatur nach feſtem Plane gegenüber. Im politiſchen Leben 
waren die Liberalen ihren Gegnern wohl noch voraus. Aber 
auch die Katholiken kamen merklich vorwärts, Sie hatten im 
Preußiſchen Abgeordnetenhauſe 1852 eine katholiſche Fraktion ge⸗ 
bildet, und wenngleich ſich dieſe Fraktion nicht lebensfähig er wies, 
ſo geriet mit ihrem Untergang die Bewegung unter den Katho⸗ 
liken im Lande doch nicht wieder ins Stocken. Auch die ſüddeut⸗ 
ſchen Katholiken, obwohl ſie müßiger waren als die im 
Norden, wurden in den letzten Jahren vor 1870 durch die Fort⸗ 
ſchritte der wirtſchaftlichen und ſozialen, wie der Schulgeſetz— 
gebung im liberalen Sinne, ſowie durch den liberalen Geiſt 
der Verwaltungsbeamten im Süden allmählich aufgerüttelt. 
Ihr Einfluß hob ſich zugleich von ſelbſt, als die Südſtaaten 
nach 1866 ihr Wahlrecht demokratiſierten und verallgemeinerten. 
Unmittelbar vor dem Kriege mit Frankreich ſtießen die Liberalen 
und Katholiken der kirchlichen Freiheit wegen im Preußiſchen 
Landtag ſo gereizt aufeinander, daß einer der angeſehenſten 
Fährer der rheiniſchen Katholiken, Peter Reichensperger, am 
11. Juni 1870 in der „Kölniſchen Volks zeitung“ feine Glaubens⸗ 
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genoſſen zur Erneuerung der katholiſchen Fraktion aufrief. 
Der Aufruf hatte bei den Neuwahlen zum Landtag im Herbſt 
erheblichen Erfolg. Die neue Fraktion wurde beim Zuſammen⸗ 
tritt des Abgeordnetenhauſes im Dezember 1870 gegründet. 
Sie nannte ſich Zentrumspartei, verwahrte ſich gegen den 
konfeſſionellen Charakter, der ihr urſprünglich anhaften ſollte, 
und ſtrebte danach, ſich zu einer rein politiſchen, verfaſſungstreuen 
Partei aus zugeſtalten. Schon im Januar 1871 wandte ſie ſich 
an die Wähler ganz Deutſchlands für die Wahlen zum erſten 
Deutſchen Reichstag. Während der Entſtehung der Zentrums⸗ 
fraktion entwickelten ſich die Gegenſätze auch im Süden durch 
den harten Kampf um den Anſchluß an den Norddeutſchen 
Bund zur vollen politiſchen Wirkung. Zwar konnte der Vertrag, 
den Bray mit Bismarck geſchloſſen hatte und für den die Stim⸗ 
men der Liberalen ſicher waren, nur durch die Einſicht zahl⸗ 
reicher katholiſcher Mitglieder der bayeriſchen Zweiten Kammer 
zur Annahme gebracht werden. Dennoch ereiferten ſich in ganz 
Süddeutſchland Liberale und Katholiken aufs böſeſte wider⸗ 
einander. Die Liberalen verdächtigten ihre Gegner als Reichs⸗ 
feinde; die Mehrzahl der Katholiken harrte mit wachſendem 
Mißtrauen deſſen, was das neue Reich ihrem Glauben und dem 
Vaterlande bringen werde. In den Streit beider Parteien 
trug die Sekte der Altkatholiken, die ſich nach der Verkündigung 
des Dogmas der päpftlihen Unfehlbarkeit von der Kirche 
trennte, noch eine beſondere Note des Vorurteils und des 
Haſſes. 

Bismarck ſtand innerlich dem Kampfe der beiden Melt; 
anſchauungen und ihrer Anhänger völlig fern. Aber ſchon 
einmal, als Geſandter am Bunde, war er der Verſuchung 
erlegen, zu ihm Stellung zu nehmen. Damals hatte er in den 
Katholiken die Gegner Preußens geſehen und hin wiederum 
mit den Liberalen als Feinden Sſterreichs Fühlung geſucht. 
Miniſter geworden, hielt er ſich bis 1870 wieder über den Kämpfen 
um die Weltanſchauung, weil er Preußen durch ſie als nicht 
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bedroht anſah. „Wir find in Deutſchland des nationalen und 
des politiſchen Bewußtſeins auch der katholiſchen Bevölkerung 
in ihrer Mehrheit ſicher und haben in der überwiegenden Mehr; 
heit der evangeliſchen Kirche einen Stützpunkt, welcher den Re⸗ 
gierungen rein oder weſentlich katholiſcher Länder fehlt.“ Hier 
und da grollte er wohl einmal, wenn ſich die Verſtimmung der 
politiſch tätigen Kreiſe unter den ſüd⸗ und weſtdeutſchen Katho⸗ 
liken gegen ſein Verhalten im Jahre 1866 allzu wenig Zwang 
in ihren Außerungen auferlegte. Aber er bemühte ſich anderſeits 
ebenſooft um die Beruhigung der Katholiken, wo er ſich einen 
Erfolg davon verſprach. Die Thronrede, womit der König un⸗ 
mittelbar nach Garibaldis Vorſtoß gegen Rom und in den 
Tagen feiner Niederlage bet Mentana den Landtag am 15. No; 
vember 1867 eröffnete, erkannte unumwunden den Anſpruch 
der katholiſchen Untertanen Preußens auf die königliche „Für⸗ 
ſorge für die Würde und Unabhängigkeit des Oberhauptes ihrer 
Kirche“ an, wenn ſie anderſeits auch erklärte, darüber die 
Pflichten nicht aus dem Auge verlieren zu dürfen, „welche für 
Preußen aus den politiſchen Intereſſen und den internationalen 
Beziehungen Deutſchlands erwachſen“. Während des Konzils 
bewahrte Bismarck, trotzdem er von vielen Seiten her gedrängt 
wurde, eine vollkommene Zurückhaltung. Dabei ſpürte er 
ſchon ſeit 1868 die Abneigung der katholiſchen Politiker und 
ihre Folgen nicht mehr bloß in Deutſchland, ſondern auch in 
der aus wärtigen Politik. Die ſpaniſche Thronfolgefrage legte 
ihm zu erſt den Wunſch nahe, die katholiſchen Einflüſſe in der 
äußern Politik zu dämpfen und liberale Thronan wärter 
zu begünſtigen. Üblerer Dinge verſah er ſich bald darauf von 
Katholiken in Oſterreich und Frankreich. Mit beſonderm Un⸗ 
behagen beobachtete er die Geltung, die polniſche Politiker 
und Literaten in den Kanzleien ſowohl Sſterreichs 
als Rußlands erlangten. Sie waren ſeit der Konvention vom 
Februar 1863 ſeine geſchworenen Feinde, wie er von jeher 
ihr ſcharfer Gegner war. Sein Mißtrauen gegen polniſche 
Spahn, Bismarck? 16 
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Treibereien dehnte fich bis in die polniſchen Geſellſchaftskreiſe 
der preußiſchen Hauptſtadt und ſelbſt auf Ver wandte des 
Hofes aus. „Man könnte mehr für den Papſt tun, wenn die 
Ultra montanen nicht überall gegen uns marſchierten,“ fo ſagte 
er Ende Septembet 1870 zu ſeiner Umgebung, als er die 
Nachricht von der Beſetzung Roms durch die Italiener erfuhr. 
Roms Beſetzung fiel in die Wochen, als die Gefahr einer Ein⸗ 
miſchung Euro pas in den franzöſiſchen Krieg aufs höchſte ſtieg 
und das Auftreten Gambettas Bismarck auch mit der größten 
Sorge vor den Fortſchritten der revolutionären Parteien er; 
füllte. Mit der Vorſicht, die ihm in abendländiſchen Kriſen ſtets 
eigentümlich war, vermied er eine klare Stellungnahme zwiſchen 
dem Papſt und Viktor Emanuel. Aber er war auf die Italiener 
ihrer franzoſenfreundlichen Stimmung wegen nicht gut zu 
ſprechen und wäre bereit geweſen, dem Papſte die rettende 
Hand hin zuſtrecken, wenn der Papſt Gegendienſte leiſtete. Daß 
das Pa pſttum als unabhängige politiſche Macht zu werten und 
zu achten ſei, hat der Kanzler zeitlebens, von einem beſond ers 
erregten Augenblick im Kulturkampf abgeſehen, ohne Vor⸗ 
behalt zugegeben. „Wir glauben noch heute,“ ſo ließ er nach 
feiner Entlaſſung feine Meinung in den „Hamburger Nach⸗ 
richten“ vom 8. März 1892 gegen Angriffe liberaler Blätter 
verteidigen, „daß, wenn der Papſt damals die Macht und den 
Willen gehabt hätte, den Zielen der deutſchen Politik ſeinen 
Beiſtand zu widmen, Deutſchland auch nicht abgeneigt geweſen 
ſein würde, das päpſtliche Intereſſe bei dem damaligen Italien 
zu vertreten, wenn es auf dieſem Wege die ſchnellere Sicherung 
der deutſchen nationalen Einigung hätte erreichen können.“ 
Bismarck ließ der Kurie eine entſprechende Mitteilung im 
engen Anſchluß an den Wortlaut der Thronrede vom Jahre 
1867 ſchon am 8. Oktober 1870 zugehen. Er wünſchte hin⸗ 
wiederum von dem Papſte eine Ein wirkung auf die fran zöſiſchen 
Katholiken zugunſten des Friedens und gegen die franzöſiſchen 
Republikaner. Im Dezember dachte er, daß der Papſt wenigſtens 
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die katholiſchen Gegner des Norddeutſchen Bundes in Bayern 
mäßigen könnte. Aber der Kardinalſtaatsſekretär Antonelli gab 
jener Ein wirkung keinen Nachdruck, die Beruhigung der Bayern 
lehnte er ab. Bismarck entfernte ſich daher auch wieder von dem 
Gedanken, etwas für den Papſt zu tun. Während des Winters 
ſah er überall die Gewalten im katholiſchen Lager erſtarken, 
die ihm in der aus wärtigen Politik das Leben erſchwerten. 
Die öſterreichiſchen Feudalen, deren katholiſche Verbindungen 
ihm ebenſo bekannt waren wie ihre Abneigung gegen ihn 
und Preußen, hofften in Wien zur Regierung zu gelangen. Als 
Gambetta in Frankreich im Dezember mit ſeiner Organi⸗ 
ſation des Volksheeres Schiffbruch litt, wurden dort die Kath 
liken die Träger der Sammlung der noch vorhandenen Kräfte 
in Staat und Geſellſchaft. Bismarck meinte auch Belege dafür 
zu haben, daß die polniſche Agitation gegen das in der Ent; 
ſtehung begriffene Deutſche Reich lebhafter wurde. In allen 
Kanzleien Euro pas war noch, wie es ſpäter einmal ein unter; 
richteter Miniſter des Aus wärtigen in Frankreich, Gabriel 
Hanotaux, ausdrückte, polniſcher Sauerteig wahrnehmbar. Bis⸗ 
marck beſorgte, daß ſich dieſer polniſche Sauerteig in der öfter; 
reichiſchen und ruſſiſchen Kanzlei ſtark genug erweiſen würde, 
beide Staaten einander zu nähern und zum Bündnis gegen 
Deutſchland zu vereinigen. Inzwiſchen beobachtete er un willig, 
daß ſeine katholiſchen Landsleute daheim wenig Rückſicht auf die 
europäiſchen Schwierigkeiten nahmen, die ihn während des 
Krieges um deſſen Ergebnis zu bringen drohten. Sie ver; 
anſtalteten Verſammlungen und verfaßten Beſchwerdeſchriften, 
weil der Papſt ſeine weltliche Herrſchaft verloren hatte, als 
könnte die aus wärtige Lage davon niemals berührt werden. 
Ihr einflußreichſtes Blatt, die „Kölniſche Volkszeitung“, pflichtete 
in der Sache auch dem Widerſtande bei, den die Anhänger 
Jörgs in der ba yeriſchen Kammer gegen den Vertrag mit dem 
Norddeutſchen Bunde leiſteten. Jörg ſelbſt war durch ſeine 
Erregung über die Aufrichtung der Mainlinie, über die Ver; 
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ſtoßung Sſterreichs und über die preußiſchen Annexionen 
ſo weit vom Wege geraten, daß er ſich völlig im Fahr waſſer 
Beuſts bewegte. Im Lichte dieſer Tatſachen beurteilte Bismarck 
die Zentrumspartei, als er ihre Gründung und Zuſammen⸗ 
ſetzung erfuhr. 1873 hat er in öffentlicher Rede behauptet, daß 
ihm in Verſailles ein Programm der Partei vorgelegt worden 
ſei, worin die Vertretung der Intereſſen des Papſtes als des 
Souveräns der Kirche den Abgeordneten ausdrücklich zur 
Pflicht gemacht worden ſei. Jemand erzählte ihm von einem 
Wahlbündnis des Zentrums mit der Sozialdemokratie. Sofort 
ließ er in den Zeitungen unter Anſpielung darauf, daß ſich 
auch ſein ſeit 1867 verſtimmter Freund Savigny der Fraktion 
angeſchloſſen hatte, „die Partei Savigny-Bebel“ beſpötteln. 
Daß die Katholiken aber nach dem Zuſammentritt des Reichs⸗ 
tags Männer mit ausgeſprochen radikaler Vergangenheit 
ſogar als Mitglied in die Reihen ihrer Fraktion aufnahmen, 
ſchlug, wie er verſicherte, dem Faß den Boden aus. Anderes 
half indeſſen noch da zu. Der öffentlichen Meinung zum Trotze 
war Bismarck 1867 gegen jede Zumutung hart geblieben, in 
das Verfaſſungsgeſetz des Bundes Grundrechte einzuflechten. 
Die unvermeidliche allgemeine und weite Formulierung ſolcher 
Rechte leiſtete ſeines Erachtens nur dem Radikalismus unter 
Gefährdung der einzelſtaatlichen Selbſtändigkeit Vorſchub. 
Einzelne Zugeſtändniſſe mußte Bismarck freilich auch in dieſem 
Punkte machen. Die Bedürfniſſe des einheitsſtaatlichen Lebens 
zwangen ihn, auf dem Gebiete des Vereins- und Preßrechtes 
grundrechtähnliche Beſtimmungen zu zulaſſen. Jetzt aber kamen 
die Katholiken und machten zu ihrem Hauptanliegen, daß die 
Artikel der preußiſchen Verfaſſung über die Freiheit und die 
Rechte der Kirchen in die Reichsverfaſſung Eingang finden ſollten. 
Auf der Selbſtändigkeit der Kirchen- und Schulpolitik beruhte 
nach Bismarcks Anſchauung neben dem Vorbehalt der Ver— 
waltung für die Ein zelſtaaten deren Schutz vor dem Unitaris⸗ 
mus. Bismarck war nicht gewillt, ſich auf das Begehren einzu; 
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laſſen; er ſah darin ſchlechthin einen „Verſuch zur Einführung 
der Grundrechte“, bei dem das Zentrum mit den Radikalen 
unter einer Decke ſtecke. „Wir hatten gehofft,“ ſagte er im 
Jahre darauf voller Ironie, „an einer ſtrengkirchlichen Partei 
eine Stütze für die Regierung zu gewinnen, die dem Kaiſer 
gibt, was des Kaiſers iſt, die die Achtung vor der Regierung 
auch da, wo man glaubt, daß die Regierung irrt, in allen Kreiſen, 
namentlich in den Kreiſen des politiſch weniger unterrichteten 
gemeinen Mannes, der Maſſe, zu erhalten ſucht. Ich mußte 
mit Betrübnis und mit Befremden hören, daß die Wahlreden, 
die ja zum größten Teil gedruckt find, die Preßerzeugniſſe, die 
auf die Wahlen hinwirkten, gerade an die Leidenſchaft der 
untern Klaſſen, der Maſſe, appellierten, um ſie zu erregen gegen 
die Regierung; daß dagegen nichts geſchah, um irgendein von 
ſeiten der Regierung vorgekommenes Verſehen zu entſchuldigen, 
ſondern daß man alles, was man an unſerer Regierung wie an 
jeder nach menſchlicher Unvollkommenheit tadeln kann, ſehr 
ſcharf beleuchtete; aber etwas Gutes über die preußiſche Re— 
gierung, etwas, was zur Anerkennung derſelben aufforderte, 
habe ich in dieſen Wahlreden nie geleſen.“ Alle alten Bor; 
urteile gegen die Katholiken aus den zoer Jahren wurden in 
Bismarck wieder wach. „Die aggreſſive Tendenz der die Kirche 
beherrſchenden Partei nötigt uns zur Abwehr.“ „Es iſt der 
ernſte Wille der Regierung, und ich glaube, aufrichtig kann 
niemand daran zweifeln, daß jede Konfeſſion, und vor allem 
dieſe fo angeſehene und durch ihre Volks zahl große katholiſche, 
innerhalb dieſes Staates ſich mit aller Freiheit bewegen ſoll.“ 
Aber „daß ſie außerhalb ihres Gebietes eine Herrſchaft übe, 
das können wir in der Tat nicht zugeben, und ich glaube, der 
Streit liegt mehr auf dem Gebiete der Eroberung für die 
hierarchiſchen Beſtrebungen, als auf dem Gebiete der Ver— 
teidigung.“ „Es iſt ſchon oft ein Streit geweſen, ob man be⸗ 
ſtimmten Einrichtungen einen vertragsmäßigen Charakter bei⸗ 
legen kann oder nicht. Aber das kann ich dem Herrn Vorredner 
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verſichern, daß wir gegenüber den Anſprüchen, welche einzelne 
Untertanen Sr. Majeſtät des Königs von Preußen geiſtlichen 
Standes ſtellen, daß es Landesgeſetze geben könne, die für ſie 
nicht verbindlich ſeien, daß wir ſolchen Anſprüchen gegenüber 
die volle einheitliche Souveränität mit allen uns zu Gebote 
ſtehenden Mitteln aufrechterhalten werden.“ Zum Schluſſe 
hatte ſich Bismarck auch in den Foer Jahren ſchon einreden 
laſſen, daß es ein Lieblingsgedanke Schwarzenbergs als Re⸗ 
or ganiſators der öſterreichiſchen Macht geweſen wäre, eine 
Koalition der drei Kaiſer von Rußland, Frankreich und Sſter⸗ 
reich zuſtande zu bringen, „um Preußen und England und 
damit den Proteſtantismus und die politiſche Freiheit, »die 
Revolution in Kirche und Staat«, zu erdrücken.“ Die unbe⸗ 
ſtimmte Unruhe, die den Kanzler wegen der Entwicklung der 
eur opäiſchen Lage plagte, bekam einen Anhalts punkt, der feinen 
Blick immer ſtärker bannen ſollte. 

Am 21. März 1871 wurde der erſte Deutſche Reichstag 
vom Kaiſer eröffnet. Die Thronrede enthielt, um die Sorge 
der Franzoſen vor künftiger Einmiſchung Deutſchlands in ihre 
innern Kämpfe zu beſchwichtigen, die Verſicherung, daß ſich das 
neue Deutſchland nur um die Ordnung ſeiner eignen Angelegen⸗ 
heiten bekümmern werde. Die Nationalliberalen unterbreiteten 
darauf dem Reichstag den Entwurf einer Adreſſe, worin ſie 
mit kaum verhüllter Spitze gegen den Kirchenſtaat der Inter⸗ 
ventions politik früherer Zeiten allgemein feierlich abſchworen. 
Bismarcks ſtaatsmänniſche Einſicht und konſervative Denkweiſe 
mußte ihn davor warnen, daß er das junge Deutſche Reich 
auf einen Grundſatz von ſolch unabſehbarer Tragweite feſtlegen 
ließ. Einige Mitglieder des Zentrums beantragten einen 
Gegenvorſchlag, der über die von den Nationalliberalen aufge, 
worfene Streitfrage, freilich auch über den Geſichts punkt der 
Regierung mit Stillſchweigen hinwegging. Bismarck aber 
ergriff nicht Partei und duldete die Annahme des national⸗ 
liberalen Entwurfes, als wollte er Rom und die deutſchen 
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Katholiken wegen ihres Mangels an Rückſicht auf die aus⸗ 
wärtige Politik ſtrafen. „In verbis simus faciles“ iſt ein Lieb; 
lings wort von ihm geweſen. Hinterher fühlte er Antonelli 
gleichſam an den Puls, ob die Lektion ihre Früchte trage. Rom 
ſollte das politiſche Verhalten des Zentrums tadeln. Biſchof 
Ketteler von Mainz kam dazwiſchen. 

Bis dahin hatte Bismarck noch zugewartet und nicht nur 
nichts von Belang gegen die neue Partei unternommen, ſondern 
es im Verlaufe der Tagung des Reichstags ſogar zu einer derart 
bedenklichen Spannung mit den Nationalliberalen kommen 
laſſen, daß er ihnen mit ſeinem Rücktritte drohte. Er behauptete, 
ihr Übelwollen an mancherlei Anzeichen wahrgenommen zu 
haben. Der Streit mit ihnen flammte über dem Verlangen 
des Kanzlers auf, bis 1874 das eben erworbene Elſaß mit 
diktatoriſchen Befugniſſen regieren zu dürfen. Wie immer, 
wenn er aus dem Innerſten feines ſtaatsmänniſchen Ver; 
mögens ſchöpfte, entwickelte er ſeine Anſichten über die ſtaats⸗ 
rechtliche Zukunft des Landes in rein konſervativen Gedanken⸗ 
gängen. Wundervoll klar formulierte er die Aufgabe des 
Reiches im Elſaß durch einen Vergleich mit der Aufgabe, die 
Preußen 1866 in den neuen Provinzen zugefallen ſei. „Dort 
handelte es ſich darum, eine auf dynaſtiſchem Boden gewachſene 
Selbſtändigkeit einem großen Gemeinweſen, wie es Preußen 
war, zu aſſimilieren. Hier handelt es ſich gerade darum, eine 
Selbſtändigkeit zu entwickeln, die bisher unter dem ſtarken 
Druck einer Zentraliſation gelitten hat.“ Durch die Wieder; 
anregung des elſäſſiſchen Stammesbewußtſeins hoffte er in 
der Bevölkerung das Zugehörigkeitsgefühl zu Deutſchland groß 
zu ziehen. Mit ihren breiten Schichten Hand in Hand, wollte 
er allmählich von unten her den Elſäſſern ein neues Gemein⸗ 
weſen unter der Obhut des Reiches aufbauen; es ſollte vor 
allem auf eine allſeitig entwickelte Selbſtver waltung mit all 
ihren gefunden, er zieheriſchen Wirkungen gegründet werden. 
Erſt danach gedachte er die Elſäſſer an den konſtitutionellen 
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Einrichtungen Deutſchlands teilnehmen zu laſſen, ihnen auch 
einen eignen Landtag zu geben. Nur mit größter Mühe er; 
reichte Bismarck vom Reichstag die freie Bahn im Elſaß, die 
er für ſich begehrte. Noch in den folgenden Monaten wetter⸗ 
leuchtete es wiederholt zwiſchen ihm und den Liberalen mit; 
ſamt ihren gemäßigt konſervativen Freunden. „Wenn einer 
von Ihnen, meine Herren, eine Über zeugung hat, ſei ſie auch 
mehr theoretiſcher als praktiſcher Bedeutung, ſo hält nichts ihn 
ab, aufzutreten und dieſer Überzeugung in Geſtalt eines An⸗ 
trags praktiſche Bedeutung zu geben; die Folgen davon, wie 
viel ſorgfältig geſponnene Fäden dadurch zerreißen, ſind ihm 
vollkommen gleichgültig, und wenn er darauf aufmerkſam ge⸗ 
macht wird von dieſer Stelle, ſo iſt er berechtigt, zu antworten: 
das geht mich nichts an, ich rede nach meiner Überzeugung. 
Nun, meine Herren, ich habe auch perſönliche Überzeugungen 
und muß ihnen häufig Gewalt antun, und wenn ich es nicht 
täte, ſo würden wir in Frieden nicht ſo weit gekommen ſein, 
wie wir gekommen ſind. Wir Leute der Regierung haben nicht 
das Recht, beliebig nach unſern Überzeugungen zu verfahren; 
ſondern wir müſſen uns die Wirkungen vergegenwärtigen, die 
die ausgeſprochene Überzeugung auf die politiſchen Dinge hat.“ 
Erſt allmählich trat in der Zeit vom Sommer 1871 bis 
zum Anfang des folgenden Jahres der Gegenſatz Bismarcks 
gegen die Zentrums partei hervor. Jedoch gaben dafür noch 
ausſchließlich Geſichts punkte parlamentariſcher Taktik den Aus⸗ 
ſchlag. Die Abneigung gegen die unerwartete Parteigründung 
war in den Parlamenten allgemein. Bei den Liberalen 
war ſie geſchichtlich gegeben. Im Juni 1871 aber ſagte 
auch die „Kreu zzeitung“ für die Konſervativen dem Zentrum 
als einer Parteibildung „auf der Baſis der Konfeſſion und 
des kirchlichen Prinzips“ leid enſchaftlich die Fehde an. Bis⸗ 
marck durfte annehmen, daß es auf die übrigen Parteien 
wie ein Blaſen zum Sammeln wirken würde, wenn er 
gegen die Partei und gegen ihre Wahlmacher unter der Ber 
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völkerung Stellung nahm. Er mochte rechnen, daß er hier 
endlich das Mittel fand, Konſervative und Liberale im Reichs⸗ 
tag nach Kräften zuſammen zuhalten, was ihm vor 1870 nicht 
hatte gelingen wollen, was aber durch den Anſchluß des Südens 
noch dringlicher geworden zu ſein ſchien. Den Liberalen zu 
Liebe ſtellte er der bayeriſchen Regierung im Herbſte reichs⸗ 
geſetzliche Machtmittel zur Verfügung, um Aus wüchſe der 
Parteinahme von Geiſtlichen auf der Kanzel zu beſchneiden. 
Der Konſervativen aber glaubte er für Maßregeln ſicher zu ſein, 
durch die er das Zuſammen wirken der polniſchen Propaganda 
und der neuen Partei in den öſtlichen Provinzen Preußens, 
vor allem in Schleſien, zu treffen hoffte. Er hob ſchon im Juli 
die „Katholiſche Abteilung“, die Behörde auf, die ſeit 1842 die 
katholiſchen Intereſſen im preußiſchen Kultusminiſterium wahr⸗ 
nahm. Angeblich war er polniſchen Beziehungen ihres Vorge— 
ſetzten auf die Spur gekommen. Der Abteilung insgeſamt warf 
er Mangel an Staatsgeſinnung und die Duldung poloniſierender 
Beſtrebungen im Schulweſen Schleſiens und Poſens vor. Folge⸗ 
richtig griff er in der folgenden Tagung des Landtags aus den 
nicht von der Stelle rückenden Vorarbeiten für ein allgemeines 
Unterrichtsgeſetz die Regelung der Schulaufſicht in den öſtlichen 
Provinzen heraus. Die Regierung ſollte ſolchen Geiſtlichen, 
die nicht hinreichend auf die Pflege der deutſchen Sprache 
achteten und den deutſchen Charakter der Schule vernachläſſigten, 
die Kreisſchulaufſicht entziehen dürfen. Schon in dem die Ver⸗ 
faſſung beratenden Reichstag hatte er am 18. März 1867 ge⸗ 
ſagt, daß es eines Tages ſo weit kommen werde. Die Libe— 
ralen begrüßten in dem Geſetze den Vorboten einer völligen 
Verweltlichung des preußiſchen Volksſchulweſens. Bismarck lehnte 
dieſe Auslegung des Geſetzes zwar ab. „Zu Prinzipien uns 
gerade bei dieſer Gelegenheit zu bekennen, hatten wir nicht 
das Beſtreben, wir verlangten nach einer praktiſchen Waffe 
zur Abwehr — Prinzipien ſind in dieſer Frage mehr trennend 
als bindend.“ Aber vergebens ſuchte er die Konſervativen durch 
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dergleichen beruhigende Erklärungen für den Entwurf zu ge⸗ 
winnen. Er hatte unterſchätzt, wie arg wöhniſch fie ſchon gegen 
ihn geworden waren. Der Kanzler neigte ihnen allzu weit auf 
die Seite der Liberalen hinüber. Über dem Geſetze fiel zudem 
der bisherige Kultusminiſter v. Mühler, auf deſſen Sturz den 
Nationalliberalen im Nachgang zu den liberalen Miniſter⸗ 
ernennungen des Jahres 1869 zuerſt 1870 Ausſichten eröffnet 
worden waren. Ihn erſetzte der politiſch zwiſchen den Konſer⸗ 
vativen und Liberalen ſtehende, von Weltanſchauung aber liberale, 
Falk, ein Geſinnungsgenoſſe des Finanzminiſters Cam phauſen. 
Eulenburg paßte inzwiſchen ſeinen Entwurf der Kreisordnung, 
da im Vorjahre nichts daraus geworden war, noch mehr den 
liberalen Forderungen an, und Bismarck ſchien entichloffen 
und war es auch, diesmal unter allen Umſtänden eine Mehr; 
heit dafür zu bilden. So leiſteten die Konſervativen gegen das 
Schulaufſichtsgeſetz entrüſteten Widerſtand. Bismarck ſah ſich 
ſeine Heerhaufen bei dem erſten Sturm, zu dem er ſie gegen 
das Zentrum führte, teilen. Die Berechnungen, die er mit 
den geſetzgeberiſchen Maßregeln wider die polniſchen Beſtre— 
bungen verbunden hatte, ſchlugen ins Gegenteil um. Er nahm 
das Verhalten der Konſervativen deshalb ſehr übel auf. Schon 
im Februar 1868 hatte er ſeinen alten Parteifreunden bei den 
Mißhelligkeiten wegen feiner hannöverſchen Politik vorgehalten, 
daß er auf die Unterſtützung der konſervativen Partei „als 
derjenigen Partei, deren Baſis vorzugsweiſe das Vertrauen 
zur jetzigen Regierung geweſen iſt“, „ein Recht zu haben 
glaubte“. „Meine Herren, es iſt eine konſtitutionelle Regierung 
nicht möglich, wenn die Regierung nicht auf eine der größern 
Parteien mit voller Sicherheit zählen kann, auch in ſolchen 
Einzelheiten, die der Partei vielleicht nicht durchweg gefallen 
— wenn nicht dieſe Partei das Fa zit dieſer Rechnung dahin 
zieht: wir gehen im großen und ganzen mit der Regierung, 
wir finden zwar, daß ſie ab und zu eine Torheit begeht, aber 
doch immer noch weniger Torheiten macht, als annehmbare 
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Maßregeln; um deswillen wollen wir ihr die Einzelheiten zu⸗ 
gute halten. Hat eine Regierung nicht wenigſtens eine Partei 
im Lande, die auf ihre Auffaſſungen und Richtungen in dieſer 
Art eingeht, dann iſt ihr das konſtitutionelle Regiment un⸗ 
möglich, dann muß ſie gegen die Konſtitution manövrieren und 
paktiſieren; ſie muß ſich eine Majorität künſtlich ſchaffen oder 
vorübergehend zu erwerben ſuchen. Sie verfällt dann in die 
Schwäche der Koalitionsminiſterien und ihre Politik gerät in 
Fluktuationen, die für das Staatsweſen und namentlich für 
das konſervative Prinzip von höchſt nachteiliger Wirkung ſind.“ 
Sein Verhalten im Jahre 1872 hat er nachträglich einmal in den 
„Hamburger Nachrichten“ im Mai 1891 erläutern laſſen. Nicht 
die kirchlichen Fragen hätten die Situation beherrſcht; „die oberſte 
Frage war, ob und wie ſich die Verſtimmung, welche die Geneſis 
des Deutſchen Reiches im Auslande hinterlaſſen, und die 
Schwierigkeiten, die feine Vorgeſchichte im Innern der Neu⸗ 
bildung auf den Trümmern der Vergangenheit entgegenſtellten, 
überwinden oder doch mindern ließen.“ Bedingungslos bereit 
zur Mitarbeit daran ſeien von allen Parteien nur die National⸗ 
liberalen geweſen. Die Konſervativen hatten ihm deshalb nicht 
zumuten dürfen, um vermeintlicher Intereſſen ihrer Partei 
willen die Nationalliberalen zurückzuſtoßen und eine Mehr; 
heitsbildung unter Einſchluß des Zentrums zu verſuchen, deſſen 
Führer der Reichsverfaſſung ſeit 1867 ununterbrochen kritiſch 
gegenüberſtanden. In Briefen ſprach Bismarck 1872 ingrimmig 
von den „Überhebungen“ und der politiſchen „Unbrauchbarkeit“ 
der Konſervativen; er ſuchte ſie mit dem Schreckbilde einer 
Regierung zu ängſtigen, die nach ihm kommen und ſich der 
liberalen Bewegung rückſichtslos in die Arme werfen werde. 
Sie könne und werde ins Verderben führen, „aber un wid er⸗ 
ſtehlich iſt ſie zunächſt bei preußiſchen Wahlen“. Er empfand 
den Abmarſch der Partei als „Deſertion“, durch die er im 
Innern den ihm annehmbaren Boden verlor. Noch nach Jahren 
klagte er in Rückblicken auf die erſten Wochen des Jahres 
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1872, daß die Verfaſſung des Deutſchen Reiches keinen Stillſtand 
litt, daß aber „die Wege, die ich dazu gehen mußte, wahrz 
ſcheinlich andere geworden wären, wenn die konſervative 
Partei mich damals nicht im Stiche gelaſſen hätte“. 

Als ſich der Kanzler und die Konſervativen einander den 
Kampf anſagten, war der Angriff, den Bismarck gegen das 
Zentrum vorbereitet hatte und der eben beim Schulaufſichts⸗ 
geſetz ausgetragen werden ſollte, ſchon im vollen Gange. Er 
konnte nicht mehr abgebrochen werden. An dramatiſcher Leben⸗ 
digkeit fehlte es dem Angriff nicht. Die erwartete Wucht da⸗ 
gegen entfaltete er wegen des Abſchwenkens des Konſervativen 
nicht. Bismarck hatte an der neuen Partei im Frühjahr 
1871 die Neigung, ſich mit radikalen Elementen einzulaſſen, 
beanſtandet. Jetzt verallgemeinerte er die Anklage. „Die 
Tatſache iſt die, daß Sie gewöhnlich zuſammenſtimmen mit 
Elementen, die ſich ganz offen gegen den Beſtand des preußiſchen 
Staates erklärt haben und deren einzelne unter ihnen Auf⸗ 
nahme gefunden haben.“ Er machte die ganze Liſte derjenigen 
auf, die, „ſei es vom nationalen, ſei es vom revolutionären 
Standpunkt aus“, gegen Preußen und das Reich arbeiteten, 
mochten ſie nun früher Angehörige der bayeriſchen Patrioten⸗ 
partei oder württembergiſche Demokraten geweſen ſein, mochten 
ſie als Welfen trotz der Verſchiedenheit des Bekenntniſſes den 
Weg zu den katholiſchen Rheinländern und Weſtfalen gefunden 
haben oder als Mitglieder der polniſchen Fraktion mit dem 
Zentrum nur beſtändige Fühlung unterhalten oder als Elſäſſer 
noch erſt mit ihm liebäugeln. Vor allem jedoch richtete Bis⸗ 
marck ſein Feuer auf einen einzelnen Mann, den er in den 
Reihen des Zentrums, und nicht nur an ſeiner Peripherie, 
ſondern als Mitglied des Vorſtandes erblickte: Ludwig Windt⸗ 
horſt. Damit erhob er denn un willkürlich die Erörterung über 
die bloße Abſicht einer Beeinfluſſung der parlamentariſchen 
Mehrheitsverhältniſſe ins Bereich ſeiner allgemeinen Politik 
und der ſchweren Sorgen hinüber, die ihn dort bewegten. Es 
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ſollte das Bereich fein, in dem ſich künftig der Kampf fort; 
entwickelte. Freilich konnte der Beitritt Windthorſts zu der neuen 
Partei Bismarck kaum überraſchen. Schon 1867 bis 1870 hatte 
der Abgeordnete für Meppen im Reichs- und Landtag den 
Kämpen des weſtdeutſchen Katholizismus nahe geſtanden. 
Aber Bismarck wollte Windthorſt nicht als Katholiken gelten 
laſſen, der im Zentrum wie andere die Kirche gegen den Liber 
ralismus zu verteidigen gedenke. Beide Männer waren ſchon 
politiſche Gegner von den fünfziger Jahren her, da ſie ſich 
in Hannover als Berater König Georgs zuerſt begegneten. Nach 
1866 ſah der reckenhafte Kanzler in dem unanſehnlichen Nieder; 
ſachſen nur noch den gefährlichen Gegner des Norddeutſchen Bun⸗ 
des und des Reiches, der im Jahre 1868 an der Niederlage des 
Einheitsgedankens beim Zuſammentritt des Zollparlaments den 
entſcheidenden Anteil genommen hatte. In den „Gedanken 
und Erinnerungen“ nennt Bismarck die übrigen Mitglieder 
der Zentrumspartei höhniſch „beliebige Abſchwächungen des 
Gattungsbegriffs Windthorſt“. Er übertrieb damit. Aber über⸗ 
legen war Windthorſt den andern, und zwar nicht nur ſeinen 
Parteifreunden, ſondern ſämtlichen Führern deutſcher Par; 
laments parteien. Denn er war nicht nur Parlamentarier, 
ſondern als früherer Miniſter hatte er das Staatsleben auch 
von oben geſehen. Er trieb die innere Politik nicht ohne Be; 
ziehung zur äußern. Er verſtand Verbindungen mit den An⸗ 
gehörigen der Höfe und mit den Mitgliedern anderer Bundes⸗ 
regierungen, auch mit ausländiſchen Diplomaten zu unterhalten. 
In Windthorſts Tätigkeit erlebte die mittelſtaatliche Politik 
der letzten zwei Jahrzehnte nach Bismarcks Eindruck ihre 
Auferſtehung. Dieſe Politik war Bismarck von Beginn ſeiner 
politiſchen Laufbahn an als das ärgſte Hemmnis auf ſeinem 
Wege erſchienen. Der mittelſtaatlichen Miniſter, mit denen 
er es vorher zu tun hatte, war er ledig. Platens Tätigkeit hatte 
mit der Annexion Hannovers ihr Ende gefunden. Von der 
Pfordten trat im Dezember 1866 zurück. Der Krieg von 1870 
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koſtete Varnbüler fein Amt, der Ausgang des Krieges Dalwigk. 
Mit dem geiſtigen Haupte der ganzen Gruppe, dem in Sſterreich 
gelandeten Freiherrn v. Beuſt, begegnete ſich Bismarck 1871 
vorübergehend in gemeinſamer Gegnerſchaft wider die Katho⸗ 
liken ihrer Länder; ſchon Ende des Jahres mußte Beuſt das 
Palais am Ballplatz verlaſſen. Die Verfaſſung des Nord; 
deutſchen Bundes und die Begründung des Reiches hatten 
unterdeſſen die Stellung der Mittelſtaaten im deutſchen Staats⸗ 
leben von Grund aus geändert. So wie Bismarck 1866 den Li⸗ 
beralismus geſpalten hatte, ſo brauchte er auch die Mittelſtaaten 
nicht mehr zu fürchten. Windthorſt aber verpflanzte, da Bis⸗ 
marck kaum am Ziele war, das, was den Geiſt der mittelſtaat⸗ 
lichen Politik zwiſchen 1848 und 1866 ausgemacht hatte, auf 
den Boden der parlamentarifchen Kämpfe. Er, der vor 1866 
im Hintergrunde geblieben war, tat ſich als der Erbe der durch 
den Verfaſſungsſturz des Jahres 1866 ihrer Macht Beraubten 
auf und erneuerte geſchickter und rühriger, als ſie je geweſen 
waren, ihre Abſichten unter der Verkleidung parla mentariſcher 
Oppoſitionspolitik. Trotz aller Anſprüche hatten die Mittel⸗ 
ſtaaten niemals über erhebliche politiſche Macht geboten; nur 
um ihrer europäiſchen Verbindungen willen mußten ſie beachtet 
werden. Hinter Windthorſt dagegen ſtand eine Partei, die faſt 
das ganze katholiſche Volkstum Deutſchlands in ihren Bann zog. 
Er organiſierte fie im Dienſte feiner politiſchen Ziele und nahm 
mit ihr um dieſer willen zugleich die konſtitutionellen Be⸗ 
ſtrebungen wieder auf, die die Liberalen nicht durch zudrücken 
vermocht hatten. Das Zentrum war unter Windthorſts Füh⸗ 
rung der von Bismarck im preußiſchen Konflikt beſiegten Partei 
an Willen zur Macht und an taktiſcher Beweglichkeit ebenſo weit 
voraus, wie Windthorſt perſönlich Beuſt und deſſen Genoſſen. 
Bismarck erklärte ſich deshalb für überzeugt, das Zentrum nicht 
nur um feiner politiſchen und kirchen politiſchen Zwecke willen. 
bekämpfen zu müſſen, ſondern auch weil es als Partei un⸗ 
erträglich ſtark für das innere Gleichgewicht des Reiches und 
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die Aufrechtérhaltung der ſtaatlichen Autorität zu werden drohe. 
Es wurde in ſeinen Augen zur Breſchbatterie, die den 
Deutſchland feindlichen und einander ſuchenden Kräften des 
Auslandes im Innern des Reiches vorarbeitete und ſich zur 
Verfügung hielt. Am 9. und ro. Februar 1872 maßen ſich 
Bismarck und Windthorſt in einem parlamentariſchen Zwei— 
kampfe Mann gegen Mann. Bismarck machte ſein Verhältnis 
zur Zentrums partei davon abhängig, ob ſie ſich von dem Welfen 
trenne oder nicht. Ohne daß einer den andern beſiegt hatte, 
ſchieden beide Feldherren vom Kampfplatz. 

Der Bruch mit den Konſervativen und der Fortgang des 
Kampfes mit dem Zentrum verſtärkte für den Kanzler bei der 
Tragweite, die er dieſem Kampfe beimaß, noch die Gründe, 
aus denen er 1866 gemeint hatte, mit den Liberalen Frieden 
zu ſchließen und ſich ihrer als Gegengewicht gegen die Feinde 
Preußens und der deutſchen Einheit bedienen zu müſſen. Nun 
ſtützte er ſich feſt und ausſchließlich auf fie. Als wollte er fein Zu⸗ 
ſammengehen mit ihnen in jenen Jahren vor der Nachwelt recht⸗ 
fertigen, ſo ſchrieb er in den „Gedanken und Erinnerungen“ die 
Formel nieder, daß vis major eintritt, mit der die Politik rechnen 
muß, wenn die Evangelien der Redner und Schriftſteller unter den 
obern Zehntauſend vermöge des Glaubens, den ſie bei den Maſſen 
finden, die materiellen Kräfte, die ſich hart im Raume ſtoßen, 
zur Verfügung haben. Die Liberalen machten ſchon ſeit 1871 
im Reichstag die Mehrheit aus. Sie hatten auch die Mehrheit 
im Preußiſchen Abgeordnetenhauſe. Als Mitarbeiter an dem 
bei Kriegsausbruch erſt zur Hälfte erledigten reorganiſatoriſchen 
Geſetzgebungs werke Delbrücks im Bereiche der Wirtſchafts⸗ 
politik und bei der nachträglichen An paſſung der ſchon fertigen 
Stücke an die Bedürfniſſe des Südens waren ſie der Reichs⸗ 
regierung kaum entbehrlich. Eulenburg hatte ſich mit ihnen in 
Preußen eingelaſſen, um nach dem Anfange mit der Kreis⸗ 
ordnung alle Selbſtverwaltungseinrichtungen endlich einmal 
nach einheitlichen Geſichtspunkten zu verbeſſern. Bismarck als 
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Kanzler mußte ſich mit ihnen halten, damit ihm der Reichstag 
die Rüſtungskoſten, die für die auswärtige Politik unentbehrlich 
ſchienen, bewilligte. Freunde des Friedens, hatten die Libe⸗ 
ralen auf eine Verminderung der Heeresausgaben nach dem 
Siege über Frankreich gehofft. Statt deſſen ſtand deren Er⸗ 
höhung in Sicht. Sie genehmigten vorerſt noch einmal die 
notwendigen Beträge pauſchweiſe, wie ſie es 1867 getan hatten. 
Aber länger als bis 1874 konnte weder das Budgetrecht der 
Volksvertretung für die Heereskoſten noch die grundſätzliche 
Stellung der liberalen Parteien zur Vermehrung der Rüſtungen 
ungeklärt bleiben. So ſchloß ſich denn im Frühjahr 1872 nur der 
Ring ſeiner Erwägungen, als ſich Bismarck entſchied, fortan 
mit den Liberalen ſeine Politik zu machen. Freilich wollte er 
nicht mehr als ein taktiſches Zuſammen wirken von Fall zu Fall. 
Tatſächlich aber ergriff ihn nunmehr die liberale Woge, die an 
dem Jüngling noch abgeprallt war, den Bund estagsgeſandten 
dagegen ſchon merklich beeinflußt hatte, zum dritten Male, und 
diesmal trug ſie ihn weit davon. Eine Zeitlang tauchte Bis⸗ 
marck immer tiefer in die unitariſche Gedankenwelt der Liberalen 
unter, und auch von ihrer Weltanſchauungs politik blieb er nicht 
unberührt. Das Motiv des Briefes, den er im Sommer 1869 
an Roon geſchrieben hatte, ſchien zum Grundmotiv des Aus⸗ 
ganges ſeiner Staatsmannſchaft zu werden. Im Herbſte 1873 
hielt es den alten Geſinnungsgenoſſen, ſeinen ergebenſten 
politiſchen Freund nicht mehr an ſeiner Seite. Er ſchied mit 
der Klage über Bismarcks „Verdeutſchung à tout prix“ aus dem 
Miniſterium. Den Anſtoß zur endgültigen Trennung Roons 
von Bismarck hatte gegeben, daß Bismarck im Jahre vorher 
auf die Miniſterpräſidentſchaft in Preußen verzichtete und ſich 
auf das Amt des Reichskanzlers und eines preußiſchen Mi⸗ 
niſters der aus wärtigen Angelegenheiten zurückzog. Damals 
ſprang Roon für den Freund als Miniſter präſident ein. Aber 
dann brachte ihn das politiſche Verhalten Bismarcks zum Ver⸗ 
za gen an der gemeinſamen Wirkſamkeit. Bismarck war zu 
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dem merkwürdigen Schritte dadurch verleitet worden, daß 
Verſtimmungen zwiſchen ihm und ſeinen preußiſchen Kollegen 
ſchon ſeit 1869 beſtanden und ſtändig wuchſen. Er traute ſich 
durch das kollegialiſche Miniſterſyſtem des preußiſchen Staates 
mit ſeiner Gleichordnung aller Miniſter nicht mehr zu, daß 
er der Widerſtände Herr werde. Im Reiche war er verfaſſungs⸗ 
mäßig der einzige Miniſter. Aber kaum war er nur noch Kanzler, 
ſo fand Bismarck auch, daß die Stellung des Kanzlers durch 
die Einbuße des Zuſammenhanges mit Preußen „innerhalb 
der deutſchen Reichsgliederung weſentlich freier und annehm⸗ 
bar“ würde. Wie ſchon gelegentlich vor 1870, ſchlug er alsbald 
wieder die Note an, daß der Reichsgedanke gegen den preußiſchen 
Partikularismus zu ſchützen ſei. „Landsleute ſind wir Deutſche 
doch alle, und ich bekämpfe in dieſen Dingen das Betonen der 
Scheidung zwiſchen Deutſch und Preußiſch; der Reichskanzler, 
möge er nun ein Preuße oder Bayer ſein — uns ſteht er nicht 
als Preuße oder Bayer, uns ſteht er nur als Deutſcher gegen; 
über: und das Deutſche in dem Kanzler mehr und mehr zu 
akzentuieren, dazu erachte ich eine gewiſſe Loslöſung, eine 
Herausſchälung des Kanzlers aus der ganzen Vegetation nötig, 
die ſich im preußiſchen amtlichen Leben notwendig bei ihm an⸗ 
geſetzt haben muß.“ Bismarck tändelte ſogar ſozuſagen mit 
dem Gedanken, daß der Reichskanzler eines Tages auch nicht 
mehr preußiſcher Miniſter des Aus wärtigen ſein könnte. Er 
freute ſich nicht minder der Tatſache, daß ſich aus dem einen 
Reichskanzleramt in raſcher Folge beſondere Reichsämter für 
einzelne Gebiete der Reichs politik entwickelten. „Ich betrachte 
es als einen weſentlichen Fortſchritt“, daß nicht nur, wie zur 
Zeit des Norddeutſchen Bundes, die Reichsver waltung aus Not 
durch preußiſche Miniſter geführt wird, ſondern daß „wir eigne 
Reichsbeamte, eigne Reichsinſtitutionen haben.“ Der Staats; 
mann, der fo entſchieden gegen die Einführung von Bund es⸗ 
miniſterien gekämpft hatte, bezeichnete nunmehr gar die Reichs⸗ 
ämter getroſt als Reichs miniſterien. „Für Ein zelh eiten kann 
Spahn, Bismarcks 17 
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ich nicht verantwortlich fein,” ſagte er mit einer Wendung, 
die ſich mit der Verfaſſung ſchwer vereinbaren ließ, „da muß 
jeder Reichs miniſter .. . ., denn wir haben deren und werden 
deren, wie ich glaube und wünſche, mehr bekommen.“ In 
derſelben Richtung ſeiner Gedanken warnte er auch davor, 
die ſeines Erachtens in erfreulichem Fortgang begriffene Ent⸗ 
wicklung dadurch wieder umzubiegen, daß, wie es im Reichs⸗ 
tag gewünſcht wurde, die preußiſchen Miniſter Leiter der ent 
ſprechenden Reichsämter würden. „Da iſt nun der ſchwarz⸗ 
weiße Anſtrich der Sache gerade nicht das richtigſte Mittel, 
rein äußerlich, wir hängen aber ſehr von Nußerlichkeiten ab.“ 
Auch auf den Reichstag ließ Bismarck in der Folge derſelben 
Gedankengänge den vollen Strahl ſeiner Gunſt fallen. Er ſchloß 
ſich der Klage an, daß die Bundesſtaaten ihre Landtage ohne 
Rückſicht darauf beriefen, ob dem Reichstage die ausreichende 
Zeit zur Erledigung ſeiner geſetzgeberiſchen Aufgabe bliebe. 
Der Reichstag werde von ihnen als eine Art Aſchenbrödel 
behandelt. Bismarck verſprach nachdrücklich für Beſſerung zu 
wirken. „Es leidet meines Erachtens darunter auch die nationale 
reichsmäßige Entwicklung, wenn die einzelnen Länder und 
Landtage ſich gewöhnen, die Reichs einrichtungen als ein Zu⸗ 
behör ihrer Partikulareinrichtungen zu betrachten, wenn ſie 
ſich nicht an den Gedanken gewöhnen, daß das Reich kein Anbau 
an das Gebäude der Einzelſtaaten, ſondern daß es die um⸗ 
faſſende Wölbung iſt, unter der die einzelnen Staaten in ihrer 
Geſamtheit wohnen, und die zu pflegen die Aufgabe aller 
iſt.“ In ihrer Geſamtheit zeigen dieſe Außerungen Bismarck 
ohne Zweifel geneigt, die Reichsorgane weit über das Maß 
hinaus, das er ihnen 1867 durch die Grundgedanken ſeines 
Verfaſſungsentwurfs geſteckt hatte, zu verſelbſtändigen und 
über die Einrichtungen der Ein zelſtaaten zu erhöhen. Der 
Kanzler war ein zu folgerichtiger und lebenſprühender Geiſt, 
um es dabei bewenden zu laſſen. Steigerte ſich für ihn die 
Bedeutung der Reichsorgane, ſo konnte auch kaum der An⸗ 
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trieb ausbleiben, den Umfang der Zuſtändigkeiten des Reiches 
aus zudehnen. „Wenn das Reich zugrunde geht, was Gott ver; 
hüte und verhüten wird, ſo würde ja die Sache ſich nicht in 
nichts auflöſen, wie bei andern Staaten, ſondern es würde 
der status quo ante eintreten. Der preußiſche Partikularismus, 
der mächtigſte und bei weitem gefährlichſte, mit dem wir zu 
tun haben, würde aufſchnellen in einer ungemein lebenskräftigen 
Weiſe.“ „Je mehr gemeinſame Reichs einrichtungen wir ſchaffen, 
je mehr gemeinſames Reichsvermögen, deſto mehr befeſtigen 
wir das Reich.“ „Das große Bindemittel einer ſtarken gemein⸗ 
ſamen Finanzeinrichtung, eines gemeinſamen Finanzſyſtems fehlt 
einem Reiche, welches nur auf Matrikularbeiträge begründet 
iſt.“ Mit dieſem Hinweis griff Bismarck ſofort wieder auf den 
Anſatzpunkt zurück, deſſen einſchneidende Bedeutung er ſchon 
ſchärfer über den verfaſſungsrechtlichen Erörterungen des Winters 
1866/67 darin erkannt hatte, daß die Ordnung des Finanz⸗ 
weſens in ſeinem Verfaſſungsentwurf durch den Urſprung des 
Reiches aus einem Vertrag ſouveräner Staaten am weiteſten 
hinter den Bedürfniſſen des geſamtnationalen Staatslebens zurück⸗ 
geblieben war. Das Reich war ſeit dem Scheitern ſeines erſten 
Reformanlaufs im Mai 1869 auf Matrikularbeiträge der Bundes⸗ 
ſtaaten angewieſen, auf „mehr oder weniger milde Beiträge“ 
der einzelnen Regierungen, wie Bismarck ſie ebenſo höhniſch 
wie mit ungerechter Übertreibung im Reichstag nannte. Der 
Kanzler wollte es durchaus finanziell unabhängig machen. 
Daneben aber warf er ſich nun auch darauf, eingedenk des 
Anſporns, den der Einheitsgedanke in dem letzten Menſchen⸗ 
alter durch den Fortſchritt des Wirtſchaftslebens in der Ber 
völkerung erhalten hatte, den wirtſchafts politiſchen Einfluß 
des Reiches zu ſtärken. Das Reich ging immer mehr vom 
Schutzzoll zum Freihandel über. 1873 entſchied ſich der Reichstag, 
ſelbſt für die am meiſten des Schutzes bedürftige Eiſeninduſtrie 
die Zölle über eine kurze Friſt hinaus nicht mehr verlängern 
zu laſſen. Einfluß auf das Wirtſchaftsleben konnte das Reich alſo, 
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ſolange als der Grundſatz des laisser faire, laisser aller in 
der Zollpolitik ſich durchſetzte, nur noch durch das Mittel der Ver; 
kehrseinrichtungen ausüben. Bismarck faßte deshalb die Ausge⸗ 
ſtaltung der Rechte ins Auge, die die Verfaſſung dem Reiche über 
bas deutſche Eiſenbahnweſen zuerkannte. Von den Bundesſtaaten 
hatte nur Sachſen den Mut und die Folgerichtigkeit, Ein wände 
gegen ſeine Abſicht zu erheben, weil es ſich hier nicht nur um 
ein Werkzeug der Wirtſchafts politik, ſondern um ein es der unter 
Umſtänden gewichtigſten Machtmittel des Staates handelte. 
Dafür ſetzte Bismarck die ſächſiſche Regierung fortan ebenſo 
ungnädig zurück, wie er ſie vor 1870 mit Dank und Aufmerk⸗ 
ſamkeit überhäuft hatte, als er ſie im Bunde und als Ver⸗ 
bindungsglied mit den ſüddeutſchen Königreichen brauchte. 
Aufhalten ließ er ſich durch die Sachſen nicht. Er verſuchte es 
zunächſt mit der Einrichtung ein es eignen Reichs eiſenbahn⸗ 
amtes, dann mit einem Geſetzesvorſchlag, der das Recht des 
Reiches zur Aufſicht in ein Recht zu durchgreifender Regelung 
des Eiſenbahnbetriebs ſelber und ſeiner Tarife fortbilden ſollte. 
Endlich ergriff er den Gedanken, die Eiſenbahnen ganz und gar 
in den Beſitz des Reiches über zuführen. „Angeſichts der Ver⸗ 
pflichtung, die wir dem Reiche gegenüber haben, halte ich es aber, 
ſolange uns die Möglichkeit gegeben wird, für eine Pflicht, 
zu erſt die Macht des Reiches und nicht die eines Großpreußen⸗ 
tums zu erſtreben, den ſtärkſten Staat im Reiche, ſoweit wir 
es hindern können, auch auf wirtſchaftlichem Gebiet nicht noch 
mehr Übergewicht gewinnen zu laffen, ſondern die Elemente 
da zu dem Reiche anzubieten. Die Reichsverfaſſung kann meines 
Erachtens nur auf dieſem Wege zu einer Wahrheit werden.“ 
Die Tragweite des Entſchluſſes, den der Kanzler damit faßte, 
wird vielleicht am beſten in ihr volles Licht gerückt, wenn man 
darauf achtet, daß Bismarck bei derſelben Gelegenheit der 
preußiſchen Konventions politik abſchwor, auf die er in den oer 
Jahren ſeine Hoffnung für die Zukunft Preußens in Deutſch⸗ 
land an erſter Stelle geſetzt und an der er auch noch 1867 feſt⸗ 
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gehalten hatte. Komme der Erwerb der Eiſenbahnen durch das 
Reich nicht zuſtande, ſo werde Preußen, das ſchon durch ſeine 
große Ausdehnung und durch die Tatſache, daß ſein Souverän 
zugleich der Kaiſer ſei, bevorrechtigt daſtehe, durch feine gen; 
gra phiſche Lage genötigt ſein, „die Konſolidation ſeiner Eiſen⸗ 
bahnverhältniſſe im Verein mit einer Anzahl kleinerer nord; 
deutſcher Staaten“ zu ſuchen und „durch dieſe Konſolidation 
ein neues Vorge wicht im Reiche“ erwerben. Bismarck behauptete, 
daß ſeine Mitwirkung zu einer ſolchen Entwicklung ſeiner 
Pflicht als Kanzler widerſpreche. Noch im Frühjahr 1871 hatte 
er den Katholiken verargt, daß fie, vielleicht mehr vom Fon; 
feſſionellen Standpunkt aus als von Rückſichten auf die Natur 
der Reichsverfaſſung geleitet, die ihrer Kirche günſtigen preu⸗ 
ßiſchen Verfaſſungsbeſtimmungen vom Reiche übernommen 
wiſſen wollten. 1872 plante er die Maigeſetze ſelbſt eine Weile 
lang als Reichsgeſetze. Der Kampf, worin er mit dem Zentrum 
geraten war, wuchs ſich darüber in ſeinen Vorſtellungen un will⸗ 
kürlich zur Wiederaufnahme des Streites zwiſchen den Kaiſern 
des mittelalterlichen Reiches und den Päpſten aus. Er gelobte, 
daß er nicht, wie ehedem jene Kaiſer, den Weg nach Canoſſa 
gehen werde. Aus allen dieſen einzelnen Plänen zog er ſchließ⸗ 
lich das Ergebnis, daß, wenn ihm von der Vorſehung die Zeit 
da zu vergönnt werde, er den Partikularismus in Deutſchland 
„ausräuchern“ werde. „Die Erfahrung hat nur gezeigt, wie 
ohn mächtig das Reich an ſich und wie flarf der Territorialſtaat 
iſt.“ Bei der Ausräucherung hatte er es auf alle ihm 
widerſtrebenden Kräfte im Vaterlande, beſonders aber doch 
auf den preußiſchen Staat abgeſehen. Ein Vierteljahrhundert 
früher hatte Bismarck beim Beginn ſeines öffentlichen Auf⸗ 
tretens im Abgeordnetenhaus gegen die Unionsverfaſſung 
Ra do witzens den Ein wand erhoben: Der vorliegende Ver— 
faſſungsentwurf vernichte das ſpezifiſche Preußentum. Damit 
aber vernichte die Regierung den beſten Pfeiler deutſcher 
Macht. Weit eher als an dieſes Zeugnis des jungen Staats⸗ 
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mannes für Preußen erinnern ſeine Reden der Jahre nach 1872 
an manche ſeiner Berichte von Frankfurt aus, da er ſich, um⸗ 
geben von mittelſtaatlichen Staatsmännern, dafür einſetzte, 
„daß ſich Preußen nicht durch partikulariſtiſche Intereſſen und 
Vorteile von der Wahrnehmung der allgemeinen deutſchen 
Intereſſen ablenken laſſen“ möge. Ganz gewiß blieb es auch 
jetzt wieder, wie in der Frankfurter Zeit und wie abermals 
während der verwandten, nur ſchwächeren Kriſe 1868 und 
1869 in der Hauptſache bei Außerungen. Ernſtlich taſtete Bis⸗ 
marck den Bau der Reichsverfaſſung, wie er ihn 1867 getürmt 
hatte, ſelbſt in den Monaten des ſtärkſten Druckes nicht an, den 
der nach weiterer Ausprägung ringende Reichsgedanke auf ſeinen 
Geiſt übte. Bei aller Nachgiebigkeit gegen das Streben der Libe⸗ 
ralen nach Reichsminiſterien ſtand ihm die Grenze, die ihrer 
Aus bildung durch die verfaſſungsmäßigen Berechtigungen des 
Bundesrates gezogen war, unverrückbar klar vor Augen. Bismarck 
hatte auch die Miniſter präſidentſchaft erſt wenige Monate ab⸗ 
gegeben, als er ſich überzeugte, daß ſich der Kanzler des Reiches 
nicht von Preußen loslöſen dürfe. Nach einigem Zögern über⸗ 
nahm er im Herbſte 1873 „reuevoll“, wie er es ſpäter ſelbſt 
ausdrückte, das preußiſche Präſidium aufs neue. Im ganzen 
verrannen die Jahre nach 1872 ſogar auffällig arm an verfaſſungs⸗ 
politiſchen Maßnahmen zur Fortbildung des Reiches. Es wieder⸗ 
holte ſich dieſelbe Erſcheinung wie 1868 und 1869, als Bismarcks 
von Unruhe erfüllter Geiſt ſchon einmal auf ähnliche Weiſe, 
nach neuen Ausdrucksformen greifend, über das durch die Bez 
dürfniſſe einſtweilen gebotene Ziel der Verfaſſungsentwicklung 
hinausfaßte. Aber deshalb blieb das abermalige mächtig anſchwel⸗ 
lende Hindrängen Bismarcks zur Vollendung des Reiches als 
des nationalen Einheitsſtaates nicht etwa ohne Spur und Folge 
im deutſchen Staatsleben. Das Untertauchen des Kanzlers 
in die unitariſche Gedankenwelt der Liberalen brachte ihn auch 
mit deren ſonſtigen Gedankengängen in eine ergiebigere Ber; 
bindung, als es ſonſt bei der Natur ſeines Denkens wahrſcheinlich 
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geweſen wäre. Hin wiederum nahm die liberale Bewegung, von 
dem gewaltigen Staatsmann gedeckt und erhoben, einen außer⸗ 
ordentlichen Aufſchwung. Verfaſſungspolitiſch hatte dieſer 
Aufſchwung vielleicht nur das eine negative Ergebnis, daß die 
politiſche Er ziehung des deutſchen Volkes zum Verſtändnis 
der Grundgedanken des Bismarckſchen Verfaſſungs werkes, 
das Einleben des Volkes in die beſondere Natur des Reiches 
vernachläſſigt wurde. Das Ergebnis war beklagens wert genug. 
Die poſitiven Wirkungen des Aufſchwunges traten auf andern 
Gebieten des Staatslebens in die Erſcheinung, zumal im 
Bereich der Rechts⸗ und Wirtſchaftsgeſetzgebung der erſten 
7oer Jahre, vor allem aber auf dem Boden der Kirchenpolitik. 
Aus dem Kampfe Bismarcks mit dem Zentrum als politiſcher 
Partei wurde nun unaufhaltſam der Kampf der liberalen wider 
die katholiſche Weltanſchauung mit politiſchen Waffen und auch 
der Kampf des liberalen Einflüſſen unterliegenden feines pro; 
teſtantiſchen Geiſtes ſich bewußt werdenden modernen Staates 
gegen die Kirche. Bismarck ſtand dabei mitten im Schlacht⸗ 
gewühl, der lauteſte Rufer zum Streite, der reiſigſte und leiden⸗ 
ſchaftlichſte unter den Recken. 

1872 wurden die Jeſuiten durch ein Geſetz aus Deutſchland 
verbannt, das der Chef der Bismarckſchen Reichs kanzlei, Chriſto ph 
v. Tiedemann, 1878 als ein „Ausnahmegeſetz in des Wortes 
verwegenſter Bedeutung“ gekennzeichnet hat. Aber nicht von 
dieſem Geſetz leitete Bismarck künftig die Umbildung feines 
Kampfes gegen eine Partei in den Kulturkampf her, fondern 
von einer längſt vergeſſenen bureaukratiſchen Maßnahme des 
preußiſchen Kultus miniſteriums gegen den Biſchof von Ermland, 
der einen altkatholiſch gewordenen Religionslehrer ſeinen Unter⸗ 
richt an einem Gymnaſium nicht fortſetzen laſſen wollte. Bismarck 
hat das Verfahren des Kultus miniſteriums ſpäter vorbehaltlos 
preisgegeben. Damals aber duldete er, daß ſich aus dem Vor⸗ 
fall die ganze kirchen politiſche Geſetzgebung der nächſten Jahre 
entwickelte. 1873 kam es zu einer erſten Reihe der ſogenannten 
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Maigeſetze, durch die in die Ausbildung, Anſtellung und Amts⸗ 
ausübung der geſamten katholiſchen Geiſtlichkeit tief und un⸗ 
duldſam eingegriffen wurde. Während des Kampfes um ſie 
ſuchte Bismarck indeſſen noch als Richtlinie der Geſetzgebung 
feſtzuhalten, daß der Kampf nicht der Kirche ſelbſt gelte, ſondern 
nur der „die Kirche beherrſchenden Partei“. Der Staat müſſe 
im Gegenteil wünſchen, mit einer Kirche, die eine ſo große 
Anzahl von Anhängern in ſeinen Grenzen beſitze, in Frieden 
zu leben. Gleich darauf erfolgte jedoch, wie der Kanzler es 
ausdrückte, „ein augenblickliches Hochglühen“ des tauſendjährigen 
Streites zwiſchen Staat und Kirche. Davon fortgeriſſen, wandte 
ſich auch Bismarck gegen die Kirche ſelber und ſtritt als Prote⸗ 
ſtant gegen Rom. Da ſchreckte er denn auch nicht mehr davor 
zurück, dogmatiſche Angelegenheiten zum Gegenſtand der 
Debatte zu machen. „Für den Herrn Vorredner“, rief er 1875 
ein mal aus, „gibt es keinen Syllabus, keine Enzyklika, er wird 
daher ſelbſt Gefahr laufen, wenn es noch eine Inquiſition gibt, 
als Ungläubiger vor deren Richterſtuhl gezogen zu werden. 
Wenn man den Herrn Vorredner hört, ſo ſollte man glauben, 
es habe Syllabus, es habe Folter und Scheiterhaufen für 
Ketzer, es habe Dragonaden, es habe Gegenreformationen, 
kurz und gut, die Verwirklichung des Programms, das ich 
vorhin ſchild erte, überall da, wo die päpſtliche Herrſchaft jemals 
unbeſchränkt und unbeſtritten eintrat, niemals gegeben.“ Noch 
1873 hatte er ſich gegen eine liberale Anregung gewehrt, den 
Poſten eines preußiſchen Geſandten am päpſtlichen Hofe auf 
zugeben, weil das Papſttum eine politiſche Macht ſei und weil 
nicht die Hoffnung auf künftige friedlichere Zeiten aufgegeben 
werden dürfe. Aber Ende 1874 zog er die ſchon beim Landtag 
beantragte Etats poſition mit der Begründung wieder zurück: 
„Ich wüßte nicht, daß wir bei dem Haupte irgendeiner andern 
Konfeſſion uns diplomatiſch vertreten ließen.“ Die Siede- 
hitze kirchenpolitiſcher Leidenſchaft allein erklärt, daß Bismarck 
1875 noch eine zweite Reihe von Geſetzen einbringen ließ, 
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die den nicht verhehlten Zweck verfolgte, weil die erſte Reihe 
den Erwartungen nicht entſprochen hatte, die Kirche und ihre 
Diener durch materielle Schädigung mürbe zu machen. Die 
Geſetze ſchoſſen übers Ziel. In demſelben Augenblick aber fiel 
dem Kanzler noch der reichſte Gewinn zu, den er aus dem Kultur⸗ 
kampf heimbringen ſollte. Er fand im Juni 1875 im Landtag 
eine Mehrheit für die Aufhebung der drei Artikel der preitz 
ßiſchen Verfaſſung, die 1848 dem Staatskirchentum des alten 
Preußen den Boden entzogen und die Bahn zu der lebhaften 
Entwicklung des kirchlichen Lebens in Preußen ſeither geebnet 
hatten. Bismarck war nie mit ihnen einverſtanden geweſen. 
Der preußiſche Staat gewann mit ihrer Beſeitigung die Frei⸗ 
heit zurück, ſeine katholiſchen Untertanen nach Maßgabe rein 
politiſcher Erwägungen zu behandeln. Der Erfolg wog ſchwer 
für den Kanzler. 

Nach Aufhebung der drei Verfaſſungsartikel wurde Bis⸗ 
marcks Geiſt allmählich wieder freier, ſo daß er zunächſt einmal 
die Aufnahme des Kulturkampfes durch die evangeliſche Ber 
völkerung richtiger als bisher einſchätzte. In den Jahren 1873 
und 1874 hatte er ſich gerühmt, daß, wenn der Kampf die Katho⸗ 
liken zuſammenſchweiße, doch auch die Anhänger des Staates 
durch ihn geſammelt und geübt würden. Zwei große Heerlager 
ſeien im Entſtehen begriffen. Von der äußerſten Rechten bis 
zur Fortſchritts partei wachſe das Verantwortlichkeitsgefühl 
derjenigen, die den Staat als ſolchen wollen, für die Schädigung, 
die dem Staate durch das Zentrum und durch die von ihm 
geförderte ſozialiſtiſche Demagogie widerfahre. In Wahrheit 
rückte die Ausſicht, Konſervative und Liberale auf kirchen⸗ 
politiſchem Boden zu einigen, ſeit Anfang 1872 immer ferner. 
Der Kultusminiſter Falk griff demgegenüber zu dem Mittel, 
durch eine Neuorganiſation der evangeliſchen Kirche den feſtern 
Zuſammenſchluß der Proteſtanten gegen die katholiſche Kirche 
wenigſtens für die Zukunft vor zuber eiten. Aber er ſtachelte 
damit den Widerſpruch der kirchlich geſinnten Proteſtanten 
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gegen ſeine Tätigkeit nur noch mehr an. Nicht geringere Auf⸗ 
regung löſte aus, daß Bismarck dem König 1874 einen Geſetz⸗ 
entwurf zur Einführung der Zivilehe in Preußen, 1875 auch 
im Reiche abnötigte. Un willkürlich fühlte die gläubige proteſtan⸗ 
tiſche Welt, daß ſie davon größern Schaden als die katholiſche 
Kirche zu befürchten hatte, gegen die der Schlag gezielt war. 
Bismarck wollte durch den einſtimmigen Beſchluß der andern 
Miniſter zu dem Schritte gezwungen worden ſein. „Ich habe 
gelernt, meine perſönlichen Überzeugungen den Bedürfniſſen 
des Staates unterzuordnen.“ Aber dadurch verrückte er nicht 
die Tatſache, daß er durch die Befürwortung der Zivilehe in 
einen ſittlich kaum erträglichen Widerſpruch zu den am ſchwerſten 
erkämpften Überzeugungen geriet, worauf ſein Mannesbaſein 
ſeit den Tagen der Reife beruhte. Noch verſteifte er ſich wohl 
auf die Fortführung des Kulturkampfes. Er konnte ſich jedoch 
nicht mehr darüber täuſchen, daß die erhoffte Feſtigung des 
Reiches durch den Kampf nicht eintrat, da das Zentrum nicht 
beſiegt wurde und die konſervativen Kräfte Deutſchlands ſich 
wider die Regierung erhoben. Allmählich mußte er ſogar 
befürchten, daß ſich ſeine Anſtrengungen gegen ſein Werk kehrten. 
Denn Verſuche, die er inzwiſchen gemacht hatte, den Kultur; 
kampf auch in andern Ländern zu entflammen, verſchlimmerten 
wider ſein Er warten die internationalen Beziehungen des Reiches 
nicht unerheblich. 

Urſprünglich, noch von den Schlachtfeldern Frankreichs aus, 
hatte ſich Bismarck bemüht, um das neue Reich in Beziehung 
zu den andern Großmächten zu bringen, Euro pa die gemeinſame 
Löſung aufzudrängen: Hie Ordnung und Autorität, hie So⸗ 
zialismus! Daraufhin meinte er die drei Oſtmächte wieder 
wie zur Zeit der Heiligen Allianz ſammeln und dem Deutſchen 
Reiche an der Verbindung mit Rußland und Sſterr eich-Ungarn 
einen Halt verſchaffen zu können. Er hätte bei ſolchem Bunde 
auch die Unterſtützung des Papſtes als ſo zialautoritärer Macht 
von höchſter Geltung willkommen geheißen. Gortſchakows 
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Eiferſucht auf ihn nahm jedoch den ruſſiſch⸗deutſchen Beziehungen 
das Vertrauen. Zwiſchen Sſterreich-Ungarn und dem Reiche 
ſtanden noch die Schatten des Jahres 1866. Die drei Mächte 
rückten ſich ſichtlich nicht näher. Wohl beſuchten ihre Herrſcher und 
aus wärtigen Miniſter im Herbſte 1872 einander in Berlin. Auch 
waren ſie ſich dort über die Erhaltung des Friedens und die Ver⸗ 
urteilung des Sozialismus einig. Anderſeits aber zeichneten die 
Gäfte Kaiſer Wilhelms den fran zöſiſchen Botſchafter am Berliner 
Hofe auffallend aus und verhehlten nicht ihr Mitleid mit Frank; 
reich. Der Verlauf des Beſuchs ließ Bismarck unbefriedigt. 
Das Dreikaiſerbündnis blieb eine Faſſade. Schon über wog das 
Phänomen der raſchen und willenskräftigen Erholung der 
franzöſiſchen Nation alle andern aus wärtigen Vorgänge an 
Bedeutung. Die ungeheure Laſt der fünf Milliarden wurde von 
den Fran zoſen noch vor den vereinbarten Zielen an das Deutſche 
Reich abgetragen. Frankreichs Heeresmacht bildete ſich aufs 
neue. Bismarck beruhigte ſich anfangs damit, daß Thiers Frank 
reich regierte. Er hatte ſich mit ihm im Juli 1862 befreundet, 
als er in dem verlaſſenen Paris bis tief in den Sommer aus⸗ 
harren mußte, und ſeine Schätzung des Mannes war während 
der Friedensverhandlungen 1870 und 1871 geſtiegen. Eine Weile 
hing er gar dem Gedanken nach, Frankreich für ein Einvern eh⸗ 
men zu gewinnen, das er nach der Enttäuſchung der Dreikaiſer⸗ 
zuſammenkunft mit Beuſts Nachfolger in der Leitung der äußern 
Politik Oſterreich⸗Ungarns, dem Grafen Andraſſy, und mit 
Italien erſtrebte. Indeſſen, ſchon im Frühjahr 1873 brach die 
konſervative Mehrheit der franzöſiſchen Nationalverſammlung 
mit Thiers. Im Mai mußte er ſein Amt niederlegen, und Mac 
Mahon trat als Schrittmacher des Königtums an ſeine Stelle. 
Der deutſche Reichskanzler ſah die Wahl Mac Mahons wie 
eine Drohung mit der baldigen Erneuerung des Krieges an. 
Seitdem ſtellte er planmäßig auch ſeine auswärtige Politik 
unter das Zeichen des Antiklerikalismus und ſuchte ihn gegen 
die Wiedererhebung Frankreichs auszuſpielen. Die Rechnung 
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war nicht von vornherein eitel. In den euro päiſchen Kabinetten 
herrſchte weithin die Furcht, daß der Einfluß der Katholiken 
in Frankreich nach der Rückkehr der Monarchie übermächtig wer⸗ 
den könnte und für Europa daraus neue Unruhen erwachſen 
würden. Faſt überall lagen, ähnlich wie in Deutſchland, Libe⸗ 
rale und Katholiken, die Regierungen und die vom katholiſchen 
Klerus unterſtützten Parteien im Streite. Darauf baute Bismarck 
den Plan, alle Regierungen Seite an Seite mit der deutſchen 
Regierung zu tätiger Politik gegen die katholiſchen Einflüſſe 
in Europa aufzubieten, den Kulturkampf zu internationaliſieren. 
Seine Maßregeln im Innern mochten dann größere Durch⸗ 
ſchlagskraft erlangen, und draußen Deutſchlands Iſolierung 
nunmehr auf dieſe Art über wunden werden. Der auf Mittel⸗ 
europa laſtende Druck, der den Kanzler mit ſteter Kriegsſorge 
erfüllte, würde durch die allgemeine Ablenkung der Mächte auf 
einen Kampf mit der Kurie und mit der kirchlich⸗-politiſchen Be⸗ 
wegung unter den abendländiſchen Katholiken ſich verflüchtigen. 
Es erübrigt ſich, die mannigfachen Anſätze Bismarcks zum Ziele 
zu verzeichnen. Vorangegangen war ihnen ſchon im Jahre 1872 
eine Aufforderung an die Mächte, die Bedingungen zu erörtern, 
unter denen ſie die nächſte Papſtwahl anzuerkennen bereit 
wären. Fortan mußte das eine Mal die noch immer ungelöſte 
ſpaniſche Verfaſſungsfrage Bismarck den Vorwand bieten. 
Ein anderes Mal beſchwerte er ſich über die Hirtenbriefe der 
fran zöſiſchen Biſchöfe, die kränkende Urteile über den Kultur⸗ 
kampf enthielten. Bald wieder klagte er die belgiſche Regierung 
an, daß ſie feindſeligen Treibereien gegen ihn zu ſchwachmütig 
entgegentrete. In England ließ er das proteſtantiſche Be⸗ 
wußtſein aufwiegeln. Italien faßte er beim Garantiegeſetz. 
Aber das eine Mal verſagte der Zar, das andere Mal Sſterreich⸗ 
Ungarn oder England, und ſelbſt Italien hütete ſich, ihm zuliebe 
Unvorſichtigkeiten zu begehen. Um ſo heißer lohte der Zorn in 
Bismarck auf, als ſich die erſtmals von Elſaß in den Reichs⸗ 
tag entſandten Abgeordneten dort ſogleich am 18. Februar 
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1874 gegen die Einverleibung ihres Landes in Deutſchland 
ohne Befragung der Ein wohner verwahrten. Statt Hilfe 
vom Ausland in ſeinen innern Schwierigkeiten zu erhalten, 
drohten dieſe ihm draußen die Franzoſen vollends aufzureizen 
und den europäiſchen Frieden zu gefährden. Genug, er fand 
weder den Rückhalt, auf den er gegen Windthorſt und die 
heimiſche Geiſtlichkeit gehofft hatte, noch entlaſtete er Mittel⸗ 
europa. Im Gegenteil feſtigte ſich die Meinung bei den Mächten, 
daß er keine Ruhe halten wolle. Sein Anſehen litt allmählich 
Schaden. Die Neigungen wandten ſich Frankreich zu. Es gelang 
deſſen Staatsmännern ſachte, eine Art einheitlicher euro päiſcher 
Geſinnung zu ſchaffen, die des Kanzlers mißtrauiſche Politik 
gegen Frankreich als für den europäiſchen Frieden bedenklich 
verurteilte. Vor allem näherten ſich, was Bismarck am unan⸗ 
genehmſten war, Frankreich und Rußland, die unter Na⸗ 
poleon III. nie zuſammenkommen konnten. Zu Aufang des 
Jahres 1875 weilte der Vicomte von Gontaut-Biron, der 
fran zöſiſche Botſchafter in Berlin, zur Unterſtützung feines 
Kollegen am Zarenhofe. Bismarck ſchickte zum Gegenzuge 
einen ſeiner gewandteſten Mitarbeiter, den Sohn ſeines 
früheren politiſchen Gegners, des Generals v. Rado witz, nach 
Petersburg. Beunruhigende Gerüchte durchſchwirrten Europa. 
Aus ihnen erwuchs ein Zeitungslärm. Gontaut⸗Biron ſprach mit 
Rado witz darüber. Dieſer wiegelte ab; aber in einer unglück⸗ 
lichen Redewendung nahm er theoretiſch einen Krieg als ger 
recht und chriſtlich in Anſpruch, mit dem das Deutſche Reich 
Frankreich zuvorkommen würde, wenn nach deſſen Wieder— 
kräftigung ein Krieg zwiſchen beiden Mächten trotz allem unver- 
meidlich wäre. Bismarck hat nachher auf Gontaut⸗Biron geſchol⸗ 
ten, der nichtsſagende Kleinigkeiten aufbauſchte. In Wahrheit 
benutzten die Franzoſen die augenblickliche Blöße, die ſich die 
deutſche Diplomatie durch die Nichtverhütung des Zeitungs⸗ 
geredes und durch Radowitzens Bemerkung gab, mit raſcher 
Entſchloſſenheit und großem Geſchick, um die allgemeine Stim⸗ 


270 An der Schwelle einer neuen Zeit 


mung gegen Bismarck, die Europa erfüllte, zu einem Ausdruck 
zu bewegen. Man wollte ihn vereinſamt, Frankreich dagegen 
von allen andern aufgerichtet und geliebt zeigen. Der Kanzler 
ſuchte der Schlinge auf alle Weiſe, ſelbſt durch vorſichtige An⸗ 
erbietungen in Paris, zu entgehen. Niemand ſprang ihm bei. 
England und Rußland aber reichten ſich die Hände, um ihn zu 
demütigen. Im Mai erſchien Gortſchakow mit dem Zaren 
in Berlin. Obwohl er dort keine kriegeriſchen Abſichten zu 
dämpfen fand, bereitete er ſich das Vergnügen, aller Welt mit⸗ 
zuteilen, daß der Friede jetzt geſichert wäre. Bismarck hat Gontaut⸗ 
Biron und Gortſchakow die diplomatiſche Niederlage niemals 
vergeſſen. Der Eindruck, den ſie in ſeinem Geiſte zurückließ, 
war um ſo tiefer, als kurz darauf die orientaliſchen Angelegen⸗ 
heiten eine Europa beunruhigende Wendung nahmen. In 
Bosnien und der Herzegowina brachen Unruhen aus. 
Nicht der Vorgang ſelbſt verſtimmte den Kanzler. Er legte ihm 
noch keine umwälzende Bedeutung für die europäiſche Politik 
bei. Aber die Balkanfragen lagen ihm von jeher fern. Es gab 
keine preußiſche Balkan politik, deren Richtlinien er Maß und 
Ziel ſeines Verhaltens entnehmen konnte. Um ſo dringender 
erneuerte ſich feine alte Sorge, daß ſich Öfterreich-Ungarn und 
Rußland ohne ihn und gegen ihn finden könnten. Er bemühte 
ſich ſofort, an ihren Verſtändigungsverhandlungen teilzu⸗ 
nehmen und ſtets im Sinne einer örtlichen Beſchränkung der 
Händel auf ſie zu wirken. Ganz gewiß aber dachte er nicht 
daran, als Ränkeſchmied ſich ein zumiſchen, um es zwiſchen Ruß⸗ 
land und Sſterreich-Ungarn zu verderben und die Ruſſen in 
einen Krieg mit den Türken zu hetzen, der ihre Kräfte verzehrte. 
Nur eine völlige Mißdeutung der Tatſachen hat es der 
öffentlichen Meinung Rußlands und ſpäter der franzöſiſchen 
Legende erlaubt, Bismarcks Verhalten alſo zu entſtellen. 

Die Geſamtlage, worin der Kanzler ſich damals befand, war 
wenig dazu angetan, ſolch ver wegenes Spiel in der aus wär⸗ 
tigen Politik zu wagen. Das Gefühl bohrte vielmehr in Bismarck, 
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daß ſeine Steuerung ſeit 1871 weder draußen noch daheim 
die rechte Richtung innehielt. Das Fahrwaſſer wurde immer 
kli ppenreicher, und eine Anderung der Fahrt mußte von ihm in 
Er wägung gezogen werden. Unter dem Unbehagen, das ſich 
darüber ſeinem ganzen Weſen mitteilte, litt er bei der Reizbarkeit 
feines Nervenlebens frühzeitig auch körperlich. Ja, die kör— 
perliche Verſtimmung eilte der Entwicklung des ſeeliſchen Druckes 
um Jahre voraus. Bismarck iſt von 1872 bis 1877 für die am 
Berliner Hofe beglaubigten Diplomaten faſt unſichtbar ge⸗ 
weſen. Alljährlich war er auf eine immer länger werdende 
Reihe von Monaten von Berlin in Urlaub abweſend. Wieder⸗ 
holt glaubte er ſich am Ende ſeiner Kräfte angekommen. Der 
ſeeliſche Druck zeigte ſich zuerſt in einem Widerwillen, der 
ſeine Natur von Zeit zu Zeit gegen ſein enges Zuſammengehen 
mit den Liberalen befiel. In der innern deutſchen Politik umgab 
ihn, wie einſt in Frankfurt, eine Welt, in die er nicht gehörte. 
Immer wieder einmal reckte er ſich plötzlich auf und zog mit 
ſcharfen Worten die Grenzlinie, die ſeine Staatsanſchauung 
für alle Zeit von der ſeiner liberalen Kampfgenoſſen ſchied. 
Bezeichnend genug wich ſein Verhalten nach 1870 dabei beſon⸗ 
ders in einem Punkte von dem vor 1870 ab. In den erſten 
Jahren nach dem Abſchluß feines Verfaſſungskompromiſſes 
gab er ſich Mühe, wenn auch nur in Redewendungen, auf die 
konſtitutionellen Wünſche der Nationalliberalen einzugehen 
und ihnen die Hoffnung zu laſſen, daß die ſtaatsrechtliche Ent⸗ 
wicklung in Deutſchland von der Form des ſehr beſchränkten 
preußiſchen Konſtitutionalismus zu der Form des voll 
entwickelten parlamentariſchen Konſtitutionalismus Weſt⸗ 
europas weiterführe. Solche Andeutungen hat er nach 
1870 vermieden. Im Gegenteil ging er ſelbſt auf der Höhe 
ſeines Zuſammenwirkens mit den Liberalen mehr als einmal 
plötzlich zu kräftigem Ausfall gegen ſie vor, wenn konſtitutionelle 
Fragen von ihnen durch Anträge oder auch nur durch Reden 
angerührt wurden. „Das ſind Reden aus vergangener Zeit, 
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die ich berechtigt bin, deklamatoriſche zu nennen.“ „Das verbitte 
ich mir, den Namen Volk zu mono poliſieren und mich davon 
aus zuſchließen.“ „Ich ſehe nicht ein, warum die einen Geſetze 
gerade das Verdienſt haben ſollen, Volksrechte zu betreffen, 
und die andern nicht. Ich bleibe dabei, wir ſind alle Volk, und 
die Regierungen mit, und ich brauche mir nicht gefallen zu laſſen, 
daß zu meinem Nachteil aus dem Volke in ſeiner Maſſe die 
Regierungen ausgeſchieden werden. Der Herr Vorredner 
hat geſagt: nachdem fo viele Finanzgeſetze beraten find — alſo 
nachdem wir der Regierung ſo viele Summen bewilligt haben, 
hätten wir uns auch wohl mit den Volksrechten beſchäftigen 
können. Wie? Sind denn die Finanzgeſetze keine Volksgeſetze? 
Ja, wenn ſie es nicht wären, ſo hätten Sie unrecht getan, dieſelben 
zu bewilligen! Iſt die Verteidigung des deutſchen Bodens 
kein Volksrecht? Iſt die Herſtellung von Feſtungen und Siche⸗ 
rungen gegen feindlichen Überfall des Landes kein Volks⸗ 
recht? Iſt das Budgetrecht, das geordnete finanzielle Zuſtände 
im Deutſchen Reiche herbeiführen ſoll, kein Volksrecht? Oder 
wollten Sie bloß die Angriffs waffen gegen die Regierung, 
das belagernde Element, wenn ich fo ſagen ſoll, gegen den jedes⸗ 
maligen Stand der Regierung für ſich als Volksrechte vindi⸗ 
zieren?“ In den Monaten zwiſchen dem Erlaß der erſten Reihe 
der Maigeſetze und dem Emporflammen des Kulturkampfes 
zu ſeiner ärgſten Leidenſchaft ließ Bismarck längere Zeit hindurch 
das Verhältnis zu den Liberalen ſogar wieder ſo trübe werden, 
daß er keinen Anſtand nahm, geſprächs weiſe gegen feine Verbrü⸗ 
derung mit ihnen und fogar ſchon gegen den Charakter, den 
die kirchenpolitiſche Geſetzgebung angenommen hatte, lebhafte 
Bedenken zu äußern. Den nächſten Anlaß da zu bot, daß es 
nicht länger bei der bloß proviſoriſchen Behandlung des Heeres; 
etats, auf die ſich Bismarck 1867 und noch einmal 1871 ein⸗ 
gelaſſen hatte, bleiben konnte. Der König verlangte die friſtloſe 
Bewilligung der Heeresſtärke für den Frieden; die Liberalen 
hingen an ihrer Doktrin, daß der ganze Haushalt jedes Jahr 
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über zu prüfen und nicht auf längere Zeit zu genehmigen ſei. 
Es war ein ſchweres Ringen. Die Kluft, die 1862 zwiſchen 
den in der preußiſchen Staatsüberlieferung gegründeten Wünſchen 
des Königs und dem konſtitutionellen Denken der Liberalen 
ſichtbar geworden war, hatte ſich nicht um eine Handbreit ver⸗ 
engert. Schließlich ſiegte in den Nationalliberalen der Wille, 
ſich nicht durch eine vorzeitige Erneuerung der ſchon einmal 
verlorenen Schlacht im vollen Zuge der wirtſchaftlichen, Rechts⸗ 
und Kirchengeſetzgebung aufhalten zu laſſen. Man ſuchte einen 
Durchſchnitt zwiſchen den Forderungen der parteipolitiſchen 
Doktrin und den von der Regierung vertretenen Geſichts— 
punkten der Heeres verwaltung zu ziehen, die größere orga— 
niſatoriſche Maßnahmen nicht überſtürzen konnte und gegen 
das Verſiegen der Mittel über der Arbeit geſichert werden 
mußte. Die Bewilligung der Heeresausgaben erfolgte für einen 
Zeitraum von ſieben Jahren. Aber es blieb allen Beteiligten 
ein bitterer Nachgeſchmack von den Verhandlungen zurück. Der 
König gab beſtimmter als bisher ſeine Unzufriedenheit mit dem 
Einfluß der Liberalen kund. Zwiſchen dieſen und Bismarck riſſen 
kleinere Meinungsverſchiedenheiten über konſtitutionelle Fragen 
nicht mehr ab. Namentlich die im Wege befindliche Neuordnung 
des Strafrechts führte wiederholt zu ſcharfen Zuſammenſtößen, 
ohne daß die Reichstagsmehrheit den Wünſchen des Kanzlers 
Rechnung trug. Unmerklich öffnete ſich darüber noch ein anderer, 
ein noch tieferer und nicht mehr zu überbrückender Gegenſatz per⸗ 
ſönlicher Natur zwiſchen Bismarck und ſeinen maßgebenden Mit⸗ 
arbeitern unter den Miniſtern dieſer Jahre, Delbrück, Camp? 
haufen, Eulenburg und Falk. Für die Öffentlichkeit war es gerade 
die Zeit, da Bismarcks frühere Parteigenoſſen, die Konſerva⸗ 
tiven, am grimmigſten gegen ihn angingen und er aufs heftigſte 
ſich ihrer er wehrte. Es kam in feinem Auftrag zu einem gehäffigen 
Prozeß wider den mit ihm verwandten Grafen Arnim, der als 
Botſchafter in Paris nicht die der Republik freundliche Politik 
ſeines Vorgeſetzten vertreten hatte. Die „Kreuzzeitung“ ſchleuderte 
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Pfeil um Pfeil gegen den Kanzler, und ein kurzlebiges Winkel⸗ 
blatt, die „Reichsglocke“, überbot ſich in böſen Anklagen wider 
ihn. Bismarck ver wand die kränkende Erinnerung daran bis 
auf ſein Totenbett nicht mehr. Viele von den Junkern, ſo hat er 
als Greis über dieſe Streitigkeiten geurteilt, „haben es mir nie 
verziehen, daß ich, der kleine Gutsbeſitzer vom Kniephof, ſo 
emporgekommen bin, während ſie blieben, was ſie waren.“ 
Politiſch aber war von größerer Tragweite, daß er in der 
Stille innerlich ſeinen tüchtigſten Mitarbeitern liberaler Richtung 
wieder fremd wurde. Eulenburg hatte, ſeitdem im Herbſte 1872 
der umgearbeitete Entwurf der Kreisordnung durch einen 
Pairsſchub im Herrenhaus durchgedrückt worden war, Jahr 
um Jahr die Neuordnung, zugleich aber auch die Liberalifierung 
der preußiſchen Verwaltung fortgeſetzt. Im Frühjahr 1875 
ſah Bismarck plötzlich mit hellen Augen, daß ſich das ganze Weſen 
des preußiſchen Staates wandelte und der gute, echte Kern 
aus der Schale entfernt wurde. Er über warf ſich mit dem 
jüngern Freunde, um nie wieder mit ihm zuſammen zukommen. 
Ahnlich unfreundlich wurde Bismarcks Verhältnis zu Camp⸗ 
hauſen. Leiſer vollzog ſich die Trennung von Delbrück und 
Falk. Ihr allmählicher Fortſchritt kam nur darin gelegentlich 
zum Ausdruck, daß Bismarck anfing, die Verantwortung für 
die Einzelheiten der Wirtſchafts- wie der Kulturkampfgeſetze 
abzulehnen. Bei Angriffen auf ſie entſchuldigte er ſich damit, 
daß er Männer von ſolcher Sachkunde und Güte als Mitarbeiter 
gewähren laſſen müſſe, ohne ihnen dreinzureden. So löſte 
er ſich Zug um Zug von ſeiner Umgebung der ſeit 1871 ver⸗ 
floſſenen Jahre wieder los. 

Der Natur der Dinge hatte es gewiß entſprochen, daß nach 
der Errichtung des Reiches ohne die Teilnahme des Hauſes 
Habsburg der Liberalismus als Träger des Einheitsgedankens 
wie der kleindeutſchen Beſtrebungen in mächtiger Flutwelle 
zu einer äußerſten Anſtrengung ſich erhob. Es war ebenſo ver⸗ 
ſtändlich, daß nach der Vollendung des jahrhundertelang ver— 
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geblich gebliebenen Bemühens der Nation um ihre ſtaatliche 
Zuſammenfaſſung der konfeſſionelle Gegenſatz als der tiefſte 
Gegenſatz, an dem ihr inneres Daſein litt, noch einmal ſchmer z⸗ 
haft aufzuckte. In beiden Lagern war die Erregung groß. 
Bismarck zahlte mit all ſein er Empfänglichkeit der Stunde ſeinen 
Tribut, einen reichern Tribut, als es vielleicht in allweg den 
Grundfeſten ſeines Werkes nützte. Aber es war nur ein Zwiſchen⸗ 
ſpiel im Dunkeln, in Jahren, da es für den Kanzler unmöglich 
war, an deutlich wahrnehmbaren Zielen der aus wärtigen Politik 
Maß und Grenze feiner inner politiſchen Maßregeln ſicher ab⸗ 
zuſchätzen und im Auge zu behalten. Nunmehr lief die Pauſe 
zwiſchen den beiden Zeitaltern ab. Die Zukunft des deutſchen 
Volkes als Weltmacht verlangte ihr Recht, und Bismarcks ſtaats⸗ 
männiſcher Geiſt ſtellte ſich auf ihre Forderungen ein, ſobald ſie 
für ihn ſichtbar wur den. 


2. Neue Richtlinien der äußern und innern Politik 


Eine auffällig tiefe Stille ging der Wendung der Bismard; 
ſchen Politik zu neuen Aufgaben voran. In den Mai und Juni 
1875 fiel der Höhepunkt der Erregung der aus wärtigen Politik 
wie in den innern Kämpfen. Im Juli 1875 berichtete ein Mit⸗ 
glied der öſterr eichiſch⸗ungariſchen Botſchaft in Berlin dem Grafen 
Andraſſy: „Wohin ich blicke, iſt tiefer Friede, und ſeit langem 
lag das Feld der innern und äußern Politik nicht ſo brach wie 
im gegenwärtigen Augenblick.“ Einige Wochen danach beſuchte 
Bismarcks alter Freund Blanckenburg ihn in Var zin. Nach 
den Eindrücken, die er dort erhielt, glaubte er „den Zuſammen⸗ 
ſturz der liberalen Miniſter- und Parlamentsherrſchaft ſowie 
der damals noch herrſchenden Wirtſchafts politik prophezeien 
zu können“. Bismarck war auf der Umſchau nach neuer Aus⸗ 
ſaat. Die aus wärtige Politik ſchien ihm noch keine Gelegenheit 
da zu zu bieten. In der innern Politik aber fand er es an 
der Zeit, die Reformgedanken ernſtlich in die Tat umzuſetzen, 
die ihn auf finanz⸗ und wirtſchaftspolitiſchem Gebiete teils 
ſchon ſeit 1869, teils erſt in den letzten Jahren bedrängten. 
Da warf denn die kommende Zeit einen erſten Schatten auf 
ſeinen Weg. Es ſchwebte ihm vor, mit der Ordnung der 
Reichsfinanzen und der Verſtärkung des Einfluſſes, den das 
Reich auf das Wirtſchaftsleben üben ſollte, eine beſſere ſtaat⸗ 
liche Fürſorge für die wirtſchaftlichen Bedürfniſſe der Bevöl— 
kerung zu verbinden, die Reichsfinanz⸗ und die Reichsverkehrs⸗ 
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politik und das nationale Wirtſchaftsleben in einen beſtändigen, 
ſich gegenſeitig fördernden Zuſammenhang zu bringen. Im 
ſachlichen Zuſammenhang da mit legte er ſich gleichzeitig endgültig 
auf den Plan feſt, die noch meiſt Privatgeſellſchaften gehörigen 
deutſchen Eiſenbahnen für das Reich zu erwerben, um ihre 
Überſchüſſe für die Zwecke des Reiches zu nutzen, aber auch 
um die Möglichkeit einer gemeinnützigen Verkehrs politik zu 
gewinnen. Am 22. November 1875 beſchrieb er im Reichstag 
als fein Ziel den teilweiſen Erſatz der vorwiegend direkten Steuer⸗ 
ſyſteme der Bundesſtaaten durch ein Syſtem indirekter Reichs⸗ 
ſteuern auf die allen Volksſchichten gemeinſamen Genußmittel. 
Oadurch hoffte er den Beſitz zu entbürden und zu erhöhter volks⸗ 
wirtſchaftlicher Leiſtung zu befähigen. Sein Gedankengang 
war vom erſten bis zum letzten Worte eine Kritik der Grund⸗ 
ſätze, von denen die Liberalen in der Finanzpolitik ausgingen 
und worauf ſie ſich verſteiften. Gleich darauf verkündete der 
Kanzler bei einem abendlichen Zuſammenſein mit Abgeordneten 
als ſeine fernere Abſicht den Erwerb der Eiſenbahnen. Bismarck 
beſaß an Albert Maybach, dem Präſidenten des Reichs eiſenbahn⸗ 
amtes, einen Mitarbeiter, wie er gleich verſtändnis voll einen 
andern kaum je gefunden hat. Maybach hatte die Abſicht des 
Fürſten in der Preſſe und durch eine Denkſchrift ſchon vor; 
bereitet. Aber die um den Reſt ihrer Bewegungsfreiheit beſorgten 
Mittelſtaaten wandten ſich erregt gegen das Unternehmen. 
Bis marck wollte fie mit Hilfe des preußiſchen Staats miniſteriums 
umgehen; dort jedoch wurden ihm ſeine Vorſchläge verſchleppt. 
Unterdeſſen erhob ſich gegen feine Anregungen zur Steuer⸗ 
reform die volle Wucht der den indirekten Steuern unholden 
öffentlichen Meinung. Anderſeits aber folgten ſich nunmehr 
die Anzeichen eines Wechſels der Zeiten raſch. Während ſich die 
finanziellen Schwierigkeiten nicht verminderten, ſchwoll die 
revolutionäre ſozialdemokratiſche Strömung erſchreckend an. 
Ihr Wachstum war bisher gehemmt geweſen, weil ſich im ſo⸗ 
zialiſtiſchen Lager die Anhänger Laſſalles und die Gefolgſchaft 
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Bebels und Liebknechts befehdete. Zu Gotha einigten ſich beide 
Teile im Mai 1875 über ein gemeinſames Programm, und die 
Partei konnte darauf aus der Not, die im wirtſchaftlichen Leben 
ſeit 1873 mit dem Rückſchlag gegen die übertrieben vielen 
Gründungen eingekehrt war, den vollen Nutzen ziehen. Im 
Vorübergehen achtete Bismarck ein erſtes Mal auf die Wir⸗ 
kungen der ſozialdemokratiſchen Agitation in einer Reichstagsrede 
vom 9. Februar 1876. Schon in der Eröffnungsrede für den 
Reichstag jenes Winters hatte ſich eine Andeutung gefunden, 
daß dem Reiche künftig die Aufgabe einer Altersverſorgung 
der Arbeiter zufallen würde. Die Zeitungen aller Parteien 
erörterten die ſozialen Anliegen des aufſtrebenden vierten 
Standes. Die Großinduſtrie bearbeitete inzwiſchen, erregt 
durch die Ausſicht auf den Fall der Eiſenzölle, die öffentliche 
Meinung gegen die Zugeſtändniſſe der Regierungen an die 
Grundſätze des Freihandels. Im Frühjahr 1876 zog ſich Bis⸗ 
marcks begabter, aber in ſeinen Anſichten ſtarrer Helfer in den 
Anfängen des Reiches, Rudolf v. Delbrück, von der Seite des 
Kanzlers zurück. Die Nationalliberalen wurden mißtrauiſch 
und unruhig. Ende des Jahres entſchied ſich das Schickſal der 
erſten Reihe großer Juſtizgeſetze, die nach der Ausdehnung 
der Zuſtändigkeit des Reiches auf das Gebiet der Rechtspflege 
in Angriff genommen worden waren. Ihre Annahme ſollte 
das umfangreiche Werk der ſeit 1867 getätigten Wirtſchafts⸗ 
und Rechtsgeſetzgebung, die ſich die Nationalliberalen als ihr 
Verdienſt zurechneten, gleichſam krönen. Wiederum waren, wie 
bei der Heeresvorlage des Jahres 1874, parteipolitiſche Uber zeu⸗ 
gungen des Liberalismus, diesmal Freiheitsfragen, auf dem 
Spiele. Die Verſtändigung koſtete härtere Mühe als je. Zwiſchen⸗ 
ein lieferten ſich Schutzzöllner und Mancheſtertum im Reichstag 
ein kurzes Vorgefecht, wobei nur das eine Neue herauskam, 
daß der, wie in der Regel, früh aufgeſtandene Windthorſt die 
Fahne des Schutzzolles ſchwenkte. Bismarcks eigne Pläne 
aber reiften das ganze Jahr hindurch nicht merklich. Nicht, 
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als ob fich feine Aufmerkſamkeit von ihnen wieder abgewandt 
hätte. Er hat mit Grund in den nächſten Jahren oft beteuert, 
daß er, 1873 oder 1874 auf die Aufgaben innerer Politik zuerſt 
wieder hingelenkt, von ihnen nicht wieder abgelaſſen und nach 
Delbrücks Abgang auch gar nicht anders mehr gekonnt hätte, als 
ſich ihnen zu widmen. Er fühlte indeſſen faſt mit jedem Tage 
deutlicher, daß nicht nur die von außen her kommenden Wider⸗ 
ſtände gegen ſein Vorhaben ungemein ſtark waren, ſondern 
auch, wie fremd ihm die innern Angelegenheiten des Staats⸗ 
lebens in den bewegten Zeiten ſeit ſeinem Eintritt in das Mi⸗ 
niſterium geworden waren, da ſich das ganze Deutſchland in 
Gärung befand und „man ſehr rechts oder links ſehen mußte, 
daß einen die Welle nicht hinwegſpülte“. Deshalb meinte er 
von den Fachminiſtern beanſpruchen zu dürfen, da er ſelbſt nicht 
die Pflicht habe, „Finanzſyſteme zu erfinden“, daß ſie ſeine hin⸗ 
geworfenen Grundgedanken zu brauchbaren Vorlagen aus⸗ 
arbeiteten. Er wartete jedoch auf ihre Hilfe Monat für Monat 
vergebens. In einem berühmt gewordenen Geſpräch mit 
Tiedemann, dem Chef der Reichskanzlei, bemerkte der Kanzler 
am 5. April 1877, im Garten auf⸗ und niedergehend, daß 
ihm zumute ſei wie einem Jäger, der den ganzen Tag auf 
Kartoffelfeldern Hühner jagte. Gegen Abend ſei er todmüde 
und ſehne ſich nach Ruhe. Wenn einem ſolchen Jäger gemeldet 
werde, in einem benachbarten Buſche ſteckten mehrere ſtarke 
Sauen, dann ſei es vielleicht möglich, daß neue Lebenskraft 
in ihm er wache! Hafen und Hühner würden ihn aber nicht 
mehr in Bewegung bringen. Dem Vaterland ſollte ein weiteres 
Jahr ſchmer zlicher innerer Wirren vergehen, ehe das erlöſende 
Halali in Bismarcks Jagdgebiet erklang; ihm ſelbſt erwuchs 
tragiſches Leid aus dem langen vergeblichen Suchen und Harren. 
Aber anderſeits wurde dadurch Raum für eine Entſcheidungs⸗ 
ſchlacht zwiſchen Bismarck und dem Liberalismus gewonnen, 
ob es bei dem Verfaſſungskompromiß von 1867 und damit 
bei der von Bismarck gewollten, geſchichtlich vorbereiteten 
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Struktur der Reichs verfaſſung bleiben ſollte, oder ob das Reich 
und Preußen vollſtändig konſtitutionaliſiert werden würden. 
Die Schlacht entwickelte ſich faſt unerwartet aus den Be— 
gebniſſen des Jahres 1877. Je weniger Bismarck mit der 
Ausgeſtaltung ſeiner ſachlichen Pläne für die Zukunft Deutſch⸗ 
lands von der Stelle kam, deſto peinlicher beſchäftigte ihn un⸗ 
aufhörlich die Vorbereitung der taktiſchen Lage für den Augen⸗ 
blick des Tatens. Er war ſich nicht im ungewiſſen darüber, 
daß er ſich künftig kaum auf eine ausſchließlich liberale Mehrheit 
ſtützen konnte, wie fie in den letzten Jahren Reichs- und Landtag 
beherrſcht hatte. Im Juni 1876 war, nicht ohne ſein Zutun, 
eine Reorganiſation der konſervativen Partei erfolgt. Bismarck 
hoffte ſeitdem auf eine neue Mehrheitsbildung, die die Kon⸗ 
ſervativen und Freikonſervativen mit den Nationalliberalen 
der neuen Provinzen und Süddeutſchlands unter Ausſonderung 
der doktrinärer gearteten altpreußiſchen Mitglieder der Partei 
zuſammenfaßte. Ungeduldiger aber noch begehrte er eine 
umfaſſende Neubeſetzung der wichtigern preußiſchen Miniſter⸗ 
poſten. Schon ſeit fünf Jahren trug er dieſen Wunſch mit ſich 
herum, der immer mehr in den Mittelpunkt feines inn er poli⸗ 
tiſchen Strebens rückte. Auch am Hofe ſowie in der aus wärtigen 
und in der Diplomatie der Bundesſtaaten glaubte er die Trei⸗ 
bereien gegen ſeine Politik ſeit 1875 wieder im Erſtarken, ſo 
daß er fie nicht länger hin zunehmen vermöchte. An allen Ecken 
und Enden ſtieß er nach ſeiner Überzeugung auf die Minierarbeit 
der Kreiſe der Kaiſerin oder der mit dem kronzprinzlichen Paare 
befreundeten koburgiſch-badiſchen Sippe. Den Abſchnitt der 
„Gedanken und Erinnerungen“, worin er uns von jener Zeit 
er zählt, hat er mit dem einen Worte „Intrigen“ überſchrieben. 
Als im Januar 1877 Neu wahlen zum Reichstag ſtattfanden, 
war ihr Ergebnis eine bedeutſame Verſchiebung in der Stärke 
der einzelnen Parteien. Die Sozialdemokratie trug einen 
ſehr ſtarken Zuwachs an Stimmen, die Konſervativen ein 
gewichtiges Mehr an Sitzen davon. Entſprechend beklagten 
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die liberalen Fraktionen erhebliche, das Zentrum geringere 
Verluſte. Die Wahlen ſchienen damit ſo ſehr im Sinne Bis⸗ 
marcks ausgefallen zu ſein, daß die Preſſe ſofort auf eine wahr⸗ 
ſcheinliche Umbildung der Mehrheit im Reichstag hin wies 
und Betrachtungen darüber anſtellte. Nur wenige Tage nach 
den Wahlen zog jedoch ein anderer Plan in noch höherem Maße 
die allgemeine Aufmerkſamkeit auf ſich, der anſcheinend von 
angeſehenen Freikonſervativen ausging und in nationalliberalen 
Kr eiſen vielerorts beifällig aufgenommen wurde. Danach waren 
die Nationalliberalen ungeſchieden und die Freikonſervativen 
berufen, faſt zu einer Partei verſchmolzen, den Kern der künf⸗ 
tigen Mehrheit zu bilden. Die Regierung ſollte mit den beiden 
Gruppen eine feſte, „organiſche“ Verbindung eingehen und 
ihnen die „gouvernementale Initiative“ überlaſſen. Die Frei⸗ 
konſervativen waren ſchon im Staats miniſterium vertreten. Dem⸗ 
nächſt würden auch Nationalliberale zu Staats miniſtern ernannt 
werden und die entſprechenden Reichsämter in Perſonalunion 
mitver walten. Die neue Mehrheit hatte zur erſten Pflicht, 
das Reich mit geordneten und reichlichen Einnahmen aus zu⸗ 
ſtatten. Hin wiederum wurde erwartet, daß die Regierung dem 
preußiſchen Abgeordnetenhauſe die lange erſtrebte Vervoll— 
kommnung ſein es Einnahmebewilligungsrechts gewährte. Den 
König von Preußen gedachte man für die tatſächliche Parla⸗ 
mentariſierung feiner Landes; und der Reichsregierung durch 
eiue genaue „Feſtſtellung“ und Vermehrung der „Kaiſerr echte“ 
zu entſchädig en. Am fchlechteften fuhr Bismarck bei dem Plane. 
Bei der erſten Gelegenheit machten ihm die liberalen Zeitungen 
bemerklich, daß man ſeinen Rückzug auf das Altenteil der aus⸗ 
wärtigen Politik wünſche und ihn in der innern Politik durch 
ein en Stellvertreter und Vizekanzler zu erſetzen beabſichtige. 
Rudolf v. Bennigſen war der Aus erſeh ene. Nichtsd eſto wenig er 
ließ ſich Bismarck in der zweiten Hälfte des März in Verhand⸗ 
lungen auf der Grundlage des Planes ein. Er hatte bei der 
Budgetberatung des Reichstags am ro. und 13. März längere 
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Reden gehalten, die großes Aufſehen erregten. In den ein⸗ 
geflochtenen allgemeinen Betrachtungen mahnte er noch ein⸗ 
dringlicher als in der Regel die Liberalen von ihrem Drängen 
auf Verfaſſungsänderungen ab und ver weilte mit lange nicht 
mehr gehörten Worten bei der ſelbſtändigen Bedeutung Preußens 
im nationalen Staatsleben neben dem Reiche. „Schneiden Sie 
mir die preußiſche Wurzel ab und machen Sie mich allein zum 
Reichs miniſter, fo, glaube ich, bin ich fo einflußlos wie ein ander er.“ 
Als Lasker ihn zwingen wollte, weiter aus ſich heraus zugehen, 
wie der Kanzler es für angemeſſen hielt, wies er den ihm ver⸗ 
haßten nationalliberalen Führer ſogar ungewöhnlich heftig zurück 
und ſchien alle von Lasker angedeuteten Hoffnungen der Na⸗ 
tionalliberalen auf Beteiligung am Staats miniſterium ver⸗ 
ſcheuchen zu wollen. Tatſächlich aber war der wahre Zweck 
ſeiner Reden an beiden Tagen ein unverhüllter Angriff auf ſeine 
preußiſchen Kollegen. Er ſchrieb ihrer Gleichgültigkeit gegen das 
Reich die Schuld daran zu, daß ein ſo dringliches Werk wie die 
Ordnung des Reichsfinanzweſens noch immer nicht zuſtande 
gekommen ſei, und rief den Reichstag gegen ſie zu Hilfe. Nicht 
genug damit, führte er auch einen leidenſchaftlichen Stoß gegen 
den Chef der Admiralität, den General v. Stoſch, in dem er 
den ehrgeizigen Anwärter der koburgiſch-badiſchen Freund⸗ 
ſchaft auf ſeine Nachfolge zu ſehen glaubte. Es lag ihm offen⸗ 
ſichtlich zunächſt am Herzen, den Kampf um die Miniſterien 
und am Hofe zum Austrag zu bringen. Darüber ſtellte er 
die Abſicht zurück, die Nationalliberalen zu ſpalten und ihre 
weniger doktrinären Beſtandteile mit den Konſervativen zu 
vereinigen. In ſeiner Abſicht wurde er noch dadurch beſtärkt, 
daß er beim Kaiſer die Entlaſſung Stoſchs nicht erreichte, und 
der Kaiſer ſogar noch Ol in das Feuer ſeines Zornes goß, da er 
an ſeinem Geburtstag eine andere Bismarck verhaßte Perſön⸗ 
lichkeit, den frühern Unterſtaatsſekretär Gruner, zum Wirklichen 
Geheimen Rat ernannte. 

Ende März reichte Bismarck dem Kaiſer ein Abſchiedsgeſuch 
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ein. Der Kaiſer wies es, wie alle frühere, zurück und erklärte 
dem Kanzler, daß er ſich niemals von ihm trennen werde. Aber 
diesmal ergab ſich Bismarck nicht ſo leichten Kaufes wie ſonſt. 
Er begehrte an Stelle des Abſchieds, der ihm ſelbſt noch nicht 
ernſt gemeint war, einen unbegrenzten Urlaub. Zurückkehren 
wollte er erſt, wenn ihm der Kaiſer die Männer geopfert hatte, 
auf deren Sturz er abzielte. Noch ehe Bismarck Berlin ver⸗ 
ließ, beſprach er ſich wiederholt mit Bennigſen, aber auch mit 
andern liberalen Führern, darunter Lasker. Zu Bennigſen ſagte 
er, daß er ihn binnen kurzem für das Innere ins Miniſterium 
ziehen werde. Gleich darauf benutzte er den zur Erholung 
nach Italien Gereiſten als Figur auf den Schachbrett ſeiner aus⸗ 
wärtigen Politik. Der deutſche Botſchafter am Quirinal mußte 
Bennigſen aus dem Gaſthof in ſein Haus nehmen. Dort wurde 
der einſtige Präſident des Nationalvereins und nunmehrige 
Führer der Partei, die den Kulturkampf vor allen andern 
als ihre Sache in Anſpruch nahm, den in Italien regierenden 
Antiklerikalen als hochgeſchätzter Freund und Mitarbeiter Bis⸗ 
marcks vorgeſtellt. Es hatte ſich eine letzte Möglichkeit aufgetan, 
den Kulturkampf über die Grenzen Deutſchlands auszudehnen. 
In Frankreich war der Kampf der Konſervativen und Antikleri⸗ 
kalen um die Macht in vollem Gange. Durch die Vermittlung der 
Italiener hoffte ihn Bismarck zum Schaden der Konſervativen 
beeinfluſſen zu können. Nach der Heimkehr lud Bismarck 
Bennigſen zu ſich nach Varzin. Der nationalliberale Partei⸗ 
führer unterbreitete ihm auf Verabredung mit ſeinen Freunden 
die Forderung, noch ein oder zwei andere Mitglieder ſeiner 
Partei in das Staatsminiſterium zu berufen. Er eröffnete 
auch Verhandlungen ſowohl über die Steuern, die die Partei 
bewilligen werde, wie über die konſtitutionellen Rechte, die 
ſie von je als Entgelt für größere Steuerbewilligungen verlangte. 
In Italien wie in Frankreich verliefen die Ereigniſſe während des 
Sommers und Herbſtes nach den Hoffnungen des Kanzlers. 
Anfang Oktober weilte er einige Tage in Berlin. Alle Welt 
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er zählte ſich, daß das letzte Stündlein der Miniſterſchaft für 
Ca mphauſen, Eulenburg und den Handelsminiſter geſchlagen 
habe. Man nannte ebenſo offen die Namen ihrer nationallibe⸗ 
ralen Nachfolger. Da kam Eulenburg mit einem Geſuch um 
Entlaſſung dem Kanzler zuvor. Er erhielt, gleich Bismarck, 
nur einen Urlaub und verlebte ihn in Berlin in beſtändiger Ver⸗ 
bindung mit dem König. In Verkennung der Lage lenkte die na⸗ 
tionalliberale Preſſe ſchon das Feuer auf Camphauſen, als den 
Führern gewinkt wurde, daß ein heftiger Kampf zwiſchen 
dem Hofe und Bismarck im Gange ſei. Am 22. Oktober ſagte 
König Wilhelm zu dem Fürſten Hohenlohe, es ſei jetzt Zeit, 
mit dem Liberaliſieren einzuhalten. Er habe viele Konzeſſionen 
gemacht. Aber jetzt ſei es genug. Der König fügte hinzu, daß 
Bismarck mit ihm darüber einverſtanden ſei. Dieſer war nach 
Var zin zurückgekehrt. Dort ſchwoll während der nächſten Monate 
der Sturm der Gefühle in ſeiner Bruſt bis zum Orkan. Der 
Nachlaß Chriſtoph v. Tiedemanns gewährt noch uns Nach⸗ 
lebenden manch plötzlichen tiefen Einblick in den geiſtigen Zu⸗ 
ſtand des Fürſten, um deſſen politiſches Daſein es ging. Am 
25. Oktober ſpät abends fanden die Hausbewohner Bismarck 
in der Diele auf dem Fußboden ſitzend, den Kopf ſeines ſter⸗ 
bend heimgekehrten Lieblingshundes auf dem Schoße. Er 
flüſterte dem Tiere liebkoſende Worte zu und ſuchte ſeine Tränen 
zu verbergen. In der Nacht quälte ihn unaufhörlich der Ge; 
danke, daß er den Hund kurz vor dem Tode noch gezüchtigt 
hatte. Er ſchlief nicht. Am andern Morgen ſteigt er zu Pferde, 
ſucht die Wege auf, wo ſein lieber alter Hund ihn zuletzt beglei⸗ 
tete. Vor Tiedemann entſchuldigt er ſich. Es ſei ſündlich, ſo 
wie er getan, ſein Herz an ein Tier zu hängen, er habe aber 
nichts Lieberes auf der Welt gehabt und müſſe mit Heinrich V. 
im Shakeſpeare ſagen: ich hätt“ einen Beſſ'ren beſſer miſſen 
können. Die Trauer geht ihm tagelang nach. Er klagt ſich an 
als jäh zornig, brutal, als Menſch, der jedem Schmerzen bereite, 
der in Berührung mit ihm komme, und dann wirft er ſich wieder 
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vor, daß er um den Tod eines Tieres ſo lange leide. Seine 
Umgebung aber folgt ihm ſcheu mit den Blicken und ſtaunt 
über ſeinen wunderbaren Charakter, das Gemiſch von harter 
eiſerner Energie und kindlicher Weichheit. Unterdeſſen geht der 
Kampf um ſeine Stellung ohne Ruhe weiter. Der Fürſt hatte 
andere ſtürzen wollen und ſah ſich ſelbſt gefährdet. „Hier ſind 
mehr Eiſen im Feuer, als ich er wartete,“ hatte Tiedemann ſeiner 
Frau am 17. Oktober aus Varzin gemeldet. „Es ſpielt ſich“, ſo 
ſchrieb er am 12. November, „hier augenblicklich ein kleines Stück 
Weltgeſchichte ab, deſſen Folgen ſich noch nicht überſehen laſſen.“ 
„Ich glaube,“ klagte er am 30. November, „wir ſtehen vor einer 
Kriſis in den innern Angelegenheiten, wie ſie ſeit zehn Jahren 
nicht dageweſen iſt, und es iſt ſehr zu befürchten, daß ſie mit 
dem definitiven Rücktritt des Fürſten enden wird.“ Die An⸗ 
ſtrengungen Bismarcks blieben in der Tat umſonſt. Der Kaiſer 
war zu Anderungen von Belang in ſeiner Umgebung nicht 
bereit. Am 12. Dezember beſtritten die halbamtlichen Blätter, 
daß der Kanzler irgendetwas gegen Perſonen aus dem Kreiſe 
des Kaiſers unternommen habe. Die Nachricht bedeutete, daß 
Bismarck an dieſer, der wichtigſten Angriffsſtelle, den Kampf 
verloren gab. Der Gegenſatz, der über dem Kulturkampf inner⸗ 
halb der evangeliſchen Kirche zwiſchen den Hofpredigern, die 
gläubige Proteſtanten waren, und dem Präſidenten des Ober; 
kirchenrates ſowie dem Kultusminiſter als Liberalen auf⸗ 
gekommen war, hatte ſich mit dem Streite zwiſchen Bismarck, 
der Falk um der Nationalliberalen willen noch nicht preisgeben 
durfte, und dem Hofe verſtrickt. Die Aus ſicht auf den Sieg 
war dadurch für Bismarck vollends geſchwunden. Nur zwei 
Diplomaten, deren Verbleiben vom Kaiſer unabhängig war, 
hatten im Laufe des Gefechts das Feld geräumt: der Bayer 
Baron Perglas ſchon zu Anfang des Jahres, nun auch der franzö⸗ 
ſiſche Botſchafter Gontaut⸗Biron, beide vom Kanzler als ſcharfe 
Gegner ſeiner Politik gewürdigt. Er wandte ſich nach dem Fehl⸗ 
ſchlag am Hofe ſofort der Aufgabe zu, die Amtsgenoſſen zu 
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befeitigen, mit denen er nicht mehr arbeiten wollte. Auf den Rat 
ſeiner freikonſervativen Freunde bat er im Zuſammenhang 
mit dieſer Abſicht Bennigſen zum zweitenmal nach Var zin. 
Faſt die ganze nationalliberale Partei glaubte, daß der Kaiſer 
gewonnen ſei und es nur noch gelte, den Vertrag zu ſiegeln. 
Leider hat Bismarck ſelbſt die Überlieferung über den zweiten 
Beſuch Bennigſens völlig verwirrt. Denn in den „Gedanken 
und Erinnerungen“ verlegte er ein Geſpräch, das er mit dem 
nationalliberalen Parteiführer erſt acht Wochen ſpäter hatte, 
in die Var ziner Weihnachtstage. Bennigſen nahm den Eindruck 
aus Var zin mit ſich fort, daß ſeine eigne Ernennung keine, aber 
auch die ſeiner Parteifreunde nicht unüber windliche Schwierig⸗ 
keiten bereite. Da die Reichsverfaſſung eine Stellvertretung 
des Kanzlers nicht kennt, weil bei ihrer Begründung der Kanzler 
„Beamter des Königs von Preußen“ in deſſen Eigenſchaft 
als Präſident war und als ſolcher ſich nach preußiſchem Geſetz 
im Bedarfsfalle jederzeit vertreten laſſen konnte, ſollte eine 
ſolche Stellvertretung nunmehr, nachdem der Kanzler durch die 
Fortbildung der Verfaſſung im Jahre 1870 Reichsbeamter ger 
worden war, als regelmäßige Einrichtung durch ein beſonderes 
Geſetz eingeführt und damit der Vizekanzlerſchaft Bennigſens 
der Weg bereitet werden. Es einigten ſich beide Männer über 
die Vorzüge, die es haben könnte, wenn durchgehends eine 
Perſonalunion zwiſchen den preußiſchen Miniſterien und den 
Reichsämtern ſtatthätte, wie ſie für das Kriegs miniſterium und 
das Auswärtige Amt praktiſch ſchon beſtand. Doch ſollte auf 
dem finanzpolitiſchen Gebiete der preußiſche Finanzminiſter 
über die Reichsfinanzen nur eine Art Aufſicht üben, damit 
er die innere Einheit in der dem Reiche zuſtehenden Entwick⸗ 
lung der indirekten Steuern und in der Ver waltung der direkten 
Steuern, die den 24 Einzelſtaaten gehörten, gewährleiſtete; 
die Leitung der Reichsfinanzen aber wurde einem beſondern 
Staatsſekretär zugedacht, für den Bismarck zuerſt in der Reichs⸗ 
tagsſitzung vom 8. März 1878 den gegenwärtigen Titel „Reichs⸗ 
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ſchatzſekretär“ gebrauchte. In großen Zügen verſtändigten ſich 
Bismarck und Bennigſen über die Steuerreform. Verbrauchs⸗ 
und Stempelſteuern ſollten gefordert werden, der Tabak den 
Hauptertrag liefern. Abweiſend verhielt ſich Bismarck zu dem 
Verlangen nach konſtitutionellen Bürgſchaften. Bennigſen hatte 
Var zin kaum wieder verlaffen, fo erfuhr Kaiſer Wilhelm von den 
Abreden über die Beſetzung der Miniſterien aus den Zeitungen. 
Er glaubte ſich in einem feiner edelſten Kronr echte, der Aus wahl 
der Miniſter, verletzt. Er wies brieflich Bismarck in feine Schran⸗ 
ken. Vor Erregung erkrankte der Kanzler. Auch ſein zweiter 
Angriff drohte zuſa mmen zubr echen. 

Nach einiger Überlegung beruhigte der Kanzler den Kaiſer. 
Ebenſo ſorgfältig bemühte er ſich aber zugleich, die National⸗ 
liberalen und Freilkonſervativen durch das, was aus den Vor⸗ 
gängen im Schloſſe durchſickerte, nicht kopfſcheu werden zu laſſen. 
Die liberalen Führer blieben noch den ganzen Januar in froher 
Hoffnung des Gelingens. Erſt um die Mitte des folgenden 
Monats wechſelte die Stimmung. Widerſtände gegen die Unter— 
handlungen in der eignen Partei machten den nationalliberalen 
Führern zu ſchaffen. Die Rheinländer fühlten ſich nicht ausrei⸗ 
chend berückſichtigt. Die Freihändler um jeden Preis behaup⸗ 
teten, Bismarcks Nachforderung für das Bündnis werde 
die Rückkehr zur Schutzzollpolitik fein, Perſönliche Eiferz 
ſüchteleien kamen hinzu. Bismarck blieb nicht verborgen, daß 
er ſich neuen ernſten Schwierigkeiten mit dem Kaiſer ausſetzte, 
ohne die Sicherheit zu gewinnen, daß ihn die nationalliberale 
Partei einhellig unterſtütze und ihm eine ſichere Mehrheit ſtelle. 
Auch war Bismarck ſelbſt keinesfalls zur Parla mentariſierung 
der Regierungsgewalt bereit. Wohl ging er als Miniſter zu⸗ 
weilen in ſeinen Zugeſtändniſſen weit, um ans Ziel zu kommen. 
Niemals jedoch war er bisher einen Finger breit gewichen, 
wenn ihn die Liberalen im Reichstag um die Ex weiterung 
des Einnahmebewilligungsrechts für das preußiſche Abge⸗ 
ordnetenhaus beſtürmten. Er war darin gleich unerbittlich 
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1878 wie 1869. Die Artikel, die in der preußiſchen Verfaſſung 
das Bewilligungsrecht des Landtags umgrenzten, waren für 
ihn der Schlüſſel des Kampfes zwiſchen Kron⸗ und Parlaments⸗ 
gewalt. Wurde ihre Anderung aber nicht aus Machtverlangen, 
ſondern nur zum Schutze des dem Landtag ſchon eingeräumten 
Einfluſſes begehrt, ſo fand er darin ein durchaus undeutſches 
Mißtrauen gegen die Regierung, da die Achtung vor dem Be— 
willigungsrecht einer Kammer der Anfang alles konſtitutionellen 
Lebens ſei. Den Kampf durchzufechten, hatte Bismarck Wil⸗ 
helm I. beim Eintritt ins Miniſterium gelobt. Unverbrüchlich 
blieb er darin an des Königs Seite. Kaum kehrte Bismarck 
aus wärtiger Angelegenheiten wegen in der zweiten Hälfte des 
Februar nach Berlin zurück, ſo erneuerten die Nationalliberalen, 
diesmal im Reichstag, ihre Angriffe auf Camphauſen und 
ſprachen auch in Sachen des Steuerbewilligungsrechtes ihr 
Ceterum censeo aus. Bismarck deckte ſich beim Kaiſer, indem 
er in den beſtimmteſten Ausdrücken jedes verfaſſungsrechtliche 
Entgegenkommen ablehnte. Betäubend aber wirkte, daß er 
plötzlich ohne alle Rückſicht auf die liberale Abneigung gegen 
Staats mono pole das Tabakmonopol als Hauptglied der Steuer; 
reform forderte. Vielleicht dachte er noch nicht daran, die For⸗ 
derung feſtzuhalten, und wollte durch ſie nur Camphauſen 
das Amt verleiden, da er deſſen Widerſtreben gegen das Mono⸗ 
pol kannte. Er behandelte ihn ſo abfällig, daß Camphauſen 
tatſächlich dem Drucke wich. Aber auch für die Nationalliberalen 
war die Belaſtung zugleich mit dem Anſinnen des Monopols 
und der Ablehnung jedes konſtitutionellen Entgegenkommens 
zu ſchwer. Die Erregung der politiſchen Kreiſe Deutſchlands 
über den Vorfall war ungeheuer. Die Freikonſervativen ent? 
rüſteten ſich über den Kanzler faſt noch lebhafter als die National⸗ 
liberalen. Er ſchien mit einem Schlage aller Stützen beraubt. 
Auch das Zentrum ſchlug auf ihn los, in der Berechnung, daß 
er um ſo ſicherer zu Fall kommen werde. Bismarck lenkte ein. 
Er redete Bennigſen zu, von allen Bedingungen ſeines Eintritts 
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ins Miniſterium abzuſehen und unver zagt zu ihm allein aufs 
Schiff zu ſpringen, ſolange er noch am Landungsplatz liege. 
In einer Reihe von Beſprechungen wurden neue Grundlagen 
für eine dauerhafte Verſtändigung des Kanzlers mit den Na⸗ 
tionalliberalen geſucht. Er beſchwor die Nationalliberalen, 
von ihrem Mißtrauen gegen die Regierung zu laſſen, das fran⸗ 
zöſiſche Vorurteil, als wenn Regierung und Volksvertretung 
zwei verſchiedene Körper mit entgegengeſetzten Intereſſen ſeien, 
in letzter Stunde in ſich zu über winden. „Wir leben unter 
demſelben Dache, wir haben dasſelbe Intereſſe, und eine Ber; 
kümmerung der Regierungsgewalt, ein Verfallen unſer es 
wirtſchaftlichen Lebens — ich wüßte nicht, warum mir das mehr 
am Herzen liegen ſollte, als einem unter Ihnen.“ „Wir er; 
ſtreben und wollen, wie ich ſchon öfters wiederholt habe, alle 
dasjenige Maß von Freiheit und Unabhängigkeit und freier 
Bewegung der Volksvertretung, was mit der Sicherheit und 
Stetigkeit unſerer Einrichtungen überhaupt nur irgend verträg⸗ 
lich iſt, und etwas anderes erſtreben Sie auch nicht.“ Mit mäch⸗ 
tigen Zügen entwarf er in derſelben Rede vom 5. März das 
Bild der zukünftigen Reichsver waltung, wie er es ſich ſeit dem 
vorigen Frühjahr und vollends ſeit der letzten Verhandlung 
mit Bennigſen ausgeſtaltet hatte. Er zog alle Regiſter, deren 
ſeine Redegabe Meiſter war, damit einerſeits, was an uni⸗ 
tariſchen Ideen von den vergangenen Jahren her in ihm 
noch gärte und drängte, ſeinen Zauber auf die National⸗ 
liberalen ausſtrahlte, und damit er anderſeits mit dem ganzen 
Reichtum von Vorſtellungen, die in ſeinem Innern ſeit 
1866 von der Eigenart und Entwicklungsfähigkeit des Reichs⸗ 
or ganismus lebten, auf fie wirkte. Zum erſtenmal leuchtete aus 
ſeinen Darlegungen an jenem Tage hervor, wie ſehr er in 
Var zin während des letzten Jahres doch nicht nur perſönliche 
Intrigen abgewehrt, ſondern auch nachdenklich gearbeitet hatte 
und zur Durchführung neuer Aufgaben in der innern Politik 
reifer geworden war. Eine einzige Bedingung für die Wieder⸗ 
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anknüpfung der geſtörten Beziehungen ſtellte er den National⸗ 
liberalen auch bei dieſem letzten Verſuch eines Übereinkommens 
noch. Auf ihr beharrte er ohne Zugeſtändnis. Er verlangte 
noch vor Oſtern einen Reichstagsbeſchluß, aus dem die Stellung 
der Parteien zur Reform und Vermehrung der Reichs ein⸗ 
nahmen deutlich hervorgehe. Die Wahl des als friedfertig 
gerühmten Kardinals Joachim Pecci zum Papſte an Stelle 
des im Februar geſtorbenen Pius“ IX., die in die Ver⸗ 
handlungen fiel, ſtärkte ſchon wieder die Stellung Bismarcks 
gegen die Liberalen. Nach einigen ausſichtsvollen Tagen ver⸗ 
ſchlechterte ſich die Stimmung abermals. Camphauſens Beiſpiel 
waren mittler weile Eulenburg und der Handels miniſter Achen⸗ 
bach gefolgt. In der Verworrenheit der Lage fand Bismarck 
eine Woche lang keinen Erſatz für ſie. Sein Stolz wurde durch 
die ergebnisloſe Miniſterſuche tief gedemütigt. Scharfe An⸗ 
klagen flogen wieder zwiſchen dem Kanzler und ſeinen begeiſter⸗ 
ten Anhängern von geſtern hin⸗ und herüber. In einer, wie 
Bis marck behauptete, ohne fein Vor wiſſen einberufenen kurzen 
Tagung des Landtags wurden Vorlagen, auf deren Er⸗ 
ledigung er im Zuſammenhang ſeiner Reformpläne das größte 
Gewicht legte, kurzerhand abgelehnt. Am 29. März ver⸗ 
kündete Bennigſen, daß nicht mehr verhandelt würde. Bis⸗ 
marck aber gab den Blättern, zu denen die Regierung Bezie⸗ 
hungen hatte, die Weiſung, Neu wahlen zum Reichstag vorzu⸗ 
arbeiten. Er wußte, wie ſtark der Gegenſatz zwiſchen Freihänd⸗ 
lern und Schutzzöllnern in der nationalliberalen Fraktion 
geworden war, wie anderſeits die Schutzzöllner in der frei⸗ 
konſervativen Partei auch in den letzten Wochen nicht von ihm 
gelaſſen hatten. So wollte er den Widerſtreit der materiellen 
Intereſſen entfeſſeln, um den einen zu helfen, den National⸗ 
liberalen dagegen ihre durch gemeinſame verfaſſungs politiſche 
Ideale oder durch die Weltanſchauung zuſammengeführten 
Reihen aus einander zuſprengen. Die Oſter zeit brachte indeſſen 
noch einmal eine Entſpannung. Schwer wie von einer Scholle, 
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auf der er angewachſen war, riß fich der Kanzler von den Männern 
los, mit denen ihn die Sorge ums Reich jahrelang zuſammen⸗ 
gehalten hatte. Aber das Verhängnis ging ſeinen Weg. Ende 
April wurde ein Attentat auf den Kaiſer verübt. Der Kaiſer 
blieb wohl unverletzt; der Eindruck auf die Bevölkerung war 
jedoch tief. Bismarck zieh die verhetzende Werbearbeit der 
Sozialdemokraten aller Schuld an dem Vorkommnis und ließ 
dem Reichstag unverzüglich ein Ausnahmegeſetz gegen dieſe 
Partei vorlegen. Der Entwurf ſtellte aber nicht nur die Partei 
außer dem Geſetz, ſondern achtete auch gefliſſentlich nicht die 
jedem deutſchen Staatsbürger zugeſicherten perſönlichen Frei⸗ 
heiten. Die Nationalliberalen brachten es nicht über ihr po— 
litiſches Gewiſſen, für den Entwurf zu ſtimmen. Bismarck war⸗ 
tete zu. Anfang Juni verwundete ein anderer Attentäter den 
greiſen Monarchen ſchwer. Bismarck erfuhr das Ereignis in 
Friedrichsruh. Mit einem Ruck blieb der Fürſt ſtehen. Er 
ſtieß in heftiger Bewegung ſeinen Eichenſtock vor ſich in die Erde 
und ſagte tiefaufatmend, wie wenn ein Geiſtesblitz ihn durch⸗ 
zuckte: „Dann löſen wir den Reichstag auf.“ Niemand mehr 
brachte ihn von der Abſicht ab. Er begann „den Kampf im 
Finſtern“, einen der gehäſſigſten Wahlkämpfe in Deutſchlands 
innerer Geſchichte. Wie er auch ausging, die Schlacht war 
für die Nationalliberalen verloren. 

Seine perſönliche Abrechnung über den Verlauf und das 
Ergebnis des Kampfes hielt der Kanzler mit der national⸗ 
liberalen Partei erſt ein volles Jahr ſpäter, am 9. Juli 
1879, in einer eindrucksvollen Reichstagsrede. Er ſtellte dort 
ſelbſt den Zuſammenhang ihres Strebens im Jahre 1877/78 
mit den Vorgängen des Jahres 1866/67 her. Die Partei 
hatte den folgerichtigen Verſuch gemacht, nach zehn Jahren 
einheitsſtaatlicher Entwicklung, unter Ausnutzung perſönlicher 
Bedrängnis des leitenden Staatsmannes das Kompromiß auf⸗ 
zuheben, das 1867 zwiſchen den Überzeugungen der Konſtitu⸗ 
tionell⸗Liberalen einerſeits, der geſchichtlich gegründeten Reichs⸗ 
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verfaſſung Bismarckſchen Entwurfs und der Krongewalt des 
preußiſchen Staates anderſeits vereinbart worden war. Das 
Ziel der Nationalliberalen war geweſen, die 1867 erſt recht 
ausgebildete deutſche Form des Konſtitutionalismus, den ſie 
Scheinkonſtitutionalismus zu nennen liebten, in einen vollen 
parlamentariſchen Konſtitutionalismus weſteuro päiſcher Art um; 
zu wandeln. Die Nationalliberalen hatten das Kompromiß 
ungern geſchloſſen und ſtets im Auge behalten, wie ſie darüber 
hinauskommen könnten. Infolgedeſſen war die Reichsverfaſſung 
nie zur Ruhe gekommen. Sie hatte ſich nur unvollkommen 
einleben und gar nicht die wohltätigen, anregenden Wirkungen 
einer anerkannten und ungehemmten Verfaſſung ausüben 
können. Bismarck hatte jahrelang der Stimmung der National⸗ 
liberalen recht weit nachgegeben, freilich zugleich unabläſſig 
gewarnt und gemahnt. Er hatte zuletzt, in Monaten, als ihn 
ſachliche Erwägungen der innern Politik ſchon zu den Kon⸗ 
ſervativen wieder hinüber ziehen wollten und als auch ſchon 
durch inſtinktiv vom Kanzler wahrgenommene Wandlungen 
des Volksbewußtſeins ihr Rückhalt im Volke ſchwächer wurde, 
ein ſtarkes perſönliches Bedürfnis nach ihrer Unter ſtützung 
empfunden. Nie vorher hatte er ſich fo tief mit ihren Führern 
in Unterredungen über ein dauerndes und grundſätzliches Ein⸗ 
verſtändnis eingelaſſen. Sie verkannten aber das Maß der Kräfte, 
worüber ſie noch verfügten, und die beſondere Gelegenheit, 
die Bismarck zu ihnen führte. Im entſcheidenden Augenblick 
gingen fie vom latenten Kampfe gegen den Geiſt des Big; 
marckſchen Werkes zu einem offenen und verzweifelten An⸗ 
ſturm über. Da ließ er ſein Werk nicht im Stiche. Mit dem 
Verlangen nach einer Anderung des preußiſchen Budgetrechts 
fiel die Parlamentariſierung der Reichsämter und Miniſterien, 
die Übertragung der gouvernementalen Initiative an eine 
einzelne politiſche Partei, die Perſonalunion der preußiſchen 
und Reichs zentralbehörden. Die 1867 für die Reichs ver faſſung 
gezogene Grenze zwiſchen deutſchem Staatsrecht und weft 
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europäiſchem Konſtitutionalismus wurde wieder klar nach⸗ 
gezogen. Das damals noch in der Schwebe gebliebene Gewicht 
der Verfaſſung glitt unzweifelhaft auf die Seite des deutſchen 
Staatsrechts hinüber. Dadurch wurde zugleich der 1865 durch 
das Indemnitätsgeſuch nur vertagte Konflikt in Preußen aus⸗ 
getragen. Der Bundesrat hüben, der preußiſche König drüben 
behaupteten ſich. Auf ein Menſchenalter hinaus wurde die 
Reichsverfaſſung nicht mehr im Weſen angetaſtet. In dem 
zehnjährigen, monumentaler Größe nicht entbehrenden Ringen 
der Nationalliberalen mit dem Kanzler um das Weſen beider 
Verfaſſungen hatten alle konſtitutionellen Beſtrebungen auf 
deutſchem Boden ſeit dem Jahre 1815 ihren Höhepunkt er; 
reicht. Dieſe Tatſache ſichert den Nationalliberalen, obwohl 
der Streit von ihnen nicht gewonnen wurde, ſondern ſich mit 
dem Erfolge Bismarcks die geſchichtlichen Elemente des deutſchen 
Verfaſſungslebens gegen die von außen hereingetragenen 
zeitgenöſſiſchen behaupteten, ihren geſchichtlichen Platz in un⸗ 
ſerer vaterländiſchen Geſchichte des 19. Jahrhunderts. An 
Stelle der Beſiegten erlangten fortan die Konſervativen und 
das Zentrum im Reiche und in Preußen den vor waltenden 
Einfluß. Zwar hatten auch ſie ſich bisher nicht als verſtändnis⸗ 
volle Inter preten der Verfaſſung er wieſen; aber beide Par⸗ 
teien vermochten ſich doch nach ihrer ganzen geiſtigen Struktur 
der Verfaſſung beſſer als die Liberalen anzupaſſen. Die gleiche 
Geltung für die Richtung der Reichs- und preußiſchen Politik, 
die ſich die Liberalen verſchafft hatten, erlangten die ſie ablöſen⸗ 
den Parteien nicht. Die nationalliberale Partei ſelbſt zer⸗ 
ſchellte 1879 und 1880 in mehrere Stücke. Mit der Trennung 
Bismarcks und der Nationalliberalen verlor auch der letzte der 
hervorragenden liberalen Mitarbeiter Bismarcks in der Regie⸗ 
rung feinen Halt. Falk nahm im Mai 1879 feine Entla ſſung 
und wurde durch den hochkonſervativen v. Puttkamer erſetzt. 

In denſelben Wochen aber, als mit dem Frühjahr 1878 
er und die nationalliberale Partei uneins wurden, ſah Bis⸗ 
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marck endlich die erſten hellen Lichter über die Landſchaft 
fliegen, auf die er ſeit beinahe drei Jahren zu pilgerte. Die 
Nebelſchleier hoben ſich. Die Gewalten der kommenden Zeit 
fluteten, ſchon zum breiten Strome anwachſend, an dem Ge⸗ 
nius vorüber, und zum erſtenmal zeichneten ſich die Aufgaben, 
die ſie ihm ſtellten, im kühlen Zwielicht der Morgendämmerung 
vor ihm ab. Da fand er die Sicherheit des Geiſtes ſogleich 
wieder. Seine Augen wurden wieder blank. Die rein takti⸗ 
ſchen Beſtrebungen und der Streit um Perſonalien lag hinter 
ihm. Er gehörte dem großen ſachlichen Vorhaben, das ihn 
ſeit 1875 lockte. 

Von der aus wärtigen Politik her kam, wie es im Leben 
der Staaten die Regel iſt und Bismarcks Anlage am meiſten 
entſprach, der entſcheidende Anſtoß. 

Im Sommer 1877 war ein Krieg zwiſchen Rußland und der 
Türkei ausgebrochen. Während Bismarck Ende Januar 1878 
einige Tage zu Varzin in alten Papieren kramte, ereilte ihn 
die Nachricht, daß der Verlauf des Krieges den europäiſchen 
Frieden in Frage ſtelle. Der türkiſche Widerſtand war zuſammen⸗ 
gebrochen. Die Ruſſen ſtanden vor Konſtantinopel und ſchienen 
gewillt, den geſamten ſla wiſchen und mohammedaniſchen Balkan 
derart neu zu organiſieren, daß er unter ihrem Einfluß blieb. 
Graf Andraſſy hatte 1876 in Vorausſicht des Krieges mit 
den Ruſſen ein Abkommen über die Balkanintereſſen ſeines 
Landes getroffen und ihnen im Frühjahr 1877 ſogar die Neu⸗ 
tralität Oſterr eich⸗Ungarns zugeſagt. Jetzt aber war er aufgebrauſt, 
weil er ſich von Gortſchako w getäuſcht und hintergangen meinte. 
Auch die Engländer regten ſich. Sofort kehrte Bismarck aus dem 
langen Urlaub nach Berlin zurück. Er konnte die habsburgiſche 
Monarchie nicht auch noch vom Balkan abdrängen laſſen, nach⸗ 
dem die Kriege von 1859 und 1866 ſie aus Mitteleuropa ſüd⸗ 
wie nordwärts der Alpen zurückgeworfen hatten. Handelte er 
anders, gab er ſie dem ſichern Verfalle preis. Wohl war Bis⸗ 
marck bei dem ſchwierigen Spiele nicht zumute. Der Knäuel 
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von Fragen, die zwiſchen den Großmächten auf dem Balkan 
ſtrittig waren, ſchien kaum zu ent wirren. Da jedoch ohne Bis⸗ 
marcks Zutun Europas Machtſpruch unabwendbar wurde, ließ 
er ſich nicht vergeblich zu neuer großer Tat rufen. Am 19. Fe 
bruar 1878 ſprach er im Reichstag über die Lage. In der Sache 
äußerte er ſich kaum anders als bei Gelegenheit einer frühern 
Rede vom 5. Dezember 1875, als es ihm ſchon einmal richtig 
erſchienen war, ſich über die orientaliſche Frage aus zuſprechen. 
Der Ton und die Umſtände aber hatten ſich geändert. Er ver— 
ſicherte vor Europa, daß das Reich keine eignen Anſprüche im 
Orient habe. Er wollte aber auch nicht wahr haben, daß die 
andern Mächte über ihren Anſprüchen dort in Krieg geraten 
müßten. Nur fehle es zuweilen im rechten Augenblick an einem 
Vermittler, der es den Beteiligten erleicht ere, ſich auf halbem 
Wege entgegenzukommen. Er bot ſeine guten Dienſte als 
Makler an. Zweiundzwanzig Jahre früher hatte er die preu— 
ßiſchen Staatsmänner unnachſichtig verurteilt, die Preußen 
nach dem Krimkrieg bei den euro päiſchen Verhandlungen 
über das Schickſal des türkiſchen Reiches vertreten wiſſen 
wollten. Jetzt dagegen ſuchte er die volle Verantwortung 
für die Beſchlüſſe der Großmächte. Es komme, ſo redete er 
am 26. Februar auf Bennigſen ein, für jetzt und bis nach den 
nächſten großen Kriegen nur darauf an, Deutſchland feſt zu⸗ 
ſammenwachſen zu laſſen. Bennigſen blieb am Ufer. Bis⸗ 
marck aber ſegelte wieder wie 1863 aufs hohe Meer hinaus. 
Als die Miniſter der großen Mächte es perſönlich auf ſich nahmen, 
die Gegenſätze zwiſchen Rußland und ſeinen Nebenbuhlern 
auf dem Balkan auszuräumen, wurde Berlin vom Juni bis 
zum Juli 1878 der Sitz ihres Kongreſſes, und Bismarck leitete 
ihn. Nun endlich war die Stunde und die rechte Gelegenheit 
gekommen, Mitteleuropa von dem ununterbrochenen Drucke 
der auswärtigen Lage zu befreien. „Dem Nachteil, den die 
geogra phiſche Lage Deutſchlan ds in der Mitte Euro pas zwiſchen 
den übrigen großen Militär mächten mit ſich bringt, ſteht der 
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Vorteil gegenüber, daß die zukünftigen Geſtaltungen auf dem 
brennendſten Gebiete der euro päiſchen Politik, dem orientaliſchen, 
Deutſchland ſpäter berühren als die übrigen am Mittelmeer 
und im Drient im höhern Grade als Deutſchland engagierten 
Mächte.“ Bismarck kam zu dieſem Schluſſe, weil er den 
Bedürfniſſen der auswärtigen Politik des Deutſchen Reiches 
Genüge geſchehen glaubte, wenn nur die durch die letzten Kriege 
befriedigten Anſprüche und anerkannten Vorrechte Preußens in 
Mitteleuropa behauptet wurden. Fanden ſich die übrigen Groß⸗ 
mächte mit dem Beſtande des Reiches ab, ſo konnte dieſes 
hin wiederum auf dem Kongreß das Seinige dazu beitragen 
und ſogar ſeinen Vorteil darin ſuchen, die andern bei der Wahr⸗ 
nehmung oder Begründung von Intereſſen außerhalb Mittel⸗ 
europas zu unterſtützen. So half er denn ſelbſt die durch 
den Krieg aufgeworfenen Fragen derart regeln, daß fortan 
das öſtliche Mittelmeer und die nor dafrikaniſche Küſte auf Jahr⸗ 
zehnte hinaus den wichtigſten Brennpunkt großmächtlichen 
Wettbewerbs bildeten. Dieſes Gebiet uralter, zer fallender Kultur 
iſt darüber ge wiſſermaßen zum Übergangsgebiet von der nunmehr 
Vergangenheit werdenden zur kommenden Zeit der Großmacht⸗ 
politik geworden. Ruſſen und Habsburger trieben dort ſchon 
Jahrhunderte lang die den feſtländiſchen Großmächten bisher 
allein geläufige Eroberungs⸗ und Grenzpolitik. Von nun an 
rangen dort alle um Platz und Luft zur koloniſatoriſchen und welt⸗ 
wirtſchaftlichen Ausdehnung, dichter aufeinander und heißer als 
irgendwo. Der Kanzler erreichte das nächſte Ziel, das er durch 
ſeine Politik auf dem Kongreß verfolgte. Dreißig Jahre lang 
ſtürmte das Wetter in Mitteleuropa ſchon. Fortan wurde die 
Fahrt ruhiger. Die Beſchlüſſe des Kongreſſes ſchufen die Vor⸗ 
ausſetzung für den beſtändigen Frieden, dank dem die deutſche 
Nation ihre Volks wirtſchaft zur Weltwirtſchaft ſteigern und fi 
zur Leiſtungsfähigkeit einer Weltmacht emporarbeiten konnte. 
Kurz nach dem Kongreſſe aber verſpürte ſchon Bismarck 
ſelbſt einen erſten Rückſchlag davon, daß er bei ſeinem Vor⸗ 
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gehen, das in der Sache durch die Zukunft ſo glänzend bewährt 
wurde, den Grundſatz der Nichtbeteiligung Deutſchlands an 
den Gegenſätzen der werdenden Weltpolitik überſpannt hatte. 
Merkwürdig oft und lebhaft hat er in jenen Jahren die Ber 
hauptung verfochten, daß in der aus wärtigen Politik kein Zu⸗ 
ſammenhang zwiſchen wirtſchaftlichen und Machtfragen beſtehe. 
„Die politiſchen Verhältniſſe balancieren ſich in ſich; die Bekäm p⸗ 
fung der wirtſchaftlichen kann man nur auf wirtſchaftlichem 
Gebiete ſuchen.“ Es war, als wehrte ſich der in der überlieferten 
Feſtlands politik groß gewordene und zur vollen Meiſterſchaft 
gelangte Mann gegen die Allgemeingültigkeit der abweichen; 
den Bedingungen auswärtiger Politik im heraufziehenden 
neuen Zeitalter, dem England den Stempel ſeiner Geſchichte 
aufdrückte. Daß Deutſchland gleich den andern Mächten wirt⸗ 
ſchaftliche Intereſſen im Orient habe, konnte auch er nicht ab—⸗ 
leugnen. Aber er erklärte fie außer dem Spiel, weil nur poli⸗ 
tiſche Anſprüche gefährdet ſeien. Hier war die Achilles ferſe der 
von Bismarck auf dem Kongreſſe für gut befundenen Politik. 
Nicht jedoch von dort her kam ihm die früheſte Aufklärung, 
daß ſich keine Großmacht mehr, ſelbſt nicht die am tiefſten 
im Innern Euro pas gelegene, ganz am Ablauf der orientaliſchen 
Politik und damit einſt weilen der Weltpolitik unintereſſiert er⸗ 
klär en konnte. Die mit dem Ergebnis des Kongreſſes unzufriedene 
öffentliche Meinung Rußlands warf alle Schuld an ihrer Ent⸗ 
täuſchung auf das Deutſche Reich. Das Übelwollen zwiſchen 
Rußland und Sſterreich⸗-Ungarn blieb unvermindert. Bis⸗ 
marck mußte genau prüfen, ob er ſein Volk der Gefahr einer 
Iſolierung ausſetzen durfte und was die Donaumonarchie 
für die deutſche Politik bedeutete. Der Entſchluß reifte in ihm, 
zwiſchen Wien und Petersburg zu wählen und ein Bündnis 
mit Franz Joſeph zu erſtreben. Erwog Bismarck mit kühlem 
Verſtande, welchen Richtlinien die preußiſche Politik bisher 
gefolgt war, ſo ſchreckte ihn die Verpflichtung. Er ſollte Be⸗ 
ziehungen mit Rußland löſen, die Preußen ſeit Menſchenaltern 
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pflegte und die unter den beiden regierenden Herren beſonders 
herzlich waren. Anderſeits ließ ſich kein gefährlicheres Bündnis 
als eines mit dem Reiche der Habsburger für die junge deutſche 
Großmacht denken. Sſterreich-Ungarn hatte dort, wohin der 
Brennpunkt der europäiſchen Großmachtpolitik ſeit dem Kon⸗ 
greſſe fiel, ſeit 1866 das einzige Feld ſeiner äußern Betätigung. 
Jede Reibung auf dem Balkan konnte durch die Intereſſen, 
die dort nun alle Großmächte hatten, für Sſterreich⸗-Ungarn 
zur lebensgefährlichen Entzündung werden. Nur deshalb ſuchten 
auch die Wiener Politiker das Bündnis. Andraſſy ſetzte als 
Bedingung, daß die Sorge Sſterreich-Ungarns vor ruſſiſcher 
Bedrohung als Zweck des Bündniſſes angegeben wurde, und 
war nicht einmal bereit, Deutſchland hin wiederum Beiſtand 
gegen Frankreich zuzuſagen. Kaiſer Wilhelm wollte die Zu⸗ 
mutung glatt abgewieſen haben. Er fuhr ohne die Zuſtimmung 
ſeines Kanzlers nach Warſchau, um zu beheben, was ihm nur 
ein Mißverſtändnis ſein zu können ſchien. Bismarck wußte beſſer 
Beſcheid. Er ließ ſich immer tiefer in die Verhandlungen ein. 
Mit den Diplomaten der Kurie Leos XIII. beſprach er gleich⸗ 
zeitig die Möglichkeiten, den Kulturkampf abzubrechen. Die 
Kurie ſollte ihm in Wien nicht entgegen ſein. Im September 
1879 begab er ſich perſönlich nach Wien. Mit Andraſſy und 
Kaiſer Franz Joſeph brachte er die Sache ins Reine. Aber 
noch im Augenblicke des Abſchluſſes erhob er ſich plötzlich, zer— 
knitterte die Abſchrift des Vertrags in ſeinen Händen und trat, 
erregt atmend, ſo dicht an den Grafen Andraſſy heran, daß 
dieſer ſelber vom Sitze emporfuhr und regungslos ab wartend, 
zum Standhalten entſchloſſen, dem Fürſten ins Auge ſchaute. 
Bismarck kämpfte feinen Zorn nieder. Sein ſtaats männiſcher 
Inſtinkt zwang ihn, ſich zu fügen. Auch Kaiſer Wilhelm rang 
er die Unterſchrift ab. In ſeinen Aufzeichnungen hat der Kanzler 
ſpäter geſagt, daß das Jahr 1879 nur vollendete, wo zu er ſchon 
in den Jahren 1863 und 1864 in den Verhandlungen mit dem 
Grafen Rechberg den erſten Schritt tat. Die Notwendigkeit, 
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mit Sſterreich⸗Ungarn wieder in ein enges völkerrechtlich es 
Verhältnis gegenüber dem übrigen Euro pa zu gelangen, hat er 
in der Tat niemals außer acht gelaſſen. Aber ein anderes war 
es nun doch, daß er 1879 das Bündnis mit dem Verluſt der 
Freundſchaft Rußlands für Preußen erkaufen mußte. Zum 
erſtenmal war das Reich als der Staat deutſcher Nation der 
Überlieferungen Preußens in der aus wärtigen Politik Herr 
geworden. In den ſich neugeſtaltenden Machtverhältniſſen 
der Welt hatte die deutſche Nation ſelbſtändige Ziele viel weitern 
Umkreiſes in acht zu nehmen, wie ſie einſt für Preußen gegeben 
waren. Bismarck hatte danach gehandelt. Das Reich wurde 
durch das Bündnis gleichſam ins Schlepptau einer durch die 
Balkanintereſſen ſchon unentrinnbar in die Weltpolitik ver⸗ 
ſtrickten Großmacht gelegt. Denn in der windſtill gewordenen, 
aber auch verſandeten Bucht bloß mitteleuro päiſcher In⸗ 
tereſſen konnte ſeines Bleiben nicht ewig ſein. Draußen war 
vorausſichtlich auf lange hinaus gar kein anderer Weggenoſſe 
zu finden. Wäre aber gleich die Wahl frei geweſen, hätte die 
deutſche Nation doch kaum anders wählen können. „Die geo⸗ 
gra phiſche Lage und die geſchichtliche Vergangenheit“ wieſen, wie 
es ſchon die Thronrede an den Reichstag vom 16. Oktober 1871 
formuliert hatte, die beiden Großmächte aufeinander an. Das 
Bündnis hielt dem deutſchen Volke auf geſchichtlich ihm von je 
vertrauten Bahnen zuſammen mit den abendländiſchen Sla wen 
und den Magyaren die Herrſchaft über die Donau ebenſo wie über 
den Rhein, die Anlehnung an die Adria ebenſo wie an die Nordſee 
offen. Solange ſich die beiden Großmächte die Treue bewahrten, 
vermochten die Feinde der Nation ſie auch im ſchlimmſten 
Falle nicht völlig zu umſchließen und zu erwürgen. Derſelbe 
Geiſt kühnen Wagens beim Beſetzen neuer Stellungen und der 
wägenden Vorſicht bei ihrer Wahl, ob ſie auch zur Deckung 
brauchbar ſeien, der der äußern Politik Bismarcks ſchon in 
den Jahren 1863 bis 1870 das Gepräge des Genies aufdrückte, 
weht uns auch aus ſeiner Politik des Berliner Kongreſſes und des 
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Bündniſſes mit Sſterreich⸗-Ungarn an. Er wirkt 1879 noch 
mächtiger. Vor 1870 hatte Bismarck immerhin nur die Ergeb⸗ 
niſſe einer mehrhundertjährigen, nach allen Richtungen auf⸗ 
geklärten Entwicklung zu ziehen. Jetzt tat die Nation dank 
ihm die erſten Schritte in ein neues, erſt dämmerndes Zeitz 
alter. Un willkürlich erfüllte die Welt größere Ehrfurcht als 
je vor dem gewaltigen Manne. Sein Ruhm erreichte den 
Gipfel. 

Die ſchöpferiſche Tätigkeit in der äußern Politik hatte Bis⸗ 
marck ſchon 1866 und 1870 zu ähnlich großem Wollen und 
Können auf den Gebieten des innern Staatslebens ange⸗ 
ſpornt. Auch dieſes Mal war es dem Kanzler beſchieden, 
ſogleich die Maßnahmen vor zubereiten, wodurch die künftige 
Er weiterung der aus wärtigen Reichs politik zur Weltpolitik 
daheim ihren Rückhalt erhielt und von der Heimat aus ge⸗ 
ſichert werden konnte. Während er der Nation draußen die 
Zeit gewann und den Rahmen zur weltweiten Entfaltung 
ihres wirtſchaftlichen Lebens zimmerte, ſchlug er im Innern 
das Gerüſt für den Ausbau der Reichs ver waltung auf, damit 
ſie für die dem Reiche zugedachten Leiſtungen tragfähig wurde, 
und entband er, was dem wirtſchaftlichen Aufſchwung dienen 
konnte. Nun ging ihm leicht von der Hand, was er jahrelang 
ſeit 1875 nicht von der Stelle bewegen konnte. Im Reichs⸗ 
tag und in den Zeitungen bäumten ſich die Gegner ſeiner 
Politik gegen fein Tun mit einer Leidenſchaft und Über hebung 
auf, daß er ſich in die erſten Jahre ſeiner Miniſterſchaft vor dem 
öſterreichiſchen Kriege zurückverſetzt glaubte. Hatten ihn da⸗ 
mals Zeitungsſchreiber und Abgeordnete um die Wette behandelt, 
als wäre er nach Napoleons III. geflügeltem Worte kein homme 
serie ux«, fo kennzeichnete man ihn jetzt tauſendſtimmig als 
Dilettanten in der Finanz⸗ und Wirtſchafts politik. Die Krän⸗ 
kungen beſchäftigten ihn ſeeliſch ſtärker als in frühern Zeiten; 
er ließ ſich zuweilen in eine ermüdend breite Abwehr ein. Den 
Weg verlegten ihm die Gegner durch ihren Lärm mit nichten. 
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Beſonders weit waren ſchon ſeine Pläne zur Neuorganiſation 
des Reichsbehörden weſens gediehen. Auch verſchaffte ihm hier 
der Austrag ſeines Gegenſatzes zu der bisherigen Reichstags⸗ 
mehrheit über die Natur der Reichsverfaſſung am eheſten 
Handlungsfreiheit. Daher erklärt ſich, daß er gleich in der erſten 
ſeiner großen Reformreden, der Rede vom 5. März 1878, die 
Grundlinien für die ſchon im Gange befindliche Löſung dieſer 
Aufgabe ziehen konnte. Er beſchrieb, wie die Verzweigung 
des Reichskanzleramtes in eine Reihe einzelner Reichsämter 
mutmaßlich vor ſich gehen werde, und wahrte dieſen ihre Eigen⸗ 
art gegenüber dem Miniſterialſyſtem der Ein zelſtaaten. Wie 
er damals zuerſt vom künftigen Reichsſchatzſekretär ſprach, ſo 
deutete er zuerſt auf die Anſätze zur Entſtehung eines Reichs⸗ 
ver waltungsamtes hin, das als das heutige Reichsamt des 
Innern Erbe der 1867 dem Reichskanzleramte zugedachten 
Stellung im Reichsorganis mus wurde. Noch nicht war ſich 
Bismarck klar über die andere Einrichtung der elſa ß⸗lothringiſchen 
Ver waltung, die doch durch die Umwandlung des Reichsbehörden⸗ 
weſens unvermeidlich wurde. Sie war nicht nur eine Frage der 
Ver waltungsorganiſation, ſondern auch der Staatsbildung. So 
faßte er ſie, und ſo rang er mit ihr noch bis zum folgenden 
Frühjahr. Dann hatte er auch auf ſie die Antwort. Nach ſeinen 
Richtlinien kam das Geſetz vom 4. Juli 1879 zuſtande, das 
Elſaß⸗Lothringen für ein Menſchenalter die Bahn ſeiner Ent⸗ 
wicklung vor zeichnete. In der vorſichtigen Form eines Ver⸗ 
ſuchs erſchloß er der Reichs provinz die Möglichkeit, ſich zum Bun⸗ 
desſtaate zu erheben. Noch ſollte ſich die Entwicklung nur wie 
die der Frucht im Mutterſchoß, ganz umſchloſſen und getragen 
von der Verfaſſung des Reiches, vollziehen. Die geſamte kon⸗ 
ſtitutive Weiterbildung der elſaß-lothringiſchen Landesver⸗ 
faſſung blieb der Reichsgeſetzgebung vorbehalten. Aber alles 
wurde fo angelegt, daß ſich bei glücklichem Wachstum der Über; 
gang zur Selbſtändigkeit wie ein natürlicher Reife prozeß ab⸗ 
wickeln konnte. Da das Staatsſekretariat für Elſaß⸗ Lothringen 
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nicht nur wie die andern Staatsſekr etariate ver waltungs⸗ 
techniſch vom Reichskanzleramt abgezweigt, ſondern auch ört⸗ 
lich von Berlin weg verlegt und zu einem ſtaatsrechtlich voll⸗ 
kommenen Miniſterium ausgebildet wurde, ſo empfahl es ſich, 
den Reichskanzler von den Zuſtändigkeiten, die er bisher als 
verantwortlicher Leiter aller Reichsgeſchäfte im Reichslande 
hatte, zu entbinden und ſie auf einen eignen Beamten zu über⸗ 
tragen, der dem Staatsſekretär nach Straßburg folgen konnte. 
Die Statthalterſchaft, gleichſam ein nach Elſaß⸗Lothringen 
ver pflanzter Ableger der kanzleriſchen Gewalt, wurde aber 
auch mit der Vertretung des Kaiſers in der Ausübung landes⸗ 
herrlicher Befugniſſe beauftragt. Wie einſt mit dem Amte 
des Reichskanzlers ſelbſt, wurde hier mit dem Amte des Statt⸗ 
halters, das widerrufliche landes herrliche Rechte und geſetzliche 
miniſterielle Zuſtändigkeiten in ſich vereinigte, ein ganz neu⸗ 
artiges Amt geſchaffen, wie dergleichen nur die Verfaſſung 
des Deutſchen Reiches Bismarckſchen Zuſchnitts kennt. Die 
Einrichtung der Statthalterſchaft und die Verlegung des Staats⸗ 
ſekretariats nach Straßburg gaben der örtlichen Ver waltung 
das Rückgrat, ſich von einer Provinzial; zur Landes ver waltung 
auszubilden. Schon 1877 war der Landesausſchuß für Elſa ß⸗ 
Lothringen zur Geſetzgebung bevollmächtigt worden. Er wurde 
durch das Geſetz vom 4. Juli den Kammern der andern Bundes; 
ſtaaten vollends ähnlich geſtellt und erfüllte ſeitdem alle Ver⸗ 
richtungen einer Landesvertretung. Auch am Bundesrat be⸗ 
teiligte Bismarck das Land, wenngleich einſtweilen nur mit 
beratender Stimme. Der Kanzler vollendete, was ihm ſchon bei 
der Übernahme des Landes in deutſchen Beſitz vorgeſchwebt 
hatte. Freilich war er eine Weile lang daran durch das po— 
litiſche Verhalten der Elſäſſer irre geworden. Aber nun hatte 
der reichsſchöpferiſche Trieb in ihm wieder die Bedenken niederz 
geſchlagen, die ſich vom Geſichts punkte elſäſſiſcher Verwaltungs; 
politik aufdrängten. Die Anhänger der unitariſchen Strömung 
in Deutſchland hatten in Elſaß⸗Lothringen 1871 die vorbild⸗ 
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liche erſte Reichsprovinz, das einzig und allein dem Reiche 
gehörige, von allen partikulariſtiſchen Hemmungen freie Reichs⸗ 
land begrüßt, nach deſſen Beiſpiel eines Tages alle bundes⸗ 
ſtaatlichen Gebiete in der höhern Einheit des Reiches aufgehen 
ſollten. Bismarck dagegen zwang den dem Reiche aufgepfropften 
Zweig, deſſen Art anzunehmen und ein friſcher Trieb am Baume 
deutſcher bundesſtaatlicher Entwicklung zu werden. Kein bes 
redteres Zeugnis hätte er dafür ablegen können, daß es nicht 
nur Worte geweſen waren, wenn er Ende Februar 1878 König 
Ludwig II. von Bayern durch feinen Sohn melden ließ: „Mein 
Vater hält unentwegt an dem Gedanken feſt, daß nur in dem 
föderativen Bande des Reichs vertrags die ſichere Grundlage 
der Einheit gegeben iſt, weil nur auf dieſem Boden die dynaſti⸗ 
ſchen und Stammesintereſſen ihre Vermittlung mit der Ein⸗ 
heit nach außen finden, ohne welche wir einheitlichen Nachbar; 
völkern nicht ge wachſen find.” 

Dank der Belebung des föderativen Geiſtes und dank der 
Stetigkeit, die mit dem Ausbau der Reichs ver waltung in ihre 
Beziehungen zu den Einzelſtaaten kam, ſtellte ſich in dieſen 
Jahren nunmehr ein Gleichgewicht zwiſchen dem anfangs un⸗ 
widerſtehlich aufgefluteten einheitsſtaatlichen Gedanken und den 
erhalt ens werten partikulariſtiſchen Vorausſetzungen des deut⸗ 
ſchen Staatslebens her. Es erfüllte ſich damit, was Bismarck 
ſelbſt ſchon frühzeitig kommen ſah und dem Reichstag zuerſt 
am ıo, März 1877 in einer auch für die Liberalen annehmbaren 
Auslegung angekündigt hatte: „Die Macht der Stammes 
einheit, der Strom des Partikularismus iſt bei uns immer 
ſehr ſtark geblieben; er hat an Stärke gewonnen, ſeitdem ruhige 
Zeiten eingetreten ſind. Ich kann ſagen, die Reichsflut iſt rück⸗ 
läufig; wir gehen einer Ebbe darin entgegen. Ich weiß nicht, 
ob ich es tadeln ſoll, oder ob es ein geſunder, naturgemäßer 
Ent wicklungsgang iſt. Es wird auch die Reichsflut wieder ſteigen.“ 
Der Kanzler perſönlich hat, nachdem das Gleichgewicht einmal 
hergeſtellt war, mit Freuden zu ſeiner Pflege mitgewirkt und 
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mit Grund darin das reife Erzeugnis deſſen erkannt, was er 
mit der Verfaſſung von 1867 erſtr ebt hatte. 

Nun fand ſich alsbald auch die Formel für eine angemeſſene 
Regelung des Nebeneinanders der Reichs- und Ein zelſtaats⸗ 
finanzen. Während der Kanzler bisher einſeitig auf die Ver⸗ 
ſelbſtändigung der Reichsfinanzpolitik hingearbeitet hatte, brach 
ſich 1879 die Einſicht in ihm Bahn, daß dadurch die Autonomie 
der bundesſtaatlichen Finanzen nicht zerſtört werden dürfe; denn 
andernfalls wären die Ein zelſtaaten in ihrem Beſtande ſelbſt ge⸗ 
fährdet worden. Es genügte nicht ein nur äußerlicher Zuſammen⸗ 
hang zwiſchen den Finanzen des Reiches und denen der Ein zel⸗ 
ſtaaten, etwa die Übertragung der Aufſicht über die Reichs⸗ 
finanzen an den preußiſchen Finanz miniſter, wie fie von 
Bismarck Anfang 1878 erwogen wurde. Es mußten Bürg⸗ 
ſchaften einer beſtändigen Wechſel wirkung beider Finanz⸗ 
ſyſteme geſucht werden. Sonſt geriet die Nation in Gefahr, all⸗ 
zuſchnell vom Bundesſtaat zum Einheitsſtaat über zugehen. 
Bismarck erkannte in der Begründung einer ſolchen Wechſel⸗ 
wirkung geradezu den Stabiliſator für das Gleichgewicht, das 
ſoeben zwiſchen Reichs- und einzelſtaatlicher Ent wicklung ihrer 
ganzen Ausdehnung nach Tatſache wurde. Darum griff er in 
den erſten Tagen des Juli 1879 ſofort zu, als ihm aus dem 
Zentrum eine zweckdienliche geſetzgeberiſche Anregung entgegen⸗ 
getragen wurde. Als „Franckenſteinſche Klauſel“ hat ſie un⸗ 
gefähr dreißig Jahre lang Geſetzeskraft behalten, und für das 
geſamte deutſche Finanzweſen ſich als nützlich er wieſen. 

Soweit es ſich für den Kanzler ſeit einem Jahr zehnt um 
eine grundſätzliche Ordnung der Reichsfinanzpolitik gehandelt 
hatte, war er im Juli 1879 bei Reichstagsſchluß am ziele. 
Nicht desſelben Erfolgs erfreute er ſich, ſoweit es ihm außerdem 
auf eine beträchtliche Vermehrung der Reichseinnahmen ankam. 
Der Reichstag bewilligte ihm nur die Mittel, die zur Deckung 
der eignen Ausgaben des Reiches unentbehrlich geworden waren. 
Nicht aber konnte er fortan nach ſeinem Wunſche von Reichs 
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wegen den Bundesſtaaten reichliche Zuſchüſſe leiſten, damit ſie 
ihre Erträgniſſe aus den direkten Steuern, vor allem durch 
die völlige Steuerbefreiung der Handarbeiter, herabſetzten 
und damit ſie, was kaum noch aufzuſchieben war, ihre Gemeinden, 
ſei es durch eine Reform des kommunalen Abgabeweſens, ſei 
es durch die Übernahme der Schul; und Armenlaſten auf den 
Staat, erleichterten. Dergleichen Abſichten gärten zwar viele 
in Bismarck. Sie waren jedoch im entſcheidenden Augenblick 
des Sommers 1879 noch nicht ſo geklärt und auch nicht ſo ein⸗ 
heitlich untereinander verbunden und in hinreichende Schlag⸗ 
worte umgeprägt, daß ſie die volle Wirkſamkeit der übrigen 
Beſtandteile des inner politiſchen Werkes Bismarcks in jenen 
Jahren auszuüben vermochten. Bismarck hat noch lange an ihnen 
gearbeitet. 1879 war er ſich nicht einmal ſicher, welche Einnahme⸗ 
quellen er dem Reiche erſchloſſen wiſſen wollte. Er iſt im Grunde 
auch nachher nicht zu einer ganz feſten, der Nation und dem 
Reichstag ſich auflegenden Meinung darüber gekommen. In 
gewiſſem Sinne blieb er in feiner ſchon vor einem Menſchenalter 
erfaßten, gar zu allgemeinen und der Zugkraft entbehrenden 
Theorie ſtecken, daß Stempelſteuern zur Belaſtung des beweg— 
lichen Beſitzes und Steuern auf Gegenſtände des Maſſenver⸗ 
brauchs leichter getragen würden und gerechter wirkten als 
die direkten Steuern der Einzelſtaaten. Daher kam das Reich 
über einen Anfang zur auskömmlichen Auffüllung ſeiner Kaſſe 
im Jahre 1879 nicht hinaus. Bismarck ſtellte es zutreffend 
bei derſelben Gelegenheit feſt, bei der er das Gelingen der 
grundſätzlichen Ordnung der Reichsfinanzen rühmte. 

Um ſo durchſchlagender war der Erfolg, den der Kanzler 
im Geleit ſeiner finanziellen Reformen dem Reiche durch die 
Stärkung feines wirtſchafts politiſchen Ein fluſſes verſchaffte, um fo 
reicher die Förderung, die dadurch dem nationalen Wirtſchafts⸗ 
leben ſelber zuteil wurde. Wenn Bismarck ſeit 1875 fort während 
von einer neuen Wirtſchafts politik im Zuſammenhang mit 
ſeinen finanzpolitiſchen Beſtrebungen geſprochen hatte, ſo ge⸗ 
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lang fie ihm nun über alles Er warten, wenn auch auf ganz 
andere Art, als er es drei Jahre hindurch beſtändig gemeint 
hatte. 

Den Schlüſſel zu ſeinem Plane, durch die Reform der 
Reichsfinanzen das nationale Wirtſchaftsleben anzutreiben, 
hatte der Kanzler 1875 in einer Entlaſtung des Beſitzes erblickt. 
Damit war er nicht weiter gekommen. Nun erſchloß ſich ihm der 
nähere Zuſammenhang zwiſchen beidem in dem Schutze und der 
Anregung der nationalen Arbeit. Er nahm ſich vor, die Ordnung 
der Reichsfinanzen vorweg auf die Einnahme aus Zöllen, 
Finanz⸗ und namentlich Schutzzöllen, zu begründen. Bismarck 
war von Jugend an Freihändler geweſen. Wenn er als Kanzler 
zehn Jahre lang in der Wirtſchafts politik Delbrück ſchalt en und 
walten ließ, geſchah es nicht nur, wie Bismarck ſpät er behauptete, 
weil Delbrück der Fachmann war. Es regte ſich in Bismarck 
vielmehr kein innerer Widerſpruch gegen die freihändleriſche 
Richtung ſeines Mitarbeiters. 1869 und noch ſchärfer 1875 
ſprach er mit Worten, an denen nichts zu deuteln war, den Wunſch 
aus, „daß wir uns auf das Gebiet eines reinen, einfachen 
Finanzzolles zurückziehen“ ſollten. Als dann die Bewegung 
für die Schutzzölle im Inland, namentlich jedoch bei den Nach⸗ 
barn, unerwartet ſtark wurde, hielt es der Kanzler zwar zwei⸗ 
oder dreimal für richtig, ihr in Einzelheiten Rechnung zu tragen. 
Er rechtfertigte feine Zuſtimmung mit der ſpöttiſchen Bemer⸗ 
kung, er habe auf dem Gebiet, auf dem er ja als Dilettant 
bekannt ſei, keine ſo vorgefaßte Meinung, daß er nicht das 
Organ einer Majorität des Reichstags darin werden könnte. 
In den programmatiſchen Verhandlungen mit Bennigſen 
ſpielte der Schutzzoll aber keine Rolle. Auch dann noch, als 
ſich Bismarck im April 1878 aus wahltaktiſchen Rückſichten, um 
die nationalliberale Partei zu zermürben, erſtmals für die 
Schutzzöllner ins Zeug legen wollte, ſcherzte er, daß es nur 
ihnen als feinen „ſicherſten Verbündeten bei der Steuerreform“ 
zu Dank geſchehe. Vielleicht jedoch war er als Politiker durch 
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den mehrjährigen Anſturm der Schutzzöllner ſchon mehr ins 
Wanken gekommen, als er glaubte. Er hat ſpäter von dem 
Jahre 1877, dem Jahre ſeines langen Urlaubs, geſagt, daß 
es für feine inner politiſchen Anſchauungen einſchnittbildend 
geworden ſei, weil „mir die Not des Landes, das Ausblaſen 
aller Hochöfen, das Zurückgehen des Lebensſtandes, der In⸗ 
duſtrie, der Arbeiter, das Darniederliegen aller Geſchäfte äußer— 
lich ſo nahe trat, daß ich mich um dieſe Dinge bekümmern 
mußte“. Auch machte ihn die allgemeine Wandlung ſeiner 
politiſchen Anſchauungen ſeit 1875 ohne Frage ſchutzzöllneriſcher 
Denkart zugänglicher. Erfaßt bis ins Innerſte und befruchtet 
wurde er indeſſen durch das Problem und ſeine volks wirt⸗ 
ſchaftliche Bedeutung erſt in den Wochen des Berliner Konz 
greſſes. Von da an entwickelte er nicht nur mit Hilfe der ſchutz⸗ 
zöllneriſchen Theorien die Theorie ſeiner Reformpläne. Nein, 
deren Grundgedanke ſelber, Volks wirtſchaft und Finanzpolitik 
organiſch zu verknüpfen, gewann erſt durch die Verbindung 
mit der Schutzzollbe wegung rechtes Leben und wurde nun erſt 
ernſtlich durchführbar. Am 25. Oktober 1878 trat Bismarck 
mit feiner neuen Anſchauung an die Öffentlichkeit, Vom März bis 
zum Juli des folgenden Jahres kämpfte er im Reichstage für 
ſeine Sache mit einem Aufgebote redneriſchen Eifers, der ihn 
gleich ſtark kein zweites Mal erfüllte. Freilich, wie beim Bünd⸗ 
nis mit Sſterreich, lehnte ſich ſein Raiſonnement noch mehr als 
einmal auch gegen den Übergang zur Schutzzollpolitik auf. 
Dann ſchüttelte er die überzeugten Schutzzöllner wieder von 
ſich ab, als hätte er nichts mit ihnen gemein und brauche ſie immer 
noch nur zu taktiſchen Zwecken. Tatſächlich aber bildete er die 
Schutzzollbe wegung, nachdem ſie erſt einmal ein Glied in all 
ſeinem politiſchen Tun jener ſchickſalsſchweren Jahre geworden 
war, viel weiter durch, als es ihren bisherigen Vorkämpfern 
auch nur billig deuchte. Sie heiſchten für einige Induſtrien, 
die Not litten, beim Reiche Hilfe gegen ausländiſchen Wett- 
bewerb. Der Kanzler dagegen wollte der geſamten Produktion 
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des deutſchen Volkes, unter welchen Formen immer ſie ſich voll⸗ 
zog, die Sicherheit des ſtaatlichen Schutzes verſchaffen, der na⸗ 
tionalen Arbeit dadurch das Bewußtſein der Zuſammengehörig⸗ 
keit aller Er werbsſtanve wie ihrer vaterländiſchen Bedeutung 
einflößen und fie vor allem auf die Pflege des inländifchen Ab; 
ſatzes hin weiſen. Er gedachte alle Er zeugniſſe des Auslandes, 
für die nicht ausdrücklich im Tarif eine Ausnahme vorgeſehen 
war, gleichmäßig beim Eintritt in Deutſchland mit Zöllen zu 
belegen. Nicht nur kam er darüber zu einem viel weiter ausge⸗ 
breiteten Syſtem von Induſtriezöllen, als es deren Anhänger 
im Auge gehabt hatten, ſondern auch, obwohl erſt im Fluſſe 
ſeiner Bemühungen um die Jahreswende 1878, zu Getreide⸗ 
zöllen. Kaum wurde ſeine Abſicht ruchbar, ſo erhob ſich ein 
Sturm ſowohl bei den Freihändlern aus Grundſatz wie bei 
den Freihändlern aus Verbraucherſelbſtſucht. Aber auch die 
induſtriellen Schutzzöllner und ſelbſt der größere Teil der Land; 
wirte nahmen gegen Bismarck Stellung. Er wehrte den An⸗ 
greifern mit dem Ein wand, daß Getreidezölle in fo geringer 
Höhe, wie er fie vorgeſehen habe, nur die Wirkung reiner is 
nanzzölle hätten. Noch liege, ſo erläuterte er die Unterſcheidung 
nicht ganz ſtichhaltig, alle Steuerlaſt, die die Land wirtſchaft 
aufzubringen habe, auf den Schultern der ein heimiſchen Getreide, 
erzeugung. Durch die Getreidezölle werde ſie zu einem Bruch⸗ 
teil auf die Einfuhr abgewälzt werden. Der entſcheidende 
Schritt war auf jeden Fall getan. Bei der Beratung ſeiner Vor⸗ 
lage warf ſich Bismarck mit allem Ungeſtüm nicht nur in die 
Stellung eines Verteidigers der das Land bebauenden Be; 
völkerung; er wurde zum Rufer im Streite, der die Land⸗ 
wirte zur nachdrücklichern Vertretung ihrer Intereſſen im 
Staate mit ſchürenden Worten aufbot. Unerſchütterlich verſteifte 
er ſich darauf, daß die Zollvorlagen entweder fallen oder vom 
Reichstag mit den Getreidezöllen angenommen werden müßten. 
Wieder ſiegte über den Menſchenverſtand fein ſtaats männiſcher 
Inſtinkt. War der nationalen Wirtſchaft durch die Sicherung 
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des Friedens auf dem Kongreß der Weg zur welt wirtſchaftlichen 
Betätigung geebnet worden, ſo bereitete der Übergang zur 
Schutzzollpolitik die nötige Deckung vor, wenn ſie ſich noch einmal 
für Jahre der Not beſchränken mußte. Die Sorge für die Erz 
nährung der Bevölkerung durch die Bodener zeugniſſe des 
eignen Landes und damit für die deutſche Land wirtſchaft, 
die Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit der Induſtrie auf dem 
inländiſchen Markte, die Stärkung der Kaufkraft aller Ein wohner 
durch die enge Beziehung, worin nach des Kanzlers Abſicht 
Land wirtſchaft und Induſtrie künftig treten ſollten, war am 
Eingang des neuen Zeitalters für die Zukunft der deutſchen 
Volks wirtſchaft ebenſo ratſam wie der politiſche Zuſammen⸗ 
ſchluß mit Oſterreich-Ungarn, damit die Nation der Einkreiſung 
entginge und die Fühlung von Meer zu Meer bewahrte. Un⸗ 
willkürlich ſchaute der Kanzler in dieſem Augenblick auf Eng⸗ 
land. Sein Bankier Bleichröder beruhigte ihn, daß ſich auch 
England zum Schutzzoll entſchließen werde. Es war eine Täu⸗ 
ſchung. Aber England lag weltpolitiſch allen europäiſchen 
Großmächten zugleich voraus und in der Flanke. Es vertraute 
darauf, daß es niemals ganz vom Verkehr abzuſperren wäre. 
Es mochte deshalb beim Freihandel bleiben, wie es auch nach 
keinem Bündnis umſchaute. Die deutſche Nation dagegen ſaß 
tief drinnen im Feſtlande. Sie konnte weder das Bündnis noch 
den Schutz ihr er Volks wirtſchaft entbehren. Aus der falſchen Bahn 
noch rechtzeitig ausgebogen zu ſein, auf der Deutſchland „von Tag 
zu Tag, von Jahr zu Jahr mehr ausgehungert wurde“, rechnete 
ſich Bismarck mit ſtolzem Freimut als „eine große Leiſtung“ 
an, für die er von dem deutſchen Volke Anerkennung er warte. 
Er unterſtrich auch rückhaltlos die umwälzende Rückwirkung, 
die er ſich davon auf unſer ganzes politiſches Daſein verſprach. 
„Das Intereſſe an theoretiſchen Prinzipien und großen Grund-, 
Rechts⸗ und Verfaſſungsfragen und parlamentariſchen Gleich⸗ 
gewichtsfragen im Staate iſt eben, nachdem man den erſten Durſt 
an der parlamentariſchen Quelle dreißig Jahre lang geſtill 
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hat, im Lande ſehr vermindert, und man ſieht ſich jetzt um 
und fragt, was erfordert unſer praktiſches Inter eſſe?“ 

Der ſtaatliche Schutz der nationalen Arbeit durch Schutz 
zölle wäre indeſſen ein halbes Tun geblieben, wenn der Kanzler 
ſeine Wirkung nicht durch zwei weitere Schritte geſichert hätte. 
Der eine Schritt ging noch aus den früheſten Plänen Bismarcks 
im Jahre 1875 hervor, den wirtſchafts politiſchen Einfluß des 
Reiches zu vermehren. Blieben die deutſchen Eiſenbahnen 
in ihrer Mehrzahl im Eigentum privater Geſellſchaften, ſo 
konnte durch ſie der Erfolg der Schutzzollpolitik auf tarif poli⸗ 
tiſchem Wege neutraliſiert werden. Bismarck überzeugte ſich, 
daß die Abneigung der Mittelſtaaten gegen den Er werb der 
Bahnen durch das Reich nicht geringer geworden war. Da 
ſchob er kurzerhand die politiſche Aufgabe, die er mit dem Ge⸗ 
danken der Enteignung der Bahnen verfolgte, dem preußiſchen 
Staate zu. Die Beſorgnis vor dem Macht zu wachs, den er 
damit Preußen zuleitete, wog ihm nicht mehr ſo ſchwer wie 
früher. Im Frühjahr 1879 führte der zum preußiſchen Eiſen⸗ 
bahnminiſter aufgerückte Maybach die grundſätzliche Zuſtim⸗ 
mung des preußiſchen Landtags zum Er werb der im Staats⸗ 
gebiet gelegenen Bahnen herbei. Ein Jahr ſpäter war der 
Er werb im vollen Gange. Bismarck kargte nicht mit dem Lobe 
des tatkräftigen Helfers. Was Maybach erreichte, war ſchon 
um des unmittelbaren finanziellen Ertrags wichtig genug. 
Die Überſchüſſe der Eiſenbahnen gewährten mit der Zeit dem 
preußiſchen Staate die Mittel, die ihm Bismarck aus der 
Er höhung der Reichseinkünfte zugedacht, vom Reichstag aber 
nicht erlangt hatte. Noch wichtiger er wies ſich jedoch der volks⸗ 
wirtſchaftliche Nutzen der großen Tat. Folgerichtig ergänzte 
Bismarck ſie im Jahre 1881 dadurch, daß er auf der Schließung 
der letzten Lücke beſtand, welche die Einheit des deutſchen Wirt; 
ſchaftsgebietes noch aufwies. Hamburg und Bremen waren 
ihres engliſchen Handels wegen und als wichtige Umſchlag⸗ 
plätze von Ausland zu Ausland auch 1867 bei Begründung 
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des Norddeutſchen Bundes noch nicht in das deutſche Zollgebiet 
aufgenommen worden. Die an Löſungen reiche zeit fand jetzt 
ſelbſt für die beiden Hanſeſtädte einen Weg, auf dem ſie unter 
Vorbehalt eines beſchränkten Freihafengebietes Glieder des 
deutſchen Wirtſchaftskör pers werden konnten. Sie verwuchſen 
ſchon bald mit den Geſchicken der nationalen Wirtſchaft aufs 
engſte und trugen an ihrer Stelle nicht minder wie die ſtaatliche 
Eiſenbahn politik des Reiches zur Pflege der deutſchen Volks- 
wirtſchaft in allen ihren Zweigen bei. 

Einmal im Zuge ſchöpferiſchen Geſtaltens, klopfte Bismarck 
mit ſeinem Stabe ſogleich auch an den Fels, aus dem die mäch⸗ 
tigſte Quelle des innerſtaatlichen Lebens ſeines Volkes in 
der Folge entſpringen ſollte. Im Juni 1878 machte er dem preu⸗ 
ßiſchen Staats miniſterium eben die Schutzzollpolitik mundgerecht, 
als er plötzlich den in der nationalen Publiziſtik erſt dreißig 
Jahre ſpäter durchgedrungenen Gedanken hinwarf, daß die 
Induſtrie wirkſamen Schutz auch aus ſozialpolitiſchen Gründen 
brauche, damit der deutſche Arbeiter überhaupt Unterkunft 
fände. Äußerlich war für den Fürſten 1878 die gleichzeitige 
Beſchäftigung mit der Wirtſchafts⸗ und Sozialpolitik durch die 
Attentate Hödels und Nobilings auf den greiſen Kaiſer gegeben, 
die dem Berliner Kongreß unmittelbar vorausgingen und den 
Kaiſer während des Kongreſſes ans Krankenbett feſſelten. 
Innerlich fand die Berührung von dem Augenblick an ſtatt, 
da Bismarck den Schwer punkt der Wirtſchafts politik nicht mehr 
in der Entlaſtung des Beſitzes, ſondern im Schutze der Arbeit 
erblickte. Bis dahin hatte ihn, und zwar ſchon ſeit 1869, vor⸗ 
wiegend die Frage in Anſpruch genommen, wie der ſozial⸗ 
demokratiſchen Verhetzung der Arbeiter und der mit ihr ver; 
bundenen Untergrabung der ſtaatlichen Autorität durch poli⸗ 
zeiliche und richterliche Maßnahmen Einhalt geboten werden 
könnte. Nachdem es ihm indeſſen nicht geglückt war, inter⸗ 
nationale Vereinbarungen wider ſie zu erreichen, hatte er ſich 
mehrere Jahre lang auf die gelegentliche Wiederholung ſeiner 
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grundſätzlichen Anſchauung beſchränkt, daß etwas geſchehen 
müſſe. Auch hatte er bei kleinern Anläufen, die dieſer Anſchauung 
Nachdruck geben ſollten, den Bedenken der Liberalen gegenüber 
nicht durchgehalten. Erſt die Attentate gegen den Kaiſer trieben 
ihn vor wärts. Wiederum erſtickten ihm die Liberalen den erſten 
Verſuch im Keime. Aber kaum hatte der aufgelöſte Reichstag 
einen Nachfolger, ſo wurde den Abgeordneten im September 
1878 ein neuer Entwurf eines „So zialiſtengeſetzes“ vorgelegt. 
Er nahm ſchicklichere Rückſicht auf das geltende Recht und das 
Rechts empfinden als der erſte. Dennoch wurde auch er nur 
nach Anderungen, die die Waffe abſtumpften, vom Reichstag 
genehmigt. Bismarck fügte ſich in der Er wartung, daß die 
Waffe mit der Zeit vom Reichstag wohl oder übel geſchliffen 
werden müſſe, nachdem einmal ihr Gebrauch beſchloſſen worden 
ſei. Schon im nächſten Winter überzeugte er ſich, daß der 
Wider wille im Reichstag unüber windlich war. Er blieb trotz⸗ 
dem bei der Meinung, daß eine wohlüberlegte Politik gleich⸗ 
mäßig das Ziel im Auge behalten müßte, Unt erdrückungs maß⸗ 
regeln gegen die Sozialdemokratie und ſtaats er zieheriſch wirkende 
Fürſorge für den der ſozialdemokratiſchen Agitation ausgeſetz⸗ 
ten vierten Stand zu einem Syſtem zu ergänzen. Aber er 
hielt es nach kurzem Schwanken doch nicht für angebracht, mit 
dem Entſchluß zur Arbeit erfürſorge bis zur beſſern Einſicht 
des Reichstags zu warten. Dafür war ſein Intereſſe an der 
Sache ſchon zu lebhaft geworden, und zu ernſt ſetzten ihm nun 
auch ſchon konſervative Freunde, wie Wagener, und Männer 
wie Rodbertus zu, die Stunde nicht ungenützt verſtreichen zu 
laſſen. Bismarck hatte im Oktober 1878 zur Beratung des Sozia⸗ 
liſtengeſetzes das Wort ergriffen, jedoch kaum von deſſen Inhalt 
geſprochen, ſondern faſt ausſchließlich von ſeiner Stellung 
zur So zial politik. Mit Genugtuung bezog er ſich auf ſeinen 
kurzen Verkehr mit Laſſalle 1862/63 und verſicherte, daß er 
„für die verſtändigen Beſtrebungen, die damals noch den 
Hauptkern in der Sozialdemokratie bildeten, für die Ver⸗ 
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beſſerung der Lage der arbeitenden Klaſſen ſtets ein warmes 
Herz und ein offenes Ohr“ habe. Er verteidigte auch einen kleinen 
Anſatz zu ſozialpolitiſcher Betätigung, den er in der Konflikts⸗ 
zeit unternommen hatte. „Wir ſtellen im land wirtſchaftlichen 
Miniſterium Verſuche an über land wirtſchaftliche Syſteme, 
wir verſuchen auch wohl in unſerer Fabrikation, — wäre es nicht 
nützlich, auch in der Beſchäftigung der Menſchen und in dem Be⸗ 
ſtreben, die ſogenannte ſozialdemokratiſche, ich will lieber ſagen 
ſoziale Frage durch Verbeſſerung des Loſes der Arbeiter zu 
löſen, dergleichen Verſuche zu erneuern? Wenn mir darüber 
ein Vor wurf gemacht werden kann, wie ich mich dabei ver— 
halten habe, ſo iſt es doch höchſtens der, daß ich nicht das fort⸗ 
geſetzt habe bis zu einem befriedigenden Ergebnis. Aber 
es war nicht mein Departement, ich hatte die Zeit nicht dazu, 
es kamen kriegeriſche Verhältniſſe, die aus wärtige Politik 
wurde tätiger. Während des Konflikts war viel mehr Zeit für 
dergleichen übrig, als ſpäter.“ Solche Wendungen waren 
nicht mehr nur Eingebungen des Augenblicks. Es war ihm 
ehrlich darum zu tun, daß der Staat nicht, während er gegen 
die Verhetzung Vorkehrungen traf, „den Arbeitern berechtigte 
Bemühungen, ihr Los, ihre Stellung, ihre Zukunft zu beſſern, 
irgendwie verkümmerte“. „Wer, wie ich, von ſeiner Kindheit her 
das Innere der Arbeiterhäuſer und ihr Familienleben kennen 
gelernt hat, wird darin oft Eindrücke und Wahrnehmungen 
erhalten haben, die er in keinem noch ſo gelehrten wiſſenſchaft⸗ 
lichen Buche richtig wiedergegeben findet.“ Was allein Bismarck 
von der Einbringung geſetzgeberiſcher Vorſchläge noch eine 
Weile lang zurückhielt, war ein Zweifel, ob den Arbeitern 
nicht beſſer gedient wäre, wenn man ſie mit Schritten der 
Selbſthilfe vorangehen ließe und der Staat ihnen nur Unter⸗ 
ſtützung gewährte. Der Zweifel war aus der ganzen Vorgeſchichte 
der ſozialpolitiſchen Beſtrebungen in Deutſchland, nicht zuletzt 
auch auf konſervativer Seite, begreiflich. Kaum aber war die 
auswärtige Politik in das neue Fahr waſſer gebracht, die Fi⸗ 


314 An der Schwelle einer neuen Zeit 

nanz⸗ und Wirtſchafts politik vereinbart, fo griff der Fürſt 1880 
die ſoziale Frage als ſtaatliche Aufgabe an. Seine Abſichten er; 
hielten in der Kaiſerlichen Botſchaft vom November 1881 ihre 
unvergänglich edle und tiefe Verkündigung. Die öffentliche Mei⸗ 
nung und die politiſchen Parteien hätten Vorſchriften zum 
Schutze der Arbeiter gegen ſittliche und geſundheitliche Ge— 
fahren vorgezogen. Bismarck aber wehrte ſich dagegen, dem 
ins Laiiſche gewendeten caritativen Triebe der Zeit den Staat 
für Maßnahmen zur Verfügung zu ſtellen, bei denen er nicht 
zu erkennen vermochte, daß auch ein ſtaatlicher Zweck mit 
ihnen erreicht werde. Worauf er hinaus wollte, war, von 
Reichs wegen den kranken oder verunglückten, alten oder 
arbeitsunfähig gewordenen Arbeitern Beihilfe zum täglichen 
Brot zu gewähren. Ihm kam es nicht an erſter Stelle auf 
die ſoziale, ſondern die ſozialpolitiſche Wirkung an. Er meinte 
ſie beim Arbeiterſchutz nicht überſehen zu können. Bei der 
Arbeiterverſicherung war er ihrer auf die Länge der Zeit gewiß. 
Zur Zoll⸗ und Eiſenbahnpolitik, auch zu der 1878 begonnenen 
aus wärtigen Politik bildete die Sozialpolitik die notwendige 
idealiſtiſche Ergänzung. Der erſt werdende vierte Stand war 
wie das ſtehende Heer der deutſchen Volks wirtſchaft zu werten, 
von deſſen Einordnung in die nationale Geſellſchaft die Rück⸗ 
kehr ihres innern Gleichgewichts, von deſſen Wachstum die Er⸗ 
weiterung der deutſchen Volks- zur Welt wirtſchaft und von 
deſſen ſich ſchärfender Intelligenz und ſich mehrender Arbeits; 
bereitfchaft letzten Endes die allmähliche Über flügelung der Neben: 
buhler Deutſchlands in der Weltpolitik abhing. So nötig die 
freie Regſamkeit ungezählter individueller Kräfte für den 
Durchbruch des deutſchen Volkes in die Welt wirtſchaft damals 
war, die Durchſchlagsfähigkeit ſeiner Anſtrengungen in der 
Welt wirtſchaft beruhte zuletzt doch nach angeborener deutſcher 
Volksart auf der Wieder zuſammenfaſſung der einzelnen und 
der Bewegung der Geſamtheit. Die Eigenart, aber auch die 
Bewegungsfähigkeit des deutſchen Volkslebens hat von je 
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nicht im freien Schalten und Schaltenlaſſen der Individuen, 
ſondern im Hervortreiben organiſcher Gebilde, in der Ent⸗ 
faltung der ſozialſchöpferiſchen Fähigkeiten des deutſchen Volks⸗ 
tums unter Mitwirkung und dank dem Staate beſtanden. 
So ſchwebte Bismarck die zukünftige Leiſtung der So zial politik 
vor. Er drängte dabei in die Spanne weniger Jahre Gedanken 
und Entwürfe zuſammen, zu deren Ausführung es mehr als 
eines Menſchenalters bedurft hätte. Mit dem Nationalökonomen 
Schäffle erwog er, die zur Unfallverfiherung herangezogenen 
Berufsgenoſſenſchaften zu ent wickeln und dem Reiche an ihnen 
einen Unterbau örtlicher, in die Tiefe des Volkes hinabreichender 
Ver waltungszellen zu verſchaffen, wie die Bundesſtaaten ihn 
in den Gemeinden beſaßen. Er traute ſich anderſeits zu, den 
Reichstag als demokratiſches Gebilde weſentlich auf die ver; 
faſſungs politiſchen Intereſſen einſchränken und für die Urteils⸗ 
bildung über die wirtſchafts⸗ und ſozial politiſche Geſetzgebung 
einen ſtändiſch gegliederten „Volks wirtſchaftsrat“ maßgebend 
machen zu können, zu dem er 1880 den Grund legte. Dar⸗ 
über zog er denn auch das Handwerk ſchon in das Bereich 
der ſozialen Frage ein und erwärmte ſich für deſſen Reor— 
ganiſation. 

Eben entfalteten ſich die leiſen Anſätze chriſtlich⸗ſo zialer 
Beſtrebungen, für die Bismarck ein Menſchenalter zuvor in 
der konſervativen Umgebung ſeiner politiſchen Anfänge emp⸗ 
fänglich geweſen war, an den verſchiedenſten Stellen des Kultur⸗ 
bodens deutſcher Nation zu einer nur zu kurzen Blüte. Bismarck 
reagierte unverkennbar darauf, wenn er auch keine nähere Ver⸗ 
bindung mit den Vertretern des chriſtlichen Sozialismus einging 
und ihnen nicht einmal wie dereinſt den Konſervativen „bei⸗ 
gezählt“ werden durfte. In ſeiner Geſamtauffaſſung vom Staate 
hatte er die Bahnen niemals verlaſſen, die er 1848 einſchlug; aber 
er hatte ſie in den Jahren ſeines taktiſchen Zuſammengehens 
mit den Liberalen auch nicht weiter verfolgt. Nun bewegte 
er ſich wieder entſchieden in ihnen vorwärts. Der nationale 
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Staat ſollte nicht nur einen ſtändiſchen Einſchlag erhalten. Bis⸗ 
marck ließ auch verkünden, daß ſich der Staat feiner „chriſtlich⸗ 
ſittlichen Pflichten“ wieder bewußt werden und „die teilnahm⸗ 
loſe Oberaufſeherrolle aufgeben“ müſſe. Mit dem lauten 
und hellen, ganz perſönlichen Bekenntniston ſeiner parlamen⸗ 
tariſchen Frühzeit ſprach er vom Reiche als „chriſtlichem Staate“ 
und nannte ſich ſelber als deſſen leitenden Staatsmann aus⸗ 
drücklich einen Chriſten. Zuweilen klang dabei ſogar ein leicht 
antiſemitiſch gefärbter Unterton mit. „Ja, meine Herren, 
ich lebe in einer reichen Tätigkeit, in einer wohlhabenden Situ⸗ 
ation, aber das alles könnte mich doch nicht zu dem Wunſche 
veranlaſſen, einen Tag länger zu leben, wenn ich das, was 
der Dichter nennt: „An Gott und beſſere Zeiten glauben“ 
nicht hätte.“ „Auch diejenigen, die an die Offenbarungen des 
Chriſtentums nicht mehr glauben, möchte ich daran erinnern, 
daß doch die ganzen Begriffe von Moral, Ehre und Pflichtgefühl, 
nach denen ſie ihre andern Handlungen in dieſer Welt einrichten, 
weſentlich nur die foſſilen Überreſte des Chriſtentums ihrer 
Väter ſind, die unſere ſittliche Richtung, unſer Rechts⸗ und Ehr⸗ 
gefühl noch heute, manchem Ungläubigen unbewußt, beſtimmen, 
wenn er auch die Quelle ſelbſt vergeſſen hat, aus der unſere 
heutigen Begriffe von Ziwuiſation und Pflicht gefloſſen find. 
Ich, der Miniſter dieſes Staates, bin Chriſt und entſchloſſen, 
als ſolcher zu handeln, wie ich glaube, es vor Gott rechtfertigen 
zu können.“ Vollends war es Geiſt vom Geiſte des chriſtlichen 
Sozialismus, wenn Bismarck ſich geradezu rühmte, das Banner 
des Sozialismus in deſſen geſunden und notwendigen For⸗ 
derungen ohne Scheu hochzuhalten und zum Siege führen zu 
wollen. „Wenn Sie glauben, mit dem Worte „Sozialismus“ 
Schrecken ein zu flößen oder Geſpenſter zu zitieren, fo ſtehen 
Sie auf einem Stand punkt, den ich längſt über wunden habe, 
und deſſen Überwindung für die ganze Reichsgeſetzgebung 
durchaus notwendig iſt.“ „So zialiſtiſch ſind viele Maßregeln, 
die wir getroffen haben, die wir zum großen Heile des Landes 
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getroffen haben, und et was mehr Sozialismus wird ſich der 
Staat bei unſerm Reiche überhaupt angewöhnen müſſen.“ 

In ihrer Geſamtheit weiſen die Maßnahmen Bismarcks 
in der innern Politik eine vollkommene Übereinſtimmung 
mit ſeiner gleichzeitigen Zielſetzung der auswärtigen Politik 
dar. Draußen verhalf er durch das Bündnis mit Sſterr eich⸗ 
Ungarn und durch die friedliche Förderung der welt politiſchen 
Ent wicklung der Großmächte den ſelbſtändigen Zielen der deut⸗ 
ſchen Nation zur Beachtung, obwohl ſie über die Ziele der 
überlieferten preußiſchen Politik hinauslagen. Drinnen nahm 
er den Ein zelſtaaten die ſeit 1866 auf ihnen laſtende Furcht, 
daß das Reich ihnen die Tätigkeitsgebiete, die ihnen nach ihrer 
zeitlichen Entſtehung aus dem Staatsleben der Aufklärung 
im 18. Jahrhundert geläufig und weſentlich waren, eins nach 
dem andern durch Er weiterung feiner Zuſtändigkeiten entziehen 
werde. Statt deſſen erſchloß er dem Reiche andere Arbeitsfelder, 
neuartig für die Staatsanſchauung der Gegen wart, dem deut⸗ 
ſchen Volksgeiſt aber von je vertraut und angemeſſen: den 
Schutz der nationalen Arbeit und die Pflege der nationalen 
Arbeitskräfte durch eine volkstümliche, ideell eng miteinander 
verknüpfte Wirtſchafts⸗ und Sozial politik. Die reichſten und 
ſtärkſten geſtaltenden Triebe der nationalen Staats bildung 
kamen damit wieder zum Ausdruck und zur Geltung. Gleichſam 
von ſelbſt kam darüber aber auch die Einzelſtaats⸗ und Reichs⸗ 
entwicklung in ein dauerndes Gleichgewicht, vorbereitet durch 
die Beſtätigung des Kompromiſſes über die Reichs verfaſſung 
beim Ausgang des Ringens zwiſchen den Nationalliberalen 
und dem Kanzler, in die Wege geleitet durch die Reichsbehörden⸗ 
organiſation, befeſtigt durch die Zuweiſaͤng der Eiſenbahn⸗ 
vorherrſchaft an Preußen einerſeits und anderſeits durch die 
grundſätzliche Ordnung des Syſtems der Reichsfinanzen. In 
der auswärtigen Politik hatte Bismarck um den Fortſchritt 
ſchwer mit ſeinem greiſen Kaiſer ringen müſſen. In der innern 
unterſtützte ihn Wilhelm I. verſtändnisvoll und der erzielten 
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Wendung froh. In mehr als einem Falle ging er ſogar dem 
noch zögernden Berater zuverſichtlich voraus. 

Bismarck ſelbſt erging ſich niemals in Vermutungen darüber, 
wie weit die Wege, worauf er das nationale Staatsleben drängte, 
die Nation führen würden. Die Strecke, die der anbrechende 
Tag der Weltgeſchichte vor ſeinen Augen ſchon aufhellte, war 
kurz und flüchtig. Noch faſt farblos glitten die wenigen Lichter 
darüber hin. Bismarck aber folgte nie der Verſuchung, in das, 
was ſich vor ihm in grauer Dämmerung noch dehnte, ſeherhaft 
einzudringen. Mit der Selbſtzucht des echten Staatsmannes 
begründete er ſeine Politik lediglich aus den Bedingungen der 
Gegen wart und aus den Vorausſetzungen des deutſchen Staats; 
lebens, anſcheinend nur darauf bedacht, durch ſeine neuen 
Maßnahmen nicht die Fäden zerreißen zu laſſen, die im Leben 
jedes geſunden Volkes die Vergangenheit mit der Zukunft 
verbinden müſſen. Er beſchwor die Bauernbefreiung Steins 
und Hardenbergs zur Rechtfertigung der Arbeiterfürſorge und 
rief das preußiſche Zollgeſetz von 1818 als Richtſchnur feiner 
Wirtſchaftspolitik an. Das Bündnis mit Sſterreich⸗Ungarn 
hätte er gern auf die Formel des einſtigen Deutſchen Bundes 
gebracht. Dennoch war er alle die Jahre hindurch wie enthu⸗ 
ſias miert, weil ſich die Grundſtrömungen des nationalen Daſeins 
von ihm endlich meiſtern ließen. Er ahnte, daß er ihnen gleich⸗ 
mäßig die Richtung zum ſelben Ziele ſtrebender Bewegung 
gab und daß das Ziel dem Geſetze der nationalen Ent wicklung 
entſprach. Was Bismarck vollbrachte, bedeutete zunächſt ein mal, 
mit den Augen der Zeitgenoſſen geſehen, eine Wendung der gez 
ſamten innern und äußern Politik. Uns, die wir den Weltkrieg 
miterleben, bietet ſich Bismarcks Leiſtung als ein Hinüberleit en 
der Nation über die Schwelle des gegen wärtigen Zeitalters und 
als ihre Vorbereitung auf den zukünftigen wirtſchaftlichen und 
politiſchen Wettbewerb der Weltmächte dar, auch als eine Rüſtung, 
damit ſie deſſen Gefahren beſtehe. Eine Wendung aber vollzog 
Bismarck letzten Grundes damit nur im Vergleich zu den 
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Beſtrebungen ſeiner Umwelt in den unmittelbar vorangegan⸗ 
genen Jahr zehnten. Stecken wir uns den Geſichtskr eis weit er 
ab, ſo erkennen wir deutlich den Zuſammenhang, der zwiſchen 
den Entſchlüſſen des Kanzlers in den Jahren 1866 und 1867 
und denen der Jahre 1878 bis 1880 beſteht. Dieſe bildeten 
den erfolgreichen Abſchluß jener frühern Bemühungen, die 
deutſche Frage in der Richtung zu löſen, die er ſich mit dem. öfter; 
reichiſchen Kriege einzuſchlagen veranlaßt geſehen hatte. Nach 
der Regelung des Machtverhältniſſes zwiſchen dem nationalen 
Staate und den andern großen Staaten und nach der Grund; 
legung der Verfaſſung beſtimmte Bismarck nunmehr den künf⸗ 
tigen Inhalt der Tätigkeit des nationalen Staates, ſtellte er nach 
der äußern und innern Einheit auch die geiſtige Selbſtändigkeit 
des Staatslebens deutſcher Nation her. Erſt durch die Aufgaben⸗ 
ſetzung der Jahre 1878 bis 1880 gewann das mit der Reichs⸗ 
verfaſſung wieder auf feſten Grund gehobene politiſche Daſein 
der Nation neben und über dem Daſein der Ein zelſtaaten für 
das Wahrnehmungs vermögen des Volkes Geſtalt und Fülle. 
Erſt jetzt wurde das Reich in Wahrheit zum Staate deutſcher 
Nation. So rundet ſich denn das Bild der ſtaats männiſchen 
Größe Bismarcks über der aufmerkſamen Betrachtung ſeiner 
ſchöpferiſchen Tätigkeit der Jahre 1878 bis 1880 vor unſern 
Augen völlig ab. Mit beiden Füßen ſteht er auf dem Boden 
der geſchichtlichen Vergangenheit Deutſchlands, ohne deshalb 
gleichgültig gegen die Überlieferungen des preußiſchen Staates 
zu werden. Feſt hat er die erweislichen Bedürfniſſe feiner 
Tage im Auge. Sein Haupt aber erhebt ſich über die Wolken, 
und ahnenden Geiſtes führt er ſein Volk auf die Wege einer 
größern Zukunft. 


3. Bismarcks Ausgang 


Bismarck durfte, nachdem er fein Volk geſammelt und 
aus der Abhängigkeit fremder Völker befreit hatte, das Land 
der Zukunft ſeines Volkes nicht nur ſchauen, ſondern die Seinen 
auch noch dorthin begleiten, die Richtlinien der weitern Ent wick⸗ 
lung abſtecken, die Ed; und Grundſteine der neuen Einrichtungen 
legen. Er war glücklicher als Moſes. Aber damit erſchöpften 
ſich doch auch ſeine Kräfte. Der Kanzler hat nach der erſtaun⸗ 
lichen zweiten Blüte ſeiner ſtaatsbildenden Kraft, die im 
Leben der großen Staats männer ohne Beiſpiel daſteht, noch 
ein Jahr zehnt lang das Steuerruder des Reiches und Preußens 
in Händen behalten. Aber wenn er gleich gewaltig in ſeinem 
Tun blieb und dem Vaterlande noch große Dienſte leiſtete, 
ſo förderte er in den Soer Jahren die nationale Entwicklung 
dennoch nicht mehr weſentlich über die 1880 erreichte Stufe 
hinaus. Nebel zogen ſich wieder zuſammen, nachdem der junge 
Tag eben erſt ſein frühes Licht über die Erde geſtrahlt hatte. 

In der innern Politik blieb Bismarck noch mehrere Jahre 
lang durch die großen Konzeptionen geiſtig in Anſpruch ge⸗ 
nommen, die er in den Jahren 1878 bis 1880 gefaßt hatte. 
Anfangs ging ihm, bis zum Jahre 1884, die Finanzpolitik am 
ſtärkſten nach, da ſie noch allein von allen Ent würfen jener Jahre 
großer Schöpfertätigkeit der Ausgeſtaltung und Durchbildung 
bedurfte und infolgedeſſen auch noch den beſcheidenſten Erfolg 
im Parlament zu verzeichnen hatte. Im Reichstag wie im 
preußiſchen Landtag nahm der Kanzler den Kampf auf und 
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führte ihn erbittert. Eine Zeitlang wuchs ſich der Kampf zur 
groß angelegten Schlacht aus. Bemerkenswert war daran, 
wie die ſozialpolitiſche Ideenſtrömung, die ſich Bismarcks be⸗ 
mächtigt und ſogleich ſeiner Wirtſchafts politik mitgeteilt hatte, 
immer tiefer auch feine finanzpolitiſchen Beſtrebungen durch 
drang. Auch die Steuerreform ſchien ein Glied feiner Sozial, 
politik werden zu ſollen. Die ſtarke Beeinfluſſung durch ſo zial po⸗ 
litiſche Erwägungen, die die deutſche Steuer politik des nächſten 
Menſchenalters kennzeichnete, erſcheint in den großen Bismarck⸗ 
ſchen Reden der Jahre bis 1884 in den Grundzügen wie in 
der Eigenart der Färbung vorweggenommen. Trotzdem fehlte es 
den Hin weiſen Bismarcks an Überredungskraft. Vorausgeeilt 
war er den Zeitgenoſſen auch ſonſt. Daran lag es nicht. Aber 
die ſozialpolitiſchen Geſichts punkte wurden durch eine von ihm 
1879 angenommene Art im Schatten gehalten, die Steuerfragen 
ſtärker noch und mit beſonders aufpeitſchender Polemik vom 
agrariſchen Stand punkt aus zu beleuchten. Dadurch wirkten 
ſeine finanzpolitiſchen Reden im Augenblick überwiegend als 
Klaſſenkam pfreden gegen die Steuer politik der großen Städte 
und gegen die Steuervorteile der Beſitzer beweglicher Vermögen. 
Auch an ein er andern Stelle bildete Bismarck feine Beſteuerungs⸗ 
pläne nicht mit der Folgerichtigkeit durch, die ihrer Bedeutung 
für die Zukunft entſprach. Er hat den Gedanken, dem Deutſchen 
Reiche Monopole zu verſchaffen, noch zweimal aufgenommen, 
mehrere Jahre lang mit dem Blicke auf den Tabak, dann auf 
den Branntwein. Aber wenngleich er insbeſondere um das 
Tabakmonopol heftig und hart ſtritt, war das Bewußtſein 
dennoch nicht in ihm, ſiegen zu müſſen. Entſprechend arbeitete 
er auch nicht den für feine Abſicht entſcheidenden Grund beherr⸗ 
ſchend und zwingend heraus. Im Deutſchen Reiche konnte 
kein Gemeinweſen mehr auf Er werbseinkünfte verzichten, 
wollte es nicht ſtets in neue finanzielle Bedrängnis geraten. 
Die Eiſenbahnen waren verſtaatlicht. Danach kam für das 
Reich nur noch der Mono polbetrieb einzelner großer Produktions 
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zweige der einheimiſchen Volks wirtſchaft in Betracht. Bismarck 
fand ſich vielmehr in einer gewiſſen elegiſchen Stimmung damit 
ab, daß der Reichstag ſeine Steuer vorlagen entweder ganz zu 
Fall brachte oder bis zur Unkenntlichkeit beſchnitt, und daß er auch 
im Landtag kein Glück hatte. Aber Reichs⸗ und Landtag konnten 
doch nur Sieger über den Kanzler bleiben, weil es ihm nicht 
gelang, die einzelnen Anhaltspunkte, die ſich ihm für die Zu; 
kunft der deutſchen Finanzpolitik ergeben hatten, in ihrer vollen 
Genialität wirkſam werden und ihre innere Einheit derart 
klar nach außen in die Erſcheinung treten zu laſſen, daß er ſie 
noch nachträglich, wie es mit den andern gewaltigen Reform⸗ 
gedanken der Jahre 1878 bis 1880 ſchon geſchehen war, durch 
irgendein den Maſſen ſich ein prägendes und ſie hinreißendes 
Schlag wort in der öffentlichen Meinung un widerſtehlich machte. 

Es ergab ſich ſchon allein aus dem mangelhaften Erfolg 
der Bismarckſchen Verſuche, die indirekten Abgaben und die 
St em pelſteuern zu ent wickeln, und aus dem Ausfall aller Erwerbs: 
einkünfte im Reiche, daß ſich der Kanzler nach einer Erhöhung 
des Ertrags der Schutzzölle umſah. Beredt verteidigte er vor 
der öffentlichen Meinung das Geſamtergebnis des wirtſchafts⸗ 
politiſchen Umſchwunges, den er 1879 herbeigeführt hatte. Nur 
in einem Punkte erklärte er deſſen Wirkung für unbefriedigend. 
Die Getreidezölle ſeien zu gering, um eine ſchutzzollpolitiſche 
Wirkung von Belang auszuüben. In Übereinſtimmung mit 
dem Gedankengang, den er bei der Vertretung ſeiner finanz⸗ 
politiſchen Abſichten gerne wiederholte, legte er alſo auch hier 
das Schwergewicht in die Vertretung der land wirtſchaftlichen 
Intereſſen. Die Mehrheit der Bevölkerung ſchloß ſich ihm darin 
an. Darauf pflichtete der bis dahin auch in dieſem Punkte 
dem Kanzler widerſtrebende Reichstag 1885 einer Ausbildung 
der Getreidezölle, 1887 ihrer erheblichen Erhöhung bei. Nun 
erſt waren die vollen Folgerungen aus der Wendung gezogen, 
die Bismarck im Vorſommer 1878 in der Wirtſchafts politik 
eingeleitet hatte. 
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Schwieriger und ver wickelter als die Wirtſchafts politik, 
jedoch nicht ſo unfruchtbar wie die Finanzpolitik ging der Fort⸗ 
ſchritt der ſozialpolitiſchen Geſetzgebung vonſtatten. Der Kanzler 
raſtete nicht, bis die Arbeiterverſicherung in allen ihren Stufen 
über die Hemmungen der Bureaukratie und Induſtrie hin weg 
und trotz aller Zögerungen des Reichstags unter Dach und 
Fach gebracht war. Er ſtellte ſie unter die Obhut eines beſondern 
Reichs verſicherungsamtes. Mit dem Jahre 1889 ſtand, als mit 
einer kleinen Mehrheit auch das letzte Glied des Werkes, die 
Ver ſicherung gegen Arbeitsunfähigkeit und für die Jahre des 
Alters, im Reichstag angenommen war, die deutſche So zial⸗ 
politik in ihren Grundfeſten wohl aufgemauert da. Heute 
iſt unbeſtritten, daß ohne die organiſatoriſchen Einrichtungen, 
zu denen die Arbeiterverſicherung die Behörden zwang, und 
ohne deren finanzielle Leiſtungsfähigkeit die Sozial politik der 
Nation in Krieg und Frieden niemals ſo nützlich hätte werden 
können, wie es geſchehen iſt. In der öffentlichen Meinung 
aber wurde die Bedeutung der Arbeiterverſicherung als des 
Rückgrats aller weitern ſozial politiſchen Maßnahmen beſtändig 
verdunkelt, um ſtatt deſſen den Arbeiterſchutz als das weſentliche 
Ziel einer geordneten Sozialpolitik zu preiſen. Bismarck hielt 
dafür, daß der Reichstag ihm zuletzt die Arbeiter verſicherung 
nur unter Zugeſtändniſſen ermöglicht hätte, durch die „das 
politiſche Ziel“ ſeines großen Planes verfehlt werde. Auch darin 
fand Bismarck nach wie vor kein Gehör, daß er im Anſchluß 
an die beſonders eindringliche Mahnung der Kaiſerlichen Bot⸗ 
ſchaft vom November 1881 die Ergänzung der ſtaatlichen Für⸗ 
ſorge für die Arbeiter durch eine gleich nachdrückliche Abwehr 
der ſozialdemokratiſchen Angriffe auf den Staat immer wieder 
als unentbehrlich betonte. Das So zialiſtengeſetz wurde, ſo 
oft ſeine Geltungsdauer ablief, ſtets nur für kurze Friſt und ohne 
Verſchärfungen vom Reichstag erneuert. Schon im Keime er⸗ 
ſtickten die Parteien Bismarcks Plan des Volks wirtſchaftsrats, 
wie dringend er ihn auch vor ihnen als folgerichtigen Oberbau 
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für alle die in der Entſtehung begriffenen Organiſationen der 
einzelnen Berufsſtände zur Selbſthilfe rechtfertigte. Der Kanzler 
nahm den Widerſtand ſchwer und verhärtete ſich um ſo mehr 
in feinen Zweifeln, ob ein entwickelter Arbeiterſchutz nicht 
Eingriffe in das Selbſtbeſtimmungsrecht der induſtriellen Be⸗ 
triebe zur Folge haben müſſe, die deren Wettbewerb mit der 
ausländiſchen Induſtrie lähmten. Der Abgrund, der von je 
zwiſchen der politiſchen Anſchauungs welt des Kanzlers und 
der Maſſe der Abgeordneten wie der gleichgeſinnten Zeitungen 
lag, trat in den ſich wiederholenden, ausgiebigen Erörterungen 
über die Richtlinien der Sozialpolitik deutlich wie ſelten in 
die Erſcheinung. Der Geiſt des Verneinens und Mißverſtehens 
gewann in den Beziehungen zwiſchen Regierung und Reichstag 
immer mehr die Oberhand, je weiter die Soer Jahre voran⸗ 
rückten. 

Bismarck hatte 1878/79 das ſeinige dazu beigetragen, 
die Loslöſung der altpreußiſchen Nationalliberalen von ihren 
übrigen Fraktionsgenoſſen zu fördern und die bis dahin herr 
ſchende Partei zu ſchwächen. Aber es bot ſich ihm hinterher 
nicht die erſehnte Möglichkeit, eine neue Ordnung der Partei⸗ 
ver hältniſſe ſtatt der zerſtörten aufzurichten. Denn nachdem die 
verfaſſungs politiſchen Meinungsunterſchiede unter den Parteien 
mit dem Ende des Kampfes um die Reichs verfaſſung ihre Ber 
deutung als die Mehrheiten im Reichstag bildendes Element 
eingebüßt hatten, traten die wirtſchafts⸗ und ſo zial politiſchen 
nicht, wie Bismarck es wünſchte, ſogleich an ihre Stelle. 
Es fanden ſich in den Soer Jahren in der Regel Mehrheiten 
von einigem Beſtand nur gegen ein beſtimmtes Vorhaben 
der Regierung zuſammen, nicht dagegen Mehrheiten zu gez 
meinſamer Arbeit. Bismarck litt unter dem Zuſtande. Er ver⸗ 
ſtärkte ihn aber durch ſein Verhalten noch. Mit keiner der beiden 
Parteien, die die Nationalliberalen in der parlamentariſchen 
Vorherrſchaft abgelöſt hatten, kam er auf einen vertrauensvollen 
Fuß. Zwiſchen den Konſervativen und ihm blieb das 1866 
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entſtandene Mißtrauen lebendig, auch nachdem ſich beide Teile 
wieder geſetzgeberiſch zuſammengefunden hatten. Bismarck 
ſträubte ſich wider die in der konſervativen Partei aufkommenden 
neuen Richtungen und lehnte ſowohl die des Hofpredigers 
Stöcker wie die des Herrn v. Helldorf ab. Mit dem Zentrum 
begegnete er ſich wohl mehrfach von Fall zu Fall. Jedes mal 
er wies ſich jedoch der Gegenſatz zwiſchen Windthorſt und ihm 
als zu perſönlich und als zu feſt verankert, als daß ein Beiein⸗ 
anderbleiben möglich war. Die Natur des Verhältniſſes zwiſchen 
Bismarck und Zentrum gelangte am klarſten in der Kirchen- 
politik des Kanzlers während der erſten Hälfte der 8oer Jahre 
zum Ausdruck. Er hatte 1878 und 1879 diplomatiſche Beſpre⸗ 
chungen mit der Kurie unterhalten, die nicht ſo ſehr eine Been⸗ 
digung des Kulturkampfes bezweckten, als den Pa pſt daran 
hindern ſollten, der Vorbereitung des deutſch⸗öſterreichiſchen 
Bündniſſes an den katholiſchen Höfen Schwierigkeiten zu be; 
reiten. Hätten aber die Beſprechungen auf die Stellungnahme 
der Zentrumspartei in der innern Politik zurückge wirkt, ſo 
wäre Bismarck wohl ſchon bereit geweſen, ihnen größere Trag⸗ 
weite zu geben. Die Partei wollte nichts davon wiſſen. Bis⸗ 
marcks Bruch mit den Nationalliberalen legte dem Kanzler 
indeſſen von da an eine Abſtellung des Kulturkam pfes unab⸗ 
läſſig nahe, um die Bahn zur Verſtändigung mit dem Zentrum 
in den übrigen inner politiſchen Fragen offen zu halten. Einen 
Friedensſchluß unter Aufhebung der kirchen politiſchen Geſetze 
wies Bismarck noch von ſich. Er verhandelte nur über einen 
Waffenſtillſtand zwiſchen Staat und Kirche. Die Parteien, 
die die Regierung im Kulturkampf unterſtützt hatten, machten 
im Landtag die Schwenkung gar nicht oder nur wider willig 
mit. Der Papſt und die deutſchen Katholiken gaben ſich mit 
einem bloßen Waffenſtillſtand nicht zufrieden. So kam es 
zu keinem Niederſchlag der Bemühungen Bismarcks in der 
Geſetzgebung. Bismarck milderte trotzdem die kirchen politiſche 
Praxis aus freien Stücken bis 1884 nicht unerheblich, jedoch 
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immer nur fo weit, daß er im Falle des Bedarfs Brücken zum 
Zentrum ſchlagen konnte, niemals bis zur Aus ſicht, einen 
dauernden Bund mit der ihm verhaßt gewordenen Partei zu 
begründen. Sein Ideal blieb unverjährbar eine Mehrheit aus 
Freikonſervativen und Nationalliberalen unter Hin zutritt, aber 
nicht unter dem führenden Einfluß der Rechtskonſervativen. 
Sie war ſeit dem Verfaſſungs werk im Jahre 1867 nicht wieder 
wirkſam geworden. Bis 1887 entſchwand ihm die Hoffnung 
auf eine Erfüllung ſeines Wunſches immer weiter. „Es iſt 
ein großer Schaden für die Zukunft des Reiches, für die Bez 
feſtigung desſelben, daß die beiden Mittel parteien, die Frei⸗ 
konſervativen und die Nationalliberalen, ſo viel an ihrem Be⸗ 
ſtand verloren haben.“ Da bot ſich ihm im Jahre 1887 plötzlich 
eine verheißungsvolle Gelegenheit. Er nutzte eine Erregung 
aus, die ſich der Bevölkerung wegen der von Frankreich und 
Rußland anſcheinend drohenden Kriegsgefahr bemächtigte, und 
löſte den Reichstag auf, um die beiden geſchwächten Mittel⸗ 
parteien wieder zu verſtärken. Unter Miquels Vortritt hatte ſich 
1884 die nationalliberale Partei wieder organiſiert. Ihre 
Er hebung beſtärkte den Kanzler in feinem Vorhaben. Er ver⸗ 
band die Mittelparteien und die Rechtskonſervativen zu einer 
Wahlgemeinſchaft, dem Kartell. Der Wahlerfolg war mit ihnen. 
Aber kaum hatte der Kanzler die Mehrheit, wonach er verlangt 
hatte, fo er wies ſich, daß er mit ihr kaum weiter kam als in 
den Jahren vorher. Das Übel ſaß tiefer, als er meinte. Es 
war unheilbar. 

Was dem Volke ſelbſt nirgends abgeht, das Organ für die 
Schätzung der ſtarken und reichen Perſönlichkeit, mangelt feinen 
Vertretungen, zum mindeſten auf deutſchem Boden, völlig. 
Bismarcks überraſchende kriegeriſche Erfolge der Jahre 1866 
und 1870 hatten den Reichs⸗ und Landtag geblendet und ver⸗ 
ſchafften dem Kanzler für die unmittelbar folgenden Jahre 
eine überragende Geltung gegenüber den Abgeordneten. Von 
der Mitte der 70er Jahre an wich der Bann wieder. Die ſtaats⸗ 
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ſchöpferiſche Wirkſamkeit des Kanzlers im Verfaſſungsleben 
und in der innern Politik hatte auch in den Jahren der größten 
Ehrfurcht vor ihm im Reichstag keine Bewunderung aus⸗ 
gelöſt; ſie tat es auch nachher nicht. Je länger, deſto mehr fühlten 
die Abgeordneten weſentlich die Schattenſeiten der außergewöhn⸗ 
lichen Individualität des Mannes, der ihnen am Regierungs⸗ 
tiſch ſeit 1862 gegenüberſtand. „Ich bitte, einer Reizbarkeit 
unter Umſtänden etwas zugute zu halten, ohne die ich ander⸗ 
ſeits nicht imſtande wäre, Ihnen und dem Vaterlande Dienſte 
zu leiſten.“ Mit einem ſolchen Worte, demütig zugleich und 
des eignen Wertes bewußt, vermochte Bismarck ſeine Gegner 
vielleicht einmal für eine Stunde zu entwaffnen. Sein Ver⸗ 
hältnis zum Reichs⸗ und Landtag änderte es nicht. Denn der 
ganze geiſtige Zuſchnitt des Kanzlers war mit dem Getriebe 
konſtitutioneller Kammern unverträglich. Es hatte ſich ſchon 
er wieſen, als er ſelbſt noch Abgeordneter war. Der Abſtand 
wurde mit den Jahren nun immer größer und unüberbrückbar. 
Im September 1877 plauderte Bismarck mit dem Grafen An⸗ 
draſſy davon, daß er „wie ein Fuchs, wie ein Schlauko pf erſter 
Kla ſſe behandelt“ werde. „Die Wahrheit aber iſt, qu' avec un 
gentleman je suis toujours gentleman et demi, et que 
quand j'ai affaire à un corsaire, je täche d' etre corsaire 
et demi.“ Dieſer Zug Bismarckſcher Art allein hätte jedoch ein 
Zuſammengehen mit dem Reichstag ſchwerlich ein für allemal 
unmöglich gemacht, fo viele Minder wertige er dort auch vor ſich 
zu haben glaubte. Die Einrichtung ſelber war ihm zu wider. Sie 
vergiftete nach feinem Empfinden, was zu ihr gehörte. Bismarck 
hat gelegentlich den Parlamentariern die Verbeugung gemacht, 
daß er im Grunde einer der Ihren ſei. „Meine Karriere iſt ja 
auch lediglich eine parlamentariſche. Von mir hätte niemand 
et was erfahren, wenn ich nicht zufällig Mitglied des Vereinigten 
Landtags von 1847 geweſen wäre — alſo ich rechne mich immer 
ein, wenn ich von Parlamentariern rede.“ Tatſächlich verachtete 
er das Parlamentariertum fo tief, daß keine Höflichkeit der 
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Form das Gefühl der davon Betroffenen zu täuſchen ver— 
mochte. Mitten in den Tagen ſeines willigſten Zuſammen⸗ 
gehens mit den Liberalen hatte Bismarck in vertraulichem 
Briefe am 2. Dezember 1873 ebenfalls an Andraſſy geſchrieben: 
„Ich gehe nun in wenigen Tagen den chroniſchen Leiden 
parlamentariſcher Tätigkeit entgegen und bitte Gott, daß er 
mich mit dem Panzer der Geringſchätzung gegen die Anſichten 
meiner Mitmenſchen redlich ausrüſte, deſſen ein konſtitutioneller 
Miniſter zu ſeinem Gewerbe bedarf. Unſere Gegner ſind uns 
durch den Mangel an Erziehung und an Geſchäftskunde, an 
Wohl wollen und an Vaterlandsliebe und durch den Vorteil, 
daß ſie keinem Lande und keinem Monarchen, ſondern nur 
ſich ſelbſt und der Partei zu dienen brauchen, ſo unendlich 
überlegen, daß der Kampf ein ſehr ungleicher iſt. Aber er 
muß gefochten werden.“ 

Eine Urſache ſeiner Abneigung gegen den Parlamentaris⸗ 
mus hat Bismarck zu allen Zeiten in dem Juriſtentum, das 
den Reichs- und Landtag bevormundete, und in deſſen Vor⸗ 
liebe für politiſche Theorien geſucht. „Wenn ich mich von Jugend 
auf in juriſtiſchen und wiſſenſchaftlichen Theorien auf Wahrung 
meines Stand punktes hätte beſchränken wollen, fo glaube 
ich, wäre es mir nicht beſchieden geweſen, eine irgend bemerk⸗ 
bare Rolle in den Ereigniffen der letzten Jahr zehnte zu ſpielen.“ 
Beſonders fein hat er einmal ſchon im Jahre 1868 den Abſtand 
zwiſchen feiner und der Pſyche des typiſchen Parlamentarier; 
tums um ihn her in Anwendung auf ſeine Leitung der aus⸗ 
wärtigen Politik angedeutet. „Wenn aber die Fragen zu ju⸗ 
riſtiſch aufgefaßt werden, wenn man für Handlungen der großen 
Politik, wie ſie ſchwierige euro päiſche Situationen notwendig 
machen, riskieren muß, ſich vor einem politiſch nicht durchgebil⸗ 
deten, der Situation nicht zugänglichen Richter zu rechtfertigen, 
ſo wird man vielleicht vorſichtig; es iſt unmöglich, dem Richter 
nachher das volle Bewußtſein der Situation beizubringen, 
unter der man gehandelt hat; denn es gehört das Selbſtdurch⸗ 
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lebthaben einer jeden Minute von vielleicht mehreren Jahren 
dazu, die vorangegangen ſind.“ Scheinbar neu muten Bis⸗ 
marcks Klagen der Soer Jahre über das Unweſen der Fraktions⸗ 
herrſchaft an, die jede brauchbare Politik verhindere. Überall 
ſonſt würden ſich die Freunde der ſtaatlichen Ordnung gegen 
eine Umſturzpartei wie die Sozialdemokratie bei deren raſchem 
Wachstum zuſammenſchließen. In Deutſchland leide es nicht 
der dem Deutſchen angeborene Kor psgeiſt, die Neigung zur 
Sonderbündelei. In Wahrheit handelte es ſich um eine Be⸗ 
ſchwerde Bismarcks, die ſo alt wie die über den Doktrinarismus 
der Juriſten war und nur durch die beſondern Umſtände der 
Soer Jahre öfter und lauter als vorher von ihm erhoben 
wurde. Er hatte ſeit ſeinem Übergang zur aus wärtigen Politik 
noch nie ein Verſtändnis für die Parteibildungen an den Tag 
gelegt, weil ſie auf inner politiſchen Gegenſätzen beruhten und 
er den innern Fragen keine ſelbſtändige Bedeutung für den 
Staat beimaß. Ausgangs der 6oer und in den 5er Jahren 
verlangte er, daß der Unterſchied von konſervativ und liberal 
mit Rückſicht auf den Ausbau und die Sicherung des Reiches 
bis nach den nächſten großen Kriegen zurückgeſtellt werden ſollte. 
In den Soer Jahren heiſchte er dasſelbe, da ſich mittler weile 
die Kriegsgefahr vermindert hatte, im Hinblick auf die ſo zial⸗ 
demokratiſche Gefahr. Er empfahl den Parteien den Austrag 
ihrer Meinungsverſchiedenheiten „auf eine gefahrloſe und 
ſchickliche Zeit“ zu verſchieben, „wenn man die ſtaatlichen Grund⸗ 
wahrheiten erſt zur allgemeinen und von keiner Seite mehr 
beſtrittenen Anerkennung gebracht hat“! „Mir find die aus⸗ 
wärtigen Dinge“, ſo hatte er ſeinen Rat ſchon im Februar 
1866 vor den Liberalen begründet, „an ſich Zweck und ſtehen 
mir höher als die übrigen. Und Sie, meine Herren, ſollten 
auch ſo denken; denn Sie könnten ja, was Sie im Innern et wa 
an Terrain verlieren möchten, unter einem etwaigen liberalen 
Miniſterium ſehr raſch wieder gewinnen. Es gibt dies keine Ein⸗ 
buße auf ewig. In der auswärtigen Politik aber gibt es Mo⸗ 
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mente, die nicht wiederkommen.“ Aber auch aus den War⸗ 
nungen vor der Überſchätzung inner politiſcher Fragen ſpringt 
die volle Leidenſchaft Bismarckſcher Abneigung gegen das 
Parlamentariertum noch nicht hervor. Vielmehr erklärt ſich 
deren Ernſt ebenſo wie ſeine Heftigkeit gegen den Doktrinaris⸗ 
mus der Parteiführer erſt durch eine dritte, die an Aufſchlüſſen 
reichſte Wahrnehmung. 

Bismarck trug perſönlich bei der Schwerflüſſigkeit ſeines 
Seelenlebens von Beginn feiner ſtaatsmänniſchen Laufbahn 
an hart an ſeiner Verant wortung und an den Schwierigkeiten 
guter Regierung. „Das Regieren iſt immer ein Gang auf 
geſpanntem Seile in großer Höhe, und dabei nicht zu fallen, 
ſchon eine Leiſtung, die nicht in jedermanns Fähigkeit liegt.“ 
„Mein ganzes Leben war hohes Spielen mit fremdem Gelde. 
Ich konnte niemals mit Sicherheit vorausſehen, ob meine 
Pläne gelingen würden. Dieſes Wirtſchaften mit fremdem 
Vermögen hat auf meinem Verant wortlichkeitsgefühl ſtets 
ungeheuer ſchwer gelaſtet, wie es bei jedem Miniſter der Fall 
ſein wird, der Ehre im Leibe hat. Aber es ging nicht anders; 
ich mußte vorwärts, wenn ich mein Ziel erreichen wollte. Noch 
jetzt habe ich Nächte, wo ich nicht ſchlafen kann, wenn ich bez 
denke, wie anders alles hätte kommen können.“ „Das Gefühl, 
fort während handeln zu ſollen in einer Weiſe oder die Hand⸗ 
lungen anderer billigen oder mißbilligen zu ſollen unter Um⸗ 
ſtänden, wo man ſich ſagen muß, die Billigung oder Miß⸗ 
billigung kann der Ausgangspunkt, der Kriſtalliſations punkt 
einer Ent wicklung fein, deren weitere oder letzte Folgen niemand 
beherrſcht — wen dies Gefühl der fortwährenden, angeſpannten 
Verant wortlichkeit nicht angreift, der hat eben kein Pflichtgefühl 
und kein Herz für ſein Land. Wer dies hat, den wird es bis 
zu einem gewiſſen Maße packen und verbrauchen.“ Tief wur zelte 
nun in Bismarcks Geiſt die Vorſtellung, daß der einzelne Ab⸗ 
geordnete durch eine der ganzen Einrichtung innewohnende 
Erbſünde kein Verantwortlichkeitsgefühl habe. Hundertmal 
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hat er es den Mitgliedern des Reichs⸗ und Landtags ins Geſicht 
geſagt und darin den wahren Grund für den ſchmerzlich emp⸗ 
fundenen Mangel an Unterſtützung ſeiner Arbeit in den Kammern 
erblickt. Die Abgeordneten waren für ihn nichts als Redner, 
Künſtler des Wortes und Spieler mit der Form, im Gegenſatz 
zum ernſten, mühſam wirkenden Staatsmann. Dabei hatte 
die Bezeichnung „Redner“ auf feiner Zunge noch einen bes 
ſondern Beigeſchmack. „Ich will damit nur ſagen, daß man 
den Meiſtern in der bloßen Beredſamkeit ſo wenig wie ſolchen 
Improviſatoren (der Er zählungskunſt) den leitenden Ein; 
fluß auf große Gemein weſen einräumen darf, wenigſtens nicht 
mit offenen Augen. Noch viel weniger ſoll man den Rednern 
die leitende Stelle als Fraktionschef oder als Miniſter geben.“ 
„Alles das, was der Herr Vorredner geſagt hat, iſt nicht geſagt, 
um die Herren hier zu überzeugen und um hier geglaubt, ſon⸗ 
dern nur um gedruckt zu werden, und iſt es einmal auf der 
Tribüne geſagt, ſo kann alles, was ſonſt gedruckt ſtrafbar wäre, 
ſobald es durch den Mund des Redners auf der Tribüne gez 
gangen iſt, ſtraflos gedruckt werden. Davon läßt ſich die Frucht⸗ 
barkeit der Redner erklären.“ Im aufreizenden Widerſpruch 
zu dem bloßen Rhetorentum der konſtitutionellen Kammern 
ſtand für den Kanzler der Abſolutismus, worin ſich die Kammer⸗ 
mehrheiten gefielen, nebſt all den Begleiterſcheinungen dünkel⸗ 
hafter Überhebung und des Beharrens auf einmal vorgefaßten 
Meinungen. „Ich möchte ſagen, da kommt bei Ihnen das 
Mißtrauen des argwöhniſchen Alleinherrſchers zum Vorſchein, 
der keine andere Größe neben ſich dulden will.“ „Ich habe mich 
noch nie geſchämt, eine Meinungsänderung in meiner Stellung 
einzuräumen, wenn die Umſtände mich nötigten, entweder 
in et was nachzugeben oder mich zu überzeugen, daß es fo, wie 
ich wollte, im Intereſſe des Landes eben nicht geht.“ „Ich 
bin nicht durch die Weihe der öffentlichen Wahl gegangen, und 
bin deshalb auch nicht in der Lage, über alle Dinge der Welt 
eine feſte, unabänderliche Meinung raſch in promptu zu haben, 
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ſondern ich überlege mir die Dinge ſelbſt, und wie ich in manchem 
Konzept über wichtige Sachen viel ſtreiche, viel ändere, ſie 
kaſſiere und wieder neu arbeite, ſo iſt es auch in dieſen Fällen.“ 
„Denn Sie müſſen nicht glauben, daß man dadurch, daß man 
Miniſter wird, ſofort weſentlich klüger und einſichtiger wird, 
wie andere, man bedarf eben auch der Schulung und der Kor⸗ 
rektur ſeiner eignen Anſichten — ſo klug wird man nie wieder, 
wie man geweſen iſt, als man einfacher Abgeordneter war 
ohne jede Verant wortlichkeit, wo man mit unſkru pulöſer Sicher⸗ 
heit über alles urteilte, was überhau pt dem Menſchen gebracht 
werden kann.“ „Die Herren müſſen doch nicht glauben, daß 
ihnen die Wahl ihrer Mitbürger zugleich durch eine gewiſſe 
myſtiſche Weihe alle die Intelligenz, die geſamte Klugheit 
der zehntauſend Wähler überträgt, die hinter uns ſtehen.“ 
Der Zorn ſpricht aus jedem einzelnen Worte, das der Kanzler 
in das Parlament hineinſchleuderte. Er trug an dem Zwange, 
mit dem Reichs⸗ und Landtag auskommen oder auf alle nützliche 
Arbeit im Innern des Staates verzichten zu müſſen, wie an 
einer Kette Tag und Nacht. Von 1867 bis 1878 peinigte ihn 
das Gefühl vielleicht noch weniger, weil er die innere Politik 
ſeinen Mitarbeitern überließ. Von 1878 an wurde er es bis 
zu ſeinem Sturze nicht mehr los. „Für mich hat der Beiſtand, 
den ich von den Fraktionen erfahren habe, ſehr häufig doch die 
Natur eines Kampfes, einer Verkürzung des Erreichbaren 
angenommen, demgegenüber ich meine beſten Kräfte habe 
aufreiben müſſen.“ „Sie haben mich aber alle angefeindet 
bis aufs Blut, von den Konſervativen bis zu den äußerſten Li⸗ 
beralen, das Zentrum nicht ausgeſchloſſen, ſobald ich ihnen den 
Willen nicht tue; ich habe mit allen Fraktionen in meinem 
Leben, wie ich glaube, in Vertretung der Einheit und des Fort⸗ 
ſchritts der deutſchen Nationalent wicklung zu kämpfen gehabt 
und bis aufs Meſſer.“ „Es iſt eine alte Whiſtregel: ‚Dem Feinde 
keinen Stich!“ Das heißt für Sie: Der Regierung keinen Er⸗ 
folg, denn „der Feind’ bei uns iſt die Regierung.“ „Ich möchte 
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nur bitten, daß man fih in Fragen, wie dieſe, wo wir wirklich 
alle unſern Weg noch nicht ſicher vor uns liegen ſehen, ſondern 
ihn eben mit Stab und Sonde mühſam erforſchen, daß man da 
doch nicht alles aus dem Geſichts punkte der Parteitaktik, aus 
dem Geſichts punkt der Fraktionstaktik, aus dem Gefühl: „Fort 
mit Bismarck“ u. dgl. betreiben möge.“ „Das, was das Schwert 
uns Deutſchen gewonnen hat, wird durch die Preſſe und die 
Tribüne wieder verdorben.“ „Wir haben ja acht Fraktionen, 
von denen keine einzige eine Majorität bilden kann, und von 
denen keine imſtande iſt, auch nur mit der nächſt benachbarten 
gemeinſchaftlich ein poſitives Programm aufzuſtellen. In der 
Negation deſſen, was die jetzige Regierung, deſſen, was ich in 
der Betätigung meines Pflichtgefühls und mit Aufopferung 
meiner beſten Kräfte für die deutſche Nation unternehme, das 
zu verneinen, dazu iſt eine große Majorität bald hergeſtellt. 
Aber was können Sie denn Poſitives leiſten?“ „Wenn wir 
ſehen, was das Königtum bei uns geleiſtet hat, ſo ſollten wir 
uns doch bemühen, es zu fördern, zu pflegen, zu beleben, und 
nicht dahin zu wirken, daß es gewiſſermaßen durch Nichtgebrauch 
obſolet wird. Alles in der Welt, was man in den Schrank ſtellt 
und nicht benutzt, das verliert an ſeiner Anwendbarkeit und 
ſeiner Brauchbarkeit, und ſo iſt es auch mit dem für Preußen 
ganz unentbehrlichen Element, welches in unſerm ſtark monarchiſch 
geſinnten Volke herrſcht. Nehmen Sie uns das, was können 
die Herren an deſſen Stelle ſetzen? „Was kannſt du armer Teufel 
geben“ — womit ich aber niemand in dieſem Saale meine —, 
wenn Sie uns dieſen ſtarken, in unſerer hundertjährigen ruhm⸗ 
vollen Geſchichte tief wurzelnden König zerſetzen, verderben, 
in ein Wolkenkuckucksheim verflüchtigen wollen, ſo hoch, daß 
wir ihn gar nicht mehr erblicken? Sie bringen uns damit das 
Chaos.“ „Ich diene dem Kaiſer.“ 

Welch eine Steigerung liegt in der Folge dieſer Bismarck 
aus dem Herzen ſtrömenden Klänge! Ihre Fülle ließe ſich 
noch mehren, ihre Mannigfaltigkeit beleben, der Akkord würde 
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derſelbe bleiben. Bismarck hat es fich ſelbſt vor verſammeltem 
Reichstag beſtritten, daß er gerne an Stelle der konſtitutionellen 
parlamentariſchen Organe andere ſehen würde und etwa durch 
den Volks wirtſchaftsrat den Reichstag in feiner Geltung einzu; 
engen gedächte. Seine Überlegungen waren dennoch unermüd⸗ 
lich in dieſer Richtung tätig. Immer wieder kämpfte er dagegen 
an, daß ſich auch in Deutſchland ein Berufs parlamentarier⸗ 
tum entwickelt hatte. Der Reichs⸗ und Landtag ſetze ſich zu 
Unrecht aus Beamten, Profeſſoren, Paſtoren und ähnlichen 
Leuten zuſammen. Die Volksvertretung verliere dadurch die 
gebotene ununterbrochene Wechſelwirkung mit den Wählern. 
Hinter ſolchen Abgeordneten ſtehe gar nicht, was die Abge⸗ 
ordneten auch da wider ſagten, die Mehrheit des Landes, das 
heiße „die Mehrheit, die an Volksverſammlungen nicht teil⸗ 
nimmt“. Ein über das andere Mal rief Bismarck nach einem 
Kartell der produktiven Stände, zu denen er ausdrücklich auch 
die Arbeiter rechnete, damit dieſe ſelbſt die Vertretung ihrer 
Intereſſen in die Hand nähmen. Der Wunſch nach einer vielleicht 
nicht verfaſſungsrechtlich, aber tatſächlich auf ſtän diſcher Gliede⸗ 
rung beruhenden Volksvertretung ging ihm bis an ſein Lebens⸗ 
ende nach. Aber niemand teilte den Wunſch, ſelbſt die konſer⸗ 
vative Partei nicht. Die beati possidentes parlamentariſcher 
Mandate dachten nicht daran, auf fie zu verzichten, gleich wie 
auch er ſich einſt als Parlamentarier mit dem Konſtitutionalis⸗ 
mus abgefunden und den Kammern gute Seiten abgewonnen 
hatte. Einem Damme ähnlich ſtand Bismarck ausgangs der Soer 
Jahre im Reichstag da, deſſen Krone die unaufhörlich ſteigende 
Flut ſchon netzt und über den ſie mit jedem Augenblick hin weg⸗ 
zuſpülen droht. Immer breiter und lärmender toſte die Strö⸗ 
mung unter den Abgeordneten gegen ihn an. 

Zuſehends entfiel Bismarck aber auch der Rückhalt, den 
er außerhalb der Kammern hatte. Der Kanzler war früher 
ein Meiſter in der Ver wertung der Zeitungen geweſen. In 
den 6oer und 7oer Jahren hatte es Zeiten gegeben, da er alle 
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Regiſter des mächtigſten und klangreichſten Inſtruments der 
öffentlichen Meinung zu ziehen vermocht und fi des Ein flu ſſes 
der Preſſe mit überlegener Sachkunde und Kraft bedient hatte. 
Nun klagte er, daß die Zeitungen in das Lager der Parteien 
übergegangen und ihnen dienſtpflichtig geworden ſeien. Auch 
im Bundesrat, ſeinem eigenſten Geſchöpf, das er von 1866 
bis 1877 gegen alle Angriffe ſiegreich verteidigt und dem er 
zum vollen Gewicht in der Reichsverfaſſung verholfen hatte, 
ſah er ſich vereinſamt. Sein Verhältnis zu den übrigen Mit⸗ 
gliedern war ſchon einmal zu Beginn der Soer Jahre in fo 
ſtarke Gärung geraten, daß er ſich in dem Gedanken an einen 
Rücktritt vom Amte gefiel; als Führer der Oppoſition werde er 
„in der Notwendigkeit, vor allen Dingen für die Erhaltung 
der Reichsinſtitutionen eine feſte Baſis zu ſuchen, alles auf die 
Zentraliſation der Geſetzgebung durch den Reichstag hinaus⸗ 
drängen“. Mit ſeinen Amtsgenoſſen im Miniſterium hatte 
ſich Bismarck von je ſchlecht verſtanden. Auch der umfaſſende 
Wechſel, den er in der Beſetzung der Miniſterien von 1878 an 
herbeigeführt hatte, beſſerte nicht viel. Politiſch erlangte die 
größte Tragweite, daß ſchon Delbrücks Nachfolger im Reichs⸗ 
kanzleramt, Hoffmann, erſt recht aber der Hoffmann ablöſende 
v. Bötticher der Auffaſſung des Reichstags in den entſcheidenden 
Fragen der innern Politik zuneigte und ſich gegen den Kanzler 
wandte. Der letzte und ſchwerſte Schlag jedoch traf Bismarck 
im Jahre 1888. Er verlor den Rückhalt an der Krone. 

Am 9. März 1888 wurde Kaiſer Wilhelm I. aus dem Leben 
abberufen. Hatte er ſich gegen Bismarcks Ernennung ein Viertel⸗ 
jahrhundert zuvor zähe geſträubt, ſo war nachher ſein Wille 
unbeugſam geworden, ihn nicht mehr vom Steuer des Staats⸗ 
ſchiffes wegtreten zu laſſen. Der Herr und der Diener hatten 
oft miteinander hart und lange um ihre Meinung gerungen. 
Aber ſeit der König wußte, was er an dem Charakter ſeines 
Berat ers beſaß, verſtand er ihn zu halten und ſich dennoch ſelbſt 
zu behaupten. Ohne Zweifel war der Diener der ſchöpferiſche 
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Geift im Zuſammenwirken der beiden Männer. Jedoch auch 
König Wilhelm war groß auf ſeine Art, wie er das Tun des 
Recken, den er ſich zugeſellt hatte, begriff und würdigte, wie er 
bremſte, wo Bismarck, allein gelaſſen, alles zerſchmettert hätte, 
und wie er ſeine eigne Meinung, zumal in der zweiten Hälfte 
der 7oer Jahre, neben der Bismarcks und zuweilen gegen ihn 
zur Geltung brachte. Mehr als einmal ſtützte er Bismarck in 
entſcheidenden Augenblicken oder ebnete ihm die Wege. Jeder⸗ 
zeit deckte er ihn. Mit Kaiſer Wilhelm II. übernahm nach der 
kur zen Herrſchaft Friedrichs III. ein neues Geſchlecht die Re⸗ 
gierung und heiſchte von dem Kanzler, daß er ſich beugte. Der 
alte Fürſt und der junge Kaiſer hatten nicht nur in den einzelnen 
Anſichten, ſondern in der Art zu denken und ſich zu geben, 
nichts miteinander gemein. Zwei ſtarke Perſönlichkeiten trafen 
aufeinander. Faſt auf der Stelle wurde dadurch die Streitfrage, 
in der ſich der Kanzler und die öffentliche Meinung am fernſten 
ſtanden, zum Brennpunkte der innern Politik, wobei es ſich ſchon 
bald um Sein oder Nichtſein Bismarcks als Kanzler handelte: die 
Abwehrgeſetzgebung gegen die Sozialdemokratie und der ſtaat⸗ 
liche Arbeiterſchutz. Die Geltungsdauer des So zialiſtengeſetzes 
reichte noch bis zum Jahre 1890. Bismarck wollte das Geſetz nicht 
nur erhalten, ſondern ausgebaut wiſſen, weil die ſozialdemokra⸗ 
tiſche Agitation auf das Heer übergriff und namentlich die Unter⸗ 
offiziere zu erfaſſen drohte. Im Reichstag dagegen arbeitete eine 
Mehrheit darauf hin, dem Geſetz durch ſeine Anpaſſung an die 
allgemeinen Rechtsnormen noch mehr als bisher die Eigenſchaft 
eines Ausnahmegeſetzes zu nehmen und die Waffe dadurch 
nach Bismarcks Meinung vollends abzuſtumpfen. Der Kaiſer 
ließ erkennen, daß er im Grundſatz zur Milde neigte. Bismarck 
widerſprach. Der Kampf um die Macht müſſe mit der Sozial⸗ 
demokratie ausgefochten werden. Durch freundliches Entgegen⸗ 
kommen ſei an dem Machtſtr eben der revolutionären Partei 
nichts mehr zu ändern. Gehe es nicht anders, ſo müſſe das 
Reichstags wahlrecht aufgehoben werden und Blut fließen. 
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„Auf uns macht die Exiſtenz der ſozialdemokratiſchen Partei 
im Reichstag immer den Eindruck des trojaniſchen Pferdes, 
das hereingeſchafft iſt, um die Stadt zu verderben.“ „Wer 
nicht will deichen, muß weichen.“ Aber mit ſolchen Vorſtellungen 
verſuchte Bismarck doch nur in dem jungen Monarchen den 
Selbſterhaltungstrieb wachzurütteln. Er war nie in ſeinem 
Leben der Mann, der zur Gewalt griff, ſolange als eine ruhige 
Ordnung der Dinge noch Ausſicht bot. „Allein“, ſo hatte er 
im Herrenhaus 1867 gelegentlich geſagt, „es handelt ſich um 
beſtehendes Geſetz und geltendes Verfa ſſungsrecht, das an zu⸗ 
fechten ich nicht für meine Aufgabe halte.“ Praktiſch war er der 
Meinung, daß gerade durch rechtzeitige und ausreichende Vor⸗ 
kehrungen polizeilicher und ſtrafrechtlicher Natur die Anwen; 
dung ſcharfer, an die Verfaſſung taſtender Mittel vermieden 
werden könnte. Der Kaiſer ließ ſich nicht über zeugen. Nach 
Bismarcks Angabe mußte er ſich auf kaiſerlichen Wunſch von 
den Reichstagsverhandlungen über das Geſetz fernhalten. 
Sein Fernbleiben wurde, wiederum nach ſeiner Angabe, zu 
einer Intrige der Konſervativen Helldorfſcher Führung benutzt, 
um das Geſetz diesmal ganz und gar zu Fall zu bringen. Die 
Sozialdemokratie erhielt vom Staate freie Bahn zu feiner 
Unter wühlung. Gleich darauf ſah ſich Bismarck vom Kaiſer vor 
die Entſcheidung geſtellt, den Arbeiterſchutz in Angriff zu nehmen. 
Noch rechnete er damit, die kaiſerliche Abſicht durch den Zur 
ſammentritt einer internationalen Konferenz durchkreuzen zu 
können, die er dem Kaiſer mit dem Zwecke einer gemeinſamen 
Stellungnahme zu den Fragen des Arbeiterſchutzes nach Berlin 
einzuladen empfahl. Die Konferenz endigte nicht, wie Bis⸗ 
marck er wartet hatte, mit einem Mißklang, ſondern beſtärkte 
den Kaiſer in ſeinem Willen. Auch damit drang Bismarck 
beim Kaiſer nicht durch, daß er unter Zurückgreifen auf eine 
Kabinettsorder von 1852 den Kampf wieder aufzunehmen ver⸗ 
ſuchte, den er in den 7oer Jahren gegen die Selbſtändigkeit 
der preußiſchen Miniſter geführt hatte. Er meinte damit vor 
Spahn, Bismarck? 22 
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allem Herrn v. Boetticher; aber ſein Verlangen, daß der 
Monarch keinen Miniſter ohne Vorwiſſen des Miniſter präſi⸗ 
denten höre, blieb vergeblich. Bismarcks langjähriger Wider; 
ſtand gegen die Ausdehnung der Sozial politik wurde aus⸗ 
ſichtslos. Noch dachte er jedoch nicht daran, daß er deshalb um 
ſeinen Abſchied werde einkommen müſſen. Am 4. Februar 
1881 hatte er im Landtag erklärt, daß die „Velleität“, Ver⸗ 
ſuchungen zum Rücktritt nachzugeben, hinter ihm läge. „J’y 
suis, j'y reste.“ Und jetzt meinte er weniger als je ſein Amt 
verlaſſen zu dürfen. Denn wenn ihn ſchon die innere Politik 
des jungen Monarchen mit Sorgen erfüllte, ſo mochte er nicht 
ausdenken, wohin es ohne ſeinen Rat mit der aus wärtigen 
Politik kommen werde. 

Bismarck hatte 1878 und 1879 die Fahrtrichtung der äußern 
Politik auf das neue Zeitalter eingeſtellt. Seitdem aber ſteuerte 
er doppelt vorſichtig weiter. Daß ſich die Bedingungen für die 
aus wärtige Wirkung der deutſchen Politik vollſtändig änderten, 
blieb ihm gewiß. Die deutſche Diplomatie, ſo bemerkte er 
gelegentlich, dürfe ſich nicht mehr wie früher auf die Kenntnis 
der euro päiſchen Höfe beſchränken; ſie müſſe auch die überſeeiſchen 
Größen und deren Beſtrebungen über wachen. Er entzog fi 
nicht den wackern Pionieren eines größern Deutſchland, als 
ſie 1884 und 1885 mit dem Begehren an ihn herantraten, 
Deutſchland neben England, Frankreich und ſelbſt Italien 
einen Anteil am afrikaniſchen Boden und in der Südſee zu ſichern. 
Mehrfach und mit ſichtlicher Teilnahme verbreitete er ſich im 
Reichstag über die Notwendigkeit einer deutſchen Kolonialpolitik. 
Der Wunſch nach kolonialer Ausbreitung ſei ein wichtiges 
Symptom für die Lebensfähigkeit der Völker. Ausdrücklich 
beſtätigte er, daß das deutſche Volk insbeſondere nicht der nach 
dem Berliner Kongreß in Fluß gekommenen Aufteilung Afrikas 
Gewehr bei Fuß zuſehen könne. Aber die neuen Aufgaben taten 
es ihm nicht an. Im Gegenteil. Er war zum Greiſe geworden, 
und die geſchichtliche Vergangenheit, auf die er als Miniſter 
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ſtets geachtet hatte, übte mit ihren Erinnerungen allmählich 
auf die Ordnung ſeiner Gedanken und auf die Folge ſeiner 
Überlegungen eine alles andere überſchattende Macht aus. 
Ooch mochte er die Verantwortung dafür auch vor dem zu— 
künftigen Geſchlechte tragen. 

Als junger Diplomat war der Kanzler in den soer Jahren 
dem alten General Leopold v. Gerlach aufſäſſig geworden, 
weil er deſſen Verſteifung auf die Politik der Heiligen Allianz 
als lähmend für fein jugendliches Vor wärtsdrängen zu regerer 
und größer er Machtbetätigung Preußens empfunden hatte. Kaum 
aber war er 1862 Miniſter geworden, ſo konnte er nicht mehr 
verleugnen, daß er unter dem Zeichen eben dieſer Politik in 
die euro päiſche Staats weisheit von den Gerlachs und von Man⸗ 
teuffel eingeführt worden war. Kein anderes politiſches Syſtem 
hat die Geſchichte Euro pas im 19. Jahrhundert nach Napoleons 
Sturz gleich lange beherrſcht und gleich tief beeinflußt wie 
das der Heiligen Allianz. Sie blieb auch für Bismarck die Grund⸗ 
lage, von der aus er die Beziehungen der euro päiſchen Groß⸗ 
mächte zueinander am liebſten konſtruierte. Gewiß, beide Male, 
da er der deutſchen Politik einen mächtigen Antrieb vorwärts 
gab, 1866 wie 1879, mußte er die Richtlinien der überlieferten 
Politik des Zuſammengehens der drei Oſtmächte durchbrechen, 
das eine Mal gegen Sſterreich gewandt, das andere Mal gegen 
Rußland. Beide Male aber verſuchte er ſich ebenſo inſtinktiv zu 
ihnen zurückzu finden, ſobald der Zweck des notwendig gewordenen 
Ausbruchs erreicht war, mit beſonderm Nachdruck nach 1880. 
Der Ausgangs punkt für die Begründer der Heiligen Allianz 
war die Vorſtellung geweſen, daß Europa gegen das revo⸗ 
lutionäre Element zuſammenſtehen müſſe, das von Frankreich 
aus in den Jahren 1792 bis 1812 um ſich gegriffen hatte und 
bei der Unruhe der franzöſiſchen Nation Europa auch in Zu⸗ 
kunft von dort aus beſtändig zu bedrohen ſchien. Dieſe Vor⸗ 
ſtellung von der unaufhörlichen Unruhe der franzöſiſchen Be; 
völkerung, die ihren Nachbarn keinen Frieden gönne, war 
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in Bismarck mit der urſprünglichen Kraft lebendig. Er hat 
von 1866 bis 1870 gefürchtet, daß ſich die Franzoſen, einmal 
zum Kriege herausgefordert, zu mehr eren Kriegen hinter einander 
erheben würden, und darum nach 1871, bis 1878, beſtändig mit 
der Erneuerung des Krieges gerechnet. Er hat aber auch nach 
1878 daran feſtgehalten, daß die erſte Sorge der deutſchen 
Diplomatie bleiben müſſe, Frankreich in Europa möglichſt zu 
vereinſamen, damit es nicht in die Lage komme, der Luſt zur 
Kriegführung wiederum nachzugeben. Vorausſetzung für den 
Erfolg einer ſolchen Politik war, daß ſich die deutſche Politik 
ſelbſt als eine reine Friedens politik bei den Mächten aus wies, 
wie es die Politik der Heiligen Allianz geweſen war, und auf 
jeden neuen Erwerb verzichtete, der ſie der Verfeindung mit 
einer andern Macht ausſetzte. Es gab für Bismarck in der Be⸗ 
reitſchaft dazu wohl Augenblicke, da er den Frieden als höchſtes 
Gut, ſeine Bewahrung ſchlechthin als die Aufgabe Deutſchlands 
mit Worten umſchrieb, die einem viel ältern und anſchein end 
eben durch ihn über wundenen Gedankenkr eis der Deutſchen ent⸗ 
lehnt anmuten. Unter der Überſchrift „Die Aufgaben einer 
deutſchen Regierung“ hat er noch am 8. Januar 1896 in den 
„Hamburger Nachrichten“ einmal darlegen laſſen: „In germani⸗ 
ſchen Staaten und namentlich im Deutſchen Reiche wird die 
Regierung, wenn richtig, in einem andern Sinne aufgefaßt. 
Sie kann unter Umſtänden eine zu poſitiven Taten zwingende 
ſein, wie die Herſtellung der deutſchen Nationalität es war, 
wo die preußiſche Regierung aus eigner Initiative die Führung 
der Nation übernehmen mußte. Nachdem die Löſung dieſer 
Aufgabe gelungen iſt, kehrt eine deutſche, von Preſtigebedürfnis 
und Herrſchſucht freie Politik, wenn ſie eine gewiſſenhafte iſt, 
zu den Aufgaben zurück, die innere Entwicklung des Landes vor 
Störungen zu behüten, eine Aufgabe, bei der wenig poſitive 
und ſpezielle Unternehmungen vorkommen werden, ſondern 
nur ſolche, bei denen es ſich in der Hauptſache um die Fort⸗ 
führung der nationalen Entwicklung handelt. Eine deutſche 
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Regierung wird in ihren Entſchließungen nicht die Aufgabe 
haben, auswärtige Unternehmungen zu fördern, ſondern den 
innern und äußern Frieden vor Störungen zu bewahren.“ 
Die beſte Friedensbürgſchaft glaubte der Kanzler darin 
zu erblicken, daß das Deutſche Reich das Zünglein an der Wage 
des ruſſiſch⸗öſterr eichiſchen Verhältniſſes wurde. Alsbald nach 
dem Bündnisſchluſſe mit Sſterreich-Ungarn gab er ſich der 
Hoffnung hin, daß die Tatſache ſeiner Wahl zwiſchen den beiden 
Mächten einen genügend ſtarken Druck auf Rußland ausgeübt 
habe, um deſſen Staatsleitung von ihren feindlichen Abſicht en 
gegen Sſterr eich⸗Ungarn zurückzubringen und wieder eine Freund⸗ 
ſchaft zu Dreien zu ermöglichen. Den verbündeten Staat ſuchte 
er zu dem Zweck zu bewegen, gleich dem Deutſchen Reiche 
in der auswärtigen Politik äußerſte Enthaltſamkeit zu üben 
und in der Wahrung der öſterreichiſchen Balkanintereſſen keinen 
Schritt weiter vorwärts zu tun. Der Bund mit Sſterreich⸗ 
Ungarn, fo war feine Auffaſſung, fei keine „Er werbsgenoſſen⸗ 
ſchaft“, „deren Mitglieder ſich ver pflichtet hätten, auch einer 
jeden aggreſſiven Feindſeligkeit des Bundesgenoſſen Heeres⸗ 
folge zu leiſten“, ſondern „eine defenſive Friedens garantie“. 
„Das Bündnis deckt nur das damnum emergens, nicht das 
lucrum cessans der beteiligten Mächte.“ In Sſterreich⸗ 
Ungarn war Graf Andraſſy nach dem Abſchluß des Bündniſſes 
zurückgetreten. Bei ſeinen Nachfolgern ſtieß Bismarck in Wien 
auf keinen unüber windlichen Widerſtand, wenn er auf eine 
Beruhigung Rußlands hinarbeitete. In Rußland ſelbſt folgte 
auf Gortſchakow 1882 mit Giers ein Staatsmann, der weniger 
zu Frankreich hinneigte und perſönlich leichter zur Zuſammen⸗ 
arbeit mit Bismarck zu bewegen war. Im Jahre 1884 
trafen ſich die drei Kaiſer in Skiernewice. Es wurden wieder 
vertragliche Beziehungen ſowohl zwiſchen dem Deutſchen 
Reiche und Rußland wie zwiſchen Rußland und Sſterreich⸗ 
Ungarn angeknüpft. Bismarck hielt in den folgenden Jahren 
daheim vor allem die preußiſche Polen politik in Übereinſtim⸗ 
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mung mit den ruſſiſchen Wünſchen. „Die Behandlung, die die 
Polen und die polniſche Propaganda von preußiſcher Seite 
erfahren, iſt für die ruſſiſche Politik ſtets ein Symptom für die 
Beſchaffenheit der deutſchen Abſichten Rußland gegenüber.“ 
Die ſtrengen, zum Teil gewaltſamen Maßregeln, die er ſeit 
1884 gegen die Polen der öſtlichen Provinzen Preußens er⸗ 
griff, finden alſo, ähnlich wie zwanzig Jahre früher die Alvens⸗ 
lebenſche Konvention, in Rückſichten der aus wärtigen Politik 
ihre Erklärung. Draußen erwies Bismarck gleichzeitig den Ruſſen 
gute Dienſte in Bulgarien, das er ſchon 1878 als zur ruſſiſchen 
Ein flußſphäre gehörig anerkannt hatte. Er ließ ſich darin auch nicht 
durch die Empörung der öffentlichen Meinung Deutſchlands 
beirren, fo wenig wie durch die Überlegung, daß fein Der; 
holten einem deutſchen Fürſtenſohn den Thron koſtete. Den 
Gipfel punkt feiner Erfolge beim Werben um Rußland ſah 
er aber erſt in dem Sondervertrag, den er 1887 mit Rußland 
zuſtande brachte. Bekannt iſt daraus nur ein Bruchſtück, das 
Bismarck nach ſeiner Entlaſſung 1896 in den „Hamburger Nach⸗ 
richten“ veröffentlichte. Die beiden Reiche verpflichteten ſich, 
neutral zu bleiben, wenn eins von ihnen von einer dritten 
Macht angegriffen werde. Den Vorteil des Vertrags erkannte 
Bismarck darin, daß er Deutſchland in dem Verhältnis der drei 
Mächte zueinander an das lange Ende des Hebels brachte. 
Jede der beiden andern Mächte mußte fürchten, Deutſchland 
ſich gegenüber zu ſehen, ſobald als ſie auf den Dritten im 
Bunde allzuſehr drückte. Zugleich wurde zwiſchen Rußland 
und Frankreich in einem Zeitpunkt ein Keil geſchoben, da die 
Stimmung der beiden Völker ſie ſchon dicht aneinander gerückt 
zu haben ſchien. Dem Wortlaut nach war der Vertrag mit 
dem deutſch⸗oͤſterreichiſchen Bündnis ſchwerlich unvereinbar, da 
ihm zufolge das Bündnis ein bloßes Verteidigungsbündnis war. 
Der Kanzler hat ſpäter behauptet, daß die Wiener Politik 
den Vertrag nicht beanſtandet habe. Sie drängte damals tat⸗ 
ſächlich auf dem Balkan kaum noch vorwärts. Die Gefahr für 
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ſie beſtand vielleicht weniger in dem Vertrag, als darin, daß 
Rußland zuſehends wieder für Bismarck der Angel punkt wurde, 
um den ſich die deutſche Politik drehen müſſe, wie ſich die 
preußiſche Politik um ihn in den beiden Menſchenaltern vorher 
gedreht hatte. Bismarck ſelber hat indeſſen die Gefahr nicht 
anerkennen wollen. Er fühlte ſich von dem Verdacht der Un⸗ 
treue gegen Sſterreich-Ungarn, der in Berlin gegen ihn aus⸗ 
geſtr eut wurde, frei und äußerte unbefangen auch nach feiner - 
Entlaſſung ſeine Freude darüber, wie ſich die deutſchen und 
öſterreichiſchen Beziehungen trotz der aufgetauchten Schwierig⸗ 
keiten „im Laufe der Jahre konſolidiert“ hätten. Eine Ent⸗ 
ſcheidung gegen Sſterreich wäre nicht nur wider feine im Jahre 
1879 doch nur endgültig gereifte, ſchon ſeit 1863 in ihm lebendige 
Erkenntnis des Angewieſenſeins der beiden deutſchen Groß⸗ 
mächte aufeinander geweſen, ſondern auch wider ſeine Geſamt⸗ 
auffaſſung der Lage, die ihn Frankreich gegenüber zur gleich⸗ 
mäßigen Anlehnung an beide Oſtmächte drängte. 

Inzwiſchen hatte der Kanzler auch die jüngſte euro päiſche 
Großmacht in ſeine Organiſation Euro pas zur Abwehr Frank⸗ 
reichs einzubeziehen verſtanden. Italien war Anfang der Soer 
Jahre dem deutſch⸗öſterreichiſchen Bündnis beigetreten. Der 
Dreibund war entſtanden. 1887 wurde er auf den Vertrag 
geſtellt, auf dem er bis zu ſeiner Auflöſung im Jahre 1915 
geruht zu haben ſcheint. Bismarck legte auf die Abrede mit 
Italien großen Wert. Aber einmal hatte er ſie nur dadurch 
erreicht, daß er Frankreich vorher nach Tunis ließ, wodurch Italien 
für ſeine künftige Ausdehnung auf das öſtliche Mittelmeer 
abgedrängt wurde. Seine weltpolitiſche Reibungsfläche mit 
Oſterr eich⸗Ungarn verſprach mithin in Zukunft noch entzündlicher 
zu werden. Der von der italieniſchen Regierung mittlerweile 
der Öffentlichkeit preisgegebene Artikel VII des Vertrags, worin 
ſich beide Mächte Entſchädigungen zuſagten, wenn ſich eine 
von ihnen im Gebiete der Adria vergrößere, legte faſt mehr 
den Finger auf die wunde Stelle, als daß er eine Auskunft 
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in ernſten Kriſen bot. Sodann hing, wie ſich Bismarck wohl 
bewußt war, die Treue Italiens von der Geſtaltung des deutſch⸗ 
engliſchen Verhältniſſes ab. „Es iſt immerhin fraglich, wie unſere 
italieniſchen Beziehungen ſich geſtalten werden, wenn Italien 
in die Lage gebracht würde, nicht mehr mit England und Deutſch⸗ 
land in gleichem Maße befreundet bleiben zu können.“ 

Die engliſche Regierung pflegt ſich auf keine feſtländiſchen 
Bündniſſe in Friedenszeiten ein zulaſſen. Englands aus wärtige 
Politik iſt ausgeſprochen ſelbſtſüchtig, ſie hat niemals im Dienſte 
geſamt euro päiſcher Intereſſen Verpflichtungen auf ſich ge⸗ 
nommen. Bismarck beſchied ſich, Zer würfniſſe mit England 
zu vermeiden. Als die Engländer der Beſetzung der erſten 
Kolonialgebiete mit ſcheelen Augen zuſahen, zeigte er ihnen 
zwar trotzig die Zähne. Aber er hütete ſich, ſchlimmere Folgen 
daraus entſtehen zu laſſen. Es war ſeine Meinung, „in über⸗ 
ſeeiſchen Dingen möglichſt im Ein verſtändnis mit England 
zu bleiben“. Er gab der deutſchen Kolonial politik fernerhin 
keinen Nachdruck mehr; ſie ſollte dem Kaufmann bedachtſam 
folgen, wo es zur Förderung ſeiner wirtſchaftlichen Zwecke 
nötig war, keine eignen politiſchen oder ſtrategiſchen Zwecke 
ins Auge faſſen. Auf ihrem Hauptfelde, in Oſtafrika, begnügte 
ſich der Kanzler 1886 mit einem Vertrage, der Sanſibar neu⸗ 
traliſierte. Karl Peters fand, als er einige Zeit ſpäter eigen⸗ 
mächtig ein großes oſtafrika niſches Kolonialr eich unter deutſcher 
Flagge zu begründen verſuchte, im Aus wärtigen Amte England 
gegenüber alles andere als Deckung. Bismarck hielt dafür, 
daß das Riſiko derartiger kolonialer Unternehmungen für den 
euro päiſchen Frieden ihren Wert überſteige. Ihm kam für jetzt 
mehr darauf an, daß ihm England nicht das Netz zerſtörte, 
welches er auf dem Feſtlande um Frankreich wob. 

Um Frankreich vollends zu iſolieren, entſchloß er ſich 1884 
ſogar zum Frieden mit dem Vatikan, auch wenn der Friedens⸗ 
ſchluß in der innern Politik ohne Rückwirkung auf die Haltung 
der Zentrums partei zur Regierung bleiben ſollte. 1885 wurde die 
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Welt von der Kunde überraſcht, daß Bismarck den Schiedsſpruch 
Leos XIII. in einem Streite mit Spanien über den Beſitz der 
Karolineninſeln anrief. Bismarck beobachtete mit Genugtuung, 
welchen außergewöhnlichen Eindruck ſeine Bitte auf das Gemüt 
des Pa pſtes machte. Ende 1886 lud er Leo ein, Meinungsver⸗ 
ſchiedenheiten beizulegen, die über der Anforderung neuer 
Rüſtungsmittel zwiſchen ihm und der Zentrums partei entſtanden 
waren. Er begründete ſein Erſuchen damit, daß der Schritt des 
Pa pſtes der Erhaltung des euro päiſchen Freidens dienen und 
die Vermittlung daher eine das Papſttum verherrlichende Tat 
im Dienſte des Weltfriedens ſein werde. Kurz darauf regte 
ſich im Vatikan der Wunſch, gleich allen weltlichen Regierungen 
einen eignen Geſandten zur gojährigen Geburtstagsfeier 
Wilhelms I. am 22. März 1887 abzuordnen. Der Kanzler 
ging mit Eifer auf den Wunſch ein. Er wußte, wie ſehr dem Herr⸗ 
ſchergeiſte Leos XIII. die Huldigungen ſchmeichelten, durch 
die der mächtige Staatsmann das päpſtliche Anſehen unter den 
weltlichen Regierungen wieder erhöhte. Um aber den vollen 
Ertrag aus ſeiner Rechnung auf die Dankbarkeit des Papſtes 
zu ziehen, mußte Bismarck den Standpunkt aufgeben, daß 
für Preußen im Kulturkampfe nur ein Waffenſtillſtand annehm⸗ 
bar ſei. Unterſtützt von dem Hildesheimer Biſchof Georg Kopp, 
den er 1887 als Fürſtbiſchof nach Breslau brachte, und von 
dem italieniſchen Prälaten Galimberti, einem glühend ehrgei— 
zigen Manne, verhandelte der Kanzler mit Leo XIII. über den 
kirchenpolitiſchen Frieden. Er geſtand zwar nicht eine voll⸗ 
ſtändige Aufhebung der Kulturkampfgeſetze zu, aber was er 
davon fallen ließ, glaubte der Papſt doch als einen Zugang 
zum Frieden bezeichnen zu können. Bismarck gab um ſo eher 
nach, als Leo XIII. von ſeinen rein religiöſen und kirchlichen 
Geſichts punkten aus nicht auf der Wiederherſtellung der 1875 
aufgehobenen Artikel der preußiſchen Verfaſſung beſtand. 
Den Lohn für ſeine internationalen Freundlichkeiten und den 
Rückzug im Kulturkampf ſuchte der Kanzler in der Einbeziehung 
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der Kurie in die Kreiſe des Dreibundes, um ſie gegen Frankreich 
zu gebrauchen. Der Botſchafter der franzöſiſchen Republik 
beim Vatikan arbeitete daran, durch eine Einmiſchung des 
Heiligen Vaters den endlichen Anſchluß der franzöſiſchen Katho⸗ 
liken an die republikaniſche Staatsform herbeizuführen. Frank⸗ 
reichs Einheit und Anſehen, auch ſeine Bündnisfähigkeit konnte 
dadurch nur gewinnen. Bismarck befürchtete aber weiter noch, 
daß die franzöſiſchen Politiker die Kurie zur Förderung der 
republikaniſchen Bewegung in Italien beredeten. Sie mochten 
den Politikern des Vatikans vorſpiegeln, daß ein Sturz der 
ſavo yiſchen Dynaſtie am eheſten die Gelegenheit zur Wiederher⸗ 
ſtellung des Kirchenſtaates ſchaffen werde. Ein republikaniſches 
Italien hatte ſeinen natürlichen Platz an der Seite Frankreichs. 
Frankreich wurde im Rücken frei. Alsbald brachte Leo XIII. 
die Zukunft des Kirchenſtaates auch bei Bismarck zur Sprache. 
Bismarck hielt den Papſt zunächſt hin. Die Italiener merkten 
auf und arbeiteten dann auf jede Art in Rom wie in Deutſchland 
gegen den Plan. Ende der Soer Jahre entfernte ſich allmählich 
wieder die Ausſicht auf eine Gewinnung der Kurie für die 
deutſche Politik. Außer dem Ergebnis, daß Schlimmes verhütet 
wurde, hätte das Gelingen des Planes den großen Wert einer 
moraliſchen Stärkung Deutſchlands gehabt, dem die Neigung 
der katholiſchen Welt unter päpſtlichem Einfluß zugewandt 
worden wäre. 

Frankreich ſelbſt bemühte ſich der Kanzler durch Hand⸗ 
reichungen zur Förderung feiner kolonial politiſchen Pläne von 
der Unruheſtiftung in Mitteleuropa abzulenken. Er erblickte 
in ihnen nicht ſowohl eine Umkehr der fran zöſiſchen Politik 
zu Aufgaben, über deren Bewältigung der Gegenſatz zu Deutſch⸗ 
land ſchwinden werde, als nur eine andere Art, die alte fran⸗ 
zöſiſche Sucht nach einer Preſtigepolitik zu befriedigen. Der 
Geſichtspunkt wurde vielleicht dem Ernſte der Dinge nicht 
gerecht. Immerhin erſchien es Bismarck wünſchens wert, Frank⸗ 
reich möglichſt lange kolonial politiſch feſtzulegen. Es mußte 
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befchäftigt werden. Bis 1886 hatte er den gewünſchten Erfolg. 
Dann kam es zu einem ſchweren Rückſchlag, der in der fran zö⸗ 
ſiſchen Volksſtimmung den General Boulanger emportrug 
und Deutſchland gar mit einem Zweifrontenkrieg bedrohte, 
weil Frankreich in den Leidenſchaften der öffentlichen Meinung 
des Zar enreiches Unterſtützung fand. Bismarck hat es als feine 
letzte große Tat angeſehen, daß er die ruſſiſche Regierung durch 
den Rückverſicherungsvertrag noch einmal von Frankreich ent⸗ 
fernte und das Kriegsfeuer ſelbſt durch ſein ebenſo beſonnenes 
wie entſchiedenes Auftreten beſchwor. Seine maͤchtige Rede 
vom 6. Februar 1888 ſcharte um ihn un widerſtehlich den ganzen 
ihm ſonſt ſo feindlichen Deutſchen Reichstag. Es war der Glanz⸗ 
punkt ſeiner Wirkſamkeit im Parlament, als er dort ſchon längſt 
um jeden Widerhall gekommen zu ſein ſchien. 

Als indeſſen vier Wochen ſpäter Wilhelm J. ſtarb, mußte 
Bismarck binnen kur zer Zeit erleben, daß der Enkel feines alten 
Kaiſers mit dem Tatengeiſt der Jugend ſeine ſich auf die Ver⸗ 
teidigung des 1871 Erreichten beſchraͤnkende Politik nicht wür⸗ 
digte. Heiß und berauſchend empfand der junge Monarch in 
ſich die treibende, gärende Kraft des neuen, welt politiſch gerich⸗ 
teten Deutſchland. Menſchlich wird es immer begreiflich bleiben, 
daß der Greis und der noch werdende Mann ihre Sprache gegen⸗ 
ſeitig nicht verſtanden. Der Funke von Genialität, der in der 
Bruſt des Kaiſers glühte, erfüllte ihn mit lauter Ahnungen 
der Zukunft und trieb ihn, rings um ſich Anregungen zu ſäen, 
Keimendes zu entfalten. Bismarcks Denken dagegen war ganz 
der Gegenwart zugewandt, wenn er auch bewieſen hatte, daß 
er wie ſelten ein Staatsmann zur gegebenen Zeit Notwendig⸗ 
keiten der zukünftigen Entwicklung ſeines Volkes zu erfaſſen 
und wahr zunehmen vermochte. Vor des Kaiſers Augen breitete 
ſich lockend das Erdenrund aus. Bismarck ſchaute auf Frankr eich. 
Der Kaiſer hatte, um nur ein Beiſpiel an zuführen, den brennen; 
den Wunſch, dem deutſchen Volke gleichſam als Morgengabe 
ſeiner Regierung Helgoland zurückzuer werben, England aus 
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Deutſchlands Flanke zu entfernen und Deutſchlands Zutritt 
zum Meere dadurch zu erweitern. Bismarck erwog, wenn ſie 
davon ſprachen, nüchtern immer nur den einen Fall eines 
deutſch⸗fran zöſiſchen Krieges, in dem Helgoland vielleicht beſſer 
in Englands Händen geborgen wäre, als in denen Deutſchlands. 
Die Franzoſen möchten es den Deutſchen dank ihrer über; 
legenen Flottenkraft entreißen und eine Kohlenſtation zur 
Verſorgung ihrer gegen die deutſche Küſte kämpfenden Schiffe 
daraus machen. Die Abſichten und Ziele beider Männer waren 
ſich dennoch nicht ſo fern, wie es den Anſchein hatte; aber 
ihre Art, wenn man will, ihre Sendung war verſchieden. 
Bismarcks Politik einer Sammlung aller diplomatiſchen Kräfte 
des Reiches auf die Umſtellung Frankreichs hatte ihre ſie recht⸗ 
fertigende, wenn auch vom Kanzler begreiflicher weiſe nicht 
gleich ſtark betonte Kehrſeite in der Überzeugung, daß Deutſch⸗ 
lands Zeit zur tätigen Einmiſchung in die Welt politik noch 
nicht gekommen ſei. „Die Fähigkeit zu warten iſt eine Eigen⸗ 
ſchaft, welche man in der Geſchichte bei allen erfolgreichen 
Syſtemen der Politik wahrnehmen kann.“ Der Kanzler rechnete, 
daß, wenn ſich Deutſchland welt politiſch zurückhalte, zunächſt 
der ſchon längſt vorhandene weltpolitiſche Gegenſatz zwiſchen 
Rußland und England zur Durchbildung gelangen und Deutſch⸗ 
land dadurch der Gefahr eines doppelten Druckes gleichzeitig 
von Rußland und England aus entgehen werde. Keineswegs 
war Bismarck gewillt, Deutſchland unter allen Umſtänden in 
ſpäterer Zeit in der Drientfrage ein kräftiges Vorgehen zu 
verwehren. Aber es ſollte die geeignete Stunde ſelbſt wählen, 
nicht aus bloßer Nibelungentreue ſich von Sſterr eich-Ungarn 
in die Balkanſchwierigkeiten verwickeln laſſen, wenn es dieſem 
paßte. Denn andernfalls war für Sſterreich⸗Ungarn die Ver⸗ 
ſuchung unverkennbar groß, gerade bei der eignen, in ſeiner 
innern Politik begründeten Schwäche auf den ſtarken Bundes⸗ 
genoſſen ſich zu verlaſſen. Die Sorge Bismarcks davor hat in 
den beiden letzten Abſchnitten allgemeinen Inhalts der „Gedanken 
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und Erinnerungen“ ihren beklemmenden Ausdruck gefunden. Am 
deutlichſten aber er weiſt ſich doch, daß die gefliſſentliche Zurück⸗ 
haltung des großen Kanzlers von der Welt politik nicht auf Ver; 
blendung oder Mißverſtändnis der von ihm ſelber angebahnten 
Ent wicklung beruhte, auf der Sicherheit, womit er den Abſtand 
einſchätzte, der zwiſchen dem Reiche und Rußland einerſeits, 
England und dem Reiche anderſeits beſtand. Bismarck glaubte, 
daß Rußland und Deutſchland nur durch eine in beiden Staaten 
leidenſchaftlich betriebene Preßhetze und durch die Vorurteile 
gewiſſer Schichten ihrer Gebildeten getrennt ſeien, nicht aber 
durch wirkliche Inter eſſen widerſprüche. Dagegen empfand er 
den Gegenſatz Englands zu Deutſchland als Kluft, die wenig 
Hoffnung auf künftige Überbrückung ließ. „In den unmittel⸗ 
baren Beziehungen Deutſchlands und Rußlands liegt kein 
Anlaß zu einer Entfremdung und noch weniger zu einem 
Kampfe gegeneinander, und die Frage, wann orientaliſche 
Händel, ſoweit fie über die Grenze prophylaktiſcher und fried— 
liebender Diplomatie hinausgehen, einen genügenden Grund 
abgeben, dem Deutſchen Reiche die Wohltat des Friedens 
zu entziehen wird zu ihrer Zeit einer Prüfung bedürfen, die 
von aller Gefühls politik frei zu ſein hat und lediglich dem 
kühlen Verſtande bei Abwägung der Intereſſen des deutſchen 
Volkes die Herrſchaft einräumt.“ Mit blutigem Hohne geißelte 
er in den „Gedanken und Erinnerungen“ am Beiſpiel der 
englandfreundlichen und rußlandhaſſenden Partei Bethmann⸗ 
Hollweg, mit der er es ſchon in den soer Jahren zu tun gehabt 
hatte, die politiſche Weisheit derjenigen, die daran dachten, 
Rußland zu zerſtückeln, die Oſtſeeprovinzen, ja Petersburg 
den Preußen und Schweden zu geben, auch ganz Polen den 
Ruſſen zu nehmen und zu guter Letzt noch den Reſt durch 
eine Teilung zwiſchen Groß⸗ und Kleinruſſen zu zerfetzen. 
„Aus dieſer Theorie wurde die Notwendigkeit der Pflege des 
natürlichen Bündniſſes mit England entwickelt, mit dunklen 
Andeutungen, daß England, wenn Preußen ihm mit ſeiner 
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Armee gegen Rußland diene, feinerfeits die preußiſche Politik 
fördern würde. Die Frage, ob Palmerſton oder ein anderer 
engliſcher Miniſter geneigt ſein würde, engliſche Intereſſen 
auf dem Altar der deutſchen Einheitsbeſtrebungen zu opfern, 
dieſe Frage bis ans Ende durchzudenken, fühlte niemand den 
Beruf. Mit dieſen kindiſchen Utopien ſpielten ſich die zweifellos 
klugen Köpfe der Bethmann⸗Hollwegſchen Partei als Staats⸗ 
männer aus, hielten es für möglich, den Körper von 60 Mil⸗ 
lionen Großruſſen in der europäiſchen Zukunft als ein caput 
mortuum zu behandeln, das man nach Belieben mißhandeln 
könne, ohne daraus einen ſichern Bundesgenoſſen jedes zu⸗ 
künftigen Feindes von Preußen zu machen.“ „Die Stimmung, 
wie ſie für England lange bei uns beſtanden hat,“ ſo ließ er 
etwa gleichzeitig die „Hamburger Nachrichten“ ſagen, „war 
wohlwollender gegen England, als durch irgendwelche Gegen⸗ 
ſeitigkeit gerechtfertigt ſchien. Sind wir England nach irgend⸗ 
einer Richtung hin Dank ſchuldig für eine freiwillige ſympa⸗ 
thiſche Unterſtützung der deutſchen Politik? Wir wollen von 
den Kriegen zu Anfang des vorigen Jahrhunderts und von 
dem Siebenjährigen Kriege nicht ſprechen, wo der fran zö⸗ 
ſiſche Ausdruck „perfides Albion“ von ſeiten Deutſchlands an⸗ 
gezeigter geweſen wäre als je auf franzöſiſcher Seite; aber 
von der Zeit des Wiener Kongreſſes ab, in den deutſchen na⸗ 
tionalen Fragen, in den ſchles wig⸗holſteiniſchen, in unſern 
polniſchen Schwierigkeiten, im fran zöſiſchen Kriege von 1870/71, 
in unſern kolonialen Verhältniſſen, haben wir da jemals einen 
Moment erlebt, daß England ein deutſches Intereſſe gefördert 
hätte?“ Aber das junge Deutſchland und an ſeiner Spitze ſein 
Repräſentant, Kaiſer Wilhelm II., mußte, wie es das Geſetz 
aller menſchlichen Entwicklung iſt, erſt durch eigne Erfahrung 
die Klugheit erwerben, die ſich der alte Kanzler vergebens ihnen 
zu vererben bemühte und mit der er ſelbſt das Ruder der aus⸗ 
wärtigen Politik lenkte. Kaiſer Wilhelm traute England und 
fühlte ſich durch Rußland abgeſtoßen. Er wurde Bismarck 
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innerlich fremd, weil Bismarck anders urteilte. Dieſer be; 
merkte nicht, wie gerade durch die Meinungsgegenſätze auf 
dem auswärtigen Gebiet, um deſſent willen er ſich im Amte 
behaupten zu müſſen glaubte, dem Kaiſer ſein Verbleiben 
unerträglich wurde. Durch ſie erlangten die Meinungsverſchie⸗ 
denheiten in der innern Politik eine Tragweite, die Bismarcks 
Stellung, was er ſelber auch dagegen ein wandte, unhaltbar 
machte. 

Am 17. März 1890 wurde Bismarck frühmorgens und wieder 
gegen Abend aufgefordert, fein Abſchiedsgeſuch einzureichen. 
Er mußte ſich fügen. Am Vorabend des Stur zes hatten Bis⸗ 
marck und Windthorſt noch miteinander verhandelt, ob ſie 
fortan zuſammenwirken könnten. Der Lauf der Dinge aber war 
dadurch nicht mehr geändert, im Gegenteil, da der Vorfall 
dem Kaiſer gemeldet wurde, beſchleunigt worden. Der Eindruck 
des Ereigniſſes auf die ganze Welt war ungeheuer. Selbſt 
einem politiſchen Gegner Bismarcks, wie Windthorſt es war, 
der fo oft den Sturz Bismarcks gewünſcht hatte, ſchüttelte 
bange Sorge das Herz, was denn wohl aus Deutſchlands äußerer 
Politik werden ſollte. 

Acht Jahre hat Bismarck noch, heimgekehrt zum Lande, als 
Landedelmann bald in Varzin, bald im Sachſen walde zu Fried⸗ 
richsruh gelebt. Außerlich betrachtet, war der Wandel in Bis⸗ 
marcks Lebensführung nicht groß. Schon ſeit der Mitte der 
zoer Jahre hatte er viele Monate jährlich auf den beiden Ber 
ſitzungen zugebracht und von dort aus die Staatsgeſchäfte 
geleitet. Er war darüber nicht nur in ſeiner Lebensart, ſondern 
auch in ſeiner Urteilsbildung wieder zum Sohne des Landes 
geworden. Sein Abrücken von den Liberalen nach 1875, ſeine 
Wirtſchafts⸗ und So zial politik wie feine zwiſchen den Ein zel⸗ 
ſtaaten und dem Reiche ausgleichende konſervative Verfaſſungs⸗ 
politik hingen ſchon mit ſeiner Rückkehr zur Scholle zuſammen. 
Bismarcks erſtes Anliegen nach der Entlaſſung waren die „Ge; 
danken und Erinnerungen“, die ſeine Umgebung ihm halb 
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und halb entlockte, deren Redaktion er dann aber aufmerkſam 
beſorgte. Wie er bei allem, was er ſagte und ſchrieb, einen 
beſtimmten Zuhörer vor Augen hatte und auf ihn wirken wollte, 
ſo wandte er ſich in ſeinen Aufzeichnungen an die Gebildeten 
der Nation und trug der deutſch⸗nationalen und liberalen Fär⸗ 
bung der Anſichten ihrer Mehr zahl mannigfach Rückſicht. Et⸗ 
liches ſchilderte er auch un willkürlich nicht getreu, weil es fi 
in ſeinem Gedächtnis verſchoben hatte. Trotz dieſer Mängel 
iſt das Werk in der deutſchen Literatur ohne Vergleich, im Fluſſe 
der Erzählung meiſterlich, in dem Gehalt an politiſcher Einſicht 
nicht zu erſchöpfen. Ganz andrer Art war die langjährige 
Mitarbeiterſchaft, die Bismarck noch den „Hamburger Nach— 
richten“ widmete. Es ſind Er zeugniſſe, für den Tag beſtimmt, 
zum Teil Rückblicke auf die Politik des Fürſten, zum größern 
Teile Pfeile, gegen die Politik ſeiner Nachfolger geſchnellt, 
dem Fluche der journaliſtiſchen Anonymität nicht immer ent⸗ 
gangen. Der Leſer muß tiefer in ihnen als in den „Gedanken und 
Erinnerungen“ ſchürfen, um auf Gold zu ſtoßen. Gräbt er tief 
genug, findet er auch an dieſer Fundſtelle feinen reichlichen 
Lohn. Vor allen Dingen für das Verſtändnis feiner aus wärtigen 
Politik ſeit 1880 iſt ſie ergiebig und ergänzt die Aufzeichnungen 
durch Mitteilungen von unerſetzlichem Werte. Schwer, allzu 
ſchwer konnte ſich Bismarck darin finden, nicht mehr das Heft 
in den Händen zu haben, leben zu müſſen und nicht mehr leiten 
zu können. Schon in dem angehenden Staatsmann der oer 
Jahre waren Leidenſchaft und Groll oft übermächtig geworden, 
wenn er in Frankfurt tatenlos die Dinge treiben laſſen mußte. 
Nach ſeiner Entlaſſung trat das Titaniſche ſeines Weſens in 
dem Greiſe vollends hervor. Er war gezwungen worden, aus 
ſeinem Amte zu ſcheiden, und er leitete daraus ein Recht ab, 
wider die Männer aufzutreten, die ihm, nach ſeinem Eindruck, 
ſein Werk verpfuſchten. Aber ſelbſt in den Stunden ſchärfſten 
Grolles bewahrte Bismarck nicht nur die Herrſchaft über die 
Formen. Er wurde auch niemals aus Leidenſchaft zum Verräter 
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an den Anſchauungen, nach denen er den Staat geleitet hatte. 
Wie in den Zeiten ſeiner Amtsführung, wechſelte er wohl die 
Stellungen je nach der Taktik, die er für angemeſſen hielt. Im 
Innerſten jedoch blieben ſeine Meinungen unverändert und 
folgerichtig. Es iſt erſtaunlich, Gedanken, die anſcheinend ganz 
aus dem Kampfes zorn der Monate nach feinem Rücktritt hervor⸗ 
ſprangen, oft um Jahrzehnte zurück in Reden vorgebildet zu 
finden, die unter ganz andern Umſtänden geſprochen wurden. 
So behauptete ſich das Urgeſteinhafte ſeines geiſtigen Weſens, 
das im Wandel der Zeiten bald von dieſen, bald von 
jenen Verwitterungen verhüllt wurde, aber ſich in ſeinen 
großen ſchöpferiſchen Lebensabſchnitten immer wieder von den 
Schlacken befreite und mit verdoppelter Kraft wirkte, das 
unvergleichlich Beſtändige ſeines politiſchen Denkens, das 
vielleicht mehr als alles andere das ſieghafte Merkmal ſeiner 
ſtaatsmänniſchen Genialität bildete, auch unter den Blitzen 
und im Donner der Greiſenjahre nach der Entlaſſung. Im 
Jahre 1894 ſtarb Bismarcks Frau. Er verlor den eignen Herd, 
wie er 1890 um ſeine Tätigkeit im Staate gekommen war. 
Es blieb ihm nur die ewige Heimat ſeiner Seele und der Gott, 
den er ein halbes Jahrhundert zuvor beim Eintritt in das 
Mannesalter über ſich anerkannt hatte. Am 30. Juli 1898 
ſchied er zu ihm von hinnen. 

„Bismarck iſt vor allem andern ein Menſch, ein Mann.“ 
So hatte Ludwig v. Gerlach von ihm geſchrieben, als ſie ſchon 
in voller Entfremdung voneinander begriffen waren. Das 
Wort Gerlachs zeichnet nicht nur Bismarcks Art, ſondern auch 
den äußern Verlauf ſeines Lebens. In mächtigem Wogen⸗ 
ſchlage rauſchte es vorüber: lange Wellentäler, übermenſch⸗ 
lich hohe Wellenberge, dreimal nacheinander in gleichmäßiger 
Folge ein Verweilen, ein Eintauchen und gar ein Unter⸗ 
tauchen in die ſeinem Weſen fremde, vom Liberalismus 
des 19. Jahrhunderts beherrſchte Welt des öffentlichen Lebens 
um ihn her und ein Sichwiederzurückziehen in ſich ſelber, 
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eine Auslöſung aller ihm von der Natur mitgegebenen Kräfte 
konſervativen Denkens, ein gewaltiges ſchöpferiſches Geſtalten 
aus den Tiefen. Gab ſich der Kanzler vor dem Ausgange 
Rechenſchaft über den Ertrag dieſes Lebens voll innerer Un⸗ 
ruhe, voll heftiger Leidenſchaft, voll ausmergelnder Arbeit 
und hoher Sehnſucht, ſo durfte er ſich wohl wiederholen, was 
er im Februar 1881 dem Reichstag zugerufen hatte. Vielleicht 
habe er zu weilen geirrt, niemals habe er das nationale Ziel aus 
den Augen verloren. Es ſei ihm immer an erſter Stelle auf die 
Nation angekommen, auf ihre Stellung nach außen, ihre Selb⸗ 
ſtändigkeit, ihre Organiſation in der Weiſe, „daß wir als große 
Nation in der Welt frei atmen können“. „Von dem Bau des Deut⸗ 
ſchen Reiches, von der Einigkeit der Nation da verlange ich, daß 
ſie feſt und ſturmfrei daſtehe.“ Als Bismarck mit all ſein em 
Zorn und Groll noch Kanzler war, mochte er von ſeinen politi⸗ 
ſchen Gegnern wohl befehdet werden. Er konnte anfangs auch 
noch von dem folgenden Geſchlecht verkannt werden, dem er 
den Weg bereitet und dem er die Staffeln zum Em porſtieg 
auf höhere Gipfel behauen hatte. Darum mußte doch wahr 
werden, was er 1891, nicht lange vor der Wendung, in ähn⸗ 
licher Zuverſicht wie 1865, ein Jahr vor der Begründung der 
deutſchen Einheit, verkündete, daß ihn alle Angriffe und Ver⸗ 
dächtigungen nicht berührten. „Die retroſpektive Beurteilung 
ſeines Verhaltens werde in wenigen Jahren eine andere ſein 
als heute.“ 

Noch wandte ſich in Bismarcks letztem Jahrzehnt die ger 
ſammelte Kraft des deutſchen Volkes erſt allmählich und zögernd 
wider den Feind, der uns am meiſten Bismarcks Verdienſte 
um unſer ſtaatliches Daſein neidete, wider England. Wie 
aber große Kunſt dem Leben oft voraneilt, fo hat es ſich ger 
fügt, daß von den ungezählten Denkmälern, die Dankbarkeit 
dem erſten Kanzler ſchon errichtete, das einzige großen künſt⸗ 
leriſchen Wurfs in Hamburg an den Ufern der Elbe ihm getürmt 
wurde. Aller vergänglichen Züge entledigt, zur Bedeutung 


An der Schwelle einer neuen Zeit 355 


eines Symbols geſteigert, der Roland des Deutſchen Reiches, 
ſchaut Otto von Bismarck dort über das Meer gen England hin. 
Zuſammengefaßt iſt in ihm alle Kraft, die er aus dem Boden 
Preußens und des deutſchen Staatslebens zog, und die er hin⸗ 
wiederum dem preußiſchen Staate und der deutſchen Nation 
mitteilte. Das Bewußtſein deſſen, was er leiſten durfte, 
leuchtet um ihn. So ragt er, in den Stein gebannt, empor, 
der Schmied der deutſchen Einheit, der Führer unſeres Volkes 
über die Schwelle der neuen Zeit, zu der es ſich nunmehr im 
furchtbaren Kriege den Eintritt endgültig erkämpfen muß. 
Bis marcks Hände haben der Nation den Weg bereitet. Sein 
Geiſt ſteht über der Nation in dieſem Streite. In neuern Zeiten 
hatte ſie nie einen gewaltigern, nie einen beſſern Steuermann 
ihrer Geſchicke. Darüber iſt ſie ſich heute einig, nachdem das 
Menſchliche in ihm mit ſeiner Inbrunſt, aber auch mit dem 
Rauhen und Kantigen verklungen iſt. Die Erinnerung an 
Otto von Bismarck ſtärkt in der Nation die Zuverſicht des 
endlichen Sieges. 
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Zeittafel zu Bismarcks Leben 


1815 1. April. Geburt. 

1822—1827. Zögling der Plamannſchen Anſtalt. 

1827—1832. Beſuch des Gymnaſiums. 

1832—1835. Univerſitͤtsſtudium. 

1835 —1839. Praktiſche Ausbildung für den Verwaltungsdienſt. 1836/37 Auf⸗ 
enthalt in der Rheinprovinz. 

1839—1845. Landwirt auf dem hinterpommerſchen Gut Kniephof. Reiſen. 
Eintritt in den Thaddenſchen Kreis. 

1845/46. Überſiedelung nach Schönhauſen. Harzreiſe. Tod Marie v. Blancken⸗ 
burgs. Verlobung. 

1847. Mitglied des Erſten Vereinigten Landtags. Hochzeit. 

1848. Märzrevolution und Zweiter Vereinigter Landtag. Begründung der 
„Kreuzzeitung“. Der „Adjutant“ des „Kamarillahauptquartiers“. 
1849— 1352, Parlamentariſche Betätigung in Berlin und Erfurt als konz 
ſervativer Parteipolitiker. Kampf wider die Union. 3. Dezember 1850 

Rede für die Olmützer Verabredungen. 

1851 Mai. Ernennung zum Legationsrat bei der preußiſchen Geſandtſchaft 
am Bundestag. 

1851 Juli. Ernennung zum Geſandten am Bundestag. 

1851/52. Gemeinſames Wirken mit dem öſterreichiſchen Präſidialgeſandten 
Grafen Thun für die Verſtändigung Sſterreichs und Preußens. 

1852 Juni / Juli. In beſonderer Sendung in Wien. 

1852—1859. Hervortreten der Grundgedanken für die künftige äußere Politik 
Preußens. Entſchiedene Stellungnahme gegen Sſterreich. Erſte taktiſche 
Annäherung an die deutſche liberale Bewegung und Gegenſatz zu der 
Bewegung unter den ſüd⸗ und weſtdeutſchen Katholiken. Fühlungnahme 
mit Gortſchako w und Napoleon III. 

1859 März. Verſetzung nach Petersburg. Sſterreichiſch-Franzöſiſcher Krieg. 

1859 Juni, Juli, November bis Frühjahr 1860. Wiederholte ſchwere Erkrankung. 

1860/61. Reform pläne für den Deutſchen Bund. Kandidat für das Miniſterium 
des Aus wärtigen. 

1862 Mai. Verſetzung nach Paris. 
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1862 September. Der Konflikt in Preußen. 22. (und 23.) Unterredungen 
mit dem König. 

1862 24. September. Vorläufige Ernennung zum Miniſter präſidenten. 

1862 8. Oktober. Die endgültige Ernennung. 

1862 29./30. September bis 1863 27. Januar. Verſtändigungsverſuche mit der 
Zweiten Kammer. 

1862 4. Dezember. Programmatiſche Unterredung mit dem öſterreichiſchen 
Geſandten Graf Karolyi über die deutſche Frage. 

1863 8. Februar. Alvenslebenſche Konvention in St. Petersburg. 

1863 27. Mai. Schluß des Landtags. Innere Politik der Gewalt. 

1863 September. Auflöſung des Landtags. 

1863 Auguſt / September. Abwehr des „Fürſtentags“. 

1863 November. Dynaſtiewechſel in Dänemark. Die Frage der „Herzog⸗ 
tümer“. Verbindung Sſterreichs und Preußens. 

1864 Januar bis Oktober. Krieg mit Dänemark. Londoner Konferenz. Wiener 
Friede. 

1864 22. bis 26. Auguſt. Wilhelm I. und Bismarck in Schönbrunn. 

1864 27. Oktober. Rücktritt Rechbergs. 

1865 14. Auguſt. Gaſteiner Konvention. 

1866 8. April. Bündnis mit Italien. 

1866 Mai. Gablentzſcher Verſtaͤndigungsverſuch. Sſterreichiſch-preußiſche Vers 
handlungen in Berlin. 

1866 17. Juni. Beginn des preußiſchen Krieges wider Sſterreich und ſeine 
Verbündeten. 3. Juli Sieg bei Königgrätz und konſervativer Wahlſieg 
in Preußen. 26. Juli Vorfriede. 5. Auguſt Ankündigung des Indemni⸗ 
tätsgeſuchs. Mitte Auguſt. Die Verträge mit den ſüddeutſchen Staaten 
und die Annexionen in Norddeutſchland. 

1866 13. Dezember. Entwurf der Verfaſſung für den Norddeutſchen Bund. 
Dezember bis Februar 1867. Beratung des Entwurfs durch die Kom⸗ 
miſſare der verbündeten Regierungen. 

1867 24. Februar bis 17. April. Tagung des die Verfaſſung beratenden Reichs⸗ 
tags. Begründung der nationalliberalen Partei. Natio nalliberal⸗frei⸗ 
konſervative Mehrheitsbildung. 

1867 März / April. Luxemburgiſche Frage. 

1867 1. Juli. Inkrafttreten der Verfaſſung. 14. Juli Reichskanzler. 

1867 8. Juli. Erneuerung des Zollvereins mit den ſüddeutſchen Staaten. 

1867 Herbſt bis 1870 Juli. Bemühungen um eine Annäherung Sſterreichs, 
Frankreichs, Italiens gegen den Norddeutſchen Bund. 

1868 27. April bis 23. Mai. Erſte Tagung des Zollparlaments. 

1868 September. Revolution in Spanien und ſpaniſche Thronfolgefrage. 

1869 April/Mai. Vergeblicher Verſuch einer Finanzreform im Norddeutſchen 
Bunde. 

1869. Liberaliſierung des preußiſchen Staatsminiſteriums. 

1869 Auguſt bis 1870 April. Kaiſer plan. 

1870 März / Juni. Kriſe der ſpaniſchen Thronfolgefrage. 
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1870 6. bis 13. Juli. Kriſe der preußiſch⸗franzöſiſchen Beziehungen. 

1870 18. Juli bis 1871 10. Mai. Deutſch⸗Franzöſiſcher Krieg. Erwerbung 
von Elſaß⸗ Lothringen. 

1870 November. Anſchlußverträge an den Norddeutſchen Bund mit den ſüd⸗ 
deutſchen Staaten. 

1871 18. Januar. Ausrufung des Deutſchen Kaiſertums. 

1871 April bis 1872 Februar. Entwicklung des Kampfes gegen das Zentrum. 
Gegenſatz zu den Konſervativen. Zuſammengehen mit dem Liberalismus. 
18721875 Höhepunkt der unitariſchen Bewegung. 

1872 September. Dreikaiſerzuſammenkunft in Berlin. 

1872—1875. Kulturkampfgeſetzgebung in Preußen. 1872 —1877 Anſtrengungen, 
den Kulturkampf zu internatio naliſieren. 1875 18. Juni. Aufhebung 
der die Selbſtändigkeit der Kirchen verbürgenden Artikel der preußiſchen 
Verfaſſung. 

1874 20. April. Erſtes Septennat. 

1875 April / Mai. „Krieg in Sicht?“ 

1875 November / Dezember. Programm einer auf indirekte Abgaben geſtützten 
Reichsſteuergeſetzgebung und des Ankaufs der Eiſenbahnen durch das 
Reich. 

1875—1877. Vorbereitung einer Kursänderung in der innern Politik. 

1877 März bis 1878 Februar. Kampf um den Einfluß bei Hofe und auf das 
preußiſche Staatsminiſterium. 

1878 Februar bis Juli. Entſcheidender Kampf mit dem Liberalismus um die 
Behauptung der Reichs- und der preußiſchen Verfaſſung oder die volle 
Konſtitutio naliſierung des deutſchen Staatslebens. 

1878 19. Februar. Rede im Reichstag über die orientaliſche Frage. 13. Juni 
bis 13. Juli. Berliner Kongreß. 

1878 März bis 1881 17. November. Grundlegung einer ſelbſtändigen innern 
Reichs politik. Die Organiſation der Reichs verwaltung, Elſaß⸗ Lothringens, 
der deutſchen Finanz⸗, Verkehrs-, Wirtſchafts⸗ und So zial politik. 

1879 September. Bündnis mit Sſterreich⸗Ungarn. 

1881-1885. Vergeblicher Kampf um Reichsmono pole und die So zialiſierung 
der deutſchen Steuergeſetzgebung. 

1882. Italiens Zutritt zum deutſch⸗öſterreichiſchen Bündnis. 

1884. Dreikaiſerzuſammenkunft in Skiernewice. 

1884/85. Anfänge der deutſchen Kolonialpolitik. 

1885 und 1887. Ausbau der Schutzzollpolitik. Die Getreidezölle. 

1881—1889. Arbeiterverſicherungsgeſetze. Der Streit um das So zialiſtengeſetz 
und den Arbeiterſchutz. 

1887. Reichstagsauflöſung. Das „Kartell“. 

1887. Rückverſicherungsvertrag mit Rußland. 

1888 9. März. Tod Wilhelms I. 15. Juni. Regierungsantritt Wilhelms II. 

1890 18. März. Entlaſſung. 

1898 30. Juli. Tod. 


Literatur⸗Nach weis 


Es bleibt Erich Marcks, der im Einverſtändnis mit der Familie des Kanzlers 
deſſen Bild in aller Sorgfalt literariſch zu erneuern an der Arbeit iſt, vor⸗ 
behalten, uns die erſte ausführliche Geſamtdarſtellung des Bismarckſchen Lebens 
von wiſſenſchaftlicher Geltung zu geben. Alle vor der Jahrhundertfeier erſchie⸗ 
nenen Werke über Bismarck — die ausländiſchen eingeſchloſſen — ent 
ſprechen entweder nicht den Forderungen, die an eine geſchichtswiſſenſchaftliche 
Biographie zu ſtellen ſind, oder ſie behandeln nur Ausſchnitte aus Bismarcks 
Wirken. Auch der „Bismarck“ von Max Lenz, der für die Allgemeine Deutſche 
Biographie geſchrieben wurde (gegenwärtig 4. Auflage), faßt nur die kurze 
Spanne Zeit von 1862 bis 1866 feſt an. 

Als Quellen kommen für jeden wiſſenſchaftlich gegründeten Verſuch einer 
Schilderung der geſamten Laufbahn Bismarcks vor allem in Betracht die 
„Gedanken und Erinnerungen“, die von Horſt Kohl in 14 Bänden heraus⸗ 
gegebenen „Politiſchen Reden“, die verſchiedenen Briefſammlungen, darunter 
beſonders der Anhang zu den „Gedanken und Erinnerungen“, die „Briefe 
Bismarcks an ſeine Braut und Gattin“ und die Briefe an ſeine Schweſter, auch 
das im Bismarck⸗Jahrbuch verſtreute Material. Die mannigfachen Sammlungen, 
die weſentlich anekdotiſche Züge aus Bismarcks Leben feſthalten und gelegent⸗ 
liche Mitteilungen darbieten, an der Spitze die „Tagebuchblätter“ von Moritz 
Buſch, Poſchingers „Fürſt Bismarck und der Bundesrat“, „Fürft 
Bismarck und die Parlamentarier“, „Neue Tiſchgeſpräche und Interviews“, 
wird der Forſcher nicht miſſen mögen. Die Spreu überwiegt darin den Weizen 
freilich ohne Verhältnis. Nicht zu vernachläſſigen ſind die 1891 erſchienenen 
„Bismarck⸗Regeſten“ Horſt Kohls, obwohl ſie im einzelnen ſeither hundert⸗ 
fältig berichtigt und ergänzt wurden. Die Zeitungen harren noch, von Ho f⸗ 
manns „Fürſt Bismarck 1890—1898“ (8. Auflage) abgeſehen, der Aufarbei⸗ 
tung ihres Inhalts für die Zwecke der biographiſchen Kenntnis Bismarcks; einige 
wenig gelungene Verſuche von Anfängern während des letzten Jahrzehnts 
können an dem Urteil nichts ändern. 

I. Vgl. die Bemerkung auf S. 11. 

II, 1. Die Zitate außer aus den Familienbriefen, aus den „Politiſchen 
Reden“, dem „Bismarck⸗Jahrbuch“, den „Denkwürdigkeiten aus dem Leben 
Leo polds von Gerlach“ (2 Bände), den „Aufzeichnungen“ Ernſt Ludwig von 
Gerlachs, Wageners „Erlebtem“ und dem „Kleiſt⸗Retzow“ von Peters; 
dorff. Gleich Bismarcks erſtes Auftreten im Vereinigten Landtag wirft 
eines der Grundprobleme auf, die die Erforſchung ſeiner geſamten ſtaats⸗ 
männiſchen Laufbahn bis 1890 beherrſchen ſollten: ſein geiſtiges Verhältnis 
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zu feiner konſervativen Umgebung der Jahre 18471858. Die bisherige 
Forſchung leidet faſt allgemein daran, daß ſie Bismarck zu iſoliert betrachtet 
oder den Abſtand zwiſchen ihm und den andern von vornherein überfchägt 
(ganz unmethodiſch z. B. die jüngſte Arbeit von Augſt, „Bismarck und 
L. v. Gerlach“). Sie hat außerdem einſeitig ihr Intereſſe auf Bismarcks Bezie⸗ 
hungen zu den Doktrinär⸗Konſervativen gerichtet, für die die Quellen reichlich 
fließen, nicht dagegen auf feine Übereinſtimmung mit den konſervativ gerich⸗ 
teten Mitgliedern der Regierung und den Diplomaten, obwohl es wenigſtens 
für Otto v. Manteuffel ebenfalls nicht an Stoff fehlt. Vielleicht daß der zweite 
Band der Marcksſchen Biographie nach der ganzen Art Marcksſcher Arbeits weiſe 
in der Aufdeckung und Wertung all dieſer Zuſammenhänge uns ſein Beſtes 
bietet! Bismarck und Radowitz nach Gebühr gegeneinander zu ſetzen, iſt durch 
das Erſcheinen von Meineckes „Radowitz und die deutſche Revolution“ 
möglich geworden; Meinecke hat ſich gerade durch die unkonſervativen Züge 
des den Konſervativen zugerechneten Staatsmannes angezogen gefühlt und 
dadurch deſſen politiſches Weſen endlich faßbar herausgearbeitet. 

II, 2. Die Zitate aus Poſchingers vierbändigem, leider kritiſch nicht 
zuverläſſigem Werke: „Preußen im Bundestag 18511859“ ſowie aus den 
„Briefen Bismarcks an Leopold v. Gerlach“, herausgegeben von Kohl, und 
den „Briefen des Generals Leopold v. Gerlach an Bismarck“, herausgegeben 
von demſelben (Ausgabe 1912). Auf die Zäſur in Bismarcks Frankfurter Auf⸗ 
enthalt iſt ebenſo Wert zu legen, wie das Unfertige der ſtaatsmänniſchen An⸗ 
ſchauungswelt Bismarcks und ſeines politiſchen Gebarens in der ganzen Frank⸗ 
furter Zeit genau beſtimmt werden muß. — Für 1851/52 find noch heranzu⸗ 
ziehen „Bismarck⸗Jahrbuch“, Friedjungs „Geſchichte Sſterreichs 1848 
bis 1859“ und Gärtner, „Der Kampf um den Zollverein“. Mit den Briefen 
Wilhelms I. an Bismarck über den Wiener Aufenthalt beginnt der Anhang zu 
den „Gedanken und Erinnerungen“ I. — Ein klares Bekenntnis Bismarcks 
zur Teilung Deutſchlands nach geographiſchen Geſichts punkten behauptet 
ſchon für die Frankfurter Jahre der bayeriſche Miniſter Schrenck in „Les 
Origines dipl. de la guerre 1870/71” Bd. IV Nr. 821. Auch dieſe Meinung 
war übrigens der konſervativen Umgebung Bismarcks nicht fremd. — Zum 
Vergleiche Prinz von Preußen und Bismarck S. 113 „Aus dem literariſchen 
Nachlaß der Kaiſerin Auguſta“ I. 

II, 3. Zitate außer aus den Familienbriefen aus „Bismarcks Briefwechſel 
mit dem Miniſter Freiherrn v. Schleinitz“ (nicht vollſtändig), dem „Bismarck⸗ 
Jahrbuch“, den „Bismarck-Regeſten“. Von diefem Abſchnitt an werden wichtig 
die „Denkwürdigkeiten“ Roons 3 B. (bis IW) und durch das Aktenmaterial, 
nicht durch deſſen kritiſche Verarbeitung Sybels „Begründung des Deut⸗ 
ſchen Reiches durch Kaiſer Wilhelm I.“ (bis III, 2). Einiges bietet Ring: 
hoffers „Im Kampf um Preußens Ehre“. Mit 1860 beginnt Bismarcks 
beſtändige Beſchäftigung mit der deutſchen Verfaſſungs politik. Die gedanklichen 
Zuſammenhänge und das von Bismarck ſelbſtändig dazu Getane ſind nur 
nachzuweiſen durch eine ihn Schritt für Schritt begleitende Forſchung, die 
die Linie ſeiner Verfaſſungs politik von 1860 bis 1879 nachzieht und ſie gegen 
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die konſtitutionellen Beſtrebungen der nattonalſtaatlichen Strömung aller 
andern Gruppen abhebt. 

III, 1. Für die Jahre 18631866 liefert mit Vorſicht zu benutzenden 
Ertrag die reichliche Literatur aus dem koburg⸗auguſtenburgiſchen Kreiſe, ferner 
Beuſt, „Aus dreiviertel Jahrhunderten“, Vitzthum ev. Eckſtädt, „Peters⸗ 
burg und London“, „London, Gaftein und Sadowa“, Janſen, „Großherzog 
Peter pon Oldenburg“. Die zurzeit wertvollſte Quelle ſind die im Auftrag 
der franzöſiſchen Regierung herausgegebenen „Origines diplomatiques de la 
guerre 1870/71“, von denen bei Ausbruch des Krieges 9 Bände (Dezember 
1863 bis Juni 1866) veröffentlicht waren. Daneben „Staatsarchiv“ und 
Hengelmüllers Veröffentlichung aus dem Nachlaß Karolyis in der „Deutz 
ſchen Revue“ 1913 ff., auch Francois Charles-Roux „Alexandre II, 
Gortschakoff et Napoléon III“. — Für Bismarcks Ernennung Promnitz 
„Bismarcks Eintritt in das Miniſterium“. Schärfer als bisher ſind die Aus⸗ 
führungen Bismarcks im Landtag am 29./ 30. September 1862 zu zergliedern. 
Für das perſönliche Verhältnis Bismarcks und Rechbergs Friedjung, 
„Kampf um die Vorherrſchaft in Deutſchland“, auch Bötticher, „Bismarck 
als Zenſor“. — Das Urteil über Venetiens Bedeutung für Sſterreichs Orient⸗ 
politik entſtammt einer Bemerkung Jörgs in den „Zeitläufen“. — Für 
Bismarcks Annäherung an die liberale Bewegung Spahn, „Entſtehung 
der nationalliberalen Partei“, in der Zeitſchrift für Politik 1908. 

III, 2. Triepel, „Zur Vorgeſchichte der Norddeutſchen Bundesverfaſſung“ 
in der Gierke⸗Feſtſchrift 19 1r, Keudell, „Fürſt und Fürſtin Bismarck“. — 
Das Zitat S. 192 aus Hofmann, „Fürſt Bismarck“ J, die ſonſtigen Zitate 
in dieſem Abſchnitte bis IV, 2 überwiegend aus den „Politiſchen Reden“. 
Über die Entwicklung der ſüddeutſchen Frage die „Denkwürdigkeiten“ Ho benz 
lohes, die Aufzeichnungen von Sucko w, Mittnacht und Freydorf, 
eine Anzahl beſonderer Unterſuchungen für die einzelnen Staaten, aus denen 
Rapps „Die Württemberger und die nationale Frage“ hervorzuheben 
if, — Für das Zollparlament iſt wichtiger noch als der meiſt zitierte Aufſatz 
von Schaeffle der Bericht Jörgs in den „Hiſtoriſch-politiſchen Blättern“ 
1868. — Bismarcks Verhältnis zu den Parteien Oncken, „Rudolf v. Bennigſen“ 
(2 Bände), eine Reihe von Veröffentlichungen aus liberalen Parlamentarier⸗ 
kreiſen, ſowie Ritter, „Die preußiſchen Konſervativen und Bismarcks deutſche 
Politik“. — Erſte Finanzreform das Tatſächliche bei Zuchardt, „Die Finanz 
politik Bismarcks und der Parteien im Norddeutſchen Bunde“. — Kaiſer plan 
Ruville, „Bayern und die Wiederaufrichtung des Deutſchen Reiches“, 
Küntzel, „Bismarck und Bayern in der Zeit der Reichsgründung“, Stolze, 
„Die Gründung des Deutſchen Reiches“. So weit ich ſehe, findet ſich noch nirgends 
der Hinweis auf den Brief Bismarcks an Roon, der aber zur richtigen Ein⸗ 
ordnung des Kaiſer plans in die innere wie die äußere Lage 1869 wichtig iſt. — 
Oem Einblick in Bismarcks auswärtige Politik dienen Freiherr v. Frieſen, 
„Erinnerungen“ III, Wertheimer, „Andraſſy“ I, Ollivier, „I' Empire 
liberale”, Feſter, „Neue Beiträge zur Geſchichte der Hohenzolleriſchen Thron⸗ 
kandidatur“ und die „Geneſis der Emſer Depeſche“. — Zu den Vorgängen 
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in Süddeutſchland Winter und Frühjahr 1870 Rapp, Stolze, Hohenlohe, Sucko w 
und Mittnacht. — Behandlung der deutſchen Frage in der offiziöſen preußiſchen 
Preſſe Körner, „Die norddeutſche Publiziſtik und die Reichsgründung“. Für 
Bismarcks Verhandlungen über den Anſchluß der Süddeutſchen das Material (un⸗ 
vollſtändig) bei Brandenburg, „Briefe und Aktenſtücke zur Geſchichte der 
Gründung des Deutſchen Reiches“, Darſtellung außer durch Ruville, Küntzel und 
Stolze, Lorenz, „Kaiſer Wilhelm und die Begründung des Deutſchen Reiches“. 

IV, I. Georges Goya u, „Bismarck et I’ Eglise“ (4 Bände) (Urteil beſonders 
getrübt, wo franzöſiſche Intereſſen mit auf dem Spiele ſtanden). Klaczko, 
„Zwei Kanzler“. — Bismarcks erſte Informationen über das Zentrum rührten 
ſichtlich fo gut wie ausſchließlich aus Schleſien her, und feine Urteile waren dadurch 
bedingt. — Erwerbung Elſaß⸗Lothringens Jacob, „Bismarck und die Erwer⸗ 
bung Elſaß⸗Lothringens“, Konſtituierung Spahn, „Bismarck und das Elſaß“ 
im „Bismarckjahr“. — Die innere Geſchichte des Reiches nach 1871 entbehrt 
noch faſt ganz der wiſſenſchaftlichen Behandlung. Ein nicht zu überſehender, 
freilich ſtark eigenwilliger Beitrag iſt Klöppel, „Dreißig Jahre deutſcher 
Verfaſſungsgeſchichte“ (mehr nicht erſchienen). Viel Material hat Frieſen III. 
Für die auswärtige Geſchichte der Jahre 1871 ff. die wichtigſten Quellen Go nz 
taut⸗Biron, „Meine Botſchafterzeit am Berliner Hofe“, Wertheimer, 
„Andraſſy“ II und III. Für die Kriſe von 1875 und für den Kongreß Han o⸗ 
taux, „Geſchichte des zeitgenöſſiſchen Frankreich“. 

IV, 2. Außerordentlich ergiebige Quelle die großen natio nalliberalen und 
freikonſervativen Parteiblätter, ferner Tiedemann, „Sechs Jahre Chef der 
Reichskanzlei“, daneben die 5 Bände von Poſchinger, „Dokumente zur Ger 
ſchichre der Wirtſchafts politik in Preußen und im Deutſchen Reich“ und Schäffle, 
„Aus meinem Leben“. Gründlicher, aber unter allgemein geſchichtlichem Geſichts⸗ 
punkte unzulänglicher Verſuch einer Darſtellung der innern Politik Bismarcks 
nach 1875 Schneider, „Bismarcks Finanz⸗ und Wirtſchafts politik“. Für 
die auswärtige Politik 1875—1878 neueſtens Noſtiz-Rieneck in den 
„Stimmen der Zeit“ 1915, für das folgende Jahrzehnt Meiſter, „Bismarcks 
auswärtige Politik ſeit 1871 und der Weltkrieg“. Meine Geſamtauffaſſung 
des politiſchen Wirkens Bismarcks, ſeine Eingliederung in den Ablauf der 
deutſchen Geſchichte, ſteht und fällt, wie mir ſcheint, mit dem Nachweis der innern 
Verkettung, die zwiſchen feinen politiſchen Beſtrebungen der Jahre 1878-1880 
als dritter und abſchließender Stufe und der von ihm 1863-1870 getätigten 
äußern nationalen Einigung und Verfaſſungsgeſetzgebung wahrzunehmen iſt. 

IV, 3. Die Zitate teils aus „Politiſche Reden“, teils aus Hofmann, 
„Fürſt Bismarck“. 

Nicht berückſichtigt, auch nicht für die zweite Auflage, wurde die zum Jahr⸗ 
hundertgedächtnis herausgekommene Feſtliteratur. Nach reiflicher Überlegung 
machte ich auch keine Ausnahme für die Schrift von Erich Marcks, für ſie 
nicht, um nicht in verehrungsvoller Achtung vor dem Meiſter unſerer wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Bismarckforſchung die Geſchloſſenheit und Selbſtändigkeit meiner 
Auffaſſung von Bismarcks Entwicklung vor der Zeit ihrer vermutlich ſchwerſten 
Belaſtungs probe auszuſetzen. 


Namenverzeichnis 


Achenbach, preußiſcher Handelsminiſter 
284 290 

Albert, Prinzgemahl 129 

Albrecht, Erzherzog 222 224 

Alexander v. Battenberg, Fürſt von 
Bulgarien 342 

Alexander II., Zar von Rußland 116 
119 129 150 152 160 168 222 226 
229 267 268 270 

Alexander III., Zar von Rußland 212 341 

Alvensleben, Graf, pr. Staats mann ro 

Alvensleben, preußiſcher General 151 

Andraſſy, Graf Julius 210 267 276 
294 298 341 

Antonelli, Kardinalſtaatsſekretär 243 
247 

Arnim⸗Boitzenburg, Graf, Regierungs- 
präſident 24 

Arnim, Oskar v., Bismarcks Schwager 
29 30 

Arnim, Graf Harry, preußiſcher Staats⸗ 
mann 273 

Auguſta, Kaiſerin 115 117 130 f. 218 
225 280 


Bauer, Bruno, Theologe 29 

Bayer v., badiſcher Kriegsminiſter 219 

Ba zaine 229 

Bebel 212 244 278 

Beckedorf v., Präſident des preußiſchen 
Landes öko nomiekollegiums 30 

Beckerath, liberaler Politiker 67 

Beethoven 31 


Belo w⸗Hohendorff v., konſervativer Po⸗ 
litiker 131 

Benedek, öſterreichiſcher Heerführer 170 

Benedetti, franzöſiſcher Botſchafter in 
Berlin 167 225 227 

Bennigſen 168 194 229 283 286 287 
290 295 306 

Bernſtorff, Graf, preußiſcher Miniſter 
des Aus wärtigen 129 132 139 144 

Bethmann⸗Hollweg v., Begründer der 
preußiſchen „Wochenblatts“⸗Partei 
69 115 349 350 

Beuſt, Freiherr v., ſächſiſcher, dann 
öſterreichiſcher Miniſter 145 203 f. 205 
206 210 213 222 231 244 254 

Bismarcks Vorfahren 13 

— Eltern 11 

— Mutter 13 14 15 18—20 21 27 102 

— Vater 13 14 19 34 

— Schweſter Malwine 30 32 

— Bruder Bernhard 16 28 

— Frau 34 35 39 f 80 134 353 

— Sohn Herbert 303 

Bismarck⸗Bohlen, Gräfin 27 

Blanckenburg, Moritz v. 28 31 33 54 
66 276 

— Marie v., geb. Thadden 30 32 33 
34 35 134 

— Moritzens Vater 34 

Bleichröder, Bismarcks Bankier 309 

Bockum⸗Dolffs, Vizepräſident des preu⸗ 
ßiſchen Abgeordnetenhauſes 142 153 


364 

Bo delſchwingh, Freiherr v., preußiſcher 
Miniſter 58 

Bötticher v., preußiſcher Staatsminiſter 
und Staatsſekretär 335 338 

Bonnell, preußiſcher Schulmann 15 

Boulanger 347 

Brandenburg Graf v. 62 77 

Bratianu, rumäniſcher Staatsmann 211 
212 

Bray, Graf, bayeriſcher Miniſter 221 
222 230 231 232 240 

Bucher, Lothar 182 

Bülo w⸗Cummerow v., Publi ziſt 30 

Buol⸗Schauenſtein, Graf v., öſter⸗ 
reichiſcher Miniſter des Aus wärtigen 
84 96 101 107 114 

Byron 31 


Camphauſen, preußiſcher Finanzminiſter 
218 250 273 274 284 288 290 
Canitz, Freiherr v., preußiſcher Ge 

ſandter in Darmſtadt 86 
Cavour 123 130 
Charlotte, Mutter Alexanders II. 119 
Clarendon, engliſcher Staatsſekretär für 
das Aus wärtige 212 
O'Connell 23 25 


Dagmar, däniſche Prinzeſſin, Gemahlin 
Alexanders III. 212 

Dahlmann 22 

Dalwigk, Freiherr v., heſſiſcher Miniſter 
86 209 254 

Delbrück, Rudolf v. 82 163 198 2o1f. 
218 255 273 274 278 279 306 

Oroſte⸗Viſchering, Clemens Auguſt v., 
Er zbiſchof von Cöln 52 

Drouyn de Lhuys 152 166 


Engels, Mitarbeiter von Karl Marx 213 
Er nſt II., Her zog von Koburg⸗Gotha 129 


154 
Eugenie, Gemahlin Napoleons III. 116 
Eulenburg, Friedrich v., preußiſcher 
Miniſter des Innern 154 218 250 
255 273 274 284 290 


Namenverzeichnis 


Falk, preußiſcher Kultusminiſter 250 
265 273 274 285 293 

Ferdinand II., Kaiſer 106 

Feuerbach, Philoſo ph 29 

Fleury, franzöſiſcher General 212 

310, franzöſiſcher Botſchafter in Peters⸗ 
burg 269 

Franckenſtein, Freiherr v. 304 

Franz Joſeph, Kaiſer von Sſterreich 
64 84 120 154 f. 160 161 169 171 
172 203 204 207 224 229 267 297 
298 341 

Friedrich II., König von Preußen 13 74 
77 238 

Friedrich v. Auguſtenburg, Prätendent 
auf Schles wig⸗Holſtein 157 158 159 f. 
166 

Friedrich, Großherzog von Baden 217 

Friedrich, Prinz von Hohenzollern 223 

Friedrich Wilhelm I., König von Preu⸗ 
ßen 13 

— — II., König von Preußen 97 

— — III., König von Preußen 13 

— — IV., König von Preußen 30 52 f. 
57 61 63 65 76 85 91 96 101 III 113 
131 

— — Kronprinz von Preußen 154, 
als Kaiſer Friedrich III. 336 

— —1., Kurfürſt von Heſſen 75 127 
144 206 

Frieſen, Freiherr v., ſächſiſcher Miniſter 
192 193 


Gablentz, Anton v., 169 

Gagern, Heinrich v. 71 73 

Galimberti, Kardinal 345 

Gambetta 229 242 243 

Garibaldi 241 

Georg V., König von Hannover 206 
207 253 

Gerlach, die Brüder v. 38 61 62 65 
85 IOI 113 339 

— Leopold v. 56 66 67 77 78 79 82 
84 89 90 96 99 100 103 110 

— Ludwig v. 54 55 56 63 66 76 353 


Namenver zeichnis 


Giers, ruſſiſcher Miniſter des Aus wär⸗ 
tigen 341 

Görres 164 

Goethe 12 

Goltz, Graf Karl v., preußiſcher Bot⸗ 
ſchafter in Paris 158 f. 

Gontaut⸗Biron, franzöſiſcher Botſchafter 
in Berlin 267 269 270 285 

Gortſchakow, Fürſt, ruſſiſcher Staats; 
kanzler 83 115 116 119 122 133 
150 152 160 226 227 228 231 266 
270 294 341 

Grabow, Praͤſident des preußiſchen 
Abgeordnetenhauſes 153 

Gramont, Herzog v., franzöſiſcher Bot⸗ 
ſchafter in Wien, dann Miniſter des 
Aus wärtigen 162 224 225 226 227 

Gruner, Unterſtaatsſekretär a. D. 282 


Haller 31 

Hanotaux, franzöſiſcher Miniſter d. Aus; 
wärtigen 243 

Hanſemann, David 24 60 61 

Heeren 17 

Hegel 22 

Helldorf⸗Bebra v., preußiſcher Kon⸗ 
ſervativer 325 337 

Herrmann, Präſident des preußiſchen 
Oberkirchenrats 285 

Heydt von der, preußiſcher Finanz⸗ 
miniſter 216 218 

Hoffmann, Staats ſekretär d. Innern 335 

Hohenlohe-Schillingsfürſt, Chlodwig 
Fürſt v. 202 f. 204 217 221 284 

Holnſtein, Graf, Oberſtallmeiſter König 
Ludwigs II. 232 


Iſabella, Königin von Spanien 21 


Jean Paul 31 

Jörg, Edmund, bayeriſcher Politiker 
164 207 f. 212 243 

Johann, König von Sachſen 192 206 


Karl V., Kaiſer 99 184 
Karl, Fürſt von Rumänien 2ıı 
Karl, König von Württemberg 222 


365 

Karl Anton, Fürſt von Hohenzollern 
129 223 224 225 226 227 

Karol yi, Graf, öſterreichiſcher Botſchafter 
in Berlin 145 147 149 169 

Katharina II. 91 

Keudell v., deutſcher Botſchafter in 
Rom 283 

Ketteler, Wilhelm Emanuel v., Biſchof 
von Mainz 247 

Keyſerling, Graf 23 

Kleiſt⸗Retzow, Hans v. 61 62 64—66 
75 77 79 175 

Klenze, hannoverſcher Generalſteuer⸗ 
direktor 102 

Ko pp, Biſchof von Hildesheim 345 

Krätzig, Präſident der Katholiſchen Ab⸗ 
teilung 249 

Krementz, Biſchof von Ermland 263 

Krüger, Bildnismaler 15 


Lamennais 49 

Lasker, Eduard 282 282 

Laſſalle 148 277 312 

Lebrun, franzöſiſcher General 224 

Lefebre de Béhaine, franzöſiſcher Bot⸗ 
ſchafter am Vatikan 346 

Leo XIII. 290 298 325 345 346 

Leonhardt, preußiſcher Juſti zminiſter 
218 

Leo pold, Erbprinz von Hohenzollern 
211 223 224 225 226 

Liebknecht 212 278 

Lippe, Graf zur, preußiſcher Juſtiz⸗ 
miniſter 154 218 

Ludwig II., König von Bayern 219 
221 223 227 232 303 

Ludwig XIII. und XIV., Könige von 
Frankreich 110 


Mac Mahon 267 

Mallinckrodt v., Oberregierungsrat in 
Aachen 26 

Manteuffel, Otto v., preußiſcher Mi⸗ 
niſterpräſident 62 65 71 77 80 84 
85 86 89 100 Tor 102 107 114 175 
117 120 157 339 


366 Namenverzeichnis 


Marx, Karl 213 Prittwitz, preußiſcher General 58 

Maybach, Albert, preußiſcher Eiſen⸗ | Probft, württembergiſcher Politiker 209 
bahnminiſter 277 310 Prokeſch⸗Oſten, Graf v., öſterreichiſcher 

Maximilian I., Kaiſer 184 Geſandter in Berlin, dann öfterreichiz 

Menden, Otto (Bismarcks Großvater) ſcher Präſidialgeſandter am Bunde 
13 14 87 94 

Mensdorff-Pouilly, Graf v., öſterr. Mi⸗ Puttkamer v. (Bismarcks Schwieger⸗ 
niſter des Auswärtigen 163 164 vater) 36 

Menzel, Wolfgang 77 Puttkamer v., preußiſcher Kultus mini⸗ 

Metternich, Clemens Fürſt, öſterreichi⸗ ſter 293 


ſcher Staatskanzler 50 57 93 94 160 

Metternich, Richard Fürſt, öfterreichifcher 
Botſchafter in Paris 145 

Miquel 194 326 

Mirabeau 23 25 

Mittnacht v., württembergiſcher Mi⸗ 
niſterpräſident 222 


Rado witz, preußiſcher General und 
Miniſter des Aus wärtigen 63 72 
73 75 76 77 78 79 82 100 101 

— Sohn des vorigen 269 

Räß, Andreas, Biſchof von Straßburg 49 

Rechberg, Graf, öſterreichiſcher Präſi⸗ 

Moltke 170 dialgeſandter in Frankfurt, dann 

Montebello, Herzog v., franzöſiſcher öſterreichiſcher Miniſter des Aus wär⸗ 
Botſchafter in Petersburg 119 tigen 109 113 114 149 150 152 154f. 

Motley (Jugendfreund Bismarcks) 28 | 156 158 160 161 162 163 164 298 

Mühler v., preuß. Kultusminiſter 250 Reichens perger, Peter, Mitbegründer 

der Zentrums partei 239 

Rocho w, General v., preußiſcher Ge⸗ 
ſandter in Petersburg 79 81 

Ro dbertus 312 

Roon v., Albrecht, preußiſcher Kriegs⸗ 
miniſter 126 131 134 137 138 142 
153 218 231 256 


Napoleon I. 12 30 45 46 170 339 

Napoleon III. 83 91 111 116 118 120 
133 138 150 151 f. 154 155 156 
166 169 171 172 203 204 205 209 
210 212 213 222 224 225 226 227 
269 300 


Ni I., ö 
e . Savigny v., preußiſcher Geſandter am 


Bundestag, Mitbegründer der Zen; 
trums partei 101 108 181 192 197 244 
Schäffle, Nationalökonom 315 
Schleiermacher 18 
Schleinitz, Freiherr v., preußiſcher Mi⸗ 
niſter des Auswärtigen 117 118 119 
122 125 128 132 
Schmerling, Ritter v., öſterreichiſcher 
Miniſter des Innern 149 f. 155 162 


Orlow, Fürſt und Fürſtin 134 


Pato w, preußiſcher Miniſter 61 

Peel, Robert 23 25 

Perglas, Baron v., bayeriſcher Geſandter 
in Berlin 285 

Peter, Großherzog von Oldenburg 217 

Peters, Karl 344 

Pfordten von der, bayeriſcher Miniſter⸗ 
präſident 253 

Pius IX. 211 242 243 290 

Plamann, Leiter einer Erziehungs; 
anſtalt 15 16 17 

Platen, Graf, hannoverſcher Miniſter 
des Aus wärtigen 84 146 253 


164 
Schrenck, bayeriſcher Miniſter 360 
Schwarzenberg, Fürſt Felix, öſterreichi⸗ 
ſcher Minifterpräfident 64 73 75 
77 82 83 97 106 164 246 
Simſon, Eduard 67 


Namenver zeichnis 


Spiegel, Graf, Erzbiſchof von Cöln 51 

Stahl, Julius 65 75 

Stocker, Hofprediger, preußiſcher kon⸗ 
ſervativer Politiker 325 

Stockhauſen v., preußiſcher Kriegs⸗ 
miniſter 65 

Sto ſch v., preußiſcher General 282 

Strauß, David 29 

Suckow v., württembergiſcher Kriegs⸗ 
miniſter 219 222 


Thadden⸗Trieglaff v., preußiſcher kon⸗ 
ſervativer Politiker 31 34 70 

Thiers 267 

Thun, Graf, öſterreichiſcher Präſidial⸗ 
geſandter am Bunde, dann öſter⸗ 
reichiſcher Geſandter in Berlin und 
Petersburg 82 83 87 147 

Tiedemann, Chriſto ph v., Chef der 
Reichskanzlei 263 279 284 285 

Treitſchke 22 


Unruh, Viktor v., preußiſcher liberaler 
Politiker 124 


Varnbüler, Freiherr v., württembergi⸗ 
ſcher Miniſter des Aus wärtigen 254 

Varnhagen von Enſe, Publiziſt 22 

Vicari, Hermann v., Erzbiſchof von 
Freiburg 104 


367 

Viktor Emanuel I., König von Italien 
210 211 222 242 248 

Viktoria, Königin von England 160 168 

Vincke, Freiherr v., preußiſcher liberaler 
Politiker 59 67 142 

Virchow, Mediziner und preußiſcher 
liberaler Politiker 221 


Wagener, Hermann, Hauptredakteur 
der „Kreuzzeitung“ 70 153 312 
Wagner, Freiherr v., württembergiſcher 
Kriegs miniſter 219 

Weitling, ſo zialiſtiſcher Agitator 46 

Wilhelm I., König von Preußen, Deut⸗ 
ſcher Kaiſer 60 110 111 113 117 129 
130 131 132 133 137—139 140 142 
152 153 158 160 161 165 168 172 
174 176 179 223 224 225 226 227 
231 232 233 241 266 267 272 273 
282 283 284 285 287 288 291 298 
311 317 335 f. 341 345 347 

Wilhelm II., König von Preußen, Deutz 
ſcher Kaiſer 58 143 336338 347 f. 
350f. 

Wilhelm I., König von Württemberg 


172 
Wilhelm V., König von Holland 203 
Windthorſt 20 103 207 208 252—255 
269 278 325 351 
Wollmann, Religionslehrer 263 


Druckfehler⸗Ber ichtigung 
Lies S. 149 3. 4 Karolyi ſtatt Kalnoky. 


5465 


Die deutſche Volks wirtſchaft und ihre Wandlungen im 


letzten Vierteljahrhundert. Bearbeitet auf Grund der Ergeb⸗ 
niſſe der Berufs- und Betriebszählungen von 1882, 1895, 1907. Von 
Dr. G. Neuhaus, Direktor des Statiſtiſchen Amtes der Stadt Cöln. 
Erſter Band: Die berufliche und ſoziale Gliederung des 
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Zweiter Band: Landwirtſchaft und Gewerbe. gr. 8° (XVI u. 
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Das Werk hat als dauernde Zuſammenfaſſung der dem 
Weltkrieg vorausgegangenen Wirtſchaftsepoche unvergäng⸗ 
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Volksvereins-Verlag GmbH., M. Gladbach 
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